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KAPITEL I
EINLEITUNG
1 Bedeutung des Factorings in Österreich und Zielsetzung der Arbeit
Betrug das jährliche Umsatzvolumen für Inlands-Factoring im Jahr 2002 in 
Österreich lediglich knapp EUR 2 Mrd1, so hat sich dieses bis ins Jahr 2007 mit stark 
steigender Tendenz mehr als verdoppelt.2 In 2008 stieg das Volumen des 
Factoringumsatzes in Österreich trotz der einsetzenden weltweiten Finanzkrise um 
knapp 20% auf über EUR 6,3 Mrd.3 Die wirtschaftliche Bedeutung des Factorings 
als modernes Finanzierungsinstrument hat in Österreich damit in den letzten Jahren 
an Bedeutung gewonnen, verdeutlicht durch den Neueinstieg bzw die Gründung von 
neuen Factoringbanken verdeutlicht.4 Seit seiner erstmaligen Einführung5 in 
Österreich 1965 durch die International Factors Austria GmbH (heute die Factorbank 
AG) hat sich Factoring als Finanzierungsinstrument neben dem durch Zessionen 
besicherten Kontokorrentkredit (Zessionskredit) im Bereich der kurzfristigen 
Finanzierung für ausstehende Buchforderungen bei KMUs etabliert. Den Markt 
teilen sich in Österreich im Wesentlichen die Intermarket Bank AG mit dem größten 
Marktanteil, die Factorbank AG sowie die VB Factoring Bank AG auf. Seit 2007 ist 
auch die Coface Gruppe in geringerem Ausmaß im österreichischen Factoringmarkt 
tätig und seit 2008 die Raiffeisen Factor Bank AG. Die in Österreich tätigen
                                               
1 Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 26; Haeseler/Greßl, Leasing und Factoring 102.
2 Die Intermarket Bank AG (Pressemeldung, www.intermarket.at (22.1.2008)) spricht von 
einem Umsatzvolumen in Höhe von EUR 5,3 Mrd; vgl für das Jahr 2006 auch Prognosen in 
Hofstädter, ÖBA 2005, 33. Zum Vergleich betrug der weltweite Factoringumsatz im Jahr 2005 EUR 
1.017 Mrd, siehe Haeseler/Greßl, Leasing und Factoring 100.
3 Factoring-Markt in Österreich 2008 um 19 Prozent gewachsen, Pressemeldung, 
www.wirtschaftsblatt.com (19.1.2009). Der Vorsitzende des österreichischen Factoringverbandes geht 
in dieser Pressemeldung aufgrund des erhöhten Liquiditätsbedarfs von Unternehmen im 
Zusammenhang mit der Finanzkrise und restriktiverer Vergabe von konventionellen Krediten von 
einem weiteren starken Anstieg des Factoringvolumens in Österreich aus. 
4 Die Factoringquote (Factoringumsatz im Vergleich zum BIP) ist in Österreich trotz der 
positiven Entwicklung immer noch weit geringer als in Großbritannien, Italien, Frankreich oder 
Spanien. Vgl Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 20ff; Ulbrecht, Als Sanierungsinstrument ist 
das Factoring völlig ungeeignet, www.handelsblatt.com (22.3.2007).  
5 Vgl aber Kapitel II 6.5.2. bzgl dem Buchforderungsescompte als rechtlicher Vorgänger des 
Factorings in Österreich. Geschichtlich wurden Vorläufer des Factorings bis in babylonische Zeiten 
zurückgefolgt, vgl Sykora, Factoring 25.
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Factoringbanken sind speziell auf diese Sparte des Bankgeschäfts fokussiert und 
betreiben im Wesentlichen keine anderen Bankgeschäfte. Deren Anteilseigner sind 
überwiegend die in der österreichischen Finanzlandschaft vertretenen Großbanken, 
wobei im Fall der Intermarket Bank AG auch ausländische Banken Aktionäre sind.6
Der OGH hat in eine Reihe von Entscheidungen7 der letzten Jahre zur 
rechtlichen Einordnung des Factoring und den Konsequenzen bei Konkurs des 
Factorkunden Stellung genommen. Im Vergleich zum Umfang der Rsp zum 
Kontokorrentkredit bzw zum Zessionskredit, blieb die Bedeutung des Factoring für 
die Jud als auch für die Lehre trotz der Häufung von relevanten Entscheidungen in 
den letzten Jahre8 trotzdem gering. Zur zivilrechtlichen Einordnung des Factorings
hat der OGH ausgesprochen, dass „die in Österreich üblichen Factoring-Verträge als 
Kaufverträge zu beurteilen seien, wobei diese Ansicht auch der herrschenden Lehre 
entspreche.“9 Die Rechtsnatur des Factorings wurde nach der hRsp10 damit als
Kaufvertrag qualifiziert, wodurch kein Publizitätsakt zur Gültigkeit der einzelnen 
Zessionen – wie im Fall einer Sicherungszession vorgeschrieben – notwendig sein 
soll. Das Hauptaugenmerk der Entscheidungen des OGH lag allerdings auf der
konkursrechtlichen und anfechtungsrechtlichen Behandlung des Factorings. Im 
Vergleich zum Zessionskredit wurde das Factoring in der Tendenz als ein 
                                               
6 Die Factorbank AG ist eine 100%ige Tochter der Bank Austria Creditanstalt AG (bis 2007 
waren auch die Raiffeisen Zentralbank AG und die Oberbank AG Aktionäre); Großaktionäre der 
Intermarket Bank AG sind die BRE Bank SA als Mehrheitsaktionär, die Erste Bank der 
oesterreichischen Sparkassen AG, die Coface Austria Kreditversicherung AG und mehrere 
Ländersparkassen; die VB Factoring Bank AG gehört als 100%ige Tochter der Volksbank AG zur 
Volksbank Gruppe; die öst Tochter der Coface Gruppe ist Teil einer international tätigen 
Finanzgruppe mit Spezialisierung auf Forderungsmanagement und Factoring; die Raiffeisen Factor 
Bank AG ist eine 100%ige Tochter der Raiffeisen Zentralbank AG.
7 OGH 8 Ob 619/92, ecolex 1995, 22 (Fischer-Czermak) = ÖBA 1995, 216 (Iro) = RdW 1995, 
56 = ZIK 1995, 26; OGH 2 Ob 504/94, SZ 67/29 = ÖJZ 1994/143 (EvBl) = ecolex 1994, 311 = ÖBA 
1994, 810; OGH 2 Ob 2147/96s, ecolex 1999, 169 = ÖBA 1999, 472 (Bollenberger) = RdW 1998, 
744 = ZIK 1998, 166; OGH 8 Ob 271/98f, ÖBA 1999, 838 = ZIK 1999, 96; OGH 2 Ob 114/99z, 
ecolex 2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164; 6 Ob 17/02x, ÖBA 2003, 612 
= RdW 2003, 262 = ZIK 2003, 96; OGH 10 Ob 29/07y, ecolex 2007, 765 = ÖBA 2008, 56 (König) = 
ZIK 2007, 203.
8 Diese Häufung ging mit der aufsteigenden wirtschaftlichen Bedeutung des Factorings im 
Wirtschaftsverkehr einher.
9 OGH 2 Ob 114/99z, ecolex 2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164.
10 OGH 2 Ob 504/94, SZ 67/29 = ÖJZ 1994/143 (EvBl) = ecolex 1994, 311 = ÖBA 1994, 810; 
8 Ob 271/98f, ÖBA 1999, 838 = ZIK 1999, 96;  2 Ob 114/99z, ecolex 2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = 
ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164; zuletzt OGH 6 Ob 17/02x, ÖBA 2003, 612 = RdW 2003, 262 = ZIK 
2003, 96; abw in OGH 8 Ob 619/92, ecolex 1995, 22 (Fischer-Czermak) = ÖBA 1995, 216 (Iro) = 
RdW 1995, 56 = ZIK 1995, 26.
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„anfechtungsfesteres“ Finanzierungsinstrument angesehen.11 Teilweise wurde die 
Anfechtbarkeit von einzelnen Zessionen von Geschäftsforderungen an den Factor 
(Factoringgeschäfte) innerhalb der kritischen Frist, im Fall eines „unechten“ 
Factoringvertrags, welcher außerhalb der Anfechtungsfristen abgeschlossen wurde, 
für die in öst typischen Factoringverhältnisse bereits prinzipiell verneint.12
Aufgrund der zahlreichen Ähnlichkeiten des Factorings und des 
Zessionskredits und der dadurch entstehenden Überschneidungen in der 
konkursrechtlichen und anfechtungsrechtlichen Behandlung kann in einer Reihe von 
Fällen auf Lösungen des OGH und der Lehre zu diesem verwandten 
Finanzierungsinstrument Bezug genommen werden. Auf die Unterschiede zum 
Zessionskredit und eine eingehende anfechtungsrechtliche Analyse des Factorings 
wurde in der Lehre allerdings seit der genaueren Behandlung Iros13 nicht mehr 
umfänglich eingegangen. Eine genauere Analyse der seit damals weiterentwickelten 
OGH-Rsp ist demnach, insbesondere für das Anfechtungsrecht, in Anbetracht der 
zunehmenden wirtschaftlichen Bedeutung dieses Finanzierungsinstruments mE 
sinnvoll. Eine eingehende Untersuchung der Rechtslage ist auch aufgrund der seit 
langer Zeit bestehenden unterschiedlichen Rechtsauffassungen zu Kernproblemen 
der konkursrechtlichen und anfechtungsrechtlichen Behandlung des Factorings in der 
öst Lit und Jud angebracht. Insbesondere König14 hat die hM zur konkursrechtlichen 
Behandlung des Factoring mehrmals kritisiert. Für die zivilrechtliche und damit 
konkursrechtliche Behandlung in Österreich ebenso bedeutend ist mE die von der öst 
hM abweichenden hA in Deutschland. Der Factoringvertrag15 wird in Deutschland 
als gemischter Vertrag mit Geschäftsbesorgungs- und Kreditvertragselementen 
angesehen. Daraus ergeben sich in Deutschland andere konkursrechtliche 
Konsequenzen für das Factoring, welche auf die praktische Ausgestaltung von 
                                               
11 Vgl Schlussfolgerungen in Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/133ff; 
Fischer-Czermak, ecolex 1995, 89; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 99ff; 
Riss, ÖBA 2006, 425ff; krit König, ZIK 1996, 1ff; König, Anfechtung³ Rz 11/47. 
12 So zB Fischer-Czermak, ecolex 1995, 92.
13 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/133ff.
14 König, ZIK 1996, 1ff; König, Anfechtung³ Rz 11/47; König, Factoring, in Gerhard-FS,
486ff.
15 Zumindest das unechte Factoring, teilweise aber auch das echte Factoring; vgl Kapitel II 
6.1f.
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Factoringverträgen in Deutschland Einfluss haben.16 Aufgrund unterschiedlicher 
Ausgestaltung der praktisch relevanten Anfechtungstatbestände in Österreich und 
Deutschland, ist dagegen die dt Lehre und Rsp zur Anfechtbarkeit des Factorings für 
die öst Rechtslage weniger interessant.
Die vorliegende Arbeit setzt sich das Ziel eine umfassende Analyse der 
zivilrechtlichen Einordnung und der konkursrechtlichen Behandlung des Factorings
und der einzelnen Factoringgeschäfte bei Eröffnung des Konkurses vorzunehmen. 
Kern der Arbeit stellt die anfechtungsrechtliche Behandlung nach den §§ 27ff KO 
dar, insbesondere die in der Praxis wichtigsten Anfechtungstatbestände des § 31 Abs 
1 Z 2 Fall 1 und Fall 2 KO. Soweit notwendig werden Querverbindung zum 
Zessionskredit bzw zum ungesicherten Kontokorrentkredit und die zu diesem 
Finanzierungsinstitut bestehende Rsp und Lehre aufgezeigt.
2 Aufbau der Arbeit
Die richtige konkursrechtliche Behandlung setzt die korrekte rechtliche 
Einordnung des Factoringgeschäfts voraus. In Kapitel II werden die verschiedenen 
möglichen Ausgestaltungen des Factoringvertrags und dessen Rechtsnatur analysiert. 
Dabei ist die Unterscheidung zwischen den in der Praxis vertraglich relevanten 
Ausgestaltungen, dem „unechten“ Factoring und „echten“ Factoring von Bedeutung. 
Je nach vertraglicher Ausgestaltung klassifizieren unterschiedliche Meinungen in 
Lehre und Rsp das Factoring eher als Kaufvertrag oder Kreditvertrag, wobei 
Hauptstreitpunkt die Einordnung des unechten Factorings ist. Als Folge ist für das 
unechte Factoring der Sicherungscharakter der einzelnen im Rahmen des Factorings
vorgenommenen Zessionen strittig. Nach früheren Äußerungen in der öst Lehre17 zur 
rechtlichen Einordnung des Factorings, welche im Wesentlichen der dt Rsp folgte,
veröffentlichten Welser/Czermak18 1985 ein längeres Gutachten, dass die 
kaufrechtliche Einordnung des Factoring betont und auf das der OGH in seiner 
                                               
16 Die Bedeutung des in Österreich vorherrschenden unechten Factorings ist in Deutschland 
gering: vgl Kapitel II 2.3. In Deutschland wird zu 90% echtes Factoring abgewickelt, vgl Binder-
Degenschild/Schandor, Factoring 17.
17 Schinnerer/Avancini, Bankverträge³ II 79f; Schinnerer, ÖBA 1979, 481; vgl auch Koziol, 
QuHGZ 1972, 313 mit Schlussfolgerung, dass Factoring ein gemischter Vertrag mit 
kreditvertraglichen und Auftragselementen ist. Krit bereits früh Jud, QuHGZ 1981/3, 45; Kamper, 
Factoring 62ff.
18 Welser/Czermak, RdW 1985, 137.
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stRsp19 bis heute zurückgreift. In Deutschland hingegen war die Diskussion um die 
rechtliche Einordnung nach mehrfacher Äußerung des BGH20 Anfang der 80er mit 
gegenteiligem Ergebnis beendet. Der BGH folgte damals der hM in der Lehre21, 
welche beim unechten Factoring von einem Kreditvertrag bzw atypischen 
Darlehensvertrag gemäß § 607 BGB aus ging. In Österreich wurde vom OGH 
abweichend von dessen stRsp lediglich in einem Fall eines als „untypisch“
klassifizierten Factoringvertrags22 die Einordnung als Kreditvertrag angenommen.
In Kapitel III der Arbeit steht die konkursrechtliche Behandlung des 
Factoringvertrags sowie der einzelnen im Rahmen des Factorings vorgenommenen 
Zessionen im Vordergrund. Einerseits ist fraglich, ob aufgrund der rechtlichen 
Einordnung des Factoringvertrags, dieser automatisch mit Konkurseröffnung 
wegfällt, oder ob dieser als zweiseitiger Vertrag gemäß § 21 KO vom 
Masseverwalter beendet werden kann. Die in Österreich vorherrschenden AGB (bzw 
Allgemeine Factoringbedingungen – AFB) geben dem Factor die Möglichkeit zur 
Kündigung des Vertrags bei Konkurseröffnung über das Vermögen des Factoring-
Kunden.23 Die konkursrechtliche Behandlung des Factoringvertrags ist demnach 
insbesondere für im Rahmen des Factoringvertrags erfolgte Zessionen im Zeitraum 
zwischen Konkurseröffnung und einer Vertragskündigung durch den Factor bzw
Masseverwalter relevant. Geht man von einem automatischen Wegfall des
Factoringvertrags mit Konkurseröffnung aus, ist lediglich die Behandlung von vor 
Konkurseröffnung (zumindest dem Grunde nach) entstandener Forderungen von 
Bedeutung. Das Schicksal solcher Forderungen ist insbesondere strittig, wenn 
                                               
19 OGH 2 Ob 504/94, SZ 67/29 = ÖJZ 1994/143 (EvBl) = ecolex 1994, 311 = ÖBA 1994, 810; 
8 Ob 271/98f, ÖBA 1999, 838 = ZIK 1999, 96;  2 Ob 114/99z, ecolex 2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = 
ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164; zuletzt OGH 6 Ob 17/02x, ÖBA 2003, 612 = RdW 2003, 262 = ZIK 
2003, 96.
20 BGH VIII ZR 170/71, BGHZ 58, 364 = NJW 1972, 1715; BGH VIII ZR 169/76, BGHZ 69, 
254 = NJW 1977, 2207 = WM 1977, 1198; BGH VIII ZR 149/80, BGHZ 82, 50 = MDR 1982, 481 = 
NJW 1982, 164; BGH VIII ZR 97/86, BGHZ 100, 353 = NJW 1987, 1878 = WM 1987, 775.
21 Für die alte hM vgl Montenbruck, MDR 1971, 542; Serick, Eigentumsvorbehalt IV 546ff; 
Roth, Jura 1979, 298; Serick, NJW 1981, 794, Canaris, NJW 1981, 250f; Canaris, Bankvertragsrecht²
Rz 1655.
22 OGH 8 Ob 619/92, ecolex 1995, 22 (Fischer-Czermak) = ÖBA 1995, 216 (Iro) = RdW 
1995, 56 = ZIK 1995, 26.
23 Vgl Factoringbedingungen Anhang A.II.31; B.II.9.2; C.I und C.II.9.1.
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Forderungen vom Drittschuldner noch nicht bezahlt wurden bzw Forderungen erst 
nach Konkurseröffnung (vollinhaltlich) werthaltig entstehen.
Die Kapitel IV bis VII sind das Kernstück der Arbeit und behandeln die 
Anfechtung des Factoringvertrags bzw einzelner Factoringabwicklungen. In Kapitel 
IV werden zunächst für alle Anfechtungstatbestände der §§ 27ff KO gemeinsame
Voraussetzungen erörtert. Dabei steht die Frage, welche Rechtshandlung beim 
Factoring der Anfechtung unterliegen kann, die von der hM24 als allgemeine 
Voraussetzung angesehene Befriedigungstauglichkeit und Gläubigerbenachteiligung
sowie der Anfechtungsanspruch und der Gegenanspruch des Anfechtungsgegners im 
Mittelpunkt des Kapitels. 
Fokus des Kapitel V ist die Anfechtung nach § 31 KO. Dabei ist für die 
Anfechtung nach § 31 Abs 1 Z 2 Fall 1 KO (in Folge kurz: § 31 Fall 1 KO) aufgrund 
von Deckungshandlungen gegenüber Konkursgläubigern entscheidend, wann die 
einzelnen Zessionen als Sicherstellungshandlung endgültig vorgenommen wurden. 
Dh es ist fraglich, ob der relevante Anfechtungszeitpunkt derjenige der
Globalzession bei Abschluss des Factoringvertrags ist und damit im Regelfall 
außerhalb der kritischen Frist des § 31 KO fällt oder erst ein späterer Zeitpunkt. Zu 
analysieren ist in diesem Zusammenhang auch die Rsp und Lehre zur Nicht-
Anfechtbarkeit von Zug-um-Zug-Geschäften. Für die Anfechtung des § 31 Abs 1 Z 1 
Fall 2 KO (in Folge kurz: § 31 Fall 2 KO) ist zunächst zu entscheiden, ob eine 
Zession als Verfügungsgeschäft überhaupt als nachteiliges Rechtsgeschäft der 
Anfechtung unterliegt. Geht man für die einzelnen Factoringabwicklungen von der 
Möglichkeit der Anfechtung nach § 31 Fall 2 KO aus, ist einerseits die prinzipielle
Nachteiligkeit des Factoringverhältnisses für die Gläubiger des Factoringkunden
fraglich, andererseits die Höhe des potentiellen Anfechtungsanspruchs bei 
Vorhandensein von zahlreichen anfechtbaren Forderungen im Anfechtungszeitraum.
Ferner werden in Kapitel V die Möglichkeit der Anfechtung der Herbeiführung einer 
Aufrechnungslage bzw der Unterlassung der Kündigung des Factoringvertrags 
behandelt.
                                               
24 Vgl etwa Vgl Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 27 Rz 
43; Widhalm, Kontokorrentkredit 7; König, Anfechtung³ Rz 5/1; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 27 Rz 68; vgl Kapitel IV 3f.
KAP I/7
Kapitel VI und VII gehen auf die speziellen anfechtungsrechtlichen Fragen
bei den für die Praxis im Vergleich zu § 31 KO weniger relevanten 
Anfechtungstatbeständen § 30 KO und § 28 KO ein. Dabei sind für die Anfechtung 
aufgrund § 30 KO wegen Begünstigungsabsicht oder inkongruenter Deckung 
insbesondere Deckungen des Factors im Factoringverhältnis bedeutend, die einer 
regelkonformen Abwicklung nicht entsprechen. So zB die Bevorschussung nicht 
werthaltiger Forderungen oder Factoringgeschäfte nach Änderung von
Factoringbedingungen innerhalb der Anfechtungsfrist. Für die Anfechtung aufgrund 
Benachteiligungsabsicht nach § 28 KO müssen weitere außergewöhnliche, Betrug 
nahe kommende Umstände hinzutreten, die für das anfechtungsrechtliche 
Behandlung des Factoring nur in Ausnahmesituationen gegeben sein werden. 
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KAPITEL II
DER FACTORINGVERTRAG
1 Einleitung
In der österreichischen Rechtsordnung findet sich die einzige gesetzliche 
Definition25 des Factorings in Art I § 1 Abs 1 Z 16 BWG, der die Bestimmung des 
§º1 Abs 1 Z 12 KWG unverändert übernommen hat und Factoring als den „Ankauf 
von Forderungen aus Warenlieferungen oder Dienstleistungen, die Übernahme des 
Risikos der Einbringlichkeit solcher Forderungen – ausgenommen die 
Kreditsicherung – und im Zusammenhang damit der Einzug solcher Forderungen 
(Factoringgeschäft)“ bezeichnet. Diese Definition ist unzureichend, da sie zwar 
typische Elemente verschiedener Factoringverträge hervorhebt, nicht aber von einer 
allgemeinen Basis und den darauf aufbauenden Varianten spricht. So kann Factoring 
wesentlich elementarer „als Zession von im Geschäftsbetrieb eines Unternehmers 
entstandener und/oder zukünftig entstehender Forderungen gegen Entgelt“26 definiert 
werden. Dabei werden in dieser Arbeit der Zedent als Factoringkunde, der Zessionar 
als Factor (oder Factorbank) und die einzelnen Schuldner als Drittschuldner 
bezeichnet.27 Das Rechtsverhältnis zwischen Factor und Factorkunden ist auf Dauer 
angelegt. Abgetreten werden idR sämtliche Forderungen, die bei aufrechtem 
Factoringvertrag im Rahmen des Geschäftsverkehrs entstehen. In den in Österreich 
standardmäßig verwendeten Factoringverträgen kommt eine Globalzession als 
                                               
25 So Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/1; Binder-Degenschild/Schandor, 
Factoring 68 und 115; Haeseler/Greßl, Leasing und Factoring 112. Eine Erwähnung des Factorings 
findet sich ferner im GebG unter § 33 TP 19 Abs 3 (Kreditverträge). 
26 Vgl zB die grundlegenden Basisdefinitionen bei Chorherr, ÖBA 1965, 355; Koziol, QuHGZ 
1972, 313; Sykora, Factoring 9ff; Kamper, Factoring 11; Doralt, RdW 1984, 320; Iro in 
Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/1; Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 15;
Koziol/Welser, Bürgerliches Recht13 II (2007) 112; Haeseler/Greßl, Leasing und Factoring 99; So 
bereits OGH 5 Ob 69/73, SZ 46/58 = EvBl 1973/305 = JBl 1974, 45 = GesRZ 1974, 63 = NZ 1974, 
92 in der der OGH erstmals zum Factoring Stellung nimmt und dessen Wesen darin sieht, dass der 
Factor alle Forderungen, die im Geschäftsbetrieb eines Unternehmens während der Dauer des 
Vertragsverhältnisses entstehen, übernimmt.
27 Abw davon wird der Factoringkunde oftmals als Factoringklienten oder Lieferanten
bezeichnet und der Drittschuldner oftmals als Abnehmer.
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Verfügungsgeschäft zum Einsatz, dh die Abtretung aller bestehenden und 
zukünftigen Forderungen aus Lieferungen und Leistungen an den Factor.28
Der Vertragstyp Factoring bezeichnet eine Kategorie von Geschäften, die 
zwar die voranstehende Basisdefinition gemeinsam haben, nicht zwingend aber die 
drei Grundfunktionen des sog echten Factorings: die Servicefunktion, die 
Finanzierungsfunktion und die Delcrederefunktion.29 Durch unterschiedliche 
Kombination der einzelnen Funktionen ergeben sich die Standardtypen des 
Factorings. Von der einzelvertraglichen Ausgestaltung und damit des 
Vorhandenseins der einzelnen Funktionen ist allerdings die zivilrechtliche 
Einordnung des Vertrages abhängig. Handelt es sich zivilrechtlich um ein 
Kreditgeschäft bzw dient damit die Abtretung der Forderungen zumindest auch 
Sicherungszwecken, sind die besonderen Publizitätsvorschriften der Zession 
(Drittschuldnerverständigung oder Buchvermerk) zur Gültigkeit der Abtretung 
notwendig.30 Wird ein spezieller Factoringvertrag hingegen als Kaufvertrag 
qualifiziert, so fehlt der Sicherungscharakter und die Zession ist formfrei.31 Auch für 
die konkursrechtliche Behandlung des Factorings spielt die zivilrechtliche 
Einordnung eine Rolle. Wären vertragliche Elemente eines Auftrags für den 
Vertragstypus des Factorings wesentlich, würde der Factoringvertrag etwa gemäß     
§ 26 KO automatisch mit Eröffnung des Konkurses des Factoringkunden 
wegfallen.32
Es ist daher für die zivilrechtliche Einordnung notwendig, zunächst auf den 
Inhalt, den wirtschaftlichen Zweck und die möglichen Ausgestaltungen von 
Factoringverträgen mittels der einzelnen Factoringfunktionen näher einzugehen. 
                                               
28 Vgl etwa Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/25; Heidinger in Schwimann, 
ABGB³ VI § 1392 Rz 66; Factoringvertragsbedingungen Anhang A.I.1, A.II.1ff, B.II.1 und C.I.1. 
29 Zu den Funktionen siehe gleich unten 2.
30 Vgl König, RdW 1993, 34f; König, ZIK 1996, 2; vgl zum Wesen der Sicherungszession 
allgemein Ertl in Rummel, ABGB³ II § 1392 Rz 2 und Heidinger in Schwimann, ABGB³ VI § 1392 Rz 
23.
31 Vollzession, vgl König, ZIK 1996, 2; Ertl in Rummel, ABGB³ II § 1392 Rz 2; Heidinger in
Schwimann, ABGB³ VI § 1392 Rz 23.
32 Vgl Kapitel III 1.5.
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Dabei müssen die in Österreich vorherrschenden üblichen Factoringvereinbarungen 
beachtet werden.33
2 Funktionen des Factoringvertrags
2.1 Finanzierungsfunktion
Der Grundgedanke und der Kern des Factoring34 ist seine 
Finanzierungsfunktion: Im Geschäftsverkehr begleichen Schuldner ausstehende 
Forderungen nicht sofort, sondern erst nach einiger Zeit. Einerseits ist es in einer 
Vielzahl von Branchen üblich, Zahlungsziele von mehreren Wochen bis mehreren 
Monaten zu vereinbaren. Andererseits kann ein Unternehmen aufgrund schlechter 
Zahlungsmoral, insbesondere in wirtschaftlich schwierigen Zeiten, nicht mit einer 
sofortigen Begleichung von Forderungen rechnen. Das Factoring setzt hierbei mit der
Finanzierungsfunktion an. Diese führt zur Verbesserung der Liquidität von 
Unternehmen und gleicht Schwankungen in der Zahlungsmoral von Schuldnern 
aus.35 Entsteht durch Warenlieferung an einen Drittschuldner eine Forderung, so 
übersendet der Factorkunde dem Factor eine Kopie der Rechnung (Faktura) zum 
Beleg des von seiner Seite erfüllten Geschäfts. Der Factor bevorschusst bei Factoring 
mit Finanzierungsfunktion den Factoringkunden nach Erhalt der Faktura sofort 
(meist binnen 14 Tagen) in bestimmter Höhe, dh lange vor Fälligkeit und bevor 
tatsächlicher Zahlung durch den Drittschuldner.36
Zur Bezahlung können drei Verfahrensarten unterschieden werden: 
Bevorschussungsverfahren, Fälligkeitsverfahren (eingeschränkte bzw nicht 
                                               
33 Die Factorbanken verwenden durchwegs vorformulierte Verträge und Allgemeine Factoring 
Bedingungen (AFB). Die AFB der Factorbank AG, der VB Factoring Bank AG und der Intermarket 
AG befinden sich in Anhang A, B und C. Die AFB der anderen in Österreich operierenden 
Factoringinstitute sind ähnlich aufgebaut. 
34 Serick, BB 1976, 425; Martinek, Moderne Vertragstypen I 223; Iro in Avancini/Iro/Koziol, 
Bankvertragsrecht II Rz 2/2; Busche in Staudinger, BGB13 II Einl § 398ff Rz 162; Martinek in 
Staudinger, BGB13 II § 675 Rz B 92; Riss, ÖBA 2006, 425; wirtschaftlich betrachtet, werben alle öst 
Factorbanken hauptsächlich mit der Liquiditäts- und Kreditfunktion (dh der Finanzierungsfunktion), 
weniger mit der Service(inkasso)funktion oder mit der Delcrederefunktion, welche als Teil des echten 
Factorings in Österreich nicht vorherrschend ist.
35 Vgl zB Haeseler/Greßl, Leasing und Factoring 107f.
36 Vgl zB Bette, Factoring-Geschäft 29; Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 
2/18ff; Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II § 102 Rz 2; 
Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 34;  Factoringvertragsbedingungen Anhang A.I.2, A.II.17, 
B.II.4 und C.I sowie C.II.4.
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vorhandene Finanzierungsfunktion) und Diskontverfahren.37 IdR verwendet wird das 
Bevorschussungsverfahren38, bei dem ein vereinbarter Prozentsatz der Nominale der 
abgetretene Forderung (idR 80 % - 90%)39  nach Übergabe der Faktura an den Factor 
ausbezahlt wird. Die Nominale bemisst sich nach der Höhe des in der Faktura 
vorgesehenen Preises. Der zurückbehaltene Rest wird erst nach Bezahlung des 
Drittschuldners vom Factor beglichen.40
Der Nutzen für den Factor besteht darin, Zinsen für den bevorschussten 
Betrag verlangen zu können. Der Zinssatz bemisst sich üblicherweise nach der Höhe 
kurzfristiger Kreditzinsen, also anhand üblicher Kontokorrentkreditzinssätzen.41
Durch diese Vorfinanzierung der erworbenen Forderung erhält der Factoringkunde
bereits lange vor Bezahlung durch den Schuldner liquide Mittel und erwirbt die 
Möglichkeit, damit kurzfristige Verbindlichkeiten, etwa seiner eigenen Lieferanten, 
zu tilgen. Mit dieser durch das Factoring erhöhten Liquidität besteht die Möglichkeit
von den eigenen Lieferanten des Factoringkunden wiederum Skonti und Rabatte zu 
erhalten, worin ein weiterer wirtschaftlich interessanter Nutzen für den 
Factoringkunde liegt.42 Nach Martinek43 kann dieser Zinseffekt bis zu 30 % pro Jahr 
der Lieferantenverbindlichkeiten betragen. Außerdem kommt es zu einem 
umsatzkohärenten Zahlungsfluss, frei von saison– und konjunkturbedingten 
Zahlungsstockungen der Lieferanten oder sonstigen unvorhersehbaren Ereignissen. 
Für wachsende Unternehmen typische Liquiditätsengpässe werden dadurch 
                                               
37 Dazu näher Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II
§ 102 Rz 22f; Busche in Staudinger, BGB13 II Einl zu §§ 398ff Rz 162.
38 Glomb, Factoring 25; Sykora, Factoring 55; Lunckenbein, Factoring-Vertrag 19; Martinek, 
Moderne Vertragstypen I 234; Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-
Handbuch² II § 102 Rz 22; Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 18.
39 Chorherr, ÖBA 1965, 357; Welser/Czermak, RdW 1985, 132; Martinek, Moderne 
Vertragstypen I 234; Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 132 (mit Angabe nur bis zu 80%); 
Hofstädter, ÖBA 2005, 31; Haeseler/Greßl, Leasing und Factoring 103.
40 Vgl Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/18; Factoringbedingungen Anhang
A.I.2, B.II.3, C.I und C.II.3.
41 Bette, Factoring-Geschäft 30; Sykora, Factoring 23; Iro in Avancini/Iro/Koziol, 
Bankvertragsrecht II Rz 2/20; Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-
Handbuch² II § 102 Rz 14; vgl Factoringbedingungen Anhang A.16 („im Gesetz festgelegter Zinssatz 
für Verzugszinsen“), B.II.7 und C.I.
42 Bette, Factoring-Geschäft 29; Serick, BB 1976, 426; Martinek/Oechsler in 
Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II § 102 Rz 2.
43 Martinek, Moderne Vertragstypen I 223.
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verhindert.44 Durch die gewonnene Liquiditätsreserve kann der Factoringkunde 
durchaus in beachtlichem Umfang – im Vergleich zu dem Liquiditätsbedarf 
angepassten kurzfristen Finanzierung – durch Factoring teures Fremdkapital 
abbauen.45 Demnach kommt in Österreich Factoring insbesondere für KMUs in 
expandierenden Produktions-, Handels- und Dienstleistungsunternehmen mit 
gewerblichen Kunden oder Kunden, die selbst Wiederverkäufer sind, in Betracht.46
2.2 Die Servicefunktion
Der Factor erbringt im Regelfall im Rahmen der Servicefunktion des 
Factorings ein ganzes Bündel von Leistungen.47 Mit der Abtretung von Forderungen
an den Factor kann auch deren Verwaltung übernommen werden. In den Rahmen des 
vom Factor zu übernehmenden Debitorenmanagements fällt dabei die Überwachung 
von Fälligkeiten, Maßnahmen zur Einziehung wie Mahnungen, die gerichtliche 
Geltendmachung von Forderungen, Rechnungserstellung, Buchhaltung als auch 
zusätzliche Nebenleistungen wie Bilanzerstellung, Statistiken oder Consulting.48 Die 
Komponente des Consultings führt in Teilbereichen sogar soweit, dass der Factor 
produktions- und marketingtechnische oder auch steuerliche Fragen für den 
Factoringkunden abklärt und diesen berät.49 Auch die Kreditwürdigkeitsprüfung von 
Geschäftskunden des Factoringkunden bereits vor Auftragseingang kann vom Factor 
übernommen werden.50 Da im wirtschaftlichen Verkehr Outsourcing zu einem 
wichtigen Element einer funktionierenden Unternehmensführung geworden ist und 
auch KMUs verstärkt versuchen, ihr oftmals zeitaufwendiges 
Forderungsmanagements auszulagern, ist dieses Element des Factorings in der 
                                               
44 Pottschmidt/Rohr, Kreditsicherungsrecht4 Rz 200; Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 
29ff; Martinek in Staudinger, BGB13 II § 675 Rz B 92; so bereits Chorherr, ÖBA 1965, 357.
45 Vgl Martinek in Staudinger, BGB13 II § 675 Rz B 92.
46 Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 27; Haeseler/Greßl, Leasing und Factoring 102.
47 Vgl Rödl, BB 1967, 1301; Glomb, Factoring 23; Bette, Factoring-Geschäft 32; Sykora, 
Factoring 55ff; Kamper, Factoring 11; Lunckenbein, Factoring-Vertrag 10; Iro in Avancini/Iro/Koziol, 
Bankvertragsrecht II Rz 2/1ff; Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-
Handbuch² II Rz 3; Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 35; Martinek in Staudinger, BGB13 II 
§ 675 Rz B 93.
48 Zu den möglichen Dienstleistungen im Rahmen des Debitorenmanagements näher Kamper, 
Factoring 18ff; Martinek, Moderne Vertragstypen I 224; Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 35.
49 Vgl Martinek in Staudinger, BGB13 II Rz B 93. 
50 Vgl Sykora, Factoring 57.
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wirtschaftlichen Gewichtung der Vorteile des Factoring nicht zu unterschätzen.51
Schon Chorherr52 hat aus Anlass der Gründung der ersten Factoringbank in 
Österreich auf die möglichen Einsparungen für Unternehmen durch dieses Element 
hingewiesen.  
Obwohl die Servicefunktion vom KWG als typische Funktion eines 
Factoringvertrags betrachtet wird, kann diese in einer konkreten Vertragsgestaltung 
auch fehlen. In diesem Fall spricht man von Eigenservice-Factoring (oder Inhouse-
Factoring), welches allerdings in Österreich nur geringe Bedeutung hat.53 Für die 
angebotenen Dienstleistungen berechnet der Factor je nach Umfang der Aufgaben 
eine vorwiegend pauschalierte Gebühr, die sog Factoringgebühr. Sie beträgt in idR 
0,5 – 3 % der Forderungswerte, die von der Höhe der Forderung entweder abgezogen 
wird und dadurch die Nominale ergibt oder separat abgerechnet wird.54 Rechtlich 
wird diese Verwaltungsfunktion, sofern man sie unabhängig von sonstigen 
Ausgestaltungen betrachtet, als Auftragsverhältnis nach § 1009 ABGB angesehen.55
2.3 Die Delcrederefunktion
Übernimmt der Factor die Delcrederefunktion (auch Versicherungsfunktion 
oder Risikofunktion), geht das Risiko der Bonität der Drittschuldner auf den Factor 
über. Nicht mehr der Factoringkunde, sondern der Factor trägt damit wirtschaftlich 
den Verlust bei Insolvenz des Drittschuldners oder dessen Zahlungsunwilligkeit.56
Der Factoringkunde haftet allerdings ungeachtet der Übernahme des Bonitätsrisikos 
                                               
51 Vgl zB Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/2 der allerdings darauf 
hinweist, dass diese Funktion auch durch Buchhaltungs- und Inkassobüros bereitgestellt werden kann; 
Martinek in Staudinger, BGB13 II Rz B 93 der ausführt, Kredit- und Einzugsprobleme in 
Unternehmen würden oft als betriebswirtschaftlich unproduktiv empfunden; vgl auch Haeseler/Greßl, 
Leasing und Factoring 108.
52 Chorherr, ÖBA 1965, 356.
53 Vgl Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/3; Busche in Staudinger, BGB13 II 
Einl zu §§ 398ff Rz 163; Haeseler/Greßl, Leasing und Factoring 105.
54 Vgl zB Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II § 102 
Rz 14; Martinek in Staudinger, BGB13 II Rz B 95; dagegen 0,5% bis 2% nach Sykora, Factoring 23 
oder 0,1% bis 1,5% nach Haeseler/Greßl, Leasing und Factoring 104.
55 Vgl Koziol, QuHGZ 1972, 314; Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/8 und 
Rz 2/16.
56 Vgl dazu näher Bette, Factoring-Geschäft 35; Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 49ff; 
Martinek in Staudinger, BGB13 II § 675 Rz B 94; Haeseler/Greßl, Leasing und Factoring 108.
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für den rechtlichen Bestand der Forderung.57 Der Factor sichert sich idR das Recht 
zu vor Übernahme des Delcredererisikos einer Forderung eine Bonitätsprüfung des 
Drittschuldners vorzunehmen.58 Als betriebswirtschaftlich interessante Möglichkeit 
für den Factoringkunden, kann dieser sich damit vor unverschuldeten 
Forderungsausfällen schützen. Bei speziellen Kundenstrukturen kann dies sogar die 
vorrangig bezweckte Funktion für den Factoringkunden sein.59
Je nachdem, ob der Vertrag diese Funktion erfüllt, unterscheidet man echtes 
(non-recourse factoring) und unechtes (recourse factoring) Factoring60. Für die 
Übernahme des Bonitätsrisikos eines Drittschuldners wird die sog Delcrederegebühr 
veranschlagt. Diese orientiert sich an der Drittschuldnerbranche und damit am 
durchschnittlichen Risiko der Zahlungsunfähigkeit der Schuldner und variiert 
zwischen 0,2 % und 1,2 %.61 In Österreich überwiegt das unechte Factoring, dh das 
Factoring ohne Delcredere-Übernahme. Dagegen ist die vorherrschende Variante des 
Factorings in Deutschland das echte Factoring bzw das Factoring mit 
Delcrederefunktion.62 Dabei kommt in den deutschen AFB die Konstruktion einer 
Höchstbetragsbeschränkung für die Risikoübernahme zur Anwendung. Der Factor 
übernimmt die Haftung für alle Forderungen bis zu einem vereinbarten Limit. 
Addieren sich die abgetretenen Forderungen über diese Grenze, so besteht eine 
Haftung des Factoringkunden für den darüber hinaus reichenden Teil. Bezahlt der 
                                               
57 Kamper, Factoring 25; Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/20f; Busche in 
Staudinger, BGB13 II Einl zu §§ 398ff Rz 164.
58 Vgl Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/21; Factoringbedingungen Anhang 
A.II.21 nach denen sich die Risikoübernahme auch nicht auf bereits vor Leistung des Factoringkunden 
eingetretene Zahlungsunfähigkeit des Drittschuldners erstreckt.
59 Martinek, Moderne Vertragstypen I 225; vgl auch Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 
48ff; Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/2 und Haeseler/Greßl, Leasing und 
Factoring 108 betonen dagegen, dass in Österreich die Delcrederefunktion für das Inland-Factoring 
nicht so sehr im Vordergrund steht. 
60 Martinek in Staudinger, BGB13 II § 675 Rz B 97; dagegen verweisen Iro in 
Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/3 und Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 17 
darauf, dass diese Ausdrücke vom Österreichischen Factoring-Verband nicht verwendet werden.
61 Martinek in Staudinger, BGB13 II § 675 Rz B 95.
62 Vgl Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/2; Brink in 
Hagenmüller/Sommer/Brink, Factoring-Handbuch³ 178; Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 17 
(90% echtes Factoring in Deutschland); Hofstädter, ÖBA 2005, 31; Martinek in Staudinger, BGB13 II
Rz B 93; Factoringbedingungen sehen in Österreich teilweise nur unechtes Factoring vor.
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Drittschuldner alte Verbindlichkeiten, rutschen Forderungen ohne Risikoübernahme 
des Factors bis zum Limit nach (Silo-Prinzip).63
2.4 Weitere nicht-funktionale Ausgestaltungen des Factoring
Factoringverträge können eine Reihe von anderen zusätzlichen vertraglichen 
Ausgestaltungen besitzen, die unabhängig von den drei Grundfunktionen hinzutreten 
können. So kann Factoring offen ausgestaltet werden, bei dem die Zession für Dritte 
ersichtlich per Buchvermerk oder Drittschuldnerverständigung erfolgt, aber auch als 
stilles Factoring, dh der Factor tritt gegenüber dem Drittschuldner nicht in 
Erscheinung.64 Daneben bestehen insbesondere unterschiedliche vertragliche 
Ausgestaltungen abhängig davon, ob das Factoring als reines Inlands-Factoring oder 
als Export- und Importfactoring eingesetzt wird.65
3 Absorptionstheorie und Kombinationstheorie
Factoringverträge sind aufgrund der verschiedenen in ihnen vereinbarten 
Funktionen typische gemischte Verträge.66 Gemischte Verträge können einerseits 
Verträge sein, bei denen sich verschiedenartige Hauptleistungen auf beiden Seiten 
gegenüberstehen, andererseits bei denen Leistungen als Kombination aus mehreren
Vertragstypen einer einheitlichen Gegenleistung gegenüberstehen.67 Die zweite 
Ausgestaltung von gemischten Verträgen trifft auf das Factoring zu, wobei der 
Entgeltleistung des Factoringkunden (Zinszahlung, Gebühren für 
Debitorenmanagement und Bonitätsrisikoübernahme) verschiedenen 
Hauptleistungen des Factors (Kreditgewährung, Serviceleistung und 
                                               
63 Vgl dazu Martinek/Oechsler in  Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II § 102 
Rz 21; so auch Factoringbedingungen Anhang B.II.Sonderbestimmungen Delcredere.
64 Vgl Glomb, Factoring 31; Serick, Eigentumsvorbehalt IV 556; Lunckenbein, Factoring-
Vertrag 23; Martinek, Moderne Vertragstypen I 237f; Haeseler/Greßl, Leasing und Factoring 104f.
Das in Österreich übliche Factoring ist das offene Factoring, vgl Binder-Degenschild/Schandor, 
Factoring 71.
65 Serick, Eigentumsvorbehalt IV 557f; Stoppok in Hagenmüller/Sommer, Factoring-
Handbuch² 165ff; Martinek, Moderne Vertragstypen 240ff;  Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 
72ff. In dieser Arbeit wird nicht auf die speziellen Charakteristika des Import- und Exportfactorings 
eingegangen, sondern auf die Ausgestaltung des in Österreich wirtschaftlich wichtigeren Inlands-
Factorings abgestellt.
66 Vgl Koziol, QuHGZ 1972, 313; Welser/Czermak, RdW 1985, 130; Iro, RdW 1995, 52; 
Fischer-Czermak, ecolex 1995, 89; Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II 2/1ff; Rummel in 
Rummel, ABGB³ I (2000) § 859 Rz 22; Apathy/Riedler in Schwimann, ABGB³ IV (2006) § 859 Rz 
15f; OGH 2 Ob 504/94, SZ 67/29 = ÖJZ 1994/143 (EvBl) = ecolex 1994, 311 = ÖBA 1994, 810.
67 Vgl zB Rummel in Rummel, ABGB³ I § 859 Rz 22.
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Risikoübernahme für Zahlungsausfall von Schuldnern) gegenübersteht. Für die 
Zuordnung von gemischten Verträgen zu verschiedenen im Gesetz normierten 
Vertragstypen bestehen in der Lehre zwei verschiedene Theorien: die 
Absorptionstheorie und die Kombinationstheorie.68 Folgt man für die Einordnung 
eines spezifischen Vertrags der Absorptionstheorie, so sollen die Rechtsgrundsätze 
anwendbar sein, die dem überwiegenden Typus des jeweiligen Vertrags entsprechen. 
Typisches Beispiel für die Anwendung der Absorptionstheorie ist die Abgrenzung 
von Tausch und Kauf, wobei eine Mischung aus beiden Vertragstypen gerade nicht 
in Betracht kommt, sondern ein spezieller Vertrag jeweils entweder als Kauf oder 
Tauschvertrag qualifiziert wird.69 Rummel70 betont, dass in der Rsp insbesondere 
dann die Absorptionstheorie zum tragen kommt, wenn ein besonderer 
Schutzcharakter von bestimmten Vertragsregeln vorhanden ist, wie idR bei der 
Wertung, ob ein Bestandvertrag,71 ein Dienstvertrag oder ein den Vertragspartner 
weniger schützender Vertrag besteht. 
Sind hingegen die Regeln zu verschiedenen Vertragstypen miteinander 
vereinbar und überwiegt kein konkreter Vertragstyp dermaßen, dass die 
Absorptionstheorie anwendbar sein soll, so wird im Sinne der Kombinationstheorie 
auf die jeweiligen Teile des gemischten Vertrags die verschiedenen Regeln der 
kombinierten Vertragstypen angewendet.72 Für das Factoring ist klar, dass zumindest 
die Anwendung von kaufvertraglichen Vorschriften und kreditvertraglichen 
Vorschriften nicht iSd Kombinationstheorie zu lösen sind, da sich die Regeln für 
diese beiden Vertragstypen gegenseitig widersprechen. Dagegen könnten 
auftragsrechtliche Elemente im Factoringvertrag durchaus neben kaufvertraglichen 
oder kreditvertraglichen Elementen kombiniert bestehen.73
                                               
68 Vgl allgemein Gschnitzer in Klang, Kommentar² IV/1 18f; Larenz/Canaris, Schuldrecht13
II/2 44; Rummel in Rummel, ABGB³ I § 859 Rz 22; Apathy/Riedler in Schwimann, ABGB³ IV § 859 
Rz 16; Koziol/Welser, Bürgerliches Recht13 II 14.
69  Rummel in Rummel, ABGB³ I § 859 Rz 22; vgl auch Apathy/Riedler in Schwimann, ABGB³ 
IV § 859 Rz 16 mit weiteren Beispielen; Koziol/Welser, Bürgerliches Recht13 II 14. So bereits OGH 
JBl 1967, 376 = EvBl 1966/336.
70 Rummel in Rummel, ABGB³ I § 859 Rz 22; vgl auch Larenz/Canaris, Schuldrecht13 II/2, 45 
mit dem Hinweis, der Kombinationstheorie ist grundsätzlich der Vorrang zu geben.
71 Vgl OGH 3 Ob 274/02v, JBl 2003, 643 zur Abgrenzung Pacht und Miete.
72 Vgl Rummel in Rummel, ABGB² I § 859 Rz 16; Apathy/Riedler in Schwimann, ABGB³ IV 
§ 859 Rz 16; Koziol/Welser, Bürgerliches Recht13 II 14.
73 Siehe dazu unten 8.
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4 Konsequenz der Zuordnung zu einem Vertragstypus
Aufgrund der Vertragsfreiheit im öst Zivilrecht drängt sich die Frage auf, 
warum eine Einordnung des Factorings zu einem der bekannten Vertragstypen 
überhaupt erfolgen muss. Verträge unterliegen keinem Typenzwang, Vertragspartner 
können demnach unterschiedlichste Klauseln benutzen, um ihre Rechtsverhältnisse 
zu gestalten. Zunächst ist die Einordnung für die Auslegung von einzelnen 
Vorschriften im Factoringvertrag von Bedeutung.74 Für die Zession ist die 
Einordnung des Kausalgeschäfts deswegen wichtig, da bei einer Sicherungszwecken 
dienenden Zession die pfandrechtlichen Publizitätsvorschriften zu beachten sind.75
Im Konkurs des Factoringkunden ist wiederum die Frage, ob der Factoringvertrag 
weiterbesteht oder ob dieser automatisch mit der Konkurseröffnung erlöscht
beachtlich. Ferner hängt von der zivilrechtlichen Einordnung ab, ob der Factor ein 
Aussonderungs- oder Absonderungsrecht aus zedierten Forderungen hat, wenn ein 
Drittschuldner anstatt an den Factor an die Konkursmasse zahlt.76 Hinzu kommt uU
eine Bedeutung für die zivilrechtliche Einordnung für die Bilanzierung der 
abgetretenen Forderungen sowohl beim Factor als auch beim Factoringkunden.77
5 Vertragliche Ausgestaltung und gesetzliche Definitionen des Factorings in 
Österreich
5.1 Vorbemerkungen
Die in Österreich verwendeten Factoringverträge und AFB verbinden die 
oben unter 2. dargestellten Funktionen in unterschiedlicher Ausgestaltung 
miteinander. Der überwiegende Typus des Factorings ist in Österreich das unechte 
Factoring mit Servicefunktion und Finanzierungsfunktion, aber ohne 
Delcrederefunktion.78 Im Factoringvertrag bzw den AFB findet sich allerdings idR 
trotzdem die Möglichkeit für bestimmte Forderungen bzw gegenüber bestimmten 
                                               
74 So Welser/Czermak, RdW 1985, 131.
75 Vgl grundlegend OGH, Gutachten über die Eskompte offener Buchforderungen, Präs 
547/28, SZ 11/15; vgl Kapitel V 3.3f.
76 Vgl dazu Welser/Czermak, RdW 1985, 131f.
77 Vgl Doralt, RdW 1984, 320; Haeseler/Greßl, Leasing und Factoring 115, die ausführen, 
dass abweichend von der hM zur kaufvertraglichen Einordnung bei der buchhalterischen Behandlung 
ähnlich wie in Deutschland (wo zivilrechtlich eine kreditvertragliche Einordnung des unechten 
Factorings hA ist) vorgegangen wird.
78 Siehe dazu oben 2.3.
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Drittschuldnern das Delcredererisiko auf den Factor zu übertragen.79 Trotz des 
Mischcharakters der Factoringverträge wird in Österreich von der hM80 sowohl das 
echte wie auch das unechte Factoring in Anwendung der Absorptionstheorie als rein 
kaufrechtlicher Vertrag angesehen. In Gegensatz zur öst hM wird in Deutschland81
bei der Einordnung des Factoringvertrags auf seinen Mischcharakter eingegangen 
und das unechte Factoring als Darlehens- bzw Kreditvertrag qualifiziert.82 Eine 
Mindermeinung83 in Österreich betont ebenso den Mischcharakter des 
Factoringvertrags und weicht somit von der hM in Österreich ab. Um die Rechtsnatur 
des Factoringvertrags zu beurteilen, ist demnach die schuldrechtliche Natur der 
einzelnen Funktionen und zu analysieren um zu sehen, welche rechtliche Einordnung 
im Sinne der Kombinationstheorie oder Absorptionstheorie vorgenommen werden 
muss. Zunächst ist allerdings fraglich, ob nicht bereits durch den Gesetzgeber eine 
rechtliche Qualifikation erfolgt ist, oder die Einordnung aus der vertraglichen 
Terminologie der Factoringverträge und AFB abzuleiten ist.
5.2 Gesetzliche Einordnung
Die im BWG vorhandene Definition des Gesetzgebers deutet nicht darauf 
hin, dass die Rechtsnatur je nach Ausgestaltung der Funktionen variieren kann. Der 
§ 1 Abs 1 Z 16 BWG enthält vielmehr eine pauschale Beschreibung des Factorings 
                                               
79 Vgl zB Factoringbedingungen Anhang A.I.4, A.II.20ff und B.I.11.
80 OGH 2 Ob 504/94, SZ 67/29 = ÖJZ 1994/143 (EvBl) = ecolex 1994, 311 = ÖBA 1994, 810; 
8 Ob 271/98f, ÖBA 1999, 838 = ZIK 1999, 96;  2 Ob 114/99z, ecolex 2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = 
ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164; zuletzt OGH 6 Ob 17/02x, ÖBA 2003, 612 = RdW 2003, 262 = ZIK 
2003, 96; abw OGH 8 Ob 619/92, ecolex 1995, 22 (Fischer-Czermak) = ÖBA 1995, 216 (Iro) = RdW 
1995, 56 = ZIK 1995, 26; Kamper, Factoring 51ff; Jud, QuHGZ 1981/3, 45; Welser/Czermak, RdW 
1985, 130; Iro, ÖBA 1990, 259; Wilhelm, ecolex 1990, 739; Iro in Avancini/Iro/Koziol, 
Bankvertragsrecht II Rz 2/10ff; Fischer-Czermak, ecolex 1995, 89f; Jaksch-Ratajczak, Anm zu OGH, 
ecolex 2000, 115; Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 21 Rz 41; Binder-
Degenschild/Schandor, Factoring 64ff; Riss, ÖBA 2006, 426.
81 Montenbruck, MDR 1971, 542; Roth, Jura 1979, 298; Serick, Eigentumsvorbehalt IV 546ff; 
Serick, NJW 1981, 794; Canaris, NJW 1981, 250f; Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 1655; Martinek, 
Moderne Vertragstypen I 250ff; Martinek in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechtshandbuch § 102 
Rz 32, 43ff; Busche in Staudinger, BGB13 II Einl zu §§ 398ff Rz 152ff; II/2, 87; Martinek in 
Staudinger, BGB13 II § 675 Rz B 103; Roth in Münchner Kommentar, BGB5 II § 398 Rz 164.
82 Siehe zur Einordnung des echten Factoring nach dt Lehre unten 7.
83 Frotz, Kreditsicherungsrecht 247f; Schinnerer/Avancini, Bankverträge³ II 80; König, ZIK 
1996, 3; Schulyok in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze §§ 48, 49 KO (1999) § 48 Rz 275f; unklar 
Schubert in Rummel, ABGB³ I Vor § 983, Rz 2; unklar auch Ertl in Rummel, ABGB³ II § 1392 Rz 7; 
unter Vorbehalten wohl auch Koziol, QuHGZ 1972, 313ff.
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in „typischer Ausgestaltung.“84 Zunächst deutet das Wort „Ankauf“ auf eine 
Kaufrechtsstruktur hin, allerdings verwendet das BWG selbst ebenfalls die 
Bezeichnung Kredit für das Factoring im Zusammenhang mit der Meldepflicht der 
Banken für Großkredite im § 75 Abs 1 Z 1 BWG. Auch der § 33 TP 1 Abs 3 GebG 
stellt mit Verweis auf den alten § 1 Abs 2 Z 12 KWG Factoring den Kreditverträgen 
gleich. Beide Rechtsquellen betreffen allerdings öffentliches Recht, wodurch deren 
zivilrechtliche Bedeutung fraglich ist. Aufgrund der unterschiedlichen Hinweise auf 
die Rechtsnatur des Factoring in diesen gesetzlichen Vorschriften und deren
öffentlich-rechtlichen Charakter, sind die gesetzlichen Bestimmungen des BWG und 
des GebG allerdings nach der Lehre85 für die rechtliche Einordung des 
Factoringvertrags nicht überzeugend. 
5.3 Die Bedeutung der „kaufvertraglichen“ Terminologie der in Österreich 
verwendeten Factoringverträge
Die österreichischen Factoringinstitute verwenden in ihren 
Vertragsformblättern und AFB unabhängig von der Ausgestaltung des Factorings als 
unechtes oder echtes Factoring durchgehend kaufvertragliche Termini. So findet sich 
in den aktuellen AFB der Factorbank AG, der VB Factoring Bank AG und der 
Intermarket Bank AG, Begriffe wie „Käufer“, „verkaufte Forderungen“, „Kaufpreis“ 
oder „Gewährleistung“.86 Ebenso könnte der Ausdruck „Vorschuss“ als ein 
kaufvertraglicher Terminus angesehen werden.87
Iro88 sieht mit den gewählten Begriffen der üblichen Factoringverträge eine 
klar geäußerte Präferenz der Vertragsparteien für einen Kaufvertrag. Generell sei der 
dermaßen gezeigte Wille der Vertragsparteien zu respektieren. Nur falls sich das 
vorliegende Vertragswerk in wesentlichen Punkten von dem gewählten 
                                               
84 Vgl oben 1.
85 Doralt, RdW 1984, 320; Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/4; vgl. 
Welser/Czermak, RdW 1985, 131 die aus dem BWG (damals KWG) und GebG keine zivilrechtlichen 
Schlussfolgerungen ziehen wollen und ausführen, dass „es […] vorläufig Lehre und Rechtsprechung 
überlassen [bleibt], diese Rechtsfigur zu den bekannten Vertragstypen in Beziehung zu setzen“; aA 
Jud, QuHGZ, 1981/3, 45.
86 Factoringbedingungen Anhang A, B und C; vgl auch Fischer-Czermak, ecolex 1995, 89.
87 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/10.
88 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/10ff; zust Binder-
Degenschild/Schandor, Factoring 65; diesen Ausführungen wörtlich und ohne weitere Erläuterungen 
folgend auch OGH 2 Ob 504/94, SZ 67/29 = ÖJZ 1994/143 (EvBl) = ecolex 1994, 311 = ÖBA 1994, 
810.
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Vertragstypus unterscheidet und genau einem anderen Typus entspreche, solle die 
von den Parteien getroffene Einordnung unbeachtlich bleiben. Solange der 
Factoringvertrag als – zwar in verschiedenen Punkten modifizierter – Kaufvertrag 
qualifiziert werden könne, dürfe man den Parteien nicht die Qualifikation eines 
anderen Vertrages aufzwingen. Anders betonen hingegen Welser/Czermak,89 dass die 
verwendete Terminologie und der damit in Verbindung stehende Parteiwille für die 
rechtliche Beurteilung nicht ausschlaggebend sein können. Der Inhalt des 
Rechtsverhältnisses soll allein von den wesentlichen Elementen des 
Factoringvertrags abhängen. Gegen Iros Meinung der Bedeutsamkeit der 
Terminologie in den in Österreich verwendeten Factoringverträgen spricht der in der 
Rsp gefestigt bestehende Grundsatz, die Bezeichnung eines Vertrags durch die 
Parteien sei bei der rechtlichen Beurteilung eines Vertragsverhältnisses 
unbeachtlich.90  Folgt man dem, hat die in den AFB und Vertragsformblättern 
gewählte Terminologie keine Bedeutung für die Rechtsnatur des Factoringvertrags. 
Bei der Auslegung ist vielmehr die Zuordnung zu einem bekannten Vertragstypus 
vom Inhalt der Vereinbarung her zu beurteilen. Teilweise führt der OGH in seiner
Entscheidung zur Zuordnung von Verträgen91 zusätzlich aus, die Benennung des 
Vertrags sei jedenfalls dann unbeachtlich, wenn „ein mit der Bezeichnung oder 
dieser rechtlichen Wertung nicht in Einklang zu bringender tatsächlicher 
Vertragsinhalt und eine auf diesen Vertragsinhalt gerichtete Parteiabsicht 
festgestellt werden kann.“ Mit dieser Umschreibung wird allerdings lediglich 
klargestellt, wann der zugrunde liegende Vertrag auf jeden Fall nicht unter die von 
den Parteien bezeichnete Vertragsart einzuordnen ist. Ausschlaggebend bleibt 
allerdings mE auch in Fällen, bei denen die rechtliche Einordnung eines Vertrags, 
sowohl in den von den Parteien bezeichneten Vertragstypus als auch einen anderen 
Vertragstypus möglich ist, die tatsächliche Parteiabsicht. Die Parteiabsicht 
manifestiert sich aber in der inhaltlichen Ausgestaltung des Vertrags und kann 
                                               
89 Welser/Czermak, RdW 1985, 134.
90 OGH 4 Ob 10/74, HS 9514 = JBl 1975, 161 = ZAS 1976, 216; 7 Ob 608/76, HS 9254; 1 Ob 
729/81, HS 12.906 = MietSlg 33145; 3 Ob 573/85, JBl 1987, 378 = ÖBA 1987, 663; zuletzt OGH 1 
Ob 2322/96v, SZ 70/197 = ecolex 1998, 331 = RdW 1998, 135; vgl auch Rummel in Rummel, ABGB³ 
I § 914 Rz 6; Apathy/Riedler in Schwimann, ABGB³ IV § 914 Rz 39.
91 Vgl OGH 1 Ob 132/73, SZ 46/92 = MietSlg.25.529/25 = RZ 1974, 132; 4 Ob 627/75, HS 
9430 = MietSlg 27.125.
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unabhängig und sogar konträr zur gewählten Bezeichnung sein.92 Wenn die 
inhaltlichen Ausführungen (auch ohne die betreffenden Bezeichnungen) gewollt 
sind, so kann nur der materielle Gehalt eines Vertrages für die Qualifikation 
desselben ausschlaggebend sein.93 Den Factoringvertrag allein mittels 
kaufvertraglicher Terminologie und Formulierungen in das Korsett eines 
Kaufvertrags zu zwingen, kann demnach nicht funktionieren, falls sich aus dem 
tatsächlichen Inhalt eine andere tatsächliche Parteiabsicht ergibt.
6 Die Rechtsnatur des unechten Factoring
6.1 Ist die Übernahme der Auffassungen zur rechtlichen Einordnung des 
Factorings in der dt Lehre prinzipiell möglich?
Beim unechten Factoring übernimmt der Factoringkunde die 
Delcrederefunktion und damit sowohl die Haftung für die Richtigkeit als auch für die 
Einbringlichkeit der zedierten Forderung. Da die hL94 in Deutschland beim unechten 
Factoring von einem Darlehen bzw Kreditvertrag ausgeht, würde dies bei gleichen 
Grundlagen für die Einordnung des Factoringvertrags in Österreich ein starkes 
Argument gegen eine kaufvertragliche Einordnung sein. Welser/Czermak95 weisen 
hierzu allerdings auf die unterschiedlichen Rechtslagen in Österreich und 
Deutschland hin. § 1397 ABGB lässt den Zedenten sowohl für die Richtigkeit als 
auch für die Einbringlichkeit der zedierten Forderung haften. Bezüglich des 
Zeitpunkts der Haftung gibt das ABGB in § 1397 keine Auskunft. Für die für das 
Factoring bedeutenden künftig fällig werdenden Forderungen ist nach hM96 für die 
Richtigkeit und die Bonität des Drittschuldners der Zeitpunkt der Eintreibbarkeit, 
somit idR der Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung, maßgeblich. Dagegen ordnet   
                                               
92 Vgl Rummel in Rummel, ABGB³ I § 914 Rz 4.
93 Vgl zB Walter in Gernhuber, Kaufrecht 153; Leenen, Typus und Rechtsfindung 159 
(„vielmehr ist zu fragen, ob hinter dem Wortlaut ein entsprechender Regelungswille der Parteien 
steht“).
94 Montenbruck, MDR 1971, 542; Roth, Jura 1979, 298; Serick, Eigentumsvorbehalt IV 546ff; 
Serick, NJW 1981, 794; Canaris, NJW 1981, 250f; Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 1655; Martinek, 
Moderne Vertragstypen I 250ff; Larenz/Canaris, Schuldrecht13 II/2, 87; Martinek in 
Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechtshandbuch § 102 Rz 32, 43ff; Busche in Staudinger, BGB13 II 
Einl zu §§ 398ff Rz 152ff; Martinek in Staudinger, BGB13 II § 675 Rz B 103; Roth, Münchner 
Kommentar5 II § 398 Rz 164.
95 Welser/Czermak, RdW 1985, 133.
96 Iro, JBl 1977, 453ff; Ertl in Rummel, ABGB³ II § 1397 Rz 2; Heidinger in Schwimann, 
ABGB³ VI § 1397 Rz 4.
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§ 437 BGB, der anders als in Österreich § 1397 ABGB systematisch in das Kapitel 
über den Kauf eingeordnet ist und auch explizit vom Forderungskauf spricht, nur die 
Haftung für die Richtigkeit der Forderung, nicht hingegen für die Bonität des 
Drittschuldners an. Durch den § 438 BGB wird diese Grundvorstellung dahingehend 
erweitert, dass der Gesetzgeber darauf aufmerksam macht, die Haftung für die 
Einbringlichkeit könne durch abweichende Parteivereinbarung vom Zedenten 
übernommen werden. Zusätzlich ergänzt § 438 BGB mittels Zweifelsregel, der 
Haftungszeitpunkt beziehe sich auf die erfolgte Abtretung. 
Unechte Factoringverträge sehen vor, dass der Factoringkunde auch für die 
Einbringlichkeit der Forderung beim Drittschuldner „haftet“, dh zahlt dieser nicht, 
kann der Factor auf den Factoringkunden Rückgriff nehmen.97 Serick98 führt aus, 
dass die Vertragsfreiheit eine Haftungsübernahme des Factoringkunden für die 
Einbringlichkeit erlaubt und das BGB auch dann noch von einem Forderungskauf 
spreche. Allerdings sieht Serick das Abgehen von der in § 438 BGB normierten 
Zweifelsregel über den Haftungszeitpunkt als entscheidende Abweichung vom 
Leitbild eines Forderungskaufes an, sodass höchstens ein atypischer Kaufvertrag 
vorliegen könnte.99 Folgt man Sericks Auffassung, dass gerade aufgrund der 
Abweichung von der Zweifelsregel des § 438 BGB von einer kreditvertraglichen 
Konstruktion ausgegangen werden soll, würde dies Welser/Czermaks Ansicht 
rechtfertigen, die dt Rechtslage und hM zur Qualifikation des Factoringvertrags 
könnte nicht direkt für Österreich übernommen werden. Denn wie ausgeführt, wird 
in Österreich beim Forderungskauf nach § 1397 ABGB für den Zeitpunkt der 
Haftung nicht der Zeitpunkt der Abtretung, sondern der Fälligkeitszeitpunkt der 
Forderung angesetzt. 
Sericks Argumentation überzeugt mE in mehrfacher Hinsicht nicht. Anders 
als Serick und Welser/Czermak ausführen, wird die Abweichung vom gesetzlichen 
                                               
97 Die Factoringbedingungen sprechen von Gewährleistungsrechten, vgl Anhang A.II.19, B.II.1 
und C.II.2.
98 Serick, BB 1976, 429.
99 Serick, BB 1976, 428f; Serick, Eigentumsvorbehalt IV 545: „Wird indessen die 
Zahlungsfähigkeit des Schuldners der verkauften Forderung auf einen Zeitpunkt hinausgeschoben, der 
nach § 438 BGB im Zweifel nicht gelten soll, wird das Leitbild des Kaufvertrags in einem ganz 
wesentlichen Punkt von der gesetzlichen Architektur abgerückt“; vgl. auch Martinek in 
Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechtshandbuch § 102 Rz 44; andeutungsweise auch Heidland, KTS 
1970, 169 und Montenbruck, MDR 1971, 542.
KAP II/23
Leitbild des Forderungskaufs gemäß § 437f BGB in Deutschland nicht als die für die 
Einordnung als Kreditvertrag entscheidende Abweichung angesehen.100 Die §§ 437f 
BGB sind dispositives Recht, § 438 BGB sieht ausdrücklich die Möglichkeit einer 
abweichenden Parteienvereinbarung für die Haftung der Einbringlichkeit vor, die in 
aller Regel im Geschäftsverkehr auch verwendet wird.101 Allein fraglich erscheint 
daher, ob die Abweichung vom in § 438 BGB erwähnten Haftungszeitpunkt 
dermaßen atypisch ist, dass diese bereits allein eine darlehensvertragliche 
Konstruktion rechtfertigt. Blaurock102 weist daraufhin, dass es sich bei der den 
Haftungszeitpunkt regelnden Passage des § 438 BGB nur um eine Auslegungsregel 
handelt, von der die Parteien abweichen können, ohne dass sich daraus die 
Notwendigkeit eines Darlehens ergibt. Dem ist mE zuzustimmen, da eine 
Auslegungsregel, die für den Zweifel normiert ist, nicht die scharfe Abgrenzung 
eines Leitbilds eines Forderungskaufs erzeugt. Ebenso bleibt beim Forderungskauf 
nicht fälliger Forderungen die gesetzlich normierte Zweifelsregel regelmäßig 
unbeachtlich, da der Parteiwille sich nach hA103 auch im Fall eines Fehlens einer 
diesbezüglichen vertraglichen Regelung auf den Zeitpunkt der Fälligkeit bezieht. 
Zusammenfassend rechtfertigen die unterschiedlichen Rechtslagen daher keine 
unterschiedliche Behandlung der Einordnung des Factoringvertrags in Deutschland 
und Österreich. 
6.2 Kreditvertragliche Einordnung
6.2.1 Vorbemerkungen
Die hRsp104 in Österreich folgt nicht der kreditvertraglichen Konstruktion. 
Bis 1994 wurde der Factoringvertrag in sämtlichen Entscheidungen ohne 
                                               
100 Vgl ausdrücklich Blaurock, ZHR 1978, 340; Bähr, Kollision 75f; Busche in Staudinger, 
BGB13 II Einl zu §§ 398ff Rz 152; der Fokus liegt vielmehr auf der anderen Interessenslage beim 
unechten Factoring im Vergleich zum echten Factoring und der mangelnden Endgültigkeit des 
Leistungsaustausches, vgl Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 1655; Martinek, Moderne Vertragstypen I
250f; Martinek in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechtshandbuch § 102 Rz 44; Martinek in 
Staudinger, BGB13 II § 675 Rz B 103; vgl näher unten 6.2.
101 So selbst auch Serick, Eigentumsvorbehalt IV 545.
102 Blaurock, ZHR 1978, 340; vgl auch Bähr, Kollision 76.
103 Köhler in Staudinger, BGB13 II § 428 Rz 10; so auch und daher selbst zweifelnd 
Welser/Czermak, RdW 1985, 134.
104 OGH 2 Ob 504/94, SZ 67/29 = ÖJZ 1994/143 (EvBl) = ecolex 1994, 311 = ÖBA 1994, 810; 
8 Ob 271/98f, ÖBA 1999, 838 = ZIK 1999, 96;  2 Ob 114/99z, ecolex 2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = 
ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164; zuletzt 6 Ob 17/02x, ÖBA 2003, 612 = RdW 2003, 262 = ZIK 2003, 
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Differenzierung als Kauf eingeordnet.105 In diesen ersten Entscheidungen fehlt 
allerdings eine detailliertere Auseinandersetzung mit der Ausgestaltung der typischen 
Verträge. Erst in 2 Ob 504/94106 erörtert der OGH inhaltlich die kaufrechtliche 
Qualifizierung des Factorings, indem er insbesondere Welser/Czermak107 und 
teilweise auch Iro108 folgt. Lediglich acht Monate später wich der OGH in 8 Ob 
619/92109 von der bis dahin einheitlichen Jud ab und qualifizierte einen in Österreich 
verwendeten Factoringvertrag als Kreditvertrag. Allerdings ergaben sich aus dem 
vom 8.Senat zu behandelten Sachverhalt Unterschiede zu den typischen in 
Vorgängerentscheidungen behandelten Factoring-AFB.110 In Folgeentscheidungen111
wich der OGH nicht mehr von der kaufvertraglichen Einordnung des unechten 
Factorings ab und stellte fest, dass wesentliche Unterschiede in der Ausgestaltung 
der dem 8.Senat vorgelegenen Verträge mit den typischen Verträgen bestünden, die 
zu einer anderen Einordnung in diesem Einzelfall geführt hätten. Es sei daher zwar 
möglich, einen Factoringvertrag als Kreditvertrag auszugestalten, die typisch in 
Österreich verwendeten Verträge und AFB müssten hingegen als Kaufvertrag 
qualifiziert werden. 
Zweifel an der hRsp bestehen nicht nur aufgrund der abweichenden 
Entscheidung des 8. Senats in 8 Ob 619/92, sondern auch aufgrund einer durchaus 
zahlreichen Anzahl von Autoren in Österreich, die von der kaufvertraglichen 
Einordnung des Factorings abgewichen sind.112 Für die Aufbereitung einer 
                                                                                                                                    
96; abw OGH 8 Ob 619/92, ecolex 1995, 22 (Fischer-Czermak) = ÖBA 1995, 216 (Iro) = RdW 1995, 
56 = ZIK 1995, 26.
105 OGH 5 Ob 69/73, SZ 46/58 = EvBl 1973/305 = JBl 1974, 45 = GesRZ 1974, 63 = NZ 1974, 
92; 20.11.1975, 7 Ob 195/75; 1 Ob 538/80, SZ 53/33 = EvBl 1980/187 = JBl 1981, 542; 5 Ob 627/79, 
SZ 52/110 = HS 11.157; vgl zur Rsp in Österreich genauer unten 6.4.
106 OGH 2 Ob 504/94, SZ 67/29 = ÖJZ 1994/143 (EvBl) = ecolex 1994, 311 = ÖBA 1994, 810.
107 Welser/Czermak, RdW 1985, 130.
108 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/10ff.
109 OGH 8 Ob 619/92, ecolex 1995, 22 (Fischer-Czermak) = ÖBA 1995, 216 (Iro) = RdW 
1995, 56 = ZIK 1995, 26.
110 Vgl näher unten 6.4.
111 OGH 8 Ob 271/98f, ÖBA 1999, 838 = ZIK 1999, 96; 2 Ob 114/99z, ecolex 2000, 113 
(Jaksch-Ratajczak) = ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164; zuletzt 6 Ob 17/02x, ÖBA 2003, 612 = RdW 
2003, 262 = ZIK 2003, 96.
112 Frotz, Kreditsicherungsrecht 247f; Schinnerer/Avancini, Bankverträge³ II 80; König, ZIK 
1996, 3; Schulyok in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 48 Rz 275f; unklar Ertl in Rummel, 
ABGB³ II § 1392 Rz 7 und Schubert in Rummel, ABGB³ I vor § 983, Rz 2; unter Vorbehalten Koziol, 
QuHGZ 1972, 313.
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kreditvertraglichen Qualifizierung des Factorings ist es daher unumgänglich, diese 
Analysen sowie die abweichende hM in Deutschland aufzuarbeiten.
6.2.2 Vereinbarkeit der Merkmale eines Kreditvertrags mit dem unechten 
Factoring
Die wesentlichen Merkmale eines Darlehens nach dt Recht113 sind die 
entgeltliche, einstweilige Überlassung von Barmitteln. Damit ist für eine Einordnung 
des Factoringvertrags als Darlehen die Hingabe eines Geldbetrags, die Zahlung von 
Zinsen als Entgelt für den Darlehensgeber und ein Anspruch auf Rückforderung der 
hingegebenen Valuta erforderlich. Der Darlehensvertrag nach öst Recht (§ 983 
ABGB) unterscheidet sich darin, dass er als Realkontrakt ausgestaltet ist und zum 
wirksamen Abschluss die Übergabe von Valuta bei Vertragsabschluss verlangt.114
Eine Einordnung als Darlehen nach öst Recht kann folglich von vornherein 
ausgeschlossen werden.115 Vergleichbar mit dem Darlehen nach dt Recht ist 
hingegen der Kreditvertrag, der die Elemente eines Darlehens nach § 983 ABGB 
besitzt und kein Realkontrakt, sondern bloßer Konsensualvertrag ist.116
Die dt hM117 sieht ebenso wie die dt Rsp118 im unechten Factoring einen 
Darlehensvertrag. Die typischen Merkmale eines Kreditvertrags beim 
Factoringvertrag sind leicht auszumachen: Der Factor bevorschusst die zedierte 
Forderung bereits nach Erhalt der Kopie der Rechnung und lange vor Fälligkeit der
abgetretenen Forderung. Dies ist eine Überlassung von Barmittel an den 
                                               
113 Seit der Schuldrechtsreform 2002 werden die vertragstypischen Pflichten beim 
Gelddarlehen in § 488 BGB geregelt. Bis 2001 war auch das Gelddarlehen in § 607 BGB geregelt, 
eine inhaltliche Änderung hat das Darlehen dadurch nicht erfahren.
114 Vgl Koziol in Bankvertragsrecht Rz 1/3; Schubert in Rummel, ABGB³ I Vor § 983 Rz 1;
Koziol/Welser, Bürgerliches Recht13 II 206f.
115 Vgl auch Welser/Czermak, RdW 1985, 134.
116 Vgl Harrer/Hörzinger, ÖJZ 1990, 623ff; Koziol in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht 
II Rz 1/3ff und 1/73; Schubert in Rummel, ABGB Vor § 983 Rz 1; Koziol/Welser, Bürgerliches 
Recht13 II 207.
117 Montenbruck, MDR 1971, 542; Roth, Jura 1979, 298; Serick, Eigentumsvorbehalt IV 546ff; 
Serick, NJW 1981, 794; Canaris, NJW 1981, 250f; Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 1655; Martinek, 
Moderne Vertragstypen I 250; Larenz/Canaris, Schuldrecht13 II/2, 87; Martinek in 
Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechtshandbuch § 102 Rz 43ff; Busche in Staudinger, BGB13 II Einl 
zu §§ 398ff Rz 152; Martinek in Staudinger, Kommentar BGB13 II § 675 Rz B 103; Roth, Münchner 
Kommentar5 II § 398 Rz 164.
118 BGH VIII ZR 170/71, BGHZ 58, 364 = NJW 1972, 1715; BGH VIII ZR 169/76, BGHZ 69, 
254 = NJW 1977, 2207 = WM 1977, 1198; BGH VIII ZR 149/80, BGHZ 82, 50 = MDR 1982, 481 = 
NJW 1982, 164; BGH VIII ZR 97/86, BGHZ 100, 353 = NJW 1987, 1878 = WM 1987, 775.
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Factoringkunden. Der Factor hat das Recht auf idR kontokorrentmäßige Zinsen auf 
den bevorschussten Vertrag.119 Der Rückforderungsanspruch des Factors hinsichtlich 
der Bevorschussungen ist zweigeteilt. Im Regelfall zahlt der Drittschuldner nach 
Fälligkeit der zedierten Forderung an den Factor. Bei Auftreten einer 
Leistungsstörung, zB bei Insolvenz des Drittschuldners oder bei Nichtzahlung des 
Drittschuldners nach Ablauf eines festgesetzten Zeitraums nach Rechnungsübergabe 
an den Factor,120 besteht die Möglichkeit der Rückgriffnahme des Factors auf den 
Factoringkunden. Im Normalfall tilgt der Factoringkunde somit die Schuld 
gegenüber dem Factor nicht selbst. Vielmehr erlangt der Factor durch die Zahlung 
des Drittschuldners die Gegenleistung für Bevorschussung und Serviceleistung. In 
jedem Fall besteht beim unechten Factoring aber die Möglichkeit des Factors die 
bevorschusste Summe wirtschaftlich aus dem Vermögen des Factoringkunden zu 
fordern, was der Situation bei einem durch Zessionen besicherten Kreditvertrag 
inhaltlich entspricht. Der Factor vertraut demnach beim unechten Factoring in erster 
Linie auf die Bonität des Factoringkunden und prüft die Bonität von Drittschuldnern,
entweder nur um sich gegen den Fall eines Doppelausfalls (Factoringkunden und 
Drittschuldner zahlen nicht) abzusichern oder im Rahmen der Serviceleistung für den 
Factoringkunden.121
Der BGH hat sich zur Rechtsnatur des unechten Factorings gleich mehrmals 
geäußert und vertrat bereits in der ersten Entscheidung122 zur vertragstypischen 
Einordnung des Factorings als Kreditvertrag. Dabei stellte der BGH auf die 
wirtschaftliche Betrachtungsweise des Vertrages ab, verneint beim unechten 
Factoring ein Umsatzgeschäft und zitiert für diese Qualifikation insbesondere die 
Ausführungen von Montenbruck.123 In den Folgeentscheidungen verweist er im 
Wesentlichen auf seine Ausführungen in dieser Grundsatzentscheidung. Eine 
inhaltlich ausführliche Begründung enthalten die Entscheidungen des BGH nicht. 
Für die Qualifikation nach der öst Rechtslage allerdings entscheidend ist, dass der 
                                               
119 Vgl oben 1 und 2.1.
120 Im Regelfall 60 bis 150 Tage, vgl Factoringbedingungen Anhang A.II.19 oder C.II.3.
121 Busche in Staudinger, BGB13 II Einl zu §§ 398ff Rz 152; Vgl oben 2.2.
122 BGH VIII ZR 170/71, BGHZ 58, 364 = NJW 1972, 1715.
123 Montenbruck, MDR 1971, 542.
KAP II/27
BGH, anders als Serick124, seine Entscheidung mit der Abweichung von im § 437f 
BGH festgelegten Leitbild eines Forderungskaufes begründet.125
Parallel zu den Ausführungen, die die Vereinbarkeit mit den Merkmalen 
eines Kreditvertrags betonen, wird insbesondere auf den Zweck und den 
objektivierten Parteiwillen eingegangen. Martinek126 betont, durch die Übernahme 
des Delcredererisikos durch den Factoringkunden zeige sich deutlich der 
Vorläufigkeits- und Unsicherheitscharakter der Vorschusszahlung. Insgesamt fehle 
es an einer Endgültigkeit des Leistungsaustausches, die für den Kauf als 
Umsatzgeschäft wesentliches Merkmal sei. Dem Factoringkunden ist in erster Linie 
an den vom Factor überlassenen Barmitteln gelegen, welche im Mittelpunkt des 
unechten Factorings stehen. Canaris127 führt gleichfalls aus, das Interesse des 
Zessionars und des Zedenten am Geschäft liege nicht im Erwerb der Forderung als 
solcher, weil der Factor nicht aus dieser bzw aus ihren Früchten seinen Gewinn 
erlangen will. Die Abtretung wird lediglich als Voraussetzung für die 
Bevorschussung und des Inkassos gesehen. Das Entgelt ist die Verzinsung für die 
Bevorschussung und im Falle des Vorliegens der Servicefunktion kommt zu diesem 
Entgelt separat die Factoringgebühr hinzu.128
6.2.3 Kritik an der Vereinbarkeit mit einem Kreditvertrag
Im Wesentlichen wird gegen eine kreditvertragliche Qualifizierung 
vorgebracht, es bestehe keine echte Rückzahlungsverpflichtung des 
Factoringkunden.129 Für einen Kreditvertrag wesentlich sei die primäre 
Rückzahlungsverpflichtung durch den Kreditnehmer. Dagegen liege im 
Factoringvertrag eine bloß sekundäre Rückzahlungspflicht des Kreditnehmers im 
Ausnahmefall.130 Im Regelfall hingegen zahlen die Drittschuldner an den Factor, die 
                                               
124 Serick, BB 1976, 428f; Serick, Eigentumsvorbehalt IV 545.
125 Dazu näher zur Kritik der kaufrechtlichen Einordnung unten 6.3.3; vgl auch Martinek in 
Staudinger, BGB13 II § 675 Rz B 103.
126 Martinek, Moderne Vertragstypen I 251; Martinek in Staudinger, BGB13 II § 675 Rz B 103.
127 Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 1655.
128 Vgl zu diesen Argumenten auch unten zur Kritik der kaufvertraglichen Einordnung 6.3.3.
129 Blaurock, ZHR 1978, 340f; vgl bei Martinek, Moderne Vertragstypen I 251; so auch 
Welser/Czermak, RdW 1985, 138 die ausführen, es bestehe kein Rückforderungsanspruch des Factors, 
womit die für das Kreditgeschäft wesentliche „bloß zeitweilige Überlassung von Kaufkraft fehlt.“
130 Blaurock, ZHR 1978, 340; Welser/Czermak, RdW 1985.
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Abwicklung erfolge damit wie beim echten Factoring, das überwiegend als Kauf 
qualifiziert wird.131 Ganz allgemein dürfe die Rechtsnatur eines Vertrages nicht vom 
„pathologischen“ Fall abhängig gemacht werden. Würde man die eigentliche 
Hauptleistung, die zedierte Forderung, zu einem bloßen Nebengeschäft zur 
Sicherung eines Darlehens degradieren, widerspreche dies entschieden den 
Interessen der Parteien. Überhaupt wirke die Konstruktion eines Kreditgeschäfts mit 
atypischer Rückzahlungsvereinbarung als gekünstelt.132
Dass ein Kredit nur vom Kreditnehmer selbst getilgt werden können soll, ist 
mE nicht einsichtig. Vertragsparteien sind nicht dazu gezwungen, die typischen 
Modalitäten beim Kreditvertrag zu vereinbaren, die Tilgung kann auch in einer 
anderen Form als durch direkte Zahlung des Kreditnehmers erfolgen. Im Regelfall 
liegt somit zwar eine atypische Rückzahlungsvereinbarung vor, diese widerspricht 
allerdings nicht der möglichen Einordnung als Kreditvertrag. Im Ausnahmefall 
handelt es sich um einen für einen Kreditvertrag typischen Rückzahlungsanspruch 
des Factors direkt gegen den Factoringkunden.133 Zur Abstellung auf den 
„pathologischen Fall“ kontert Martinek,134 dass die Frage der Rechtsnatur nun gerade 
für den Konfliktfall entscheidend ist. Die Parteien wollten sich beim unechten 
Factoring im Hinblick auf die Ungewissheit des Ausnahmefalls absichern. Daher sei 
für die vertragstypische Einordnung eine Orientierung an der Konfliktsituation
gerade notwendig. 
6.2.4 Zivilrechtliche Konstruktion im Falle der Qualifizierung als 
Kreditvertrag
Für die zivilrechtliche Konstruktion bietet sich eine Zession zahlungshalber 
an. Unpassend ist hingegen eine Zession an Zahlungs statt, die Annahme der Factor 
gewinne durch Schuldbeitritt einen neuen Schuldner oder der Drittschuldner zahle 
aufgrund einer Anweisung des Factoringkunden.135 Im Gegensatz zur Zession an 
Zahlungs statt bleibt bei der Zession zahlungshalber der Anspruch des Factors in der 
                                               
131 Siehe zum echten Factoring unten 7.
132 Walter in Gernhuber, Kaufrecht 557; Stoppok in Hagenmüller/Sommer, Factoring-
Handbuch² 100.
133 Vgl ausführlich Serick, ZHR 1979, 68f; Serick, Eigentumsvorbehalt IV, 548.
134 Martinek, Moderne Vertragstypen I 250.
135 Welser/Czermak, RdW 1985, 136. Nach dt Terminologie ist die Zession zahlungshalber 
eine „Zession erfüllungshalber.“
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Höhe aufrecht, in der er vom Drittschuldner nicht befriedigt wird.136 Die Abtretung 
zahlungshalber räumt dem Factor eine neben dem Factoringkunden bestehende 
zusätzliche Erfüllungsmöglichkeit für seine Forderung ein. Für das Factoring 
bedeutet dies, dass die eingehende Zahlung des Drittschuldners mit der Forderung 
des Factors auf den Vorschuss erfüllt wird. Den Überschuss leitet der Factor nach 
Abzug seiner Factoringgebühr an den Factoringkunden weiter. Dagegen werden die 
angefallenen Zinsen für gewöhnlich separat monatlich abgerechnet.137 Für den Fall, 
dass der Drittschuldner an den Factoringkunden und nicht an den Factor zahlt, wird 
beim Factoring vereinbart, dass diese Zahlungen unverzüglich an den Factor 
weiterzuleiten sind. 
Nach der hM138 beinhaltet eine Zession zahlungshalber aus ihrer Natur 
heraus auch ein Sicherungselement. Grund hierfür ist, dass dem Zessionar die 
ursprüngliche Forderung gegen den Zedenten erhalten bleibt, solange diese nicht 
durch die zedierte Forderung beglichen ist. Nach Grillberger139 sei bei der Frage, ob 
eine Zession zahlungshalber auch einen Sicherungszweck erfüllt, darauf abzustellen, 
ob die Parteien diesen auch beabsichtigen. Geht man beim Factoring von einer 
kreditvertraglichen Konstruktion aus, so ist dies anzunehmen, da die Forderungen die 
Bevorschussung des Factors sichern sollen. Will man in der Subsidiarität der 
Sicherungszession zum eigentlichen primären Anspruch gegen den Factoringkunden 
ein Wesensmerkmal der Sicherungsabtretung sehen, so wäre eine Sicherungszession 
allerdings mit einer Zession zahlungshalber nicht vereinbar. Beim Factoring steht 
nämlich gerade die primäre Befriedigung aus der zedierten Forderung im 
Vordergrund.140 Der OGH141 folgte dieser Ansicht nicht und schloss sich den 
Ausführungen Welser/Foglar-Deinhardsteins142 an und seiner eigenen, allerdings 
                                               
136 Koziol/Welser, Bürgerliches Recht13 II 100f.
137 Vgl Factoringbedingungen Anhang A.I.2, B.II.7, C.I.
138 Frotz, Kreditsicherungsrecht 246; Welser/Foglar-Deinhardstein, ÖZW 1976, 76f; 
Grillberger, JBl 1983, 576; Welser/Czermak, RdW 1985, 136f; Ertl in Rummel, ABGB³ II § 1392 Rz 
3; vgl auch insbesondere OGH JBl 1983, 595, 1 Ob 406/97f, SZ 71/154 = ÖBA 1999, 327 (Karollus) 
= RdW 1999, 20 =  ÖBA 2001, 211 (Sailer);   6 Ob 256/99m, ÖBA 2000, 1020 = ZIK 2001, 23.
139 Grillberger, JBl 1983, 576; vgl auch Ertl in Rummel, ABGB³ II § 1392 Rz 3.
140 Vgl dazu Frotz, Kreditsicherungsrecht 247.
141 OGH 1 Ob 406/97f, SZ 71/154 = ÖBA 1999, 327 (Karollus) = RdW 1999, 20 =  ÖBA 
2001, 211 (Sailer).
142 Welser/Foglar-Deinhardstein, ÖZW 1976, 76. 
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nicht vertiefenden, älteren Rsp.143 Der Zahlungseingang bei Zession zahlungshalber 
erfolgt nämlich idR nicht immer unverzüglich, sondern lasse unter Umständen 
Monate auf sich warten, was Vertragsparteien auch bekannt sei. Insofern kann eine 
Zession zahlungshalber sehr wohl Sicherungscharakter haben und damit eine 
Sicherungszession sein, bei der die notwendigen Publizitätsvorschriften144
einzuhalten sind.
6.2.5 Kritik der öst Lehre an der kreditvertraglichen Konstruktion 
Der Kern der Kritik Welser/Czermaks145 an der kreditvertraglichen 
Qualifikation des unechten Factorings bezieht sich darauf die vertraglichen 
Verhältnisse beim Factoring als Zessionen zahlungshalber einzuordnen. Nach 
Welser/Czermak entspreche eine Zession zahlungshalber in mehrfacher Weise nicht 
den Vereinbarungen beim Factoring. Sie führe vielmehr zu einer Denaturierung der 
Vereinbarung und könne in der Konsequenz auch nicht der rechtliche Gehalt der zu 
bewertenden Verträge sein. In der Regelabwicklung des unechten Factorings müsse 
die Zession zahlungshalber nur der Befriedigung der Forderung des Zessionars gegen 
den Zedenten dienen, weshalb ein „Mehrerlös“, also der Betrag, der die Forderung 
des Zessionars übersteigt, an den Zedenten abzuführen sei. Dagegen habe beim 
Factoring der Factor unabhängig von der Höhe des Vorschusses ein Recht auf 
Bezahlung der vollen Nominale durch den Factoringkunden. Anhand eines Beispiels 
kann dieses Argument entkräftet werden: Der Factoringkunde liefert an seinen 
Vertragspartner, den Drittschuldner, Ware und erstellt eine Rechnung über 100, 
dessen Kopie an den Factor versandt wird. Nach den von Welser/Czermak
behandelten AFB146 berechnet sich der „Kaufpreis“ der Forderung aus dem auf der 
Rechnung aufscheinenden Fakturenbetrag147 abzüglich der Factoringgebühr, die hier
                                               
143 Vgl etwa OGH 2 Ob 141/53, SZ 26/142; 3 Ob 457/59, SZ 32/150; 6 Ob 561/85, ÖBA 1987, 
58 = wbl 1987, 95.
144 Vgl zu den Publizitätsvorschriften bei Sicherungszession näher Kapitel V 3.4.
145 Welser/Czermak RdW 1985, 140 und diesen Ausführungen folgend der OGH (OGH 2 Ob 
504/94, SZ 67/29 = ÖJZ 1994/143 (EvBl) = ecolex 1994, 311 = ÖBA 1994, 810; (zust Fischer-
Czermak, ecolex 1995, 89), 8 Ob 271/98f, ÖBA 1999, 838 = ZIK 1999, 96;  2 Ob 114/99z, ecolex 
2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164; zuletzt OGH 6 Ob 17/02x, ÖBA 
2003, 612 = RdW 2003, 262 = ZIK 2003, 96.
146 FactorBank AFB; vgl für die aktuellen Factoringbedingungen der FactorBank AG Anhang 
A.
147 Allerdings abzüglich allfälliger vom Factoringkunden dem Drittschuldner gewährten Skonti 
und Nachlässe.
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beispielhaft als 2 angenommen werden soll.148 Der Factor bevorschusst 
vereinbarungsgemäß einen Betrag von 80. Was die Höhe der von Welser/Czermak
als Nominale bezeichneten Forderung des Factors aus dem Factoringbetrag betrifft, 
scheint demnach nur der Wert der Forderung, dh der volle Rechnungsbetrag in Frage 
zu kommen. Dies wird mit § 6 der FactorBank AFB149, der für den Fall der Zahlung 
des Drittschuldners an den Factoringkunden verlangt, diese Beträge in voller Höhe 
an den Factor herauszugeben. Im Normalfall des Beispiels zahlt der Drittschuldner
später die geschuldeten 100 an den Factor. Nach dem Factoringvertrag hat der Factor 
nun den noch geschuldeten Rest des „Kaufpreises“ in Höhe von 18 an den 
Factoringkunden herauszugeben. Der „Mehrerlös“, den Welser/Czermak im Falle 
einer Zession zahlungshalber ansprechen, beträgt aber 20 – bei einer derartigen 
zivilrechtlichen Konstruktion müsste also ein höherer Betrag herauszugeben sein. 
Damit reduziert sich aber Welser/Czermaks Argument darauf, dass bei einer Zession 
zahlungshalber eine Verrechnung mit der Forderung auf die Factoringgebühr in 
Höhe von 2 nötig wäre, dieser Zwischenschritt aber in den Factoringverträgen nicht 
aufscheint.150 Ein echter Widerspruch und damit zusammenhängend eine 
„Denaturierung“ der getroffenen Vereinbarung kann dieses Argument aber nur dann 
darstellen, wenn ein Aufrechnungsverbot für den Factor vereinbart wäre. Die 
Aufrechnungsmöglichkeit für alle noch ausstehenden Forderungen, insbesondere aus 
Bevorschussungen, ist allerdings gerade der Kern der Sicherung des 
Factoringkunden.151 Auch für den Ausnahmefall, dass der Drittschuldner mehr zahlt 
als er eigentlich schuldet, etwa 110 statt 100, ergibt sich kein Unterschied zwischen 
unechter Factoringvereinbarung und einer Zession zahlungshalber.152 Da mit der 
irrtümlichen Überzahlung zugleich ein Kondiktionsanspruch des Drittschuldners 
                                               
148 In der Praxis werden allfällige vom Factoringkunden dem Drittschuldner eingeräumten 
Skonti ebenso vom Kaufpreis abgezogen, verringern allerdings im gleichen Maß auch die Nominale 
des Factors. Zinsen werden typischerweise extra berechnet, aber auch bei ihrem Einbeziehen in den 
„Kaufpreis“ ändert sich nichts an den Ausführungen.
149 Vgl Factoringbedingungen Anhang A.II.6.
150 Vgl andeutungsweise Welser/Czermak, RdW 1985, 138 der Factor muss also nicht das vom 
debitor cessus Erlangte in voller Höhe herausgeben oder verrechnen, sondern schuldet nur den 
Restkaufpreis.
151 Vgl Factoringbedingungen Anhang B.II.10.9, C.II.1. 
152 Außerdem deutet nichts daraufhin, dass Welser/Czermak mit ihrem Argument genau auf 
diesen Ausnahmefall abgezielt haben.
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gegen den Factor entsteht, besteht auch hier kein „Mehrerlös“, der an den 
Factoringkunden herauszugeben wäre. 
Gegen die Konstruktion einer Zession zahlungshalber sollen im Besonderen 
die in den AFB vorkommenden Regelungen, die bei Ausfall des Drittschuldners den 
Rückgriff gegen den Factoringkunden regeln, angeführt werden können: „Leistet bei 
der Zession zahlungshalber der debitor cessus nicht, so kann sich der Gläubiger (der 
Zessionar) weiterhin und ohne Geltendmachung besonderer Rechtsbehelfe auf die 
ursprüngliche Forderung, hier auf die unterstellte Kreditforderung, stützen und diese 
gegen den Zedenten durchsetzen. Zahlt der debitor cessus weniger, als er verpflichtet 
ist, aber immerhin so viel, dass es zur Befriedigung des Zessionars ausreicht, so hat 
dieser gegen den Zedenten keinen Anspruch, da dessen Verbindlichkeit erfüllt ist. In 
beiden Punkten ist die Lage nach den AFB anders: Der Factor kann auf keine 
Forderung gegenüber dem Zedenten „zurückgreifen“, sondern ist auf 
Gewährleistungsansprüche verwiesen. Diese stehen ihm aber auch dann zu, wenn 
der beim Zessus einbringliche Betrag über die Höhe des Vorschusses hinausgeht, 
jedoch das Forderungsnominale nicht erreicht (Pkt 19 Factorbank-AFB). Damit 
haben also die AFB die Kaufvertragsregelung und nicht die Kreditvertragsregelung 
verwirklicht.“ 153 Diesen Ausführungen ist mE nicht zuzustimmen. Ob man die in 
den Factoringbedingungen vorkommenden „Gewährleistungsrechte“ in Fällen, in 
denen der Drittschuldner weniger als den Vorschuss zahlt (oder gar nicht) rechtlich 
als Gewährleistungsfälle ansieht oder als den Rückgriff auf das Grundverhältnis 
zwischen Factor und Factoringkunden, macht in der Abwicklung des 
Factoringvertrags keinen Unterschied. Richtig wäre allerdings der zweite Einwand, 
nachdem der Drittschuldner zwar mehr als die Höhe des Vorschusses, allerdings 
weniger als die Nominale bezahlt. Welser/Czermak stellen für diese Konstellation 
fest, bei einer Zession zahlungshalber sei die Forderung des Factors erloschen, 
hingegen hätte beim Factoringvertrag der Factor weiterhin einen 
Gewährleistungsanspruch. Nach dem neuen seit 1.1.2002 geltenden 
Gewährleistungsrecht ist diese Argumentation auf jeden Fall fehlgehend. Die 
Verpflichtung eine vollständige, einredefreie Forderung des Drittschuldners zu 
schaffen (dh Verbesserung), widerspricht nicht dem Fall einer sicherungshalber 
                                               
153 Welser/Czermak, RdW 1985, 136ff.
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zedierten Forderung, bei der dies vertraglich ebenso vereinbart und damit verlangt 
werden kann. Austausch der „gekauften“ Forderung ist in den üblichen 
Factoringverträgen nicht vorgesehen und wohl untunlich. Damit würden dem Factor  
lediglich die sekundären Gewährleistungsrechte zustehen, bei geringfügig geringerer 
Zahlung des Drittschuldners Preisminderung. Gerade bei der Preisminderung ergibt 
sich allerdings kein Unterschied zwischen der Geltendmachung von 
Gewährleistungsrechten oder einer Zession zahlungshalber, in beiden Fällen begnügt 
sich der Factor mit der erhaltenen Summe des Drittschuldners und führt lediglich den 
über den Vorschuss gehenden Betrag an den Factoringkunden ab. Dies entspricht 
auch der Durchführung in der Praxis. Das Argument, eine Zession zahlungshalber 
wäre mit den typischen in Österreich verwendeten Bedingungen des unechten 
Factoring nicht zu vereinbaren, ist demnach mE nicht zu folgen.154
6.3 Kaufvertragliche Einordnung
6.3.1 Vorbemerkungen
Die hM155 in Österreich, dagegen eine ältere Mindermeinung in 
Deutschland,156 sehen unechtes Factoring als Kaufvertrag an. Die öst Lehre gelangt
vorwiegend durch Kritik an einer kreditvertraglichen Einordnung zu diesem 
Ergebnis. Dagegen fehlt es weitgehend an detailierten Untersuchungen in der 
öLehre, die gerade die kaufrechtliche Einordnung des unechten Factorings kritisch 
hinterfragen. Unbestrittener Kern des Kaufes und damit auch des Forderungskaufes 
ist die Hingabe von Sache gegen Geld. Die Elemente eines als Kauf qualifizierten 
Factoringvertrags sind somit die Verpflichtung der einen Partei, die Forderungen 
abzutreten, und diejenige der anderen Partei, hierfür als Gegenleistung einen Preis zu 
                                               
154 So aber in der Schlussfolger Welser/Czermak, RdW 1985, 138: „Auch diese Beurteilung 
[als zahlungshalber zedierte Forderungen] tut den vertraglichen Regelungen Gewalt an.“
155 OGH 2 Ob 504/94, SZ 67/29 = ÖJZ 1994/143 (EvBl) = ecolex 1994, 311 = ÖBA 1994, 810; 
8 Ob 271/98f, ÖBA 1999, 838 = ZIK 1999, 96;  2 Ob 114/99z, ecolex 2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = 
ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164; zuletzt OGH 6 Ob 17/02x, ÖBA 2003, 612 = RdW 2003, 262 = ZIK 
2003, 96; abw OGH 8 Ob 619/92, ecolex 1995, 22 (Fischer-Czermak) = ÖBA 1995, 216 (Iro) = RdW 
1995, 56 = ZIK 1995, 26; Kamper, Factoring 51ff; Jud, QuHGZ 1981/3, 45; Welser/Czermak, RdW 
1985, 130; Iro, ÖBA 1990, 259; Wilhelm, ecolex 1990, 739; Iro in Avancini/Iro/Koziol, 
Bankvertragsrecht II Rz 2/10ff; Fischer-Czermak, ecolex 1995, 89f; Gamerith in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 21 Rz 41; Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 
64ff; Riss, ÖBA 2006, 426.
156 Bette, Factoring-Geschäft 56; Blaurock, ZHR 1978, 340f; Stoppok in Hagenmüller/Sommer, 
Factoring-Handbuch² 99ff; Lunckenbein, Factoring-Vertrag 75ff; Walter in Gernhuber, Kaufrecht 
556f.
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bezahlen.157 Bei Factoringverträgen würden insbesondere modifizierte 
Gewährleistungsregeln dazu führen, den wirtschaftlichen Zweck des 
Vertragsverhältnisses zu erfüllen, wobei darauf verwiesen wird, dass ebenso wie 
beim Verkauf einer materiellen Sache, der Verkäufer der Forderung die Haftung in 
vielen Abstufungsgraden übernehmen kann.158
6.3.2 Vereinbarkeit mit einem Kaufvertrag
Gemeinsam ist den in Österreich verwendeten AFB folgende 
„Gewährleistungsklausel“: „der Kunde haftet für die Richtigkeit und Einbringlichkeit 
der angekauften Forderungen.“159 Diese entspricht der Regel beim Forderungskauf 
gemäß § 1397 ABGB. Welser/Czermak,160 die sich mit der Gültigkeit der nach den 
von ihnen behandelten AFB (heute Factorbank-AFB) befassten, weisen ausführlich 
auf die darin vorzufindenden typischen Abweichungen hin. So stellt sich bei § 1397 
ABGB die Frage nach dem Haftungszeitpunkt. Ein typisches Element des Kaufes ist
dessen Zug-um-Zug Abwicklung. Das ABGB regelt allerdings in § 1063 den Kauf 
auf Borg, bei dem der Verkäufer die Bezahlung des Kaufpreises stundet, als eine von 
diesem typischen Zug des Kaufes abgehende Ausgestaltung und zeigt damit, dass ein 
Zug-um-Zug von Leistung und Gegenleistung keinen essentiellen Bestandteil des 
Kaufes darstellt. Auf den ersten Blick könnte auch beim Factoring ein Kauf auf Borg 
vorliegen: Die Forderung als Kaufsache geht nach Entstehen der Forderung ins 
Eigentum des Factors über, hingegen wird der Kaufpreis erst mit Eingang der 
Zahlung des Drittschuldners fällig. Die tatsächliche Abwicklung dreht die 
Verhältnisse um. So wird der überwiegende Teil des Kaufpreises bevorschusst, 
dagegen handelt es sich beim Kaufgegenstand um eine erst künftig fällig werdende 
Forderung, die eine Verwertung im Übertragungszeitpunkt nicht ermöglicht. In der 
praktischen Ausgestaltung ähnelt die Konstruktion somit einem Pränumerationskauf, 
bei dem der Käufer vorleistet.161
                                               
157 Vgl Koziol/Welser, Bürgerliches Recht13 II 166ff; vgl. zum Kauf auf Borg auch Binder in 
Schwimann, ABGB³ IV § 1063 Rz 1ff; Aicher in Rummel, ABGB³ I § 1063 Rz 1.
158 Vgl etwa Bette, Factoring-Geschäft 57; Welser/Czermak, RdW 1985, 137f.
159 Vgl Factoringbedingungen Anhang A.II.19, B.II.1 und C.II.2.
160 Welser/Czermak, RdW 1985, 137f.
161 Vgl etwa Koziol/Welser, Bürgerliches Recht13 II 170; vgl. zum Kauf auf Borg auch Binder
in Schwimann, ABGB³ IV § 1063 Rz 1ff; Aicher in Rummel, ABGB³ I § 1063 Rz 1.
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6.3.3 Kritik an der kaufrechtlichen Einordnung
Für einen Kauf unabdinglich ist die Endgültigkeit des Leistungsaustauschs. 
Der Kauf ist ein Umsatzgeschäft. Der wirtschaftliche Hintergrund für beide 
Vertragsteile ergibt sich daraus, dass nach Ansicht der einzelnen Vertragsparteien der 
jeweilige Wert der erhaltenen Leistung über dem Wert des Hingegebenen 
hinausgeht. Nach der Intention der Vertragsparteien soll sowohl der Vorschuss auf 
den „Kaufpreis“ endgültig im Vermögen des Factoringkunden verbleiben, als auch 
die abgetretene Forderung endgültig im Vermögen des Factors.162 Allerdings hat 
schon Heidland163 darauf hingewiesen, dass die Endgültigkeit als 
augenscheinlichstes Unterscheidungsmerkmal zwischen Kauf und Kredit nicht weiter 
helfe, da rein äußerlich kein Unterschied in einem kreditvertraglichen 
Rückgriffsanspruch und einer Gewährleistungsregel liege. Weiters stellt der Kauf 
gerade das Paradebeispiel eines synallagmatischen Vertrags dar. Als 
Charakteristikum des Synallagmas müssen die ausgetauschten Hauptleistungen 
äquivalent sein, dagegen treten Nebenobliegenheiten nur zur Hauptleistung hinzu. Es 
widerspricht der Einordnung in Haupt- und Nebenleistung, wenn der Vertrag gerade 
wegen der Nebenleistung abgeschlossen wurde. Somit kann von einem 
kaufvertraglichen Geschäft also nur ausgegangen werden, wenn der inhaltlich 
hervortretende Wille von Factor und Factoringkunden darauf beruht, eine endgültige 
Situation zu erzeugen und sich die vom Synallagma geforderte Äquivalenz im 
Schwerpunkt aus der Gegenüberstellung der Hauptleistungen ergibt.
Eingehend mit dem Charakter des unechten Factorings als Umsatzgeschäft 
hat sich früh bereits Glomb164 auseinandergesetzt. Ausgehend von einer sich aus       
§ 438 BGB ergebenden Bonitätsgarantie, sollen die Buchforderungen des 
Factoringkunden und die Vorschüsse des Factors nicht in einem äquivalenten 
Verhältnis zueinander stehen und somit die Leistung des Factors nicht als 
Kaufpreisforderung zu verstehen sein. Abgetretene Forderung und Bezahlung des 
„Kaufpreises“ durch den Factor sollen nach Glomb in Äquivalenz stehen, die
Bevorschussung an sich zerstöre aber diese Äquivalenz, wenn nicht die Haftung des 
                                               
162 Vgl dazu Martinek, Moderne Vertragstypen I 249; Brink in Hagenmüller/Sommer/Brink, 
Factoring-Handbuch³ 195; in Kritik an der kaufrechtlichen Einordnung Martinek in Staudinger, 
BGB13 II § 675 Rz B 103.
163 Heidland, KTS 1970, 170.
164 Glomb, Factoring 42ff; vgl auch Walter in Gernhuber, Kaufrecht 556f.
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Zedenten hinzutrete, auf die der Factor schwerpunktmäßig abzielt. Den 
wirtschaftlichen Beweggrund für die vom Factor gewährte Bevorschussung finde
sich nicht nur in den zu bezahlenden Zinsen. Wie beim echten Factoring zu ersehen, 
soll das übernommene Risiko durch eine Delcredereprovision entgolten werden, 
genau diese fehle aber beim unechten Factoring. Der wirtschaftliche Hintergrund für 
die Gewährung einer Vorausfinanzierung liege somit als „Entgeltspendant“ zur 
Delcredereprovision, in der Übernahme des Delcredererisikos durch den 
Factoringkunden. Daraus schließt Glomb, dass die abgetretene Forderung gerade 
nicht den Wert des „Kaufpreises“ für den Factor darstellt und eine Äquivalenz nur 
durch Hinzunahme des Delcredererisikos zu erkennen ist. Dieser Argumentation 
kann entgegnet werden, dass sich dadurch an der grundsätzlichen Äquivalenz nichts 
ändert, Forderung und Haftung bilden nebeneinander die äquivalente Gegenleistung 
des Factoringkunden.165 Es würde somit eine kaufrechtliche Einordnung dem 
Äquivalenzgedanken nicht widersprechen. Canaris166 führt hierzu aus, ein 
synallagmatisches Verhältnis zwischen Abtretung der Forderung und 
Bevorschussung wirke „gekünstelt“, da das Wesen einer synallagmatischen 
Gegenleistung darin bestehe, dass gerade um ihrer Erlangung willen der Vertrag 
geschlossen werde.
Larenz/Canaris167 führen überzeugend an, dass bei einer 
Schuldverschreibung, die unbestrittenermaßen ein Forderungskauf ist, es dem Käufer 
gerade darum geht, aus der Forderung daraus Zinsen aus dieser Forderung vom 
Drittschuldner zu verlangen. Demnach zeigt sich deutlich das Charakteristikum einer 
verkauften Sache: Sie ist ein Handelsobjekt aus dem selbst der Nutzen und der 
Zweck des Kaufes resultiert. Dagegen erhält der Factor beim Factoring seine Zinsen 
und damit seinen Gewinn vom Factoringkunden, die Beschaffenheit der Forderung 
und die Gewinnerzielung aus diesem „Handelsobjekt“ tritt in den Hintergrund. 
Deutlich wird dieses Interessenschwergewicht auch dadurch, dass für den Factor die 
gekaufte Forderung ohne weiteres und jederzeit gegen Geld austauschbar ist. Im 
„Gewährleistungsfall“ hat er indes kein Interesse an einem Austausch der zedierten 
Forderung gegen eine Forderung der gleichen Gattung, vielmehr steht beim unechten 
                                               
165 Ehling, Inland-Factoring 54; Martinek, Moderne Vertragstypen I 249.
166 Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 1648 (hier im Zusammenhang mit dem Diskontgeschäft).
167 Larenz/Canaris, Schuldrecht13 II/2, 88.
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Factoring der Rückgriff auf Geld im Vordergrund. Insofern unterscheidet sich das 
unechte Factoring auch von anderen kaufvertraglich qualifizierten Geschäften, bei 
denen die Finanzierungsfunktion ein wesentlicher Bestandteil der Transaktion 
darstellt. So werden Sale-and-Leaseback Geschäfte idR als Kauf qualifiziert. Im 
Unterschied zum unechten Factoring besteht allerdings für den Käufer bzw für die
Leasinggesellschaft ein echtes Interesse an der Werthaltigkeit der dem sale-and-
leaseback zugrunde liegenden Kaufsache. Im Fall des Konkurses des 
Leasingnehmers muß sich die Leasinggesellschaft anders als beim Factoring (bei 
dem ein Sicherheitspool von nicht-bevorschussten Forderungsteilen besteht) für 
seine Forderungen gegen den Leasingnehmer aus der geleasten Sache befriedigen. 
Beim unechten Factoring muß ferner sowohl für die Richtigkeit als auch für die 
Einbringlichkeit der Forderungen gehaftet wird, was sich von der Situation bei einem 
sale-and-leaseback Geschäft unterscheidet. Die Leasinggesellschaft muß sich auf 
kaufvertragliche Gewährleistungsrechte in Bezug auf die Kaufsache stützen und bei 
später nach Abschluss des Sale-and-Leasebackvertrags eintretende Mängel an der 
Kaufsache das Risiko selbst tragen. Wirtschaftlich besteht somit für die
Leasinggesellschaft nicht nur ein Interesse an der Bonität des Leasingnehmers 
sondern insbesondere auch am (zukünftigen) Wert der dem sale-and-leaseback 
Vertrag zugrundeliegenden Kaufsache.
Von Koziol168 wird den gegen die Einordnung als Kaufvertrag 
vorgebrachten Argumenten entgegen gehalten, ein Käufer der Forderung habe auch 
in vielen anderen Situationen kein besonderes Interesse am Erwerb der Sache, 
sondern gerade am Verdienst durch Erzielung eines Erlöses, der über dem 
Erwerbspreis liege. Dagegen sei die Bemessung des Gewinns für die Bank nach der 
Verzinsung des eingesetzten Kapitals und dem Aufwand nicht atypisch, sondern eine 
normale Kalkulation beim Kauf. Koziols Argument ist mE entgegenzuhalten, dass 
nicht bestritten wird, der Käufer orientiere sich am Verdienst, welcher nach einer 
Verzinsung kalkuliert wird. Entscheidend ist die Frage, woher bzw woraus der 
Gewinn erlangt wird. Beim unechten Factoring erlangt der Factor seinen Gewinn 
vom Factoringkunden in Form von Zinsen. Die Beschaffenheit und der Wert der 
                                               
168 Koziol in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 1/130, hier im Zusammenhang mit 
dem Wechseldiskontgeschäft.
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Forderung sind dagegen irrelevant für diesen Gewinn, da man sich die zedierte 
Forderung auch beliebig gegen andere Erfüllungsmittel austauschen könnte.
6.4 OGH Entscheidung zur Einordnung des unechten Factoringvertrags
Wie bereits angesprochen, weicht der OGH in einer einzigen 
Entscheidung169 von der ständigen kaufvertraglichen Einordnung beim Factoring ab. 
Es finden sich mehrere Äußerungen der Lehre zu dieser Entscheidung:170 Fischer-
Czermak171 und Iro172 heben, wie auch der OGH teils in seiner Entscheidung, die 
dieser zugrundeliegenden AFB als Begründung für die unterschiedlichen 
typologische Vertragseinordnung hervor. Diese beinhalten zwei für die damalige Zeit 
und auch für die heute in Österreich verwendeten Factoringverträge unübliche 
Klauseln. Einerseits wurde ein Rahmen für die Höhe der Bevorschussungen 
vereinbart, dh ein Limit bis zu dem Vorschüsse ausbezahlt werden, andererseits 
wurden die nicht bevorschussten Teile der Forderungen als „Sperrbeträge“ pauschal 
zurückbehalten, um der Abdeckung sämtlicher Forderungen des Factors gegen den 
Factoringkunden zu dienen. In einer Folgeentscheidung sah der OGH173 die 
unterschiedliche Gestaltung der typischen Factoring-AFB und der dieser 
„Ausreißerentscheidung“ zugrunde liegenden AFB als entscheidenden Unterschied 
für die differenzierte Einordnung an und stimmte somit Fischer-Czermak und Iro zu.
Dass die zwei atypischen Klauseln einen Unterschied in der zivilrechtlichen 
Einordnung des unechten Factorings zeigen, ist allerdings mE nicht der Fall. Iro174
führt zutreffend aus, die Setzung eines Limits sei nicht mit einem 
Kaufrechtscharakter eines Factoringvertrags unvereinbar. Eine Begrenzung der Höhe 
der vom Factor übernommenen Forderungen und damit der wirtschaftlichen Gefahr 
für den Factors kann nicht als Indiz für eine kreditvertragliche Qualifikation 
herangezogen werden. Diese Ausführung gilt aber mE unabhängig davon, ob man 
nun von unechten Factoring oder echten Factoring spricht. Dass eine 
                                               
169 OGH 8 Ob 619/92, ecolex 1995, 22 (Fischer-Czermak) = ÖBA 1995, 216 (Iro) = RdW 
1995, 56 = ZIK 1995, 26.
170 Fischer-Czermak, ecolex 1995, 89; Iro, Anm zu OGH, ÖBA 1995, 222ff; Iro, RdW 1995, 
52; König, ZIK 1996, 1.
171 Fischer-Czermak, ecolex 1995, 89.
172 Iro, ÖBA 1995, 222ff.
173 OGH 8 Ob 271/98f, ÖBA 1999, 838 = ZIK 1999, 96.
174 Iro, ÖBA 1995, 222f; Iro, RdW 1995, 52.
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Bevorschussung der Forderungen unterbleibt, die über das betreffende Limit geht, 
betrifft demnach nur den Umfang des durchgeführten Factorings an sich und hat 
keine Auswirkungen auf die Rechtsnatur der bevorschussten Forderungen.175
Komplizierter zu beurteilen ist die Einführung des Sperrpools. Dabei sahen 
die AFB in OGH 8 Ob 619/92 vor, der nicht bevorschusste Teil der zedierten 
Forderungen (im Regelfall 20%) solle für die verwendeten Factoringverträge nicht 
zum Zeitpunkt der Zahlung des Drittschuldners an den Factor an den 
Factoringkunden weitergegeben werden. Vielmehr erfolgte eine Ansparung dieser 
Beträge als „Sperrbetrag“, der sämtliche Forderungen, dh insbesondere alle 
Vorschüsse des Factors auf andere Forderungen, besichern sollte. Fällt eine 
Forderung aus, deckte der Factor seinen Ausfall aus diesem Sperrpool, wobei 
monatlich eine Abrechnung dieses Sperrpools erfolgt. Nur falls mehr Forderungen 
ausfielen, als in einem Monat Sperrbeträge zur Deckung vorhanden waren, konnte
auf den Factoringkunden selbst zurückgegriffen werden. Fischer-Czermak176 sieht in 
dieser zweiten atypischen Vereinbarung einen Anspruchs des Factors auf 
Rückzahlung des Vorschusses, den sie im Gegensatz als Wesensmerkmal des Kredits 
beim typischen unechten Factoring nicht annimmt.177 Damit ist für Fischer-Czermak
die Einordnung des in diesem Fall vorliegenden Vertrags aufgrund des Sperrbetrags
zu den Kreditverträgen durchaus plausibel. Dies widerspricht allerdings ihrer 
zusammen mit Welser durchgeführten Analyse,178 die beim unechten 
Factoringvertrag gerade darauf abstellte, dass kein echter Rückzahlungsanspruch des 
Factors vorhanden sei und deswegen eine kreditvertragliche Einordnung nicht in 
Betracht komme. Da der Sperrpool nichts an der grundsätzlichen Abwicklung des 
Factoringverhältnisses und des atypischen, subsidiären Rückzahlungsanspruchs 
ändert, ist Fischer-Czermaks Schlussfolgerung somit mE nicht schlüssig. Iro179
erkennt richtigerweise in der Sperrbetragsklausel eine besondere Haftrücklage des 
                                               
175 Dass Iro, ÖBA 1995, 223 die Limitsetzung “in keinem Fall für die sicherungsrechtliche 
Qualifikation der Factoring-Zessionen” sehen will, ist somit mE richtig, sie ist aber klarerweise auch
kein Indiz für eine kaufrechtliche Einordnung.
176 Fischer-Czermak, ecolex 1995, 89.
177 Vgl Fischer-Czermak, ecolex 1995, 89f.
178 Vgl dazu oben 6.2.5.
179 Iro, ÖBA 1995, 223.
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Factors, die zum eigentlichen Vertrag hinzutritt, an seiner Grundstruktur und der 
vertragstypischen Einordnung aber nichts zu ändern vermag.
Zu beachten ist mE, dass ein Sperrbetrag auch im Fall des unechten 
Factorings in Höhe der noch nicht bevorschussten bzw der bevorschussten, aber noch 
ausstehenden Forderungen besteht, durch die nicht „konnexe“ Forderungen im Falle 
der Insolvenz eines Drittschuldners getilgt werden können. Ob der Sperrbetrag nun 
monatlich abgerechnet wird oder jeweils zum Zeitpunkt an dem eine Forderung von 
einem Drittschuldner bezahlt wird, macht mE keinen Unterschied. Ein Beispiel kann 
dies verdeutlichen: Der Factoringkunde tritt 10 Forderungen à 100 an den Factor ab, 
der Factor bevorschusst 80 % aller Forderungen, insgesamt also 800, 200 stellt in 
diesem Zeitpunkt die Summe der Sperrbeträge dar. Als Sperrbetragshöhe werden 150 
vereinbart. Werden nun 8 der Forderungen bezahlt, sind 2 noch ausständig, so zahlt 
der Factor von den eingebrachten Erlösen der Drittschuldner nur den Kaufpreisrest 
aus, der die Sperrbetragshöhe übersteigt. Die Summe der Sperrbeträge tritt demnach 
als zusätzliche und unabhängige Sicherung für alle Einzelverträge hinzu. Bei einem 
praktisch täglich zahlreiche Forderung ein- und ausgehenden Factoringverhältnis, hat 
der Factor somit eine weitere Besicherung, die monatlich abgerechnet wird. 
Unabhängig von der Einordnung einer solchen von Iro als besondere Haftrücklage 
qualifizierten Sperrpools, der alle Bevorschussungen absichern soll, kann man aus 
diesem Fall damit keine Rückschlüsse auf die Rechtsnatur des Grundgeschäfts 
ziehen. Dies deshalb, da eine zusätzliche separate (Neben)besicherung auch bei 
einem einfachen Kreditverhältnisses oder jeglichem anderen Schuldverhältnis nichts 
an dessen rechtlicher Einordnung zu ändern vermag.
6.5 Vergleich mit anderen ähnlichen Geschäften
6.5.1 Vergleich mit dem Zessionskredit
Neben den zwei aufgezeigten atypischen Klauseln deutet der OGH in seiner 
einen Factoringvertrag als Kreditvertrag qualifizierenden Entscheidung180 auf die 
Ähnlichkeit mit einem revolvierenden durch Zessionen besicherten Factoringvertrag 
hin. König181 drückt dies noch deutlicher aus: Das unechte Factoring (auch das 
                                               
180 OGH 8 Ob 619/92, ecolex 1995, 22 (Fischer-Czermak) = ÖBA 1995, 216 (Iro) = RdW 
1995, 56 = ZIK 1995, 26.
181 König, ZIK 1996, 3.
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typische) unterscheide sich – überspitzt formuliert – vom Zessionskredit nur noch 
durch die verwendeten Formblätter. Das Wesen eines einfachen durch Zessionen 
besicherten Kredits besteht in der Hingabe einer Valuta und der Besicherung der 
gesamten Kreditsumme durch eine Globalzession künftig fällig werdender 
Forderungen. In der Praxis wird dabei eine Überbesicherung von idR 130 % der 
hingegebenen Valuta vereinbart.182 Diese einfachste Ausstattung des Zessionskredits 
unterscheidet sich somit vom unechten Factoring allein darin, dass die 
Bevorschussung nicht für jede Forderung getrennt, sondern für alle gemeinsam 
erfolgt. Gleichfalls sichern die zedierten Forderungen wie auch beim Factoring 
gemeinsam die gesamte Kreditsumme ab.183 Der OGH leitet in 8 Ob 619/92 die 
Ähnlichkeit zum Zessionskredit auch aus dem wirtschaftlich gleichen 
Sicherungszweck ab. Dabei ist der Sicherungszweck in beiden Fällen bei Insolvenz 
des Kreditnehmers bzw Factoringkunden offensichtlich. In beiden Fällen wird bei 
Zahlung der Drittschuldner die hingegebene Kreditsumme bzw Summe der 
Bevorschussungen abgedeckt, der Überschuss ist an die Konkursmasse 
herauszugeben. Ist die aushaftende Kreditsumme bzw Summe der Bevorschussungen 
höher als die eingehenden Zahlungen der Drittschuldner, so hat der Kreditgeber bzw
Factor im Differenzbetrag lediglich eine Konkursforderung. Würde beim unechten 
Factoring wirtschaftlich ein Unterschied zum Zessionskredit bestehen, müsste sich 
die Situation gerade im Insolvenzfall des Factoringkunden unterscheiden. 
6.5.2 Factoring und Eskomptierung von offenen Buchforderungen
6.5.2.1 Beschreibung des Buchforderungseskomptes
In Österreich weisen mehrere Autoren184 darauf hin, dass es mit der 
Eskomptierung von Buchforderungen bereits lange vor der Einführung des 
Factorings in Österreich im Jahr 1965 einen Vorläufer des Factorings gegeben hat. 
Österreich war nach einer Auffassung sogar geradezu die Heimat des 
Buchforderungseskomptes.185 Die Buchforderungseskompte wurde allerdings 
                                               
182 Vgl zum einfachen Zessionskredit ua Rebernig, Konkursanfechtung Rz 115ff.
183 Im Sonderfall in dem der Kreditnehmer nur eine einzelne Forderung abtritt, konvergieren 
Zessionskredit und Einzelgeschäft des unechten Factoring.
184 Chorherr ÖBA 1965; König, ZIK 1996, 1; Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 26.
185 Hacker, Buchforderungseskomptes 1; Lenhoff, JBl 1913, 413; so auch OGH, Gutachten 
über den Eskompte offener Buchforderungen, Präs 547/28, SZ 11/15; vgl auch Glomb, Factoring 118
KAP II/42
wirtschaftlich vom Zessionskredit nach dem ersten Weltkrieg verdrängt. Die 
Eskomptierung von Buchforderungen war in ihrer technischen Abwicklung dem 
Factoring sehr ähnlich.186  Hauptgegenstand war die Zession von Buchforderungen 
des Eskomptkunden an die Eskomptstelle.187 Dabei wurde für die Zession der 
Forderungen dem Eskomptkunden von der Bank ein Barwert oder eine Gutschrift
geleistet, idR wurde auch ein Teilbetrag der vorfinanzierten Forderung als Kaution 
zur Sicherstellung aller Verbindlichkeiten des Eskomptkunden von der 
Eskomptstelle einbehalten.188 Die typische Ausgestaltung wich allerdings in einigen 
Punkten vom heute typischerweise in Österreich verwendeten unechten Factoring ab. 
So wurde vorwiegend eine stille Zession verwendet. Folglich zahlte der Drittschulder 
an den Eskomptkunden, die Eskomptstelle hatte mit dem heutigen 
„Debitorenmanagement“ zumeist nichts zu tun.189 Lediglich beim 
Fakturierungskredit übernahm der Eskompteur idR auch die Einbringung der
Forderungen.190
6.5.2.2 Rechtliche Einordnung
Da, wie ausgeführt, das unechte Factoring und die in Österreich 
vorherrschende Art der Buchforderungseskompte nahezu einen gleichen 
vertraglichen Inhalt haben, könnten die Einordnungsversuche der Lehre zur 
Buchforderungsescompte Hinweise auf die Rechtsnatur des unechten Factorings
bieten. In der damaligen Lehre war allerdings die Einordnung des 
Buchforderungseskomptes, wie heute die Einordnung des unechten Factorings, 
strittig. Die hL in Österreich und die dLehre haben damals zur Einordnung als Kauf 
tendiert, ein anderer Teil der Lehre (insbesondere in Österreich) hat dagegen die 
                                                                                                                                    
der darauf hinweist, dass die Diskontierung von Buchforderungen eine österreichische Entwicklung 
war.
186 Eysn, JBl 1914, 56 weist in seiner ausführlichen Analyse des Buchforderungsescomptes 
darauf hin, dass es noch eine zweite Variante des Buchforderungsescomptes gibt, wobei zunächst ein 
Darlehen abgeschlossen wird, welches von der Abtretung von Buchforderungen in einer den 
Darlehensbetrag übersteigenden Summe begleitet wird. Diese Konstruktion gleicht demnach 
weitgehend dem heute verwendeten einfachen Zessionskredits und war in Deutschland überwiegend 
in Gebrauch
187 Vgl Eysn, JBl 1914, 40; Fantl, GZ 1914, 136; Hacker, Buchforderungseskompte 2ff; vgl 
auch Serick, Eigentumsvorbehalt IV.
188 Vgl etwa Hacker, Buchforderungseskompte 7.
189 Vgl Hacker, Buchforderungseskompte 7ff; Serick, Eigentumsvorbehalt IV 552.
190 Hacker, Buchforderungseskompte 14ff.
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Buchforderungsescompte als Kreditvertrag bzw Darlehen aufgefasst.191 Die 
Argumente für die Einordnung ähneln denen im Fall des unechten Factorings. Von 
der kaufvertraglichen Seite wird angeführt, dass das wirtschaftliche Ziel der 
Buchforderungsescompte sowohl mittels Darlehens und Sicherung durch einen
Vermögensgegenstand als auch durch Kauf und Übereignung eines 
Vermögensgegenstands erzielbar wäre.192 Überhaupt wird von der
kreditvertraglichen Seite darauf abgestellt, dass es nicht dem Willen der Parteien 
entspreche, unbeschränktes Eigentum an der Forderung der Eskomptstelle zu 
übertragen, da der Eskomptkunde ein Interesse daran hat, dass er bei der weiteren 
Regulierung der abgetretenen Forderungen nicht ausgeschaltet werde, weil er den 
Kontakt mit seiner Kundschaft, also den Drittschuldnern, auch in Zukunft aufrecht 
erhalten will.193 Auch wurde ausgeführt, dass bei der Buchforderungsescompte die 
Absicht der Eskomptstelle nicht sei, die eskomptierten Forderungen definitiv als 
eigenes Vermögensstück zu erwerben.194
6.6 Schlussfolgerungen und eigene Meinung
Die in Österreich von den Factorbanken verwendeten Factoringverträge 
verwenden kaufvertragliche Terminologie. Dies allerdings kann für die rechtliche 
Einordnung des Factoringvertrags allein nicht entscheidend sein. Vielmehr muss die 
Parteiabsicht anhand des Inhalts des Vertrags ermittelt werden. Factoringverträge 
beinhalten alle Merkmale eines Kreditvertrags, wobei lediglich die Modalitäten der 
Rückzahlungsverpflichtung des Factoringkunden als Kreditnehmer atypisch sind. 
Wirtschaftlich tilgt der Factoringkunde die „Bevorschussung“, dh die Kreditsumme 
aus seinem Vermögen, was insbesondere daran verdeutlicht wird, dass der Factor in 
erster Linie um die Bonität des Factoringkunden besorgt ist und weniger um die 
Bonität der Drittschuldner. Hierin zeigt sich auch deutlich der Unterschied zu 
anderen Geschäften bei denen die Finanzierungsfunktion eine wesentliche Rolle 
spielt, zB beim typischen Sale-and-Leaseback Geschäft, das als Kaufvertrag 
einzuordnen ist. Durch die Übernahme des Risikos für jeglichen Ausfall der Zahlung 
                                               
191 Vgl Eysn, JBl 1914, 22.
192 Eysn, JBl 1914, 40.
193 Herzer, JBl 1915, 329.
194 Hoeniger, Buchforderungen 7.
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eines Drittschuldners in Verbindung mit dem Sicherungspool von Forderungen, der 
den Factor für den Konkursfall des Factoringkunden absichert, unterscheidet sich das 
unechte Factoring von solchen Geschäften.
Zivilrechtlich beschreibt den Factoringvertrag eine atypische 
Sicherungszession, wobei die Atypizität die Funktion einer Zession zahlungshalber 
darstellt. Zwar liegen auch die Merkmale eines Kaufes vor, der Abgang vom Zug-
um-Zug-Prinzip zu einem Pränumerationskauf und die unterschiedliche 
Interessenslage mit Schwerpunkt der Kreditierung eines Geldbetrages beim 
Factoring zeigt mE aber deutlich, dass das Factoring in der Absicht der Parteien nach 
dem Vertragsinhalt nur mit Mühe einem Kauf entsprechen kann. Entgegen den 
Ausführungen von Welser/Czermak195 widerspricht die zivilrechtliche Konstruktion 
einer Zession zahlungshalber beim unechten Factoring nicht den in Österreich 
verwendeten Vertragsbestimmungen. Die Nähe zum Zessionskredit, von dem sich 
das Factoring in der Abwicklung technisch nur unwesentlich unterscheidet,
verdeutlicht die Einordnung als Kreditvertrag. Für die Qualifikation müsste das 
Interesse des Factors auf dem gekauften Vermögensgegenstand als endgültig
übertragenes Vermögensgut liegen und nicht so sehr in den aus der Kreditierung des 
Vorschussbetrags an den Factoringkunden erzielten Zinsen. Dass der OGH in der 
einzigen von der kaufrechtlichen Einordnung abweichenden Entscheidung196 eine 
kreditvertragliche Einordnung aufgrund zweier atypischer Vertragselemente bejaht, 
die an der vertragstypischen Einordnung nichts ändern sollten, verstärkt die Ansicht, 
der OGH habe – insbesondere aufgrund der Ähnlichkeit zum Zessionskredit –
Zweifel an der Richtigkeit der Einordnung des unechten Factoring und sieht intuitiv 
eine Einordnung als Kauf als unrichtig an.
Die Einordnung des unechten Factorings als Kreditvertrags hat 
konkursrechtliche Auswirkungen. So bestehen Unterschiede im Bereich des Status 
des Factors für noch nicht vollständig abgewickelte Factoringeinzelgeschäfte. 
Außerdem ist eine richtige zivilrechtliche Qualifikation des unechten Factorings für 
das Schicksal des Factoringrahmenvertrags bei Konkurseröffnung relevant.197 Ferner 
                                               
195 Welser/Czermak, RdW 1985, 140.
196 OGH 8 Ob 619/92, ecolex 1995, 22 (Fischer-Czermak) = ÖBA 1995, 216 (Iro) = RdW 
1995, 56 = ZIK 1995, 26.
197 Vgl Kapitel III.
KAP II/45
ergeben sich auch Auswirkungen für die Anfechtung der Factoringeinzelgeschäfte 
bei einer kreditvertraglichen anstatt einer kaufvertraglichen Einordnung des unechten 
Factorings.198
7 Die Rechtsnatur des echten Factoring
7.1 Vorbemerkungen
Die einhellige Meinung der Lehre in Österreich199 geht, da bereits eine 
Einordnung des unechten Factorings nach der hM als Kauf vorgenommen wird, bei 
Factoringverträgen mit Übernahme des Delcredererisikos durch den Factor umso
mehr von einem Kauf aus. Auch nach der herrschenden dLehre200 wird echtes 
Factoring als Kauf qualifiziert. Vereinzelt existieren allerdings andere rechtliche 
Qualifikationen für das echte Factoring bzw unterschiedliche Lösungsansätze wie es 
zu einer solchen Einordnung kommen soll.
7.2 Einordnung als Kaufvertrag
Das Argument von Serick201 in Deutschland, das echte Factoring würde 
exakt dem Leitbild der §§ 437f BGB entsprechen und es sei allein daher aufgrund 
dieser typischen Ausgestaltung von einem Forderungskauf auszugehen, kann für das 
österreichische Recht nicht übernommen werden, weil sich §§ 437f BGB wie oben 
unter 6.1 ausgeführt von § 1397 ABGB unterscheidet. Als weiteres Argument gegen 
eine kreditvertragliche Einordnung und damit eine kaufvertragliche Qualifizierung 
des echten Factorings soll nach der dLehre dagegen sein, dass es an einem für einen 
Darlehensvertrag typischen Rückzahlunganspruch des Factoringkunden nach § 607 
BGB mangelt.202 Die Bevorschussung des Factors wird beim echten Factoring gerade 
                                               
198 Vgl Kapitel V – VII. 
199 Vgl Frotz, Kreditsicherungsrecht 247f; Schinnerer/Avancini, Bankverträge³ II 80 (in 
Verbindung mit einem Geschäftsbesorgungsvertrag); Jud, QuHGZ 1981/3, 45; Welser/Czermak, RdW 
1985, 140; Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/10; Fischer-Czermak, ecolex 1995, 
89; Ertl in Rummel, ABGB³ II § 1392 Rz 8; Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 64ff.
200 Glomb, Factoring 120; Bette, Factoring-Geschäft 53; Blaurock, ZHR, 1978, 341; 
Lunckenbein, Factoring-Vertrag 56ff; Serick, Eigentumsvorbehalt IV 546; Walter in Gernhuber, 
Kaufrecht 548; Stoppok in Hagenmüller/Sommer, Factoring-Handbuch² 93ff; Martinek, Moderne 
Vertragstypen I 244ff; Busche in Staudinger, BGB13 II Einl zu §§ 398ff Rz 146; Martinek in 
Staudinger, BGB13 II § 675 Rz B 99; Roth, Münchner Kommentar5 II § 398 Rz 164.
201 Serick, BB 1976, 429; Serick, Eigentumsvorbehalt IV 546.
202 Vgl Glomb, Factoring 48f; Lunckenbein, Factoring-Vertrag 55; Martinek, Moderne 
Vertragstypen I 245ff; Busche in Staudinger, BGB13 II Einl zu §§ 398ff Rz 146. 
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nicht als Kreditmittel an den Factoringkunden bezahlt, sondern als Teil des 
Kaufpreises um die Forderung endgültig zu erwerben. Ein Rückgriff auf den 
Factoringkunden ist bei Bestehen der Forderung im Abtretungszeitpunkt nicht mehr 
möglich. Dieses Argument kann auch in Österreich gegen die kreditvertragliche 
Einordnung angeführt werden. Beim echten Factoring verschiebt sich die 
Interessenslage des Factors fort von der finanziellen Situation des Factoringkunden 
hin zur Bonität der einzelnen Abnehmer, deren Forderungen übernommen werden 
und für deren Ausfall der Factor selbst das Risiko trägt.203
Insbesondere Canaris204 hat sich in Deutschland gegen die Einordnung des 
echten Factorings als Kaufvertrag ausgesprochen, und will auch in diesem Typ des 
Factorings eine Darlehenskonstruktion erkennen. Dabei stellt Canaris vorwiegend
auf das wirtschaftliche Ziel des Factors ab. Diesem geht es beim Factoring generell 
nicht darum, die Forderungen des Factoringkunden zu übernehmen, sondern aus dem 
Vertragsverhältnis zum Factoringkunden Zinsgewinn zu erzielen. Lediglich als 
Nebengeschäft will der Factor eine Gebühr für die Risikoübernahme der Bonität der 
Drittschuldner einnehmen. Am Ende fehle es demnach für einen Kaufvertrag an der 
typischen Interessensrichtung der Parteien, da das primäre Ziel des Factors eben der 
Umsatz aus Zinsen und Provisionen sei. Martinek205 hält diesen Ausführungen 
entgegen, dass – wie gerade oben ausgeführt – der Rückzahlungsanspruch gegen den 
Factoringkunden als zentrales Element eines Darlehensvertrags fehle. Der Factor 
schuldet zwar den Kaufpreis für die Forderungen nach den vertraglichen Regelungen 
der Factoringverträge erst dann, wenn der Drittschuldner zahlt. Dass der Vorschuss 
bereits vorher geleistet würde, ist eine Vorfinanzierung, die allerdings nicht gegen 
die kaufrechtliche Qualifikation spreche.206 Auch der BGH hat bereits früh den 
                                               
203 Vgl auch die vertragliche Ausgestaltung in den AFB, nach denen der Factor Zessionen von 
Forderungen gegen einzelne Abnehmer ablehnen kann: Factoringbedingungen Anhang A.II.21 („der 
Factor übernimmt das Delcredererisiko nur unter der Voraussetzung, dass eine von ihm durchgeführte 
Prüfung die einwandfreie Bonität des Abnehmers ergibt“), Anhang B.II.Sonderbestimmungen 
Delcredere 1(1).
204 Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 1655; Canaris, NJW 1981, 249f; dem folgend Bähr, 
Kollision 68ff.
205 Martinek, Moderne Vertragstypen I 248.
206 Martinek in Staudinger, BGB13 II § 675 Rz B 100.
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Vorfinanzierungscharakter beim echten Factoring lediglich als kreditorisches 
Nebengeschäft qualifiziert.207
Der Kritik an Canaris Ausführungen ist mE zuzustimmen und damit der hM 
in Deutschland folgend das echte Factoring als Kaufvertrag zu qualifizieren. Kern 
einer darlehens- oder kreditvertraglichen Einordnung des Factorings muss eine 
bestehende Rückzahlungsverpflichtung des Factoringkunden sein. Ein Rückgriff des 
Factors auf den Factoringkunden besteht aber beim echten Factoring eben nur dann, 
wenn ein rechtlicher Mangel an der Forderung vorhanden ist, also wenn der 
Factoringkunde zB lediglich vorgibt eine Forderung zu übertragen, diese allerdings
gar nicht existiert. Dass es nicht gegen eine kaufrechtliche Einordnung spricht, wenn 
der Käufer gegen den Verkäufer im Fall eines nicht existenten Kaufgegenstands
vorgehen kann, liegt auf der Hand. Das Interesse des Factors ist am Ende, im 
Unterschied zum unechten Factoring, dahingehend abgeändert, dass für ihn primär
die Bonität der Drittschuldner relevant wird. Dies zeigt sich auch in den öst AFB, 
nach denen das Risiko der Delcredere-Übernahme durch Beschränkung der Art der 
übernommenen Forderungen zu minimieren versucht wird: Nur Forderungen mit 
Zahlungszielen unter 60 bzw 90 Tagen werden idR übernommen.208 Auch diese 
typische vertragliche Einschränkung beim echten Factoring zeigt deutlich die 
Interessensverschiebung des Factors.
8 Gemischter Vertrag mit geschäftsbesorgungsrechtlichem Element
Bereits Schinnerer/Avancini209 wiesen darauf hin, dass beim echten 
Factoring ein gemischter Vertrag aus Kaufvertrag und Geschäftsbesorgungsvertrag 
und beim unechten Factoring ein gemischter Vertrag aus Darlehen und 
Geschäftsbesorgungsvertrag vorliegt. Auch in der dLehre210 wird anerkannt, dass 
aufgrund der beim Factoring idR stark ausgeprägten Servicefunktion iSd
                                               
207 BGH VIII ZR 91/79, BGHZ 76, 119 = NJW 1980, 1394 = ZIP 1980, 179.
208 Vgl Factoringbedingungen Anhang A.II.22, B.II.Sonderbestimmungen Delcredere §1 (11).
209 Schinnerer/Avancini, Bankverträge³ II 80; das Auftragsverhältnis ebenfalls betonend Koziol, 
QuHGZ 1972, 314.
210 Ehling, Inland-Factoring 200ff; Serick, NJW 1981, 794; Serick, Eigentumsvorbehalt IV 
554f; Lunckenbein, Factoring-Vertrag 63; Martinek, Moderne Vertragstypen I 254ff; 
Pottschmidt/Rohr, Kreditsicherungsrecht4 Rz 207; Martinek in Staudinger, BGB13 II § 675 Rz B 107; 
aA Canaris, der nicht von einem gemischten Vertrag ausgeht, sondern von einem reinen 
Darlehensvertrag.
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Typenkombinationstheorie211 beim echten Factoringvertrag ein gemischter Vertrag 
aus kaufrechtlichen und geschäftsbesorgungsrechtlichen Komponenten besteht und 
beim unechten Factoring ein Vertrag aus darlehensrechtlichen und 
geschäftsbesorgungsrechtlichen Elementen.212 Dabei sollen die Elemente eine 
wirtschaftliche und rechtliche Kombination eines einheitlichen Vertrages formen, 
wobei den Factoringvertrag die Bildung eines geordneten Gefüges von funktional 
aufeinander bezogenen Vertragselementen kennzeichnet.213
Dieser Einordnung als gemischter Vertrag im Sinne nebeneinander 
bestehender unterschiedlicher Elemente wird aus meiner Sicht für die in Österreich 
verwendeten Factoringverträge am ehesten gerecht.214 Allerdings steht das jeweilige 
darlehensrechtliche bzw kaufrechtliche Element idR im Vordergrund der Interessen 
der Parteien. Je nach der Ausgestaltung der Servicefunktion215 kann mE demnach die 
geschäftsbesorgungsrechtlichen Elemente, zumindest beim echten Factoring, 
dermaßen untergeordnet sein, dass der Factoringvertrag als reiner Kaufvertrag 
einzuordnen ist. Dies insbesondere, wenn der Factor die Eintreibung der Forderung 
nicht übernimmt, sondern Eigenservice-Factoring vorliegt. IdR werden vom Factor 
allerdings auch andere Serviceleistungen, von Consultingaufgaben über aktives 
Debitorenmanagement mit Informationsrücklauf an den Factoringkunden 
bereitgestellt, wodurch geschäftsbesorgungsrechtliche Elemente der 
darlehensrechtlichen bzw kaufrechtlichen Einordnung nicht völlig untergeordnet 
werden können und daher die Kombinationstheorie die bessere Variante der 
vertragstypischen Einordnung des Factoringvertrags darstellt. 
                                               
211 Vgl zur Kombinationstheorie oben 3.
212 Teilweise wurden in der älteren dt Lehre (vgl Ehling, Inland-Factoring 202f) die 
geschäftsbesorgungsrechtlichen Elemente beim echten Factoring als so dominant angesehen, dass gar 
kein gemischter Vertrag, sondern ein reiner Geschäftsbesorgungsvertrag nach §§ 611, 675 BGB 
angenommen wurde.
213 Lunckenbein, Factoring-Vertrag 32; Martinek, Moderne Vertragstypen I 255.
214 Anders wohl die öst hM, vgl etwa Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/16,
der für die Einordnung Auftragsverhältnis/Geschäftsbesorgung und Kaufvertrag scheinbar auch auf 
die Absorptionstheorie abstellt und einen reinen Kaufvertrag annimmt.
215 Siehe zu den möglichen Elementen der Servicefunktion oben 2.2.
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KAPITEL III
RECHTSFOLGEN DER KONKURSERÖFFNUNG ÜBER DAS 
VERMÖGEN DES FACTORINGKUNDEN FÜR DAS 
FACTORINGVERHÄLTNIS
1 Schicksal des Factoringvertrags bei Konkurseröffnung
1.1 Vorbemerkungen
Zu den wesentlichen Entscheidungen des Masseverwalters kurz nach 
Konkurseröffnung gehört die Frage der Fortführung des Unternehmens des 
Gemeinschuldners.216 Für die Entscheidung des Masseverwalters über die 
Fortsetzung des Gemeinschuldnerunternehmens für einen Weiterbetrieb, ist die 
Aufrechterhaltung von Kontokorrentkrediten, aber auch eines Factoringvertrags zur 
Beschaffung von Liquidität ein wesentliches Kriterium. Würde das 
Factoringverhältnis mit Konkurseröffnung automatisch beendet, müsste der 
Masseverwalter kurzfristig alternative Möglichkeiten der Finanzierung finden. Wäre 
der Factoringvertrag hingegen von der Konkurseröffnung unberührt, stellen die AFB
der öst Factoringbanken ein Hindernis für die weitere Liquiditätsbeschaffung dar, 
weil diese idR Klauseln die der Factoringbank eine fristlose außerordentliche 
Kündigungsmöglichkeit für die Insolvenz des Factoringkunden einräumen.217 Würde 
der Factoringvertrag nicht automatisch wegfallen und bliebe eine solche 
Kündigungsmöglichkeit von der Konkurseröffnung unberührt, müsste der 
Masseverwalter demnach zeitnah mit dem Factor Verhandlungen über die 
Fortsetzung des Factoringvertrags aufnehmen. In der Praxis steht in vielen Fällen 
von Insolvenzen von KMUs für den Masseverwalter allerdings schon kurz nach 
Konkurseröffnung fest, dass die Fortführung des Gemeinschuldnerbetriebs für die 
Gläubiger gemäß § 114a KO offenkundig zu einer Erhöhung des Ausfalls führen 
                                               
216 Gemäß § 81a Abs 3 KO hat der Masseverwalter unverzüglich zu überprüfen, ob eine 
Fortführung des Unternehmens möglich ist.
217 Vgl Factoringbedingungen Anhang A.II.31, B.II.9.2, C.II.9.1.
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wird.218 In diesen Fällen  besteht die Notwendigkeit laufende Kosten des 
Unternehmens zu minimieren und somit die Notwendigkeit Dauerschuldverhältnisse 
wie Kreditverträge oder Factoringverträge zu beenden. Würde der Factoringvertrag 
nicht automatisch mit der Konkurseröffnung wegfallen, muss der Masseverwalter die 
Rechtsfolgen der Beendigung eines zweiseitigen Vertragsverhältnisses nach § 21 KO 
und damit verbundene potentielle Schadenersatzansprüche des Factors beachten.219
1.2 Factoringvertrag und die einzelnen Abwicklungen
In der dt Lehre220 wird darauf hingewiesen, dass zwischen dem eigentlichen
Factoringvertrag und den einzelnen Abwicklungszessionen und Zahlungen des 
Factors streng zu differenzieren ist. Fällt der Factoringrahmenvertrag bei 
Konkurseröffnung automatisch weg, so betrifft dies lediglich alle noch nicht dem 
Grunde nach entstandene Forderungen. Dh der Wegfall oder das Weiterbestehen des 
Factoringrahmenvertrags beeinflusst nur die einzelnen Grundgeschäfte zwischen 
Factoringkunden und Drittschuldnern, aus denen im Zeitpunkt der Konkurseröffnung 
noch keine Forderungen des Factoringkunden entstanden sind und damit abgetreten 
werden konnten. Dagegen bleiben einzelne Abwicklungen, dh Abtretungen und 
Bevorschussungen, die bereits vor Konkurseröffnung stattfanden, aber noch nicht 
gänzlich abgewickelt wurden, vom Schicksal des Rahmenvertrags unberührt und 
sind getrennt von diesem zu beurteilen.221 Iro222 scheint dieser in Deutschland 
unstrittigen Differenzierung nicht zu folgen. Er verweist auf die in Deutschland in 
der Praxis häufigere Ausgestaltung des Factorings als Andienungsvertrag und nicht 
als Vertrag mit Globalzession wie es für die in Österreich vorherrschenden 
                                               
218 Dies zeigt als Indiz die Insolvenzstatistik des 1. Halbjahr 2008 (KSV, www.ksv.at
[18.6.2008]) von 3.136 Unternehmensinsolvenzen wurden 1.520 mangels Masse abgewiesen und 
lediglich 23 durch gerichtliche Ausgleiche bereinigt, KSV.
219 Nach den in Österreich verwendeten AFB besteht bei Aufkündigung des 
Factoringverhältnisses auch ein zusätzlicher Gebührenanspruch des Factors für die Abwicklung, vgl. 
Factoringbedingungen B.II.9.4 (sofern nicht innerhalb von 14 Tagen alle Forderungen des Factors 
gegen den Factoringkunden beglichen werden), C.I.
220 Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 1676; Meyer in Smid, InsO § 116 Rz 34ff, 
Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II § 102 Rz 36ff; Busche in 
Staudinger, BGB13 II Einl zu §§ 398ff Rz 138; Martinek in Staudinger, BGB13 II § 675 Rz B 96; Iro
in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/26 und 2/121 sieht darin einen Unterschied zur öst
Rechtslage.
221 Vgl zu den konkursrechtlichen Konsequenzen einzelner Abwicklungen unten 2.
222 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/121.
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Factoringverträge Standard ist.223 Beim Andienungsvertrag verpflichtet sich der 
Factoringkunde dem Factor künftige Forderungen im Zeitpunkt deren Entstehens zur 
Abtretung anzubieten. Erst mit Annahme durch den Factor kommen die einzelnen 
Factoringgeschäfte somit gültig zustande. Allerdings besteht nach den dt
Vertragsausgestaltungen eine Ankaufspflicht des Factors, die nur dann nicht 
schlagend wird, wenn festgesetzte Kauflimits oder allfällige Bonitätslimits beim 
echten Factoring gegen den Kauf sprechen.224 ME ergibt sich aus dieser 
unterschiedlichen Vertragsgestaltung in Deutschland zur konkursrechtlichen 
Behandlung des Factorings entgegen den Ausführungen Iros nach Konkurseröffnung
demnach kein Unterschied. Einerseits hat der Factor zumindest beim echten 
Factoring auch nach den in Österreich typischen AFB ähnliche Möglichkeiten der 
Ablehnung von einzelnen Forderungen.225 Andererseits kann der Masseverwalter 
nach § 21 KO bzw § 103 InsO in beiden Rechtsordnungen jeweils nur von 
zukünftigen Forderungsabtretungen Abstand nehmen, indem er den 
Factoring(rahmen)vertrag außerordentlich auflöst, für bereits vorgenommene 
Abtretungen ändert eine Auflösung des Rahmenvertrags nichts, egal ob eine 
Andiendung erforderlich ist oder die Globalzession uneingeschränkt alle zukünftigen 
Forderungen zediert.226
1.3 Beendigung von zweiseitigen Vertragsverhältnissen nach § 21 KO im 
Gegensatz zur Beendigung eines Auftrags nach § 26 KO
Die öst Konkursordnung geht für vor der Konkurseröffnung  abgeschlossene 
Verträge im Grundsatz davon aus, dass diese weiterbestehen.227 Da es aber mit dem 
                                               
223 Vgl Bette, Factoring-Geschäft 25; Brink in Hagenmüller/Sommer/Brink, Factoring-
Handbuch³ 192; Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II § 102
Rz 29; Martinek in Staudinger, BGB13 II § 675 Rz B 96; Roth, Münchner Kommentar5 II § 398 Rz 
167; ausdrücklich auch Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/26.
224 Vgl Bette, Factoring-Geschäft 26; Brink in Hagenmüller/Sommer/Brink, Factoring-
Handbuch³ 194; Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II § 102 
Rz 29.
225 Vgl Factoringbedingungen Anhang A.II.20ff, B.II.Sonderbestimmungen Delcredere.
226 So aber Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/121 der andeutet dadurch 
müsse nur in Deutschland der Einfluss des Konkurses auf die einzelnen Zessionen gesondert geprüft 
werden, da der Wegfall des Rahmenvertrags den Titel für Zessionen nicht berührt. 
227 Vgl Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 21  Rz 1; Widhalm-Budak
in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 1. In der dt Rsp und Lehre hingegen wird vertreten,
dass Rechtsverhältnisse des Gemeinschuldners mit Konkurseröffnung abgeändert werden und als 
aufschiebend bedingt beendet anzusehen sind. Für den Fall, dass der Masseverwalter Erfüllung des 
Vertrags verlangt, soll das Vertragsverhältnis neu entstehen, vgl BGH IX ZR 50/88, BGHZ 106, 236 
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Schutzzweck gegenüber den Gläubigern nicht vereinbar ist, jegliche Verträge, 
insbesondere für die Konkursmasse nachteilige Verträge, weiter bestehen zu lassen, 
normiert die Konkursordnung einerseits die Möglichkeiten des Masseverwalters nach 
§ 21ff KO bestimmte Vertragsverhältnisse begünstigt aufzulösen, ferner die 
Möglichkeiten der Anfechtung nach § 27ff KO228 und für Aufträge und 
Geschäftsbesorgungsverträgen nach § 26 KO sogar die automatische Beendigung bei 
Konkurseröffnung. Für die konkursrechtliche Behandlung des Factorings relevant 
sind, neben den Anfechtungsvorschriften, insbesondere § 21 KO und § 26 KO.229
Nach § 21 KO kann ein zweiseitiger Vertrag, der zur Zeit der Konkurseröffnung 
noch nicht oder nicht vollständig erfüllt worden ist, vom Masseverwalter entweder 
beibehalten werden oder bevorrechtet beendet werden.230 Überwiegen die auftrags-
oder geschäftsbesorgungsrechtlichen Elemente des Factoringvertrags aber, so könnte 
das Vertragsverhältnis zwischen Factoringkunden und Factor nach § 26 Abs 1 KO 
dagegen zwingend231 erlöschen.232
§ 21 KO verlangt das Vorhandensein von Rechtsgeschäften zwischen dem 
Gemeinschuldner und einem Dritten, dh bloß einseitige Rechtshandlungen wie etwa 
gerichtliche Veräußerungen werden nicht erfasst.233 Hinzu kommt, dass der 
                                                                                                                                    
= MDR 1989, 446 = NJW 1989, 1282; WM 1990, 197; Kuhn/Uhlenbruck, Konkursordnung11 § 17 Rz 
1; Jaeger/Henckel, Konkursordnung9 § 17 Rz 161f.
228 Siehe zur Anfechtung die Kapitel IV – VII.
229 § 22 KO beschäftigt sich mit Fixgeschäften, §§ 23-25 mit Bestands- und 
Arbeitsverhältnissen.
230 Nach hA wird der Rücktritt bereits mit Zugang der Rücktrittserklärung des Masseverwalters
wirksam, vgl Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 21  Rz 23; Widhalm-Budak
in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 182. Eventuelle Kündigungsfristen oder Zeitpunkte 
sind unbeachtlich. Siehe zu den Rechtsfolgen des Rücktritts unten 1.4.2. 
231 § 26 KO selbst spricht nicht von zwingendem Recht, allerdings ist dies hM: Iro in 
Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/123 FN 242; Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 26 Rz 23; Bartsch/Pollak, KO³ I 152; Weber-Wilfert/Widhalm-Budak in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 26 Rz 13; vgl in Deutschland Jaeger/Henckel, 
Konkursordnung9 § 23 Rz 48; Kilger/Schmidt, Insolvenzgesetze17 § 23 Rz 8.
232 Als Sonderbestimmung geht § 26 KO dem allgemeinen Tatbestand für zweiseitige, 
unerfüllte Vertragsverhältnisse vor, vgl Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 
Rz 76 und § 26 Rz 6; Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 26 Rz 1 weist darauf 
hin, dass dagegen bereits aus den Überschriften der §§ 21-26 KO hervorgeht, § 26 KO sei keine 
Spezialvorschrift zu § 21 KO, da ein Auftrag nicht zu den vollkommen zweiseitigen verbindlichen 
Verträgen gehört.
233 Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 278; Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 21 Rz 1 und Rz 3; Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 
27.
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zweiseitige Vertrag noch (zumindest teilweise) von beiden Seiten zu erfüllen sein 
muss. Hat dagegen der Vertragspartner des Gemeinschuldners bereits geleistet, so 
steht ihm nur eine Konkursforderung zu,234 dagegen bleibt bei vollständiger Leistung 
der Konkursmasse das Recht auf die Leistung des Vertragspartners bestehen.235 Nach 
hA236 sind allerdings nicht bloß allgemein zweiseitige Verträge § 21 KO 
unterworfen, sondern nur zweiseitig verbindliche, dh synallagmatische Verträge, bei 
denen auf beiden Seiten des Vertrages eine Hauptleistungspflicht steht, die 
zumindest teilweise noch nicht erfüllt ist. In jedem Fall ist demnach zB eine 
Auslobung237 als rein einseitiges Rechtsgeschäft nicht unter § 21 KO zu 
subsumieren, allerdings auch alle zweiseitigen Rechtsgeschäfte, die nur einseitig 
verbindlich sind, wie die Schenkung oder die Bürgschaft.238 Darüber hinaus soll nach 
der hA239 auch bei unvollkommenen zweiseitig verbindlichen Verträgen, die 
lediglich in Sonderfällen tatsächlich auf beiden Seiten Rechte und Pflichte erzeugen, 
§ 21 KO nicht anwendbar sein. Zu diesen Verträgen gehören der Auftrag,240 ferner 
auch der Leihvertrag und die unentgeltliche Verwahrung.
                                               
234 Kepplinger, Synallagma 29f; Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 21
Rz 1; Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 3.
235 Vgl Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 21 Rz 1; Widhalm-Budak in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 3; OGH 5 Ob 515/95, EvBl 1996/28 = RdW 1996, 364 = 
ZIK 1996, 59; 8 Ob 25/98d, ÖBA 1999, 60 = RdW 1998, 678 = ZIK 1998, 195; 3 Ob 121/01t, ÖBA 
2002, 410 = ZIK 2002, 59. Im Fall der vollständigen Erfüllung durch beide Seiten stehen allerdings 
die Anfechtungstatbestände nach § 27ff KO zur Verfügung.
236 Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 278; Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 21 Rz 3; Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 99f; vgl 
zB OGH 7 Ob 2097/96s, ecolex 1996, 756 = RdW 1997, 135 = ZIK 1997, 60.
237 Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 21 Rz 3; Widhalm-Budak in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 100; Apathy/Riedler in Schwimann, ABGB³ IV § 860 Rz 
1.
238 Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 21 Rz 3; Widhalm-Budak in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 99.
239 Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 21 Rz 3; Widhalm-Budak in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 101.
240 Wobei dieser nach § 26 KO automatisch erlöscht.
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1.4 Behandlung des Factoringvertrags bei Einordnung als reiner Kaufvertrag
1.4.1 Der öst Rechts- und Meinungsstand
Unbestritten241 ist ein Factoringvertrag ein zweiseitiger Vertrag zwischen 
Factor und Factoringkunden, der auch beiderseitig verpflichtend ist. Die Hauptpflicht 
des Factoringkunden ist die Abtretung von zukünftigen Forderungen aus seinem 
Geschäftsbetrieb. Die Hauptpflichten des Factors sind einerseits die 
Bevorschussungspflicht, idR die Pflicht des Debitorenmanagements242 sowie nach 
Bezahlung der Forderung durch Drittschuldner die Pflicht zur Restzahlung an den 
Factoringkunden. Nach der hL243 in Österreich soll die typologische Einordnung der 
Grundstruktur des echten als auch unechten Factorings als Kaufvertrag zur  
Anwendung des § 21 KO führen und insbesondere § 26 KO als auch eine 
Kreditverträgen ähnliche Behandlung ausschließen.244 Kaufverträge fallen als 
zweiseitig verbindliche synallagmatische Verträge unstrittig245  unter § 21 KO. Für 
sie sind die Sonderbestimmungen der §§ 22 – 26 KO nicht anwendbar. Allerdings 
handelt es sich beim Factoring um ein langfristiges Vertragsverhältnis, dh ein 
Dauerschuldverhältnis unter dem eine Vielzahl von einzelnen „Kaufverträgen“ 
zustande kommt. Für Dauerschuldverhältnisse oder Dauerbezugsverhältnisse kommt 
nach der hM246 § 21 KO ebenso zur Anwendung, aber mit der Modifikation, dass     
§ 21 Abs 4 KO (Verträge über teilbare Leistungen) auf diese Verträge anzuwenden 
ist.247 Teilbarkeit eines Vertrages gemäß § 21 Abs 4 KO richtet sich nach dem Willen 
                                               
241 Vgl Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/1f; Binder-
Degenschild/Schandor, Factoring 64ff ua.
242 Siehe auch Kapitel II 2.2.
243 Vgl Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/122; Widhalm-Budak in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 78 und Weber-Wilfert/Widhalm-Budak in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 26 Rz 49; Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 21 Rz 41; vgl auch Schubert in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 3 Rz 8.
244 Vgl zum automatischen Wegfall von Kreditverhältnissen mit Konkurseröffnung, die sich 
nicht auf § 26 KO stützt, unten 1.5.3.
245 Vgl zB OGH 7 Ob 2097/96z, ecolex 1996, 756 = RdW 1997, 135 = ZIK 1997, 60.
246 Wegan, Insolvenzrecht 34; Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 21  
Rz 3; Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 29f; so auch OGH 5 Ob 
146/65, SZ 38/117 = EvBl 1966/129; 8 Ob 22/94, ecolex 1995, 556 = wbl 1995, 378 = ZIK 1996, 25.
247 Vgl für Bierbezugsverträge OGH 8 Ob 71/02b, RdW 2003/82 = ZIK 2003, 23 = ecolex 
2003/13 = Anwbl 2003/787.
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der Vertragsparteien, aber auch nach der Verkehrsauffassung.248 Für das 
Factoringverhältnis gilt mE somit für die Teilbarkeit dasselbe wie für 
Energielieferungsverträge gemäß § 21 Abs 4 KO.249 Bei Teilbarkeit folgt bei 
Ausübung des § 21 KO-Wahlrechts des Masseverwalters nur eine Wirkung auf jene
Teile eines Dauerschuldverhältnisses, die noch nicht voll erbracht wurden.250 Unter 
Anwendung dieses Grundsatzes, kann die Beendigung des Factoringrahmenvertrags 
nach § 21 KO auf vor Konkurseröffnung dem Grund nach abgetretene Forderungen 
demnach keine Auswirkungen haben, sofern diese auch bereits werthaltig entstanden 
sind und damit gültig an den Factor zediert wurden.251
Nach der hM252 in Österreich können nach § 26 KO 
Factoringvereinbarungen nur ausnahmsweise automatisch beseitigt werden, wenn es 
sich lediglich um treuhändische Abtretungen zum Zweck des Inkassos handelt. Iro253
führt in diesem Zusammenhang aus, dass zusätzlich vom Factor übernommene 
Leistungen, die Geschäftsbesorgungscharakter haben, wie etwa die Verpflichtung der 
Einziehung nicht angekaufter Forderungen, automatisch mit Konkurseröffnung nach 
§ 26 KO beendet werden. Damit geht Iro allerdings nicht auf die in der dt Lehre 
vorkommende Ansicht, der Factoringvertrag sei ein Typenkombinationsvertrag mit 
geschäftsbesorgungsrechtlichen Elementen, ein, sondern spricht lediglich atypisch 
vorhandene, außerhalb des Kernfactoringgeschäfts bestehende zusätzliche 
Serviceleistungen an. Beiden Ausführungen ist mE für Fälle von bloßen Factoring-
                                               
248 Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 258; vgl auch 
Kepplinger/Duursma, wbl 2001, 36; OGH 8 Ob 22/94, ecolex 1995, 556 = wbl 1995, 378 = ZIK 1996, 
25.
249 Vgl OGH 5 Ob 146/65, SZ 38/117 = EvBl 1966/129; 5 Ob 242, 292/65, JBl 1966, 376. 
Dass die Factorbank und der Factoringkunde in der Vergangenheit Teilrechnungen gelegt haben, 
spricht ebenso für Teilbarkeit des Factoringvertrags in die einzelnen Zessionen und Zahlungen des 
Factors (vgl für Bauleistungen OGH 8 Ob 22/94, ecolex 1995, 556 = wbl 1995, 378 = ZIK 1996, 25.
250 Vgl Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 21 Rz 34; Widhalm-Budak
in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 264.
251 Sofern auf die einzelnen Abwicklungen bzw auf den einzelnen „Kaufvertrag“ abgestellt 
wird, weil zumindest der Gemeinschuldner bereits auf seiner Seite vollständig eine Leistung erbracht 
hat, vgl Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/123; siehe unten 2.2.
252 Vgl Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 21 Rz 41; Widhalm-Budak
in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 78; dabei sind mE (sowohl Gamerith als auch 
Widhalm-Budak verweisen auf Welser/Czermak, RdW 1985, 131) Factoringverträge ohne 
Finanzierungsfunktion gemeint, dh der Factor treibt die Forderung ein und überweist dem 
Factoringkunden den eingetriebenen Betrag, wenn er diesen vom Drittschuldner erhalten hat.
253 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II 2/122, der darauf hinweist, dass 
Nebenvereinbarungen die nach § 26 KO wegfallen die Geltung des Kernvertrags unberührt lassen.
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Inkassoverträgen (ohne Finanzierungsfunktion) und bei separat bestehenden 
geschäftsbesorgungsrechtlichen Nebenvereinbarungen zu folgen.
1.4.2 Rechtsfolge der Auflösung des Factoringvertrags gemäß § 21 KO
Die hRsp254 des OGH will eine Rücktrittserklärung des Masseverwalters 
nach § 21 KO nur ex-nunc gelten lassen. Dh der Factoringvertrag soll nicht 
rückwirkend aufgelöst werden, sondern erst mit Abgabe der Rücktrittserklärung des 
Masseverwalters erlöschen. Die Auswirkungen der Beendigung des 
Factoringvertrags nach § 21 KO beziehen sich demnach nur auf nach 
Rücktrittserklärung noch nicht entstandene Forderungen, sei es, dass diese aufgrund 
des Fehlens eines Grundgeschäfts mit einem Drittschuldner mangels eines 
Vertragsverhältnisses mit diesem Drittschuldner noch nicht entstanden sind, oder sei 
es, dass im Fall einer Mangelleistung des Factoringkunden an den Drittschuldner
eine Forderungen gegen diesen zur Gänze uneinforderbar ist.255
Factoringabwicklungen, bei denen die Forderung an den Factor bereits zediert 
wurde, dieser allerdings noch keine Bevorschussung oder Restzahlung geleistet hat, 
werden von § 21 KO dagegen nicht berührt. Der Masseverwalter kann nach den 
allgemeinen vertraglichen Grundlagen im Factoringverhältnis die Gegenleistung für 
die Zession, dh die Bevorschussung oder Restzahlung vom Factor verlangen. Dass 
die Rücktrittserklärung lediglich ex-nunc Wirkung entfalten soll, wurde in der Lehre 
vielfach kritisiert.256 Der Streit zum Wirkungseintritt der Rücktrittserklärung ist 
allerdings weitgehend lediglich theoretischer Natur und hat für die Rechtsfolgen der 
Auflösung des Factorings idR keine Auswirkungen im Ergebnis.257 Geht man von 
                                               
254 OGH 1 Ob 100/66, SZ 39/147; 4 Ob 583/80, SZ 54/168; 4 Ob 541/88, SZ 61/170 = EvBl 
1989/62 = RdW 1988, 452 = RZ 1988/61 = wbl 1988, 439; 7 Ob 538/91, SZ 64/63 = wbl 1991, 403; 6 
Ob 606/94, EvBl 1995/79 = ÖBA 1995, 307 (Arnold) = RdW 1995, 97; 2 Ob 114/99z, ecolex 2000, 
113 (Jaksch-Ratajczak) = ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164; 8 Ob 157/99t, SZ 72/211 = EvBl 2000/103 
= RdW 2000, 346 = JBl 2001, 250 = ZIK 2000, 164 ua; vgl auch Gamerith in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 21  Rz 24; Kepplinger/Duursma, wbl 2001, 33 und 38; 
Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 183.
255 Anders im Fall einer Mangelleistung an den Drittschuldner, durch die zumindest eine 
teilweise einforderbare Forderung gegen den Drittschuldner entstanden ist, in diesem Fall hat der 
Factoringkunde gegenüber dem Factor teilweise erfüllt, siehe unten 2.4.3.
256 Für ex-tunc Wirkung: Bydlinski in Klang, Kommentar² IV/2 541f; Iro, RdW 1985, 104; 
Piotkowitz, ÖJZ 1990, 678f; Böhm, immolex 1998, 276; Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 21 Rz 24; Kepplinger/Duursma, wbl 2001, 38; für ex-nunc Wirkung in der 
neueren Lehre: Hock, ÖJZ 1991, 297; vgl auch die detailierte Darstellung des Meinungsstreits bei 
Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 187.
257 Vgl auch Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 194.
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einer ex-tunc Wirkung der Rücktrittserklärung aus, ist eine Rückabwicklung von 
teilbaren Leistungen, die bereits vor Konkurseröffnung erfüllt sind, aufgrund von     
§ 21 Abs 4 KO nicht vorzunehmen.258 Für Factoringabwicklungen nach 
Konkurseröffnung müsste als Folge der ex-tunc Auflösung eine 
bereicherungsrechtliche Rückabwicklung für alle nicht bereits erfüllten Teile der 
Einzelabwicklungen erfolgen. Dh beim Factoringvertrag müsste eine 
bereicherungsrechtliche Rückabwicklung der zedierten Forderungen angenommen 
werden, welche die Factoringbank bereits bevorschusst hat, aber für die der 
Factoringkunde noch keine Restzahlung erhalten hat. Diese erste Situation 
unterscheidet sich im Ergebnis259 nicht von einer ex-nunc Wirkung, bei der der 
Masseverwalter die Restzahlung aus dem bis zur Rücktrittserklärung bestehenden 
Factoringvertrag geltend machen kann. Auch die Behandlung von 
Einzelabwicklungen, die zwischen dem Factoringkunden und einem Drittschuldner, 
zwar eingegangen wurden, aber für die der Factoringkunde noch keine Leistung 
erbracht hat, ist gleich. Sowohl im Fall der ex-tunc Wirkung als auch ex-nunc 
Wirkung kommt es auf den Zeitpunkt des Entstehens der Forderung an, dh auf den 
Zeitpunkt zu dem der Factoringkunde leistet und somit seine Forderung gegen den 
Drittschuldner werthaltig macht, dagegen nicht darauf, wann das Grundgeschäft mit 
dem Drittschuldner geschlossen wurde. Wirkt die Beendigung ex-tunc, ist klar, dass 
eine nach Konkurseröffnung entstandene Forderung gegen einen Drittschuldner der 
Masse zusteht. Wirkt die Beendigung ex-nunc, so besteht bei einem dem Grunde 
nach bereits entstandenem Vertragsverhältnis zwischen Factoringkunden und 
Drittschuldner, mangels Werthaltigkeit der Forderung noch keine endgültige Zession 
an den Factor. Ein Unterschied in diesem Fall lässt sich nur daran bemessen, dass bei 
ex-nunc Wirkung der Auflösung dem Factor potentiell auch für diese nach 
Konkurseröffnung bloß dem Grunde nach entstandenen Factoringeinzelgeschäfte 
Schadenersatzansprüche für entgangenen Gewinn (Zinsen und Factoringgebühren) 
zustehen, nicht hingegen im Fall einer ex-tunc Wirkung.
                                               
258 Vgl Hock, ÖJZ 1991, 298f; Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 21 
Rz 24; zust Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 193.
259 Nominale der zedierten Forderung abzüglich Bevorschussung abzüglich Aufwand beim 
Factor (Zinsaufwand und Gebühren) = bereicherungsrechtlicher Anspruch des Masseverwalters
(=Höhe der Restzahlung).
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1.4.3 Dt Rechts- und Meinungsstand
Zumindest die ältere dt Lehre260 hat für das echte Factoring, welches auch in 
Deutschland von der hL als Kaufvertrag angesehen wird,261 ein Wahlrecht des 
Insolvenzverwalters nach § 103 Abs 1 InsO (früher § 17 dKO)262 angenommen. 
Kuhn/Uhlenbruck263 sind von dieser Ansicht später abgegangen. Diese ältere Ansicht 
wurde in Deutschland insbesondere dahingehend kritisiert, dass echtes und unechtes 
Factoring aufgrund der gleichen Factoringrahmenverträge möglich wären, dh in der 
dt Praxis im Rahmen desselben Factoringverhältnisses oft erst nach der 
Bonitätsprüfung des Drittschuldners eine Entscheidung über die Übernahme des 
Delcredererisikos getroffen wird.264 Dieser Kritik ist mE für solche nach dem sog 
Silo-Prinzip265 ausgestatteten Factoringverträge zu folgen, kann doch ein 
Rahmenvertrag, welcher sowohl unechtes als auch echtes Factoring enthält nicht 
unterschiedlich behandelt werden. Für die öst Praxis des Factorings ist allerdings zu 
differenzieren: Es gibt zwar AFB, die sowohl unechtes als auch echtes Factoring in 
einem Vertragsverhältnis zulassen,266 andere AFB sehen allerdings nur unechtes 
Factoring vor.267 Aber auch wenn man von Vertragstypen ausgeht, die lediglich 
echtes oder unechtes Factoring zulassen, muss gefragt werden, ob die 
geschäftsbesorgungsrechtlichen Elemente des Rahmenvertrags beim Factoring 
(sowohl beim echten als auch unechten) nicht derart ausgestaltet sind, dass eine 
Anwendung von § 26 KO auf den gesamten Vertrag gerechtfertigt erscheint. 
                                               
260 Kuhn/Uhlenbruck, Konkursordnung11 § 23 Rz 20a; Martinek/Oechsler in 
Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II § 102 Rz 137; vgl dazu auch Iro in 
Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/121.
261 Vgl Kapitel II 7.
262 § 103 Abs 1 InsO entspricht inhaltlich weitgehend § 21 KO.
263 Vgl Kuhn/Uhlenbruck, Insolvenzordnung12 § 103 InsO, allerdings ohne Begründung für das 
Abgehen von der Ansicht in der Vorlage.
264 Vgl Brink, ZIP 1987, 819; Stoppok in Hagenmüller/Sommer, Factoring-Handbuch² 93; 
Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II § 102 Rz 21 und Rz 137.
265 Das Silo-Prinzip ist eine Vertragsmöglichkeit in Deutschland, echtes und unechtes 
Factoring zu kombinieren. Forderungen, die dem echten Factoring unterliegen, werden nur bis zu 
einem begrenzten Limit unter Risikoübernahme übernommen, wenn ein Drittschuldner eine 
Forderung innerhalb des echten Factorings begleicht, rückt dafür aber eine andere Forderungen, die 
zunächst im Rahmen des unechten Factorings zediert wurde nach. Zum Silo-Prinzip vgl Stoppok in 
Hagenmüller/Sommer, Factoring-Handbuch² 99ff; Martinek, Moderne Vertragstypen I 234; 
Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II § 102 Rz 21.
266 Siehe Factoringbedingungen Anhang A, B.
267 Siehe Factoringbedingungen Anhang C.
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1.5 Der Factoringvertrag als Geschäftsbesorgungs- und Kreditvertrag
1.5.1 Dt Meinungsstand zur Auswirkung der geschäftsbesorgungsrechtlichen 
Elemente des Factoringvertrags
In der dt Lehre als auch nach der in dieser Arbeit vertretenen Ansicht ist das 
unechte Factoring als Kreditvertrag mit Geschäftsbesorgungselementen, das echte 
Factoring vorwiegend als Kaufvertrag mit Geschäftsbesorgungselementen zu 
qualifizieren.268 Als Folge der Einordnung als gemischter Vertrag mit 
Geschäftsbesorgungselementen sollen für das unechte Factoring nach der in 
Deutschland unstrittigen Ansicht269 dieselben Rechtsfolgen in der Insolvenz des 
Factoringkunden eintreten wie für einen Geschäftsbesorgungsvertrag nach § 675 
BGB. Dh das Factoringgeschäft wird gemäß § 116 InsO (früher § 23 Abs 2 dKO)270
automatisch mit Eröffnung des Insolvenzverfahrens beendet. Allerdings wurden in 
der dt Lehre verschiedene Begründungen für diese Rechtsfolge vorgebracht.
In der älteren Lehre will Canaris271 für die Behandlung des Factorings und 
die Rechtsfolge im Konkurs jeweils auf die einzelnen vertraglich gestalteten 
Elemente im Vertrag abstellen. So soll das geschäftsbesorgungsrechtliche Element 
zwar unmittelbar aufgrund von § 116 InsO (damals § 23 dKO) wegfallen, dagegen 
das kreditrechtliche Element beim unechten Factoring getrennt behandelt werden und 
aus einem anderen Rechtsgrund erlöschen,272 nicht aber bereits deshalb, weil Teile 
des Factoringvertrags für einem Geschäftsbesorgungsvertrag typisch sind und somit 
der gesamte Vertrag aufgrund § 23 dKO (jetzt § 116 InsO) wegfallen sollte. Damit 
stellt Canaris auf die sog Bündeltheorie ab, wodurch das Factoringverhältnis ein 
Vertrag aus diversen zusammengesetzten Funktionen ist, die erst gebündelt den 
Factoringrahmenvertrag ergeben, aber auch unabhängig voneinander bestehen 
                                               
268 Vgl oben Kapitel II 8.
269 Glomb, Factoring 85ff, Heidland, KTS 1970, 172; Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 1675; 
Brink, ZIP 1987, 819; Jaeger/Henckel, Konkursordnung9 § 17 Rz 17; Bette, Factoring und neues 
Insolvenzrecht, FLF 1997, 134; Brink in Hagenmüller/Sommer/Brink, Factoring-Handbuch³ 207; 
Obermüller, Insolvenzrecht6 Rz 7.90f; Berscheid/Sinz in Kuhn/Uhlenbruck, Insolvenzordnung12
§§ 115, 116 Rz 39; 1357; Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II
§ 102 Rz 137 die auch darauf hinweisen, dass wie in Österreich auch in Deutschland idR ein fristloses 
Kündigungsrecht des Factors bei Insolvenz des Factoringkunden vereinbart wird.
270 § 116 InsO ist das deutsche Äquivalent zu § 26 KO.
271 Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 1675.
272 Siehe zum Wegfall eines Kreditvertrags bei Konkurseröffnung unten 1.5.3. Canaris geht 
sowohl für das echte als auch unechte Factoring von einer darlehensvertraglichen Einordnung aus.
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können.273 Die Bündeltheorie wird von der herrschenden dLehre274 abgelehnt. 
Martinek/Oechsler275 kritisieren, dass die Bündeltheorie nicht ausreichend darauf 
bedacht nimmt, dass die Parteien des Factoringvertrags und der Geschäftsverkehr 
davon ausgehen, dass die einzelnen Elemente eine rechtliche Einheit bilden und nicht 
bloß nebeneinander bestehen sollen. Der Kritik ist mE allgemein auch für die öst
Rechtslage zu folgen. Denn für die Parteien des Factorings würde bereits der Wegfall 
einer einzelnen Funktion, sei es die Finanzierungsfunktion oder sei es die 
Servicefunktion zu einem Vertragsverhältnis führen, das nicht gewollt wurde. Wenn 
es dem Factoringkunden zB in erster Linie um die Finanzierungsfunktion beim 
Factoring geht, so hätte er auch auf die Servicefunktion des Factorings verzichten 
und einen Zessionskredit abschließen können. Gerade aber die Zusatzfunktion der 
Eintreibung durch den Factor (oder beim echten Factoring der Übernahme des 
Bonitätsrisikos der Drittschuldner) ist idR eines der ausschlaggebenden 
wirtschaftlichen Kriterien für den Abschluss eines Factoringvertrags.276
Die neuere Lehre in Deutschland will die Frage, ob der 
Factoringrahmenvertrag im Konkurs wegfällt, nur einheitlich beantworten und das 
Schicksal der einzelnen Funktionen nicht separat behandeln.277 Martinek/Oechsler278
führen an, dass sowohl das echte als auch unechte Factoring als Ganzes jeweils wie 
ein Geschäftsbesorgungsvertrag iSd § 675 BGB wegfällt. Obwohl der 
Factoringvertrag als gemischter Vertrag kein reiner Geschäftsbesorgungsvertrag sei, 
liege der Zweck der §§ 115f InsO darin, in allen Fällen einer vor Konkurseröffnung 
erfolgten Übernahme einer Pflicht eines Anderen zum Tätigwerden für den 
                                               
273 Für die Bündeltheorie auch Bette, Factoring-Geschäft 51ff; vgl ausführlich dazu auch 
Martinek, Moderne Vertragstypen I 254f, der sich gegen die Bündeltheorie ausspricht.
274 Blaurock, ZHR 1978, 327ff; Serick, Eigentumsvorbehalt IV 554f; Martinek, Moderne 
Vertragstypen I 254f; Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II 
§ 102 Rz 37; Martinek in Staudinger, BGB13 II § 675 Rz B 105; Ott/Vuia in Münchner Kommentar, 
InsO² II § 116 Rz 17.
275 Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II Rz 37; vgl
auch Martinek in Staudinger, BGB13 II § 675 Rz B 105.
276 Vgl auch oben Kapitel II 2.2.
277 Nicht zwischen unechtem und echtem Factoring differenzierend: Meyer in Smid, InsO § 116 
Rz 34; Obermüller, Insolvenzrecht6 Rz 7.91; Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, 
Bankrechts-Handbuch² II § 102 Rz 137; aA noch Kilger/Schmidt, Insolvenzgesetze17 § 23 Rz 23.
278 Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II § 102 Rz 137.
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Gemeinschuldner, diese Beauftragung erlöschen zu lassen.279 Dritte sollen durch 
Berufung auf vertragliche Bindungen des Gemeinschuldners durch eine 
Geschäftsbesorgung den Insolvenzverwalter nicht in der Erfüllung seiner Aufgaben 
behindern.280 Ein kleinerer Teil der dLehre stellt nicht so sehr auf den Zweck des 
§ 116 InsO ab, sondern bloß auf überwiegende Elemente der Geschäftsbesorgung im 
Factoringvertrag. Bette281 stellt mit Hinblick auf die umfangreichen Aufgaben des 
Factors zur Kreditwürdigkeitsprüfung von Drittschuldnern, der Möglichkeit des 
Factors zur Abweisung der Abtretung der Zession von Forderungen bei 
Limitüberschreitung und der Notwendigkeit des Factors zu Zahlungsklagen gegen 
den Drittschuldner fest, dass der Factoringrahmenvertrag geradezu „durch die 
Geschäftsbesorgung des Factors für seinen Kunden geprägt“ ist. Ähnlich führen 
Ott/Vuia282 aus, dass sowohl beim unechten als auch echten Factoring die Aufgaben 
des Factors, insbesondere die Verwaltung des Forderungsbestands, über die Pflichten 
eines Käufers hinausgehen und daher die Anwendung des § 116 InsO rechtfertigen.
1.5.2 Auswirkungen auf die öst Rechtssituation
Auf den hinreichenden oder gar überwiegenden 
Geschäftsbesorgungscharakter des Factorings abzustellen, um diesen bei 
Konkurseröffnung automatisch wegfallen zu lassen, wird von einem weiteren 
Argument noch verstärkt. Sowohl für die öst als auch dt Rechtslage muss auch der 
Normzweck des § 116 InsO bzw § 26 öKO Bedeutung haben. Demnach kommt es 
für das automatische Wegfallen darauf an, ob das Weiterbestehen des 
Factoringvertrags nach Konkurseröffnung ein Handeln des Factors für den 
Factoringkunden bzw eine Einmischung in den Betrieb des Unternehmens des 
Factoringkunden darstellt und demnach den Masseverwalter in seiner Tätigkeit 
                                               
279 Damit Martinek/Oechsler folgend Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 1675, der von einer 
analogen Anwendung des § 23 Abs 2 KO (jetzt § 116 InsO) spricht, da „die Essentiale [der Regelung 
des § 23 KO] nicht in dem geschäftsbesorgungsrechtlichen Charakter der Tätigkeit liegen dürfte, 
sondern vielmehr in der vorherigen Übernahme einer Pflicht zu einem Tätigwerden für den 
Gemeinschuldner.“ Demnach gehen Martinek/Oechsler mE unabhängig von einem Überwiegen 
geschäftsbesorgungsrechtlicher Elemente im Factoringvertrag rein aufgrund des Zwecks des § 116 
InsO von einem automatischen Wegfall des Vertrags mit Konkurseröffnung aus.
280 Ott/Vuia in Münchner Kommentar, InsO² II § 116 Rz 1.
281 Bette, FLF 1997, 134.
282 Ott/Vuia in Münchner Kommentar, InsO² II § 116 Rz 17.
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einschränkt und behindert.283 Dies ist typischerweise für den Factoringvertrag der 
Fall, ganz unabhängig ob man diesen wie in Österreich als Kaufvertrag qualifizieren 
will, oder zumindest für den Fall des unechten Factorings als Kreditvertrag. Anders 
als ein regulärer Kaufvertrag von Ware gegen Entgelt bzw auch bei Abstellen auf die 
einzelnen Abwicklungen innerhalb des Factoringrahmenvertrags, ist Teil des 
Factoringvertrags die Verwaltung der ausstehenden Forderungen und damit eine für 
einen Geschäftsbetrieb eines Unternehmens typische Tätigkeit, die dieses mangels 
eines Factoringvertrags selbst durchführen müsste.284 Bei einem einfachen 
Kaufvertrag müsste die Factoringbank keine speziellen Vorschriften in der 
Eintreibung von Forderungen bei Drittschuldnern beachten und könnte mit allen ihr 
rechtlich zustehenden Mitteln die abgetretene Forderung eintreiben bzw auch 
weiterzedieren. Anders dagegen beim Factoring, bei dem der Factor Schutz- und 
Sorgfaltspflichten gegenüber seinem Factoringkunden trägt. Insbesondere kann
durch das Verwalten des Außenstands und der Schritte des Eintreibens dem 
Factoringkunden ein „Imageschaden“ bei ungebührlichen Verhaltens der 
Factoringbank entstehen. Diese Einmischung in den Geschäftsbetrieb des 
Gemeinschuldners bzw der Konkursmasse soll die automatische Beendigung nach    
§ 26 öKO entgegenwirken.285 Richtigerweise muss demnach mE ein 
Factoringrahmenvertrag, unabhängig ob darunter echtes als auch unechtes Factoring 
durchgeführt werden soll, auch aufgrund des Normzwecks der §§ 116 InsO bzw 26 
öKO mit Konkurseröffnung automatisch enden. 
1.5.3 Auswirkungen bei kreditvertraglichen Einordnung 
Will man entgegen der hier vertretenen Ansicht der Bündeltheorie für die 
Wirkung der Konkurseröffnung auf den Factoringrahmenvertrag folgen,286 oder aber 
§ 26 KO nur anwenden, wenn der betreffende Factoringvertrag ähnlich einem 
                                               
283 Vgl zum Normzweck Ott/Vuia in Münchner Kommentar, InsO² II § 116 InsO Rz 19 die 
ausführen, dass § 116 den Insolvenzverwalter bei der Verwaltung der Konkursmasse vor 
Interventionen Dritter bewahren will und mit Eröffnung des Insolvenzverfahrens allein in dessen 
Hände legen will.
284 Vgl etwa Ott/Vuia in Münchner Kommentar, InsO² II § 116 InsO Rz 19.
285 Vgl ähnlich zum Normzweck des § 26 KO Weber-Wilfert/Widhalm-Budak in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 26 Rz 1.
286 Siehe oben 1.5.1, so Bette, Factoring-Geschäft 51ff und Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 
1675.
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Inkassovertrag ohne Finanzierungsfunktion ausgestattet ist,287 muss geprüft werden, 
was für den Fall des unechten Factorings bei Einordnung als Kreditvertrag geschieht.
Die neuere Rsp288 des OGH will auf noch nicht ausgenützte 
Krediteröffnungsverträge, nach denen einem Kreditnehmer innerhalb eines 
Kreditrahmens während der Laufzeit des Vertrags Kredite in gewisser Höhe zur 
Verfügung gestellt werden, nicht § 21 KO, sondern § 26 KO anwenden. Dabei hat 
sich der OGH auf die Ausführungen der hA in der dLehre289 berufen. In Deutschland 
findet für spezielle Kreditverhältnisse, welche als Geschäftsbesorgungsverträge 
qualifiziert werden, wie zB der Avalkredit oder der Akzeptkredit, unstrittig § 23 
dKO (jetzt § 116 InsO) Anwendung.290 Allerdings soll es auch für nicht spezifisch 
den Geschäftsbesorgungsverträgen zuordenbaren Krediteröffnungsverträgen, etwa 
beim Darlehenskredit oder Diskontkredit, zum automatischen Erlöschen des 
Vertragsverhältnisses bei Konkurseröffnung kommen. Grund hierfür soll eine 
analoge Anwendung des § 23 dKO (jetzt § 116 InsO) sein, da mit Konkurseröffnung 
das für die Kreditgewährung notwendige Vertrauensverhältnis zwischen Kreditgeber 
und Kreditnehmer zerstört würde.291 In der öst Lehre292 wurde diese Rsp des OGH 
und damit auch die Ansicht in der dt Lehre kritisiert. Der Krediteröffnungsvertrag 
soll einem Optionsvertrag ähneln, da der Kreditnehmer innerhalb des Kreditrahmens 
jeweils durch Erklärung Kredite ausnutzen kann.293 Da eine dem Gemeinschuldner 
eingeräumte Option dadurch auch als Antrag auf Abschluss eines Vertrags 
                                               
287 Vgl zur in Österreich hA dazu oben 1.4.1.
288 OGH 3 Ob 36/97h, EvBl 1997/182 = ÖBA 1997/664 = ecolex 1997, 930; 3 Ob 40/01f, 
ÖBA 2002, 408 = RdW 2002, 468 = ZIK 2002, 88; ausdrücklich abgehend von den
Vorentscheidungen OGH, 5.10.1976, 3 Ob 42/76 und OGH 4.7.1984, 3 Ob 7/84, in denen der OGH 
noch ausgeführt hatte, auf Krediteröffnungsverträge bzw Kreditverhältnisse wäre § 21 KO anwendbar.
289 Insbesondere Kuhn/Uhlenbruck, Konkursordnung11 § 17 Rz 2d; Jaeger/Henckel
Konkursordnung9 § 17 Rz 16.
290 Vgl Jaeger/Henckel, Konkursordnung9§ 17 Rz 16 mwN.
291 Canaris, HGB-Großkommentar § 357 Rz 657; Jaeger/Henckel, Konkursordnung9 § 17 Rz 
16; Kuhn-Uhlenbruck, Konkursordnung11 § 17 Rz 2d; vgl auch Koziol in Avancini/Iro/Koziol, 
Bankvertragsrecht II Rz 1/212.
292 Vgl Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 26  Rz 15; Weber-
Wilfert/Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 26 Rz 38; schon zuvor auf die dt
hM bezogen Koziol in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 1/212.
293 Koziol in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 1/73f und 1/212; Gamerith in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 26 Rz 15; Weber-Wilfert/Widhalm-Budak in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 26 Rz 37; so auch in Deutschland Canaris, HGB-
Großkommentar § 357 Rz 616.
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verstanden werden kann, soll nicht § 26 Abs 1 KO anzuwenden sein, sondern § 26 
Abs 2 KO.294 Weber-Wilfert/Widhalm-Budak295 folgern daraus, weil Anträge an den 
Gemeinschuldner von der Konkurseröffnung unberührt bleiben, solle auch das 
Optionsrecht des Gemeinschuldners einen Kredit abzurufen, aufrecht bleiben. 
Koziol296 differenziert dagegen dahingehend, dass zwar grundsätzlich § 26 Abs 2 KO 
anwendbar sei und damit Krediteröffnungsverträge nicht in jedem Fall automatisch 
beendet werden, allerdings idR aus den Umständen hervorgehen wird, dass ein 
Kreditgeber nicht den Willen hat ein Kreditverhältnis nach Konkurseröffnung 
aufrecht zu erhalten. Der öst Ansicht ist mE zu folgen. Eine analoge Anwendung aus 
dem Zweck des § 26 Abs 1 KO kann nicht gefolgt werden, wenn es spezifische 
Regeln des Gesetzgebers für eine konkrete Vertragssituation gibt. Qualifiziert man 
den unechten Factoringvertrag als einen Krediteröffnungsvertrag, wobei jede 
Entstehung einer neuen Forderung gegen einen Drittschuldner durch Erfüllung des 
Gemeinschuldners der Ausnutzung einer Option auf Kreditgewährung des Factors 
gleichgehalten werden muss, so ist § 26 Abs 2 KO anwendbar. In den AFB297 findet 
sich idR ein außerordentliches Kündigungsrecht des Factors für den Fall der 
Konkurseröffnung des Factoringkunden.298 Gerade aufgrund dieses 
Kündigungsrechts muss angenommen werden, dass die Factoringvertragsparteien 
von einem Weiterbestehen des Factoringvertrags nach Konkurseröffnung 
ausgegangen sind.299 Demnach bleibt ein Factoringvertrag für unechtes Factoring, 
sofern man ihn als Krediteröffnungsvertrag qualifizieren will, nach § 26 Abs 2 KO 
aufrecht und könnte nur nach § 21 KO beendet werden.300
                                               
294 „Anträge, die vor der Konkurseröffnung vom Gemeinschuldner noch nicht angenommen 
worden sind, bleiben aufrecht, sofern nicht ein anderer Wille des Antragstellers aus den Umständen 
hervorgeht.“
295 Weber-Wilfert/Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 26 Rz 38; vgl auch 
Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 26 Rz 15.
296 Koziol in Bankvertragsrecht II 1/212; vgl auch bereits Bartsch/Pollak, KO³ I 153.
297 Vgl Factoringbedingungen Anhang A.II.31, B.II.9, C.II.9.1.
298 Ein vertragliches, außerordentliches Kündigungsrechts des Factors für den Fall der 
Konkurseröffnung ist nach der hM wirksam; siehe Bartsch/Pollak, KO³ II 248f; Wegan, 
Insolvenzrecht 32; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 279; Iro in Avancini/Iro/Koziol, 
Bankvertragsrecht II Rz 2/122.
299 Vgl Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/122.
300 Vgl zu den Konsequenzen der Anwendung des § 21 KO oben 1.4.2.
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1.5.4 Herrschende Meinung zur konkursrechtlichen Behandlung des 
Kontokorrentvertrags
Das Factoring ist einem durch Zessionen besicherten 
Kontokorrentverhältnis ähnlich.301 Daher könnte aus der konkursrechtlichen 
Behandlung von Kontokorrentverhältnissen Rückschlüsse auf das Factoring gezogen 
werden. Unstrittig302 ist, dass ein Bankenkontokorrentverhältnis, welches im 
Regelfall einen Girovertrag303 und damit einen Geschäftsbesorgungsvertrag bzw
Auftrag enthält, nach § 26 KO automatisch beendet wird. Auf das Factoring kann 
diese konkursrechtliche Konsequenz allerdings nicht analog angewendet werden.
Aufträge an den Factor, die dem Girovertrag gleichen, enthält der Factoringvertrag 
idR nicht. Aber auch ohne die Verbindung einer Kontokorrentabrede mit einem 
Girovertrag wird von der hM304 angenommen, dass ein Kontokorrentverhältnis bei 
Konkurseröffnung wegfällt, da es mit dem Konkurszweck unvereinbar wäre. Dabei 
wird insbesondere darauf hingewiesen, dass der Zweck des Wahlrechts für den 
Masseverwalter darin liegt, einen gegenseitigen Vertrag aufrecht zu erhalten, wenn 
die Aufrechterhaltung für die Masse vorteilhaft wäre.305 Im Fall eines positiven 
Saldos, dh einer Forderung der Bank gegen die Konkursmasse im Zeitpunkt der 
Konkurseröffnung, kann ein Wahlrecht allerdings nie vorteilhaft sein, da bei 
Deckung des Saldos durch weitere Verrechnungen im Kontokorrent die Bank 
Deckung für vor Konkurseröffnung ausstehende Kredite erhalten könnte.306
Zumindest für den Fall eines Factoringvertrags in dem sich der Factor im Zeitpunkt 
                                               
301 Siehe Kapitel II 6.5.1.
302 Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 21 Rz 45 und § 26 Rz 15; 
Weber-Wilfert/Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 26 Rz 40; so auch 
Kuhn/Uhlenbruck, Konkursordnung11§ 17 Rz 7; Obermüller, Insolvenzrecht6 Rz 3.20; in stRsp OGH 
1 Ob 501/87, EvBl 1987/156 = RdW 1987, 193 = ÖBA 1987, 420; 8 Ob 21/93, SZ 66/125 = EvBl 
1994/58 = ecolex 1994, 94 = ÖBA 1995, 315 (Nowotny).
303 Bei einem Girovertrag verpflichtet sich die Bank, Überweisungen an Dritte durchzuführen 
und Überweisungen von Dritten für den Kunden entgegenzunehmen, wodurch ein klares 
Auftragsverhältnis gegeben ist.
304 Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 21  Rz 45; Widhalm-Budak in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 84; OGH 1 Ob 501/87, EvBl 1987/156 = RdW 1987, 
193 = ÖBA 1987, 420; OGH 5 Ob 515/95, EvBl 1996/28 = ZIK 1996, 59 = RdW 1996, 364; OGH 8 
Ob 21/93, SZ 66/125 = EvBl 1994/58 = ecolex 1994, 94 = ÖBA 1995, 315 (Nowotny).
305 Jaeger/Henckel, Konkursordnung9 § 17 Rz 25; Canaris, HGB-Großkommentar § 355 Rz 
114.
306 Vgl Canaris, HGB-Großkommentar § 355 Rz 114; Jaeger/Henckel, Konkursordnung9 § 17 
Rz 25.
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der Konkurseröffnung in einer Unterbesicherungssituation befindet, ist dieses 
Argument daher für das unechte Factoring anwendbar. 
1.6 Schlussfolgerungen für den Factoringvertrag
Nach der hier vertretenen Ansicht muss sowohl der unechte als auch der 
echte Factoringvertrag aufgrund der geschäftsbesorgungsrechtlichen Elemente und 
dem Zweck des § 26 KO sich nicht in die Verwaltung der Konkursmasse durch den 
Masseverwalter einzumischen, automatisch mit Konkurseröffnung wegfallen. Diese 
Ansicht entspricht der hM in dLehre und ist mE am Überzeugendsten. Lediglich in 
Fällen atypischer Factoringverträge, bei denen die Servicefunktion sehr schwach 
ausgebildet ist und für den Factoringkunden lediglich die Finanzierungsfunktion 
und/oder die Delcrederefunktion im Vordergrund steht, wäre dieser Ansicht nicht zu 
folgen. Für das in Österreich vertraglich typische unechte Factoring ist daher auf den 
Factoringrahmenvertrag § 26 KO anzuwenden.
Folgt man dieser Ansicht nicht, so kann dennoch aus den Ausführungen zur 
Unvereinbarkeit eines Kontokorrentverhältnisses mit dem Konkurszweck 
geschlossen werden, dass das in Österreich vorherrschende unechte Factoring, 
welches richtigerweise als Kreditvertrag zu qualifizieren ist,307 automatisch bei 
Konkurseröffnung beendet wird. Für den Fall des echten Factorings, welches ein 
überwiegend kaufvertraglich ausgestalteter Vertrag ist, müsste dagegen § 21 KO 
angewendet werden. Dabei ist zu beachten, dass in diesem Fall die Wirkung der 
Abgabe einer Rücktrittserklärung des Masseverwalters lediglich ex-nunc mit Zugang 
dieser bei der Factoringbank eintritt, und nicht auf die Konkurseröffnung 
zurückwirkt. IdR wird der Factor selbst ohnehin von seinem in den AFB enthaltenen 
außergewöhnlichen Kündigungsrecht, welches ihm für den Fall der Insolvenz des 
Factoringkunden zusteht, Gebrauch machen.
2 Konkursrechtliche Behandlung einzelner Factoringgeschäfte
2.1 Vorbemerkungen
Vom konkursrechtlichen Schicksal des Factoringrahmenvertrags und den 
dadurch entstehenden Folgen sind die einzelnen Factoringgeschäfte zu trennen.308
                                               
307 Vgl Kapitel II 6.6.
308 Die Beendigung des Factoringrahmenvertrags hätte für die Behandlung der einzelnen 
Factoringabwicklungen im Konkurs des Factoringkunden nur dann eine Auswirkung, wenn man sich 
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Die einzelnen Factoringgeschäfte im Rahmen des Factoringvertrags sind jeweils auf 
den Erwerb einer Forderung durch den Factor gerichtet, für welche er eine 
Bevorschussung und nach Zahlung durch den Drittschuldner eine Restzahlung 
leistet. Dabei kommen verschiedene konkursrechtlich zu analysierende 
Konstellationen in Betracht. Einerseits sind Fälle zu untersuchen, bei denen das 
Grundgeschäft zwischen Factoringkunde und Drittschuldner erst nach 
Konkurseröffnung abgeschlossen wird. Ist das Grundgeschäft andererseits zwischen 
Factoringkunde und Drittschuldner vor Konkurseröffnung bereits entstanden, kann es 
für die konkursrechtliche Behandlung auf die folgenden Konstellationen ankommen:
1. ob die Erfüllung dieses Grundgeschäfts durch den Factoringkunde noch aussteht, 
2. ob noch keine Bevorschussung durch den Factor erfolgt ist, 3. wenn zwar die 
Forderung gegen den Drittschuldner einredefrei entstanden ist und diese vom Factor 
bevorschusst wurde, die Forderung vom Factor beim Drittschuldner aber noch nicht 
eingezogen wurde, oder 4. der Factoringkunde gegenüber dem Drittschuldner 
lediglich teilerfüllt309 hat. Zu untersuchen ist einerseits, ob dem Masseverwalter in 
diesen Fällen ein Wahlrecht nach § 21 KO zusteht bzw andererseits, welchen 
Einfluss die Konkurseröffnung auf das Verfügungsgeschäft (die Zession einer 
Geschäftsforderung beim Factoring) hat, wenn dieses bei Konkurseröffnung noch 
nicht endgültig vorgenommen wurde.
2.2 Bereits vor Konkurseröffnung von einer Seite vollständig erfüllte 
Factoringeinzelgeschäfte
2.2.1 Echtes Factoring
Für das echte Factoring kommt es aufgrund der kaufrechtlichen Einordnung 
der einzelnen Factoringgeschäfte für die Anwendung des § 21 KO auf die 
vollständige Erfüllung durch den Factoringkunden und damit auf die einredefreie 
Entstehung einer Forderung gegen den Drittschuldner an.310 Unstrittig ist demnach,
                                                                                                                                    
gegen die hier vertretene Ansicht § 26 KO anzuwenden stellt und gegen die hRsp in Österreich eine 
ex-tunc Wirkung des § 21 KO annimmt; vgl oben 1.4.2.
309 Der Factoringkunde liefert etwa an den Drittschuldner aber teilweise mangelhaft oder nur in 
einem geringeren Ausmaß oder der Drittschuldner rechnet mit eigenen Forderungen gegen 
Factoringkunden teilweise auf und zahlt deswegen weniger an den Factor.
310 Vgl dazu Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 1676; Meyer in Smid, InsO § 116 Rz 35; 
Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II § 102 Rz 140; Sinz in 
Kuhn/Uhlenbruck, Insolvenzordnung12 § 115, 116 Rz 42ff; Ott/Vuia in Münchner Kommentar, InsO² 
II § 116 Rz 15.
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dass aufgrund der Teilbarkeit des Factoringvertrags gemäß § 21 Abs 4 KO für bereits 
einseitig erfüllte einzelne Factoringgeschäfte die Konkurseröffnung über das 
Vermögen des Factoringkunden keine Auswirkungen hat.311 Hat der 
Gemeinschuldner daher durch Abtretung einer mangelfreien Forderung seine 
Leistung vor Konkurseröffnung bereits vollständig erbracht, steht der Masse ein aus 
dem Factoringvertrag entspringendes vertragliches Recht auf Bevorschussung und 
Restzahlung durch den Factor zu. Ein Wahlrecht gemäß § 21 KO hat der 
Masseverwalter bei einer bereits vor Konkurseröffnung durch den Gemeinschuldner 
werthaltig gemachten Forderung gegen den Drittschuldner beim echten Factoring 
dagegen nicht mehr.312 Der Factor hat, da es sich beim echten Factoring um eine 
kaufvertragliche Konstruktion handelt, ein Aussonderungsrecht gemäß § 44 KO, falls 
der Drittschuldner trotz Abtretung an den Factor an die Konkursmasse bezahlt.313 Im 
Gegensatz dazu besteht bei Leistung der vollen Bevorschussung und Restzahlung 
durch den Factor auf eine mangelhafte Forderung für diesen lediglich eine 
Konkursforderung. Auch hier besteht aufgrund der vollständigen einseitigen 
Erfüllung, diesmal auf Seiten des Factors, kein Wahlrecht des Masseverwalters nach 
§ 21 KO. Eine solche Situation für das Factoring allerdings äußerst 
unwahrscheinlich, da der Factor die Restzahlung auf eine Forderung erst nach 
Zahlung des Drittschuldners leisten muss.314
                                               
311 Siehe dazu oben 1.4.2.
312 Heidland, KTS 1970, 172f; Brink, ZIP 1987, 819; Meyer in Smid, InsO § 116 Rz 35; Iro in 
Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/125; Martinek/Oechsler in 
Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II § 102 Rz 140; Ott/Vuia in Münchner 
Kommentar, InsO² II § 116 Rz 15; vgl auch Canaris Bankvertragsrecht² Rz 1676 der allerdings 
dagegen darauf abstellt, dass der Factor durch seine Bevorschussung beim echten Factoring seine 
eigene Leistung bereits vollständig erbracht hat. Für den Fall einer noch nicht werthaltigen Forderung 
siehe dagegen unten 2.4.2f.
313 Vgl Canaris in Bankvertragsrecht² Rz 1676; Brink ZIP 1987, 819; Kilger/Schmidt, 
Insolvenzgesetze17 § 43 KO Rz 11c; Meyer in Smid, InsO § 116 Rz 38; Obermüller, Insolvenzrecht6
Rz 7.93; Sinz in Kuhn/Uhlenbruck, Insolvenzordnung12§ 115, 116 Rz 43.
314 Vgl auch Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/125 FN 251 der ausführt idR 
zahle der Factor bis zur Bezahlung durch den Drittschuldner lediglich die Bevorschussung, welche 
§ 21 KO nicht ausschließt; vgl dazu auch die Behandlung der Situation bei bloßer Bevorschussung 
(ohne Restzahlung) einer mangelhaften Forderungen unten 2.4.3.
KAP III/69
2.2.2 Unechtes Factoring
Beim unechten Factoring ist für die konkursrechtliche Behandlung der 
einzelnen Factoringgeschäfte zu differenzieren, sofern man mit der hLehre315 in 
Deutschland die einzelnen Factoringgeschäfte als Kredite (bzw Darlehen) des 
Factors an den Factoringkunden typisiert. Bei kreditvertraglichen Einordnung ist 
strittig, ob eine Erfüllung des einzelnen Geschäfts im Sinne des § 21 KO (bzw § 103 
InsO) erst mit dem vollendenden Forderungseinzug gegenüber dem Drittschuldner 
eintritt. Die eine Ansicht316 argumentiert, dass erst im Fall der Tilgung des Darlehens 
durch den Forderungseinzug des Factors gegenüber dem Drittschuldner eine 
Befriedigung des Factors erfolgt. Daneben habe auch der Factor noch die 
ausstehende Restzahlung an den Factoringkunden nicht bezahlt.317 Sinz318 sieht 
dagegen in der Auskehrung des Sicherungseinbehalts, also der Restzahlung beim 
unechten Factoring, eine bloß nachvertragliche Pflicht des Factors. Das einzelne 
Factoringgeschäft soll zumindest vom Factor bereits mit der Bevorschussung 
vollständig erfüllt sein. Sinz ist für die öst Rechtslage mE nicht zu folgen, weil nach 
der Ausgestaltung der typischen Factoringverträge in Österreich die Restzahlung des 
Factors nicht als bloß nachvertragliche Pflicht des Factors eingeordnet werden 
kann.319 Canaris320 will ebenso bereits einseitige Erfüllung bei noch nicht 
eingezogenen Forderungen beim unechten Factoring annehmen und somit die 
Anwendung von § 21 KO ausschließen. Anders als Sinz hingegen, geht Canaris
davon aus, dass die Leistung des Factors aufgrund der noch ausstehenden 
                                               
315 Vgl zur Diskussion der Einordnung des unechten Factorings als Kreditvertrag Kapitel II.
Geht man mit der hM in Österreich davon aus, dass auch die einzelnen Factoringabwicklungen beim 
unechten Factoring Kaufverträge sind, ergibt sich kein Unterschied zur Behandlung beim echten 
Factoring.
316 Vgl Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II § 102 Rz 
142; Ott/Vuia in Münchner Kommentar, InsO² II § 116 Rz 16.
317 Dagegen kommt es nicht darauf an, dass der Factor als Kreditgeber die Bevorschussung bis 
zur Zahlung des Drittschuldners weiter zur Verfügung stellt. Bei Kreditverträgen (ohne weitere 
Verpflichtung des Factors) nimmt die hA in Österreich, eine einseitige Erfüllung des Kreditgebers 
bereits mit Auszahlung der Kreditsumme an, vgl Bollenberger, RdW 1995, 253; Gamerith in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 21 Rz 40; Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 21 Rz 83. Im Sonderfall, dass 100% bevorschusst würden, käme damit § 21 KO
als Folge der einseitigen vollständigen Erfüllung des Factors nicht in Betracht.
318 Sinz in Kuhn/Uhlenbruck, Insolvenzordnung12 §§ 115, 116 Rz 42.
319 Vgl etwa Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/125 FN 251 der ausführt, 
dass Erfüllung gemäß § 21 KO normalerweise durch die bloße Bevorschussung noch nicht eingetreten 
ist, da der gesamte Kaufpreis für die Forderung vom Factor damit nicht abgedeckt wird.
320 Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 1677.
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geschäftsbesorgungsrechtlichen Anteile, dh der Einziehung der Forderung,321 noch 
nicht voll erbracht ist. Hingegen will er die Leistung des Factoringkunden idR bereits 
als vollständig erbracht werten. Dies deshalb, da die Leistung des Factoringkunden 
ohne dessen Zutun, durch die spätere Zahlung des Drittschuldners an den Factor 
ergeht, dh „vereinbarungsgemäß durch einen sofortigen Abzug von dem Vorschuss 
auf die Forderung, die an sich zum Nennbetrag hereinzunehmen wäre, erfolgt.“322
Diese Ausführungen überzeugen mE nicht. Einerseits wird dabei ignoriert, dass bei 
der beim unechten Factoring verwendeten Zession zahlungshalber der 
Leistungszeitpunkt zivilrechtlich nicht die Zession, sondern die tatsächliche 
Bezahlung durch Zessus oder Zedent ist. Andererseits ignorieren diese Ausführungen 
einen in Österreich und Deutschland typischen Unterschied zwischen echten und 
unechtem Factoring: Bevorschussungen auf nach einem gewissen Zeitraum323 nicht 
vom Drittschuldner bezahlte Forderungen kann der Factor beim unechten Factoring 
gegen den Factoringkunden herausverlangen. In diesen Fällen existiert somit keine 
„Automatik“ der Leistung durch den Drittschuldner, die es zulassen würde, den 
Leistungszeitpunkt des Factoringkunden auf den Zeitpunkt der Zession einer 
werthaltigen Forderung vorzuverlegen. Bis zur Bezahlung des Drittschuldners 
besteht demnach die Möglichkeit nach § 21 KO den beiderseits nicht erfüllten 
Vertrag aufzulösen. Als Folge des Sicherungscharakters der zedierten Forderung
beim unechten Factoring hat der Factor bei Konkurseröffnung vor Forderungseinzug 
beim Drittschuldner lediglich ein Absonderungsrecht nach § 48 KO (§ 166 Abs. 2 
InsO), falls der Drittschuldner (zB irrtümlich) an den Factoringkunden statt an den 
Factor zahlt.324
                                               
321 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht Rz II 2/125 FN 251 kritisiert zu Recht die 
unklare Formulierung bei Canaris. Mit dem Hinweis auf den „geschäftsbesorgungsrechtlichen Anteil“ 
auf Seiten des Factors hat Canaris mE die noch ausstehende Restzahlung an den Factoringkunden 
gemeint.
322 Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 1677; vgl auch zum selben Ergebnis, aber nicht zwischen 
echtem und unechten Factoring differenzierend: Bette, FLF 1997, 135.
323 Im Regelfall 60 bis 150 Tage, vgl Factoringbedingungen Anhang A.II.19 oder C.II.3.
324 Glomb, Factoring 89; Bette FLF 1997, 139; Kilger/Schmidt, Insolvenzgesetze17§ 43 Rz 11c; 
Meyer in Smid, InsO § 116 Rz 38; Obermüller, Insolvenzrecht6 Rz 7.97f; Martinek/Oechsler in 
Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II § 102 Rz 142; so auch, trotz Annahme der 
Erfüllung bereits bei vollendeter Zession, Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 1677. AA Rödl, BB 1967, 
1302; Sinz in Kuhn/Uhlenbruck, Insolvenzordnung12 §§ 115, 116 Rz 44 der von einem 
Aussonderungsrecht mit Hinweis auf eine fehlende „Pfandrechtsähnlichkeit“ ausgehen will.
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2.3 Vor Konkurseröffnung dem Grunde nach noch nicht entstandene 
Forderungen
2.3.1 Mangelnde Verfügungsmacht des Gemeinschuldners
Lediglich wenn man von einem Weiterbestehen des 
Factoringrahmenvertrags nach Konkurseröffnung ausgeht,325 stellt sich die Frage, ob 
Factoringeinzelgeschäfte, bei denen zedierte Forderungen erst dem Grunde nach 
zeitlich nach Konkurseröffnung entstehen, nicht wegen eines anderen Grundes der 
Konkursmasse und nicht dem Factor zustehen. Geht man wie in dieser Arbeit 
angenommen davon aus, dass der Factoringrahmenvertrag mit Konkurseröffnung 
nach § 26 KO idR automatisch wegfällt, gehören dagegen später dem Grunde nach 
entstandene Forderungen auf jeden Fall zur Konkursmasse. 
Mit Konkurseröffnung endet gemäß § 3 Abs 1 KO die Möglichkeit des 
Gemeinschuldners, frei über sein Vermögen zu verfügen. Dadurch könnte
argumentiert werden, dass ein Factor, der eine Forderung erst aufgrund Erfüllung 
durch den Masseverwalter nach Konkurseröffnung endgültig erwirbt, keine 
konkursfeste Position besitzt. Dies dann, wenn für das Verfügungsgeschäft, also die 
Zession der Forderung, noch nicht alle notwendigen Schritte im Zeitpunkt der 
Konkurseröffnung erfolgt sind.326 Ob der Zessionar aufgrund der 
Verfügungsbeschränkung des Gemeinschuldners zu den Konkursgläubigern oder 
nicht zu zählen ist, hängt aber von seiner Rechtsstellung im Zeitpunkt der 
Konkurseröffnung ab. In jedem Fall relevant ist das Argument der mangelnden 
Verfügungsmacht des Gemeinschuldners über Vermögen der Konkursmasse im Fall 
einer erst nach Konkurseröffnung dem Grunde nach zustande gekommenen 
Forderung, dh beim Factoring, falls der Masseverwalter nach Konkurseröffnung ein 
Geschäft aus dem Unternehmen aufgrund einer noch vom Gemeinschuldner
stammenden Verpflichtung werthaltig macht.327 Dem könnte entgegen gehalten 
                                               
325 Vgl oben 1.4.
326 So früh bereits, allerdings undifferenziert Koziol, QuHGZ 1972, 321. Später hingegen will 
Koziol, ÖBA 1998, 749 darauf abstellen, obwohl bei Konkurseröffnung noch keine einredefreie 
Forderung vorhanden sein muss, doch das Verfügungsgeschäft und damit der Erwerb der Forderung 
durch den Zessionar (etwa der Buchvermerk bei der Sicherungszession) nicht mehr vom Mitwirken 
des Masseverwalters abhängt. Korrekt ist mE dagegen, dass auch bei einer Sicherungszession das 
Verfügungsgeschäft erst mit dem endgültigen Entstehen der Forderung vollständig wirksam wird, vgl
Kapitel V 3.4f.
327 In Deutschland ist die Vorausabtretung einer Forderung eines Vertrages, der nach der 
Konkurseröffnung eingegangen ist, bereits aufgrund § 91 InsO unwirksam, vgl  Ott/Vuia in Münchner 
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werden, dass § 21 KO für synallagmatische Verträge eben gerade differenzierte 
Regeln aufstellt und somit eine Ausnahme der Beschränkung der Verfügungsmacht 
des Gemeinschuldners vor Konkurseröffnung über Massevermögen darstellt. Will 
der Masseverwalter verhindern, dass der Masse Forderungen trotz Leistung an 
Drittschuldner aus der Masse entzogen werden, sollte er einfach von seinem 
außerordentlichen Rücktrittsrecht vom Factoringvertrag gemäß § 21 KO Gebrauch 
machen.
2.3.2 Differenzierung der konkursfesten Position des Zessionars mit 
konkursrechtlichen Überlegungen
Ob ein Zessionar im Konkurs nach konkursrechtlichen Grundsätzen eine 
konkursfeste Stellung einnehmen soll oder wie ein Konkursgläubiger zu stellen ist, 
muss anhand des Gläubigergleichbehandlungsgrundsatzes im Konkurs geprüft 
werden.328 Koziol will daraus ableiten, dass es für die konkursfeste Stellung des 
Zessionars darauf ankommt, ob dieser vorgeleistet hat und damit freiwillig ein Risiko 
einging oder ob durch eine abgesicherte Position im Zeitpunkt der Konkurseröffnung 
diesem ein Vorrang vor anderen Kreditgebern einzuräumen sei. Er verweist mE
ferner überzeugend darauf, dass zumindest bei erst dem Grunde nach zeitlich nach 
Konkurseröffnung entstehenden Forderungen dem Gemeinschuldner im Zeitpunkt 
der Zession noch jegliche rechtliche Position fehlt, über die er verfügen hätte 
können. Mangels einer konkursfesten Position des Zessionars müssen daher 
richtigerweise alle Forderungen aus Verträgen, die der Masseverwalter trotz 
Globalzession nach Konkurseröffnung abschließt, in die Konkursmasse fallen.329
                                                                                                                                    
Kommentar, InsO² II § 116 Rz 15. So bereits vorher zu § 15 KO: Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 
1679.
328 Vgl Koziol, ÖBA 1998, 749 mwN.
329 Vgl zust auch Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 18; Iro in 
Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/123, der auf das Argument der Verhinderung der 
Aushöhlung der Konkursmasse verweist; Schubert in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 3 Rz 
8;vgl unten 2.4.2.3.
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2.4 Vor Konkurseröffnung dem Grunde nach entstandene Forderungen, die 
beiderseitig noch nicht vollständig erfüllt sind
2.4.1 Unechtes Factoring – kein vollendeter Forderungseinzug gegenüber dem 
Drittschuldner
Fällt die Konkurseröffnung zwischen den letzten Akt, der für die Zession 
der Forderung notwendig ist, und den Forderungseinzug gegenüber dem 
Drittschuldner (gleichgültig, ob der Factor bevorschusst hat oder nicht), so besteht 
für das unechte Factoring ein nicht erfülltes Factoringgeschäft.330 Der 
Masseverwalter kann demnach bis zur Bezahlung der Forderung durch den 
Drittschuldner nach § 21 KO den Rücktritt vom Vertrag erklären und die Forderung 
gegenüber dem Drittschuldner selbst einziehen.331 Der Rücktritt des Masseverwalters 
lässt nur die weitere Erfüllung ex-nunc unterbleiben,332 wodurch der Factor, sofern er 
noch keine Bevorschussung ausbezahlt hat, keine Restzahlung an die Konkursmasse 
zu leisten hat. Da der Factor allerdings die Stellung eines Absonderungsgläubigers 
im Hinblick auf eine bereits geleistete Bevorschussung einnimmt, kann sich dieser 
aus der Sondermasse der Zahlung des Drittschuldners in Höhe seiner 
Bevorschussung befriedigen. Ist der Drittschuldner selbst zahlungsunfähig und 
begleicht die Forderung nicht, verbleibt dem Factor lediglich eine Konkursforderung 
in Höhe seiner Bevorschussung.333 Im Unterschied zur Situation beim echten 
Factoring, bei dem trotz fehlenden Forderungseinzugs zumindest von 
Factoringkundenseite bei werthaltiger Forderung vollständig erfüllt wurde, besteht 
der Vorteil des Masseverwalters334 bei Ausübung des Wahlrechts nach § 21 KO 
darin, das Forderungsmanagement vom Factor zu übernehmen, wobei Kosten 
gegenüber dem Factor in diesem Zusammenhang ab Geltendmachung des 
                                               
330 Beim echten Factoring hat der Factoringkunde durch die Zession einer mangelfreien 
Forderung dagegen vollständig erfüllt. Siehe dazu bereits oben 2.2.2.
331 Vgl allerdings die dt Rechtslage, wo angenommen wird, beiderseitig nicht erfüllte 
Geschäfte werden mit Insolvenzeröffnung aufschiebend, bedingt aufgelöst, wogegen der 
Insolvenzverwalter bei Ausübung des Wahlrechts nach § 103 InsO jedenfalls nur ein neues 
Vertragsverhältnis erzeugen kann. Dadurch fällt dem Insolvenzverwalter die Einziehungsbefugnis 
auch ohne Ausübung des Rücktrittsrechts zu, vgl Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, 
Bankrechts-Handbuch² II § 102 Rz 142.
332 Vgl hierzu die Ausführungen zum Factoringrahmenvertrag oben 1.4.2.
333 Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II § 102 Rz 142.
334 Allerdings kann für den Masseverwalter die weitere Besorgung des 
Forderungsmanagements durch den Factor durchaus praktischer sein, insbesondere bei für 
Unternehmen, die Factoringvereinbarungen schließen, typischen hohen Anzahl von ausstehenden 
Forderungen.
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Wahlrechts wegfallen. Im Gegensatz zum echten Factoring hat der Masseverwalter 
somit beim unechten Factoring ein „Mehr“ an Rücktrittsrechten bei noch nicht 
vollständig abgewickelten Factoringgeschäften, allerdings hat er im Regelfall keinen 
besonderen finanziellen Vorteil durch die Ausübung des § 21-Wahlrechts in bezug 
auf Forderungsabwicklungen bei denen bevorschusst wurde, aber der Drittschuldner 
die Forderung noch nicht an den Factor bezahlt hat
2.4.2 Schicksal der Vorauszession bei vor Konkurseröffnung nicht erfolgter 
Leistung des Factoringkunden an den Drittschuldner
2.4.2.1 Vorbemerkungen
Wie ausgeführt ist für im Zeitpunkt der Konkurseröffnung bereits 
vollständig werthaltig bestehende Forderungen unstrittig, dass diese nicht 
automatisch in die Konkursmasse fallen.335 Strittig ist in der Lehre dagegen, ob in 
einer Situation in der der Factor erst nach Konkurseröffnung die abgetretene 
Forderung einredefrei erwerben könnte, die Forderung nicht bereits gemäß § 1 Abs 1 
KO automatisch in die Konkursmasse fallen müsste. Kommt man zu diesem 
Ergebnis, würde auch das Wahlrecht des Masseverwalters nach § 21 KO beim
unechten Factoring für lediglich dem Grunde nach entstandenen Forderungen 
beeinflusst und somit die unterschiedliche typologische Behandlung des echten und 
unechten Factoring in diesem Zusammenhang irrelevant sein.
2.4.2.2 Durchgangserwerb beim Zedenten
Von einem Teil der dLehre336 wird ein Durchgangserwerb des Zedenten bei 
Vorausabtretung einer Forderung angenommen. Geht man von einem 
Durchgangserwerb beim Zedenten vor Abtretung aus, dann würde eine vor 
Konkurseröffnung abgetretene Forderung, die aber erst nach Konkurseröffnung 
einredefrei und endgültig entstanden ist, gemäß § 1 Abs 1 KO in die Konkursmasse 
fallen. Sie könnte nur durch weitere Verfügungen des Masseverwalters aus dieser an 
                                               
335 Koziol, ÖBA 1998, 746; Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 
18; vgl gerade oben 2.4.1 wonach der Masseverwalter zumindest beim unechten Factoring ein 
Wahlrecht nach § 21 KO hat.
336 Vgl Serick, Eigentumsvorbehalt IV 387ff; Jaeger/Henckel, Konkursordnung9 § 15 Rz 44f; 
Busche in Staudinger, BGB13 II Einl § 398ff Rz 73ff; Roth, Münchner Kommentar5 II § 398 Rz 84; 
BGH IV ZR 154/54, NJW 1955, 544 = WM 1955, 338; BGH IX ZR 50/88, BGHZ 106, 236 = MDR 
1989, 446 = NJW 1989, 1282; WM 1990, 197. Vgl aber auch der dLehre zust OGH 6 Ob 561/85, 
ÖBA 1987, 58 = wbl 1987, 95; ÖBA 1990, 55 = wbl 1989, 227.
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den Factor abgetreten werden.337 In der öLehre ist allerdings strittig, ob bei 
Abtretungen von zukünftigen Forderungen ein Durchgangserwerb beim Zedenten 
stattfindet. Die in Österreich hA338 verneint einen solchen Durchgangserwerb in 
jedem Fall. In Deutschland will hingegen etwa Larenz339 dahingehend differenzieren, 
ob die Forderung zwar noch nicht einredefrei, aber doch zumindest dem Grunde nach 
entstanden ist.340 Wäre die Forderung vor Konkurseröffnung dem Grunde nach 
entstanden, dh beim Factoring zwischen Factoringkunde und Drittschuldner ein 
gültiges Grundgeschäft abgeschlossen, so bestehe bereits ein Anwartschaftsrecht des 
Factors. In diesem Fall falle somit bei Erfüllung durch den Factoringkunden 
gegenüber dem Drittschuldner die damit einredefrei entstandene Forderung direkt 
dem Factor zu. Der Factor erhält die Forderung dagegen nicht, wenn das Geschäft
mit dem Drittschuldner erst nach der Konkurseröffnung abgeschlossen wird. In 
diesem Fall könnte auch erst nach Konkurseröffnung ein Anwartschaftsrecht 
entstehen, welches wiederum nach § 1 KO in die Konkursmasse fallen müsste. 
Koziol341 kritisiert diese Ansicht dahingehend, dass bei Annahme eines 
Durchgangserwerbs für vorauszedierte Forderungen mit fiktiven „logischen 
Sekunden“ eines Erwerbs zuerst beim Zedenten argumentiert wird, was als rein 
technische Konstruktion bereits grundsätzlich nicht überzeugt. Außerdem wollen bei 
einer Zession künftiger Forderungen die Vertragsparteien idR nicht von einer 
Übertragung von Anwartschaftsrechten ausgehen, sondern die Forderungen selbst 
übertragen.342 Der Kritik Koziols ist mE zuzustimmen. Die technische Abwicklung 
mit Hilfe von logischen Durchgangssekunden wirkt gekünstelt und steht dem 
Interesse einer einfachen Lösung der zivilrechtlichen und konkursrechtlichen 
                                               
337 Vgl Koziol, ÖBA 1998, 746. Eine Verfügung des Masseverwalters würde zB vorliegen,
wenn dieser keinen Rücktritt vom Factoringrahmenvertrag gemäß § 21 KO erklärt, stattdessen 
Erfüllung vom Factor verlangt.
338 Koziol, QuHGZ 1972, 320; Koziol, ÖBA 1998, 746; Kepplinger, Synallagma 268; OGH 5 
Ob 601/90, EvBl 1991/70 = JBl 1992, 252; vgl auch Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II 
Rz 2/123 der eine Annahme des Durchgangserwerbes beim Zedenten ohne weitere Ausführungen 
ablehnt.
339 Larenz/Canaris, Schuldrecht13 I § 34 III; siehe auch Koziol, ÖBA 1998, 746 mwN für 
Vertreter der dLehre, welche einen Durchgangserwerb in jedem Fall annehmen wollen.
340 Dem Grunde nach entstanden sind bedingte und befristete Forderungen bzw wie beim 
Factoring künftige Forderungen aus bestehenden Dauerschuldverhältnissen, vgl Koziol, QuHGZ 1972, 
319.
341 Vgl Koziol, ÖBA 1998, 747.
342 Koziol, QuHGZ 1972, 320.
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Situation bei Vorauszessionen entgegen. Ohne eine überzeugende zwingende 
Notwendigkeit mit Anwartschaftsrechten zu argumentieren, wenn doch ohnehin der 
Factoringkunde durch Auflösung oder Nichterfüllung des Grundgeschäfts mit dem 
Drittschuldner vor Entstehen der Forderung ein solches Anwartschaftsrecht jederzeit 
eliminieren kann, ist nicht einsichtig. 
2.4.2.3 Entscheidungen des BGH gegen eine konkursfeste Position des 
Zessionars
In zwei Urteilen des BGH343 wird die Meinung vertreten, dass eine 
Vorausabtretung einer zukünftigen Forderung, die erst nach Konkurseröffnung 
entsteht, die Konkursmasse unbillig aushöhlt. Weniger problematisch war diese 
Ansicht für den älteren vom BGH344 entschiedenen Fall. In diesem wurde 
entschieden, eine Abtretung einer Forderung aus dem Verkauf einer Liegenschaft, 
für welchen ein Kaufvertrag erst nach Konkurseröffnung geschlossen wird, würde 
der Masse die Gegenleistung für die Liegenschaft, welche in die Konkursmasse fällt, 
entziehen. Dieses Ergebnis ist weniger kontrovers.345 Dagegen ist der Fall eines 
Geschäfts zwischen Factoringkunde und Drittschuldner, welches zwar bereits vor 
Konkurseröffnung geschlossen wurde, allerdings noch keine einredefreie Forderung 
gegenüber dem Drittschuldner entstanden ist, strittig. Die auf den BGH346
zurückgehende Ansicht will in diesem Fall die Forderung, trotz gültiger 
Vorausabtretung, ebenso in die Masse fallen lassen. Die andere Ansicht347 nimmt 
hingegen eine konkursfeste Position des Zessionars, also des Factors, an und lehnt 
das Aushöhlungsargument ab. Der BGH argumentiert wie im Fall eines erst nach 
Konkurseröffnung dem Grunde nach entstandenen Grundgeschäfts, eine Lieferung 
durch den Masseverwalter nach Konkurseröffnung dürfe in keinem Fall zu einer 
                                               
343 BGH IV ZR 154/54, NJW 1955, 544 = WM 1955, 338; BGH IX ZR 50/88, BGHZ 106, 236 
= MDR 1989, 446 = NJW 1989, 1282 = WM 1990, 197; vgl auch Koziol, ÖBA 1998, 747.
344 BGH IV ZR 154/54, NJW 1955, 544 = WM 1955, 338.
345 Diesem Argument für Geschäfte, die dem Grunde nach erst nach Konkurseröffnung 
entstehen, folgend: Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/123 mwN; Jaeger/Henckel, 
Konkursordnung9 § 15 Rz 46; vgl auch Koziol, ÖBA 1998, 747. 
346 Insbesondere BGH IX ZR 50/88, BGHZ 106, 236 = MDR 1989, 446 = NJW 1989, 1282; 
WM 1990, 197.
347 Bartsch/Pollak, KO³ I 126; Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 1678; Gerhardt, 
Vorausabtretung, in Merz-FS (1992) 117ff; Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht Rz 2/124 
mwN; Jaeger/Henckel, Konkursordnung9 § 17 Rz 145; vgl auch Widhalm-Budak in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 24.
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Aushöhlung der Masse führen. Daher müsse auch in diesem Fall der Erlös aus der 
Lieferung in die Konkursmasse fallen.348 Neben diesem Argument zum Schutzzweck 
der Konkursmasse gegen Aushöhlung stützt sich der BGH349 allerdings auch darauf, 
dass nach der hA350 in Deutschland beidseitig unerfüllte Verträge mit 
Konkurseröffnung wegfallen und erst durch das nach § 17 dKO (§ 103 InsO) 
ausgeübte Erfüllungsbegehren des Masseverwalters neu zustande kommen. Dadurch 
aber, dass die Erfüllungsansprüche aus dem Vertrag zwischen dem Factoringkunden 
und dem Drittschuldner automatisch mit Konkurseröffnung erlöschen, soll mittelbar 
gefolgert werden, dass auch die Rechte aus der Abtretung der Forderung 
untergehen.351 Wählt der Insolvenzverwalter Erfüllung des Geschäfts mit dem 
Drittschuldner nach § 103 InsO, entsteht ein neues Schuldverhältnis und damit eine 
neue Forderung gegen den Drittschuldner, welche dem Factor nicht vor 
Konkurseröffnung abgetreten wurde. Für das öst Recht ist dieses Argument des BGH 
unzutreffend. § 21 KO sieht vor, dass der Masseverwalter entweder Erfüllung 
verlangen oder vom Vertrag zurücktreten kann, geht dagegen nicht von einem 
automatischen Erlöschen des Vertrags mit dem Recht des Masseverwalters auf 
Erneuerung dieses Vertrages aus.352
2.4.2.4 Kritik an der Lösung des BGH
Koziol353 hält der Lösung des BGH,354 welcher undifferenziert alle 
Forderungen, die vorauszediert wurden, aber vor Konkurseröffnung noch nicht 
vollständig entstanden sind, entgegen, dass dem Masseverwalter vor Erfüllung des 
                                               
348 Vgl Jaeger/Henckel, Konkursordnung9 § 15 Rz 45f.
349 BGH IX ZR 50/88, BGHZ 106, 236 = MDR 1989, 446 = NJW 1989, 1282; WM 1990, 197; 
vgl auch Koziol, ÖBA 1998, 748; Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 20 Rz 20.
350 Vgl Kilger/Schmidt, Insolvenzgesetze17 § 17 Rz 4a; Jaeger/Henckel, Konkursordnung9 § 17 
Rz 149ff; Marotzke, Verträge³ 84ff; Berscheid in Kuhn/Uhlenbruck, Insolvenzordnung12 § 103 Rz 62;
351 Vgl auch Meyer in Smid, InsO § 116 Rz 36; Sinz in Kuhn/Uhlenbruck, Insolvenzordnung12
§§ 115, 116 Rz 49; Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II § 102 
Rz 140; Ott/Vuia Münchner Kommentar, InsO² II § 116 Rz 15; aA aber Brink, ZIP 1987, 821.
352 Vgl Pitkowitz, ÖJZ 1990, 678; Koziol, ÖBA 1998, 747; Widhalm-Budak in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 157.
353 Koziol, QuHGZ 1972, 320f; Koziol, ÖBA 1998, 747; vgl auch Iro in Avancini/Iro/Koziol, 
Bankvertragsrecht II Rz 2/142.
354 Der BGH hat allerdings in BGH IX ZR 256/93, BGHZ 129, 336 = JZ 1996, 49 = MDR 
1996, 161 = WM 1995, 1116 zumindest für den Fall von Teilleistungen vor Konkurseröffnung 
anerkannt, dass eine abgetretene Forderung soweit wirksam ist, wie sie vor Konkurseröffnung 
abgetreten wurde, vgl unten 2.4.3.2.
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Grundgeschäfts mit dem Drittschuldner immer die Möglichkeit des Rücktritts vom 
Grundvertrag nach § 21 KO zur Verfügung steht. Der Masseverwalter kann demnach 
eine Aushöhlung der Masse abwenden. Fraglich ist dagegen, ob die Konkursmasse 
durch das Wahlrecht des Masseverwalters nach § 21 KO auf jeden Fall geschützt ist. 
Er könnte den Drittschuldner (irrtümlich) aus der Konkursmasse leisten, bevor er 
eine Erklärung zum Rücktritt vom Factoringvertrag dem Factor gegenüber 
abgegeben hat. Die dLehre355 sieht in diesem Fall den Masseverwalter haftbar bzw
einen Bereicherungsanspruch gegenüber dem Zessionar gegeben, wodurch der Masse 
somit nichts Entgehen könnte und eine Verschlechterung der Situation der 
Konkursgläubiger aufgrund der Vorauszession verhindert würde. Koziol356 hat dieses 
Argument mE überzeugend dahingehend entkräftet, dass in vielen Fällen ein kurz 
vor Konkurseröffnung stehendes Unternehmen lediglich mangelhaft buchführt, dh
Vorauszessionen für den Masseverwalter nicht eindeutig ersichtlich sein können. Die 
Masse könnte sich damit mangels Fahrlässigkeit des Masseverwalters nicht immer 
mit Schadenersatzansprüchen gegen den Masseverwalter wenden, wenn sie durch 
dessen Erfüllung des Grundgeschäfts die Gegenforderung an den Zessionar verliert. 
Außerdem fehle es an einer Grundlage für einen Bereicherungsanspruch gegenüber 
dem Zessionar, da der Masseverwalter gegenüber dem Drittschuldner einen gültigen 
Vertrag erfüllt.357
Das Argument der Aushöhlung der Konkursmasse bei Zulässigkeit einer vor 
Konkurseröffnung erfolgten Vorausabtretung führt außerdem bei der Annahme einer 
nicht konkursfesten Position des Zessionars zu Widersprüchen. Die diesem 
Argument kritisch gegenüberstehende Lehre358 verweist darauf, dass es zu einer 
unbilligen Bereicherung der Konkursmasse kommen kann, wenn die vorauszedierte 
Forderung in jedem Fall in die Konkursmasse fallen würde. Hätte der Factor etwa zu 
                                               
355 Gerhardt, Vorausabtretung, in Merz-FS 122ff; so auch vor der betreffenden BGH-
Entscheidung Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 1678; vgl auch Koziol, ÖBA 1998, 748.
356 Koziol, ÖBA 1988, 748; dem folgend auch Kepplinger, Synallagma 270; besteht kein 
Schadenersatzanspruch gegen den Masseverwalter, würde zumindest in Einzelfällen die Anfechtung 
der Erfüllungshandlung des Masseverwalters wegen Irrtums möglich sein können.
357 So auch Kepplinger, Synallagma 269.
358 Gerhardt, Vorausabtretung, in Merz-FS 123ff; Iro in Avancini/Iro/Koziol, 
Bankvertragsrecht II Rz 2/142 mit Verweis auf Gerhardt; Marotzke, Verträge³ 103f; Kepplinger, 
Synallagma 269ff; Martinek/Oechsler in Schimansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch² II § 102 
Rz 140; vgl auch Koziol ÖBA 1998, 748.
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80% vorgeleistet, wäre die Forderung aber vom Gemeinschuldner gegenüber dem 
Drittschuldner nur mangelhaft erfüllt worden, bestände einerseits ein 
Erfüllungsanspruch des Masseverwalters nach § 21 KO aufgrund eines nicht 
erfüllten Vertrags auf die restlichen 20%, andererseits würde die vorauszedierte 
Forderung trotzdem vollständig in die Konkursmasse fallen.359 Dieselbe unbillige 
Bereicherung der Konkursmasse entstehe im umgekehrten Fall, wenn der 
Gemeinschuldner gegenüber dem Drittschuldner teilweise erfüllt hätte, der 
Masseverwalter damit ein Erfüllungsverlangen in Höhe der Teilleistung gegenüber 
dem Zessionar habe, gleichzeitig aber auch die abgetretene Forderung vollständig 
vom Drittschuldner für die Masse einfordern könnte. Aus diesen Überlegungen 
ergibt sich, dass bei der Behandlung von Vorauszessionen im Konkurs des Zedenten, 
um unbillige Ergebnis zu verhindern, zu differenzieren ist. Dem BGH, welcher 
sämtliche dem Grunde nach entstandenen Forderungen, die vorausabgetreten wurden 
in die Konkursmasse fallen lassen will, ist dagegen nicht zu folgen.
2.4.2.5 Lösungsversuche in der Lehre
In Österreich wird insbesondere der von Koziol ergänzten Ansicht 
Marotzkes gefolgt.360 Marotzke361 argumentiert für die Unanwendbarkeit des § 17 
dKO (jetzt § 103 InsO) auf vorausabgetretene Forderungen mit dem Normzweck des
Wahlrecht nach § 17 dKO bzw § 21 öKO. Ein Masseverwalter soll eine für die 
Masse vorteilhafte Erwerbschance im Geschäft bewahren können, anstatt das 
Geschäft erlöschen zu lassen. Daraus ergibt sich zB, dass bei vollständiger Erfüllung 
des Vertragspartners kein Wahlrecht des Masseverwalters besteht, da der Masse 
durch die Erfüllungswahl keine Gegenleistung entstehen kann.362 Die 
Schlussfolgerung Marotzkes, dass bei einer im Voraus zedierten Forderung der 
Masseverwalter demnach nie durch ein Erfüllungsverlangen für die Konkursmasse 
einen Vorteil erlangen kann, wurde mE richtigerweise entgegen gehalten, dass 
gerade bei einer entgeltlichen Zession dieses Entgelt (zumindest teilweise) vom 
                                               
359 Vgl Gerhardt, Vorausabtretung, in Merz-FS 125.
360 Koziol, ÖBA 1998, 753f auf Marotzke, Verträge³ 114ff aufbauend; dem folgend 
Kepplinger, Synallagma 283; Schubert in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 3 Rz 9; Widhalm-
Budak in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 24.
361 Marotzke, Verträge³ 37ff.
362 So auch Henckel, ZZP 1986/99, 420; vgl Koziol ÖBA 1998, 753.
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Zessionar noch ausstehen kann.363 Aus diesen Überlegungen differenziert nun 
Koziol364 dahingehend, dass bei entgeltlicher Zession dem Masseverwalter ein 
Wahlrecht nach § 21 KO nicht mehr zusteht, wenn bereits eine vollständige Zahlung 
durch den Zessionar für die Abtretung der Leistung erfolgt ist. § 21 KO will lediglich 
den Wert des Vertrages, den der Gemeinschuldner vor Konkurseröffnung 
abgeschlossen hat, realisierbar machen.365 Der Masseverwalter kann somit nur dann 
Vertragserfüllung verlangen, wenn der Zessionar nachleisten muss. Dem Zweck des 
§ 21 KO folgend ist dieser Ansicht mE zuzustimmen. Für das Factoring ergeben sich 
dadurch allerdings nur teilweise sachgerechte Lösungen. Im Fall, dass die 
abzutretende Forderung dem Grunde nach vor Konkurseröffnung entstanden, 
allerdings noch nicht einredefrei einforderbar ist, aber der Factor selbst auch noch 
keine Bevorschussung auf die Forderung geleistet hat,366 besteht in jedem Fall ein 
Wahlrecht des Masseverwalters gemäß § 21 KO. Macht der Masseverwalter die 
Forderung durch seine Leistung an den Drittschuldner einredefrei, so steht dieser 
Forderung ein beim Factoring im Regelfall gleichwertiger Gegenanspruch auf 
Bevorschussung und Restzahlung zu. Kein Wahlrecht nach § 21 KO (auf Erfüllung),
sondern aus Koziols367 Ausführungen zu Marotzke ableitbar, besteht dann, wenn der 
Factor seine Gegenleistung vollständig erfüllt hat.368 In diesem Fall fällt die 
Forderung immer in die Konkursmasse und dem Factor steht nur eine 
Konkursforderung auf sein Entgelt zu. Dies wird allerdings nur dann eintreten, wenn 
der Factor trotz mangelhafter Forderung sowohl die Bevorschussung als auch 
Restzahlung leistet, was nur in Ausnahmesituationen irrtümlich vorkommen wird.
                                               
363 Henckel, ZZP 1986/99, 426ff; Gerhardt, Vorausabtretung, in Merz-FS 122; Koziol, ÖBA 
1998, 753 diesem Argument folgend.
364 Koziol, ÖBA 1998, 753f; dem folgend Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 21 Rz 24 und Kepplinger, Synallagma 283f.
365 Koziol, ÖBA 1998, 754.
366 Dies wird im Regelfall nur für unmittelbar vor Konkurseröffnung entstandene Forderungen 
zutreffen, bei denen der Factor trotz Erhalts der Rechnungskopie noch keine Bevorschussung geleistet 
hat. Der Factor muss nach den AFB idR zumindest 14 Tage nach Erhalt der Kopie leisten vgl zB
Factoringbedingungen A.I.2, A.II.17.
367 Koziol, ÖBA 1998, 752ff.
368 Freilich ergibt sich dies bereits aus § 21 KO selbst, da in diesem Fall kein zweiseitig 
unerfüllter Vertrag vorhanden ist; vgl auch Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/126.
KAP III/81
2.4.3 Anwendung der Grundsätze auf mangelhafte oder teilweise werthaltige 
Forderungen
2.4.3.1 Wert der Forderung übersteigt die Gegenleistung des Factors
Die eben herausgearbeiteten Grundsätze haben insbesondere bei vor 
Konkurseröffnung abgetretenen mangelhaften Forderungen Auswirkungen. Iro369
führt aus, dass es sich beim Factoring um ein Geschäft Forderung gegen Geld 
handelt und demnach typischerweise auch für das einzelne Factoringgeschäft eine 
Teilbarkeit gemäß § 21 Abs 4 KO angenommen werden muss. Für das Bestehen des 
Wahlrechts des Masseverwalters nach den eben herausgearbeiteten Grundsätzen soll 
es demnach darauf ankommen, ob der Wert der mangelhaften oder teilweise vor 
Konkurseröffnung bereits erfüllten Forderung die Bevorschussung des Factors 
übersteigt. Für den Fall, dass noch keine Bevorschussung erfolgt ist, ist diese 
Konstellation in jedem Fall gegeben.370 Der Masseverwalter hat dann das Wahlrecht,
gemäß § 21 KO Erfüllung des Vertrags mit dem Factor zu verlangen, gleich ob er 
den Mangel im Grundgeschäft mit dem Drittschuldner behebt oder nicht. Bei 
Nichtbehebung des Mangels hat der Factor allerdings die Möglichkeit seine 
vertraglichen Ansprüche auf Erfüllung gegen die Konkursmasse geltend zu machen. 
Der Factor ist dafür verpflichtet die Forderung einzuziehen, wobei die Konkursmasse  
Anspruch auf die Restzahlung hat371 bzw einen Anspruch auf den Wert der 
mangelhaften Forderung (wenn noch nicht bevorschusst wurde) oder bei 
Bevorschussung den über den Wert der Bevorschussung hinausgehenden Wert der 
mangelhaften Forderung. Dieser Ansicht schließt sich auch Iro372 an, der ausführt,
dass bei Verweigerung des Masseverwalters die Mangelbehebung der Forderung 
durchzuführen, die mangelhafte Forderung trotzdem dem Factor zur Einziehung 
verbleibt. Wenn der Factor die Forderung einzieht, soll er aber von der zu 
                                               
369 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/127; vgl zur Teilbarkeit gemäß § 21 
Abs 4 KO bereits oben zum Factoringrahmenvertrag 1.4.1.
370 In Deutschland hingegen ergibt sich aufgrund der idR anderen Ausgestaltung des Factorings 
mit Andienungsverpflichtung des Factoringkunden, dass bis zur Annahme der Forderung durch den 
Factor und Gutschrift der Bevorschussung kein Factoringkausalgeschäft entstanden ist. Ein Wahlrecht 
des Insolvenzverwalter kann somit gar nicht bestehen, die Forderung fällt auf jeden Fall in die Masse, 
vgl Canaris, Bankvertragsrecht² Rz 1679; Meyer in Smid, InsO § 116 Rz 35; Sinz in 
Kuhn/Uhlenbruck, Insolvenzordnung12 §§ 115, 116 Rz 55.
371 Sofern der Masseverwalter die mangelhafte Forderung gegen den Drittschuldner durch 
Mangelbehebung vollinhaltlich einforderbar macht.
372 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/127 mit Verweis auf Jaeger/Henckel, 
Konkursordnung9 § 17 Rz 71ff und 80 mwN.
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überweisenden Restzahlung, dh dem Forderungsteil der über die Bevorschussung 
geht, seinen Schadenersatzanspruch nach § 21 Abs 2 KO wegen Unterbleibens der 
restlichen Abwicklung abziehen können.373 Anders als im Factoringverhältnis vor 
Konkurseröffnung hat der Factor bei Erfüllungsverlangen des Masseverwalters nach 
§ 21 KO somit die Möglichkeit, eine noch nicht erfolgte Bevorschussung vom 
Eingang der Zahlung des Drittschuldners abhängig zu machen.374 Zusätzlich gibt 
§ 21 Abs 3 KO dem Factor eine für die Befriedigung seiner Gegenforderung, welche 
Masseforderung nach § 46 Abs 1 Z 4 KO ist, ein Zurückbehaltungsrecht, da er 
ansonsten vorleisten würde.375
2.4.3.2 Wert der Bevorschussung übersteigt den Wert der mangelhaften 
Forderung
Aus dem Zweck des § 21 KO im Sinne der Ausführungen Koziols376 müsste 
dagegen gefolgt werden, dass der Masseverwalter kein Wahlrecht gemäß § 21 KO in 
den Fällen hat, bei denen der Wert der mangelhaften Forderung die 
Bevorschussungssumme unterschreitet. Hier müsste die Forderung in jedem Fall in 
die Konkursmasse fallen. Dies muss jedenfalls dann gelten, wenn der 
Masseverwalter in Unkenntnis der Abtretung der Forderung gegenüber dem 
Drittschuldner den Mangel aus dem Grundgeschäft mit Vermögenswerten der 
Konkursmasse behebt und die Forderung somit vollinhaltlich werthaltig macht. Dem 
Factor gebührt dann nur ein Absonderungsrecht limitiert mit der Höhe des Werts der 
Forderung, gegenüber dem Drittschuldner im Zeitpunkt der Konkurseröffnung. Für 
die darüber hinausgehende Bevorschussung bleibt dem Factor lediglich eine 
Konkursforderung. Zu einem zumindest ähnlichen Ergebnis, aber zu einer anderen 
technischen Abwicklung, kommt der BGH,377 wenn er für teilbare Leistungen 
                                               
373 Nach Iro hat der Factor, da die abgetretene Forderung in Geld lautet, damit keine 
Möglichkeit seinen gesamten Nichterfüllungsschaden gegen die erhaltene Forderung der Masse 
entgegenzuhalten, obwohl auch ein teilweiser Leistungsaustausch für ihn von Interesse sein kann.
374 Vgl Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/128.
375 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/128; vgl zu § 21 Abs 3 KO auch 
Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 21  Rz 32; Kepplinger, Synallagma 195f;
Widhalm-Budak in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 249ff. Allerdings kann es durchaus 
der Fall sein, dass der Factor von den schlechten Vermögensverhältnissen des Factoringkunden im 
Zeitpunkt des Entstehens seiner Bevorschussungsverpflichtung wusste oder zumindest wissen musste. 
In diesem Fall steht ihm nach § 21 Abs 3 KO kein Zurückbehaltungsrecht zu.
376 Koziol, ÖBA 1998, 752ff; vgl oben 2.4.2.5.
377 BGH IX ZR 256/93, BGHZ 129, 336 = JZ 1996, 49 = MDR 1996, 161 = WM 1995, 1116.
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ausspricht, dass insoweit als der Forderungsanspruch gegenüber dem Drittschuldner 
bestanden hat, die Möglichkeit des Factors aufrecht bleibt, die Gegenleistung 
einzuziehen.378 In diesem Fall würde dem Factor allerdings ebenfalls für den Teil der 
Bevorschussung, der über den Wert der Forderung hinausgeht, lediglich eine 
Konkursforderung verbleiben. Trotz gleichen Ergebnisses, sollte mE der Lösung des 
BGH nicht gefolgt werden, weil diese zu einem unbilligen Eingriff in die 
Verfügungsmacht des Masseverwalters führt. Erfüllt dieser zB nach 
Konkurseröffnung das Geschäft mit dem Drittschuldner und wird die Forderung 
damit vollinhaltlich werthaltig, könnte der Factor immer noch eine Teilforderung 
vom Drittschuldner einziehen, der Masseverwalter dagegen nur die restliche 
Forderung. Dass die Teilbarkeit des Forderungsanspruches einen solchen Eingriff in 
die Aufgabe des Masseverwalters zur Verwaltung der in die Konkursmasse fallenden 
Vermögensgegenstände rechtfertigt, ist mE nicht einzusehen. Der Factor sollte 
vielmehr auf sein Absonderungsrecht aus der Sondermasse bestehend aus der durch 
den Drittschuldner erfolgten Zahlung verwiesen werden. Konsequenterweise muss 
auch die Dreiteilungslösung Iros379 abgelehnt werden, der zwar einerseits für die den 
Wert der mangelhaften Forderung übersteigende Bevorschussung eine 
Konkursforderung des Factors annehmen will, andererseits für den die 
Forderungsnominale übersteigenden Teil der Bevorschussung das Wahlrecht des 
Masseverwalters nach § 21 KO aufrecht erhalten lassen will. Diese Dreiteilung der 
Forderung, die den ersten Teil gemäß § 21 Abs 4 KO als erfüllt ansehen will, für den 
zweiten Teil ein Wahlrecht des Masseverwalters nach § 21 KO abspricht und die 
Forderung in die Masse fallen lässt, dagegen für den dritten und letzten Teil der 
Forderung wiederum § 21 KO annimmt, geht mE über das Ziel hinaus. Dogmatisch 
einfacher ist es, die Teilbarkeit nach § 21 Abs 4 KO für beiderseitig erfüllte 
Leistungen anzunehmen, auf die übrige Leistung dagegen nur entweder das 
Wahlrecht nach § 21 KO zuzulassen, sofern die Masse dadurch eine Erwerbschance 
hat (der Wert der Forderung übersteigt das vom Factor bereits Geleistete) oder ihr 
zumindest nichts entgeht, in allen anderen Fällen den gesamten Forderungsteil über 
die beiderseitig erfüllten Teile in die Konkursmasse fallen zu lassen. Die von Iro
                                               
378 Vgl auch Sinz in Kuhn/Uhlenbruck, Insolvenzordnung12 §§ 115, 116 Rz 51; Widhalm-Budak
in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 21 Rz 22.
379 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/127.
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angenommene Lösung geht dagegen mE über den Wortlaut des § 21 Abs 4 KO und 
das Konzept der Teilbarkeit von teilweise erfüllten Vertragsverhältnissen hinaus.
3 Möglichkeit der Aufrechnung des Factors nach Konkurseröffnung
3.1 Die Aufrechnungsvorschriften der §§ 19f KO
Die konkursrechtlichen Aufrechnungsregeln in §§ 19f KO erlauben einem 
Schuldner des Gemeinschuldners mit eigenen Forderungen gegen Forderung der 
Konkursmasse aufzurechnen. Erleichtert wird die Aufrechnung durch die KO 
insoweit, als § 19 Abs 2 KO auch die Möglichkeit der Aufrechnung von bedingten 
oder betagten Forderungen ermöglicht. Dagegen besteht eine Erschwerung der 
Aufrechnungsmöglichkeit nach Konkurseröffnung insoweit, als gemäß § 20 Abs 1 
KO nur solche Forderungen aufrechenbar sind, welche einander bereits bei 
Konkurseröffnung gegenüberstanden. Insoweit lässt die KO eine bereits bestandene 
Möglichkeit der Aufrechnung bei Eröffnung eines Insolvenzverfahrens unberührt.380
Der Gläubiger, welcher nach § 19 KO aufrechnungsbefugt ist, hat somit eine einem 
Absonderungsgläubiger ähnliche Stellung im Konkurs.381 Obwohl nach § 19 Abs 1 
KO der aufrechnungsbefugte Gläubiger seine Forderung im Konkurs nicht anmelden 
muss, ist der Gläubiger zu einer Anmeldung im Konkurs berechtigt, ohne seine 
Aufrechnungsmöglichkeit zu verlieren.382
3.2 Aufrechnungsmöglichkeit des Factors beim Factoring
Wichtigster praktischer Aufrechnungsfall nach Konkurseröffnung ist für den 
Factor die Situation, in der ein Drittschuldner eine Forderung, die der Factor 
bevorschusst hat, nicht bezahlt, und der Factor somit einen Anspruch auf 
Rückzahlung der Bevorschussung gegen den Factoringkunden hat. Der Factor kann 
hierbei mit Forderungen der Konkursmasse auf Bezahlung von Restzahlungen auf 
                                               
380 Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 475ff; Schubert in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze §§ 19, 20 Rz 3; OGH 4 Ob 139/79, EvBl 1981/103 = SZ 53/92; 8 Ob 602/86, GesRZ 
1987, 211 = RdW 1987, 82 = wbl 1987, 65; 8 Ob 619/92, ecolex 1995, 22 (Fischer-Czermak) = ÖBA 
1995, 216 (Iro) = RdW 1995, 56 = ZIK 1995, 26.
381 Bartsch/Pollak, KO³ I 112; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 475; Schubert in
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze §§ 19, 20 Rz 3; OGH 6 Ob 621/83, SZ 56/128 = GesRZ 1983, 
212 = RdW 1984, 11.
382 Vgl so bereits Bartsch/Pollak, KO³ I 111; Schubert in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze
§§ 19, 20 Rz 11; OGH 6 Ob 621/83, SZ 56/128 = GesRZ 1983, 212 = RdW 1984, 11; 5 Ob 318/85, 
SZ 58/169 = JBl 1986, 321.
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anderen Forderungen aufrechnen. Iro383 führt aus, dass Gewährleistungsansprüche384
des Factors deshalb für die Aufrechnung nach §§ 19f KO herangezogen werden 
können, weil diese dem Grunde nach bereits mit Abtretung des mangelhaften 
Forderungsrechts entstanden und lediglich durch die rechtzeitige Geltendmachung 
der Gewährleistung bedingt sind. Dem ist mE für das echte Factoring, welches 
kaufrechtliche Natur ist, zu folgen. Qualifiziert man das unechte Factoring, wie hier 
vertreten, als kreditrechtlichen Vertrag, muss ab Zeitpunkt der Bevorschussung ein
(wenn auch bedingter) Rückzahlungsanspruch des Factoringkundens angenommen
werden, wodurch die Aufrechnungsmöglichkeit nach §§ 19f KO für bereits 
bevorschusste Forderungen ebenfalls bereits bei Konkurseröffnung gegeben ist. Ein 
Unterschied ergibt sich für die Aufrechnung in der Sondersituation, dass die Zession 
einer Forderung vor Konkurseröffnung vollständig erfolgt, der Factor aber erst nach 
Konkurseröffnung die Bevorschussung leistet. Im Fall des echten Factorings besteht
Iro folgend auch hier die Aufrechnungsmöglichkeit nach §§ 19f KO. Für das unechte 
Factoring hingegen muss mE vielmehr angenommen werden, dass der Factor 
aufgrund der erst nach der Konkurseröffnung erfolgten Kreditierung der 
Bevorschussungssumme keine Aufrechnungsmöglichkeit nach §§ 19f hat.385
Neben der Bevorschussungssumme hat der Factor oftmals auch andere 
Konkursforderungen gegen die Konkursmasse mit denen er potentiell aufrechnen 
kann. So zB hat er Ansprüche aus im Rahmen des Factoringverhältnisses erbrachten
noch unbezahlten Serviceleistungen (inkl der Ersatz von Rechtsverfolgungskosten 
gegen Drittschuldner) und Schadenersatzansprüchen des Factors aufgrund eines 
Rücktritts des Masseverwalters gemäß § 21 KO.386 Obwohl Schadenersatzansprüche 
nach § 21 KO erst nach Konkurseröffnung entstehen, besteht ein Aufrechnungsrecht 
aufgrund der direktgesetzlichen Anordnung in § 20 Abs 3 KO. Die hM nimmt dazu 
an, dass der Schadenersatzanspruch gesetzlich bedingt durch die Konkurseröffnung 
                                               
383 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/129; vgl auch Schubert in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze §§ 19, 20 Rz 44.
384 Iro stellt nur auf Leistungskondiktionen nach § 1435 ABGB wegen Wandlung bzw
Verbesserung ab.
385 Allerdings ist dies in der Praxis wohl ohne Bedeutung. Da die Bevorschussung nach 
Konkurseröffnung erfolgt und somit nicht bloße Konkursforderung ist, hat der Factor ohnehin ein 
Recht auf die volle Bevorschussung.
386 Vgl Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/129.
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bereits vor Konkurseröffnung bestehe, somit auch bereits gemäß § 19 Abs 2 KO 
aufgerechnet werden könnte. 387
Insbesondere relevant ist das Verhältnis von Aufrechnungsmöglichkeit des 
Factors nach §§ 19f und Anfechtung gemäß §§ 27ff. Dabei ist einerseits das 
Verhältnis der §§ 19f und §§ 27ff zueinander und andererseits die Möglichkeit der 
Anfechtung der Herbeiführung von Aufrechungslagen vor Konkurseröffnung zu 
analysieren.388
                                               
387 Somit soll § 20 Abs 3 KO nur Klarstellungscharakter haben; vgl Bartsch/Pollak, KO³ I 119;
Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 48; Schubert Konecny/Schubert, in Insolvenzgesetze 
§§ 19, 20 Rz 66; so bereits früh OGH 2 Ob 727/26, SZ 8/312. 
388 Vgl dazu Kapitel V 6.
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KAPITEL IV
GEMEINSAME VORAUSSETZUNGEN FÜR
DIE ANFECHTUNG NACH §§ 27ff
1 Einleitung
In der Rsp389 war zentrales Thema von OGH-Entscheidungen zum Factoring 
die Anfechtbarkeit von Factoringverträgen oder der im Zusammenhang mit einem 
Factoringvertrag erfolgten Zessionen. Der Grund dieses Fokus liegt, ähnlich wie bei 
Entscheidungen zum Kontokorrentkredit,390 darin, dass in Österreich für KMUs 
Factoring- oder Kontokorrentverträge oftmals die wichtigsten 
Finanzierungsinstrumente darstellen.391 Im Vergleich zum Kontokorrentkredit ist die 
Gefahr der Aushöhlung des Gemeinschuldnervermögens und damit die Gefahr eines 
hohen Ausfalls der Gläubiger beim Factoring sogar höher. Dies deshalb, da bei 
kleinen und mittleren Unternehmen in den speziellen Industrie- und 
Handelsbereichen, für die das Factoring wirtschaftlich am interessantesten ist,392 die 
im Rahmen des Factoring zedierten Forderungen oftmals den Großteil der Aktiva 
eines Unternehmens darstellen. 
                                               
389 Vgl OGH 8 Ob 619/92, ecolex 1995, 22 (Fischer-Czermak) = ÖBA 1995, 216 (Iro) = RdW 
1995, 56 = ZIK 1995, 26; OGH 2 Ob 504/94, SZ 67/29 = ÖJZ 1994/143 (EvBl) = ecolex 1994, 311 = 
ÖBA 1994, 810; OGH 2 Ob 2147/96s, ecolex 1999, 169 = ÖBA 1999, 472 (Bollenberger) = RdW 
1998, 744 = ZIK 1998, 166; OGH 8 Ob 271/98f, ÖBA 1999, 838 = ZIK 1999, 96; OGH 2 Ob 
114/99z, ecolex 2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164; ÖBA 1999, 659 = 
ZIK 1999, 96 = HS 29.811; ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164 = ecolex 2000, 113/49 (Jaksch-
Ratajczak); 6 Ob 17/02x, ÖBA 2003, 612 = RdW 2003, 262 = ZIK 2003, 96; OGH 10 Ob 29/07y, 
ecolex 2007, 765 = ÖBA 2008, 56 (König) = ZIK 2007, 203.
390 OGH 4 Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 1985, 494 = RdW 1984, 242; 4 Ob 
308/98y, ÖBA 1999, 477 = RdW 1999, 350 = ZIK 1999, 24; 1 Ob 308/98w, ÖBA 2000, 242 = ZIK 
1999, 199; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 
165; 3 Ob 68/02z, ecolex 2003, 838 = JBl 2004, 56 = ÖBA 2003, 865 = ZIK 2003, 165; 6 Ob 
217/03k, ÖBA 2004, 477 = RdW 2004, 473 = ZIK 2004, 208; 9 Ob 24/04a, ÖBA 2005, 716 = ZIK 
2005, 139; 2 Ob 210/05d, ÖBA 2007, 747 = ZIK 2007, 167; 6 Ob 72/06s, ecolex 2007, 174 = ÖBA 
2007, 654 (Koziol) = ZIK 2007, 25; 9 Ob 52/06x, ZIK 2007, 167; 4 Ob 91/06w, ecolex 2007, 104 = 
ÖBA 2007, 562 = RdW 2007, 32 = ZIK 2007, 57 uvm.
391 Etwa sind das öffentliche Anbieten von Schuldverschreibungen, Hybridkapital oder 
Eigenkapital im Rahmen von Kapitalmarkttransaktionen für KMUs idR mit zu hohen Kosten und 
Aufwand verbunden, vgl auch Haeseler/Greßl, Leasing und Factoring 102.
392 Vgl Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 27 die darauf hinweisen, dass 
Factoringkunden idR geringe Eigenmittel und hohe Außenstände aufweisen.
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Aufgabe des konkursrechtlichen Anfechtungsrechts ist eine teilweise 
„Immunisierung“ der Konkursmasse gegen Vorgänge vor Konkurseröffnung.393 Das 
Ziel der Konkursordnung ist das Befriedigungsrecht der Konkursgläubiger zu 
schützen, indem Rechtshandlungen und Rechtsgeschäfte, die die Aktiva des im 
Konkurs befindlichen Unternehmens vor Konkurseröffnung geschmälert haben, 
insbesondere im Hinblick auf den Grundsatz der Gläubigergleichbehandlung 
rückgängig zu machen.394 Gleichzeitig ist es allerdings notwendig, einen Ausgleich 
zwischen Interessen der Gläubigergemeinschaft und dem Anfechtungsgegner, 
welcher noch mit einem voll handlungsfähigen Gemeinschuldner vor 
Konkurseröffnung kontrahiert hat, herzustellen.395
Ziel eines jeden Anfechtungsanspruches ist es, die Konkursmasse in den 
Zustand zu versetzen, in dem sie sich befände, wenn die Rechtshandlung, welche 
unter einen der Anfechtungstatbestände der §§ 28ff fällt, gar nicht vorgenommen 
worden wäre. Das Gegenstück zur Anfechtung von Rechtshandlungen vor 
Konkurseröffnung sind für Rechtshandlungen nach Konkurseröffnung die §§ 3 bzw
10 KO, welche dem Gemeinschuldner die Verfügungsmacht über 
konkursverfangenes Vermögen entziehen. Aus den Bestimmungen der §§ 3 und 10 
KO soll nach Koziol/Bollenberger396 der Wille des Gesetzgebers zur 
Gläubigergleichbehandlung auch vor Konkurseröffnung ableitbar sein.  Die 
Möglichkeit der Anfechtung wird als ein modifizierter Restitutionsanspruch gesehen 
werden, auf keinen Fall solle die Konkursmasse dagegen mehr Vermögen durch die 
Anfechtung erhalten, als ihr ohne die angefochtene Rechtshandlung zusteht.397
Aus der Natur des Factoringvertrags ergibt sich ein eingeschränktes Feld 
relevanter Anfechtungstatbestände. Die Anfechtung einer unentgeltlichen Verfügung 
nach § 29 KO kommt nicht in Betracht. Ebenso ist der Anfechtungstatbestand der 
                                               
393 König, Anfechtung³ Rz 1/1.
394 Vgl Denkschrift 30; Ehrenzweig, Kommentar 8ff; Bartsch/Pollak, KO³ I § 27 Rz 3 ff; 
Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 286; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 27 Rz 3ff; Rebernig, Konkursanfechtung Rz 2ff; Widhalm, Kontokorrentkredit 6; 
Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 9.
395 Koziol, JBl 1982, 62; vgl auch Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 5.
396 Vgl Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 27 Rz 1.
397 Vgl Widhalm, Kontokorrentkredit 6; König, Anfechtung³ Rz 15/6; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 20. Als Folge hat der Gesetzgeber auch §§ 39 und 41 
KO in die Konkursordnung aufgenommen und damit den Restitutionsgedanken festgeschrieben. 
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Vermögensverschleuderung gemäß § 28 Abs 4 für das Factoring unbedeutend. 
Vermögensverschleuderungen durch den Factoringkunden mittels eines in Österreich 
typischen Factoringvertrags, die dem Factor noch dazu bekannt war oder bekannt 
sein muss, kann aus der Funktion und dem Vertragsinhalts eines Factoringvertrags 
ausgeschlossen werden. Für das Factoring relevant bleiben somit die folgenden 
Anfechtungstatbestande: die Anfechtung wegen Benachteiligungsabsicht nach § 28 Z 
1 und 2 KO, die Anfechtung nach den Gläubigertatbeständen des § 30 Abs 1 Z 1 und 
3 und die Anfechtung aufgrund Kenntnis der Zahlungsunfähigkeit nach § 31 Fall 1 
und Fall 2.398 Insbesondere schließen sich die Anfechtungstatbestände gegenseitig 
nicht aus,399 wodurch eine Anfechtung des Factoringvertrags als auch von Factoring-
Zessionen und Zahlungen unter mehreren Tatbeständen möglich ist.
§ 27 KO beinhaltet die allgemeinen Voraussetzungen aller 
Anfechtungstatbestände der §§ 28 bis 31. Demnach können „Rechtshandlungen, die 
vor Konkurseröffnung vorgenommen worden sind und das Vermögen des 
Gemeinschuldners betreffen, den Konkursgläubigern gegenüber unwirksam erklärt 
werden.“ Neben der näheren Ausgestaltung des Begriffs der „Rechtshandlung“ ist 
somit für die Anfechtung entscheidend, dass der Gesetzgeber anordnet, Vermögen 
des Gemeinschuldners müsse von der anzufechtenden Handlung betroffen sein.400
Zusätzlich zur Forderung des Gesetzes nach einem Konnex zum 
Gemeinschuldnervermögen, muss die anzufechtende Rechtshandlung nach hM401 ein 
Anfechtungsbedürfnis der Konkursmasse begründen. Dieses Anfechtungsbedürfnis 
                                               
398 Die speziellen Anfechtungstatbestände für „nahe Angehörige“ des Gemeinschuldners 
(§§ 28 Z 3, 30 Abs 1 Z 2 und 31 Abs 1 Z 1) sind für das Factoring nicht relevant. Die in Österreich 
tätigen Factorbanken sind auf den Abschluss von Factoringverträgen spezialisiert und gehen idR 
keinen anderen Bankgeschäften nach. Eine „nahe Angehörigenstellung“ nach § 32 Abs 2 KO 
aufgrund von Beteiligungen der Factorbanken am Gemeinschuldner ist demnach wenig 
wahrscheinlich. Siehe dazu auch Kapitel V 8.
399 Vgl Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 22; so bereits die Denkschrift, 
43f und früh der OGH 15.12.1954, 1 Ob 921/54.
400 Von vornherein auszuschließen sind demnach Rechtshandlungen, die das Vermögen des 
Schuldners gar nicht betreffen und lediglich persönlicher Art sind: zB ein Religionswechsel, ein 
Klostereintritt oder eine Eheschließung, vgl Koziol, ZIK 1997, 135; König, Anfechtung³ Rz 3/2.
401 Vgl Ehrenzweig, Kommentar 63; Bartsch/Pollak, KO³ I 166; Petschek/Reimer/Schiemer, 
Insolvenzrecht, 303; Wegan, Insolvenzrecht 58; Widhalm, Kontokorrentkredit 6; König, Anfechtung³ 
5/1; so auch OGH 1 Ob 555/86, SZ 59/114 = JBl 1987, 46 = RdW 1986, 370; OGH 7 Ob 2087/96d, 
ÖBA 1997, 469 (Grassl-Palten); 6 Ob 2296/96g, SZ 69/260 = JBl 1997, 536 = ÖBA 1997, 554 = ZIK 
1997, 97; 1 Ob 2297/96t, ÖBA 1998, 798 (Bollenberger) = ZIK 1999, 23.
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der Konkursmasse besteht aus zwei voneinander verschiedenen Elementen, einerseits 
die Befriedigungstauglichkeit und andererseits die Gläubigerbenachteiligung.402
2 Rechtshandlung
2.1 Aktive Handlungen
Nach § 27 KO sind alle Rechtshandlungen, die vor der Konkurseröffnung 
gesetzt wurden, anfechtbar. Nach Konkurseröffnung vom Gemeinschuldner gesetzte 
Rechtshandlungen sind dagegen nach § 3 KO nie für die Konkursmasse wirksam. 
Definiert ist die anfechtbare Rechtshandlung als jede Handlung, welche rechtliche 
Wirkungen hervorbringen kann.403 Für die Analyse der Anfechtung von einzelnen 
Factoring-Zessionen bzw anderen Rechtshandlungen im Rahmen der Abwicklung 
des Factoringverhältnisses ist insbesondere entscheidend, dass die Anfechtung immer 
nur eine spezielle Einzelhandlung betrifft, nicht dagegen einen Gesamtvorgang, dh
etwa die Vertragsdurchführung bei einem Geschäft als solches.404 Bedeutung für das 
Factoring ist demnach auch die Rsp405 des OGH, nach der bei einem Vertrag das 
Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäft nicht zusammen als ein Gesamtvorgang 
anfechtbar sind, sondern als separat anfechtbare Rechtshandlungen betrachtet 
werden. Damit sind Leistungen oder Zahlungen aufgrund eines aufrechten 
Schuldverhältnisses, dh beim Factoring zB die Erfüllungshandlung des 
Drittschuldners als Rechtshandlung anfechtbar.406 Auch die Zessionen und/oder der 
Buchvermerk bei Sicherungszessionen von Forderungen im Rahmen des 
Factoringvertrags sowie eine Drittschuldnerverständigung von der Zession sind 
                                               
402 Widhalm, Kontokorrentkredit 6f;  König, Anfechtung³ Rz 5/1; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 64ff; so auch OGH 4 Ob 259/98m, SZ 71/209 = ÖBA 
1999, 652 = ÖBA 2000, 932 = ZIK 1999, 97; 6 Ob 2086/96z, ecolex 1997, 83 = ÖBA 1997, 205 
(Koziol) = RdW 1997, 404 = ZIK 1997, 225; 6 Ob 2296/96g, SZ 69/260 = JBl 1997, 536 = ÖBA 
1997, 554 = ZIK 1997, 97; 4 Ob 39/99k, NZ 2001, 158 = ÖBA 2000, 329 (Bollenberger) = ZIK 1999, 
211 ua.
403 Vgl Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 27 Rz 25; König, 
Anfechtung³ Rz 3/2; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 48; so auch zuletzt 
OGH 10 Ob 99/02k, MietSlg 54.343 = ZIK 2003, 70.
404 Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 53 mit Verweis auf die dLehre.
405 OGH 3 Ob 507/84, JBl 1985, 299 = ZfRV 1986, 290; 7 Ob 153/04g, JBl 2005, 175 = ÖBA 
2005, 416 = ZIK 2005, 109; vgl. zuletzt OGH 27.2.2008, 3 Ob 24/08p.
406 Vgl zB OGH 5 Ob 174/04f, ecolex 2005, 442 = JBl 2006, 252 = ÖBA 2005, 212.
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anfechtbar.407 Obwohl Verträge nicht als Gesamtvorgänge anfechtbar sind, sondern 
einzeln jeweils das Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäft, wird bei einer 
mehraktigen Rechtshandlung angenommen, dass diese erst mit Vollendung aller 
Akte und damit aller Tatbestandsmerkmale verwirklicht wird und erst dann im 
Gesamten angefochten werden kann.408
Insbesondere kommt als anfechtbare Handlung in einigen Tatbeständen 
neben einer Rechtshandlung des Gemeinschuldners409 auch die Rechtshandlung eines 
Dritten in Betracht.410 Dies ist für das Factoring deshalb von Bedeutung, da 
Zahlungen von Drittschuldnern an den Factor im Rahmen der 
Factoringvereinbarungen damit potentiell angefochten werden könnten. Außerdem 
ermöglicht dies beim Factoring nicht bloß Rechtshandlungen des Factoringkunden, 
sondern auch Rechtshandlungen des Factors anzufechten. 
Eine qualifizierte Rechtshandlung fordern § 28 Z 4411 und § 31 Fall 2 KO,
nach denen nur Rechtsgeschäfte angefochten werden können. Strittig ist dabei, ob 
auch ein Verfügungsgeschäft, beim Factoring also die Zession der Forderung an den 
Factor, als Rechtsgeschäft anzusehen ist. Der größere Teil der Lehre412 erachtet
Verfügungsgeschäfte nicht nach § 31 Fall 2 KO als anfechtbar.413
                                               
407 Vgl Schumacher, ÖBA 1989, 491; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 27 Rz 26; König, Anfechtung³ Rz 3/4; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 27 Rz 54; OGH 6 Ob 2086/96z, ecolex 1997, 83 = ÖBA 1997, 205 (Koziol) = 
RdW 1997, 404 = ZIK 1997, 225; 7 Ob 140/00i, ecolex 2001/340 (Kajaba) = ÖBA 2002, 405 = ZIK 
2002, 21; zur Drittschuldnerverständigung jüngst OGH 10 Ob 29/07y, ecolex 2007, 765 = ÖBA 2008, 
56 (König) = ZIK 2007, 203.
408 Vgl Schubert in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 3 Rz 6; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 63; vgl näher dazu Kapitel V 3.5.
409 Nach §§ 28 Z 1-4, 29 Z 1, 31 Abs 1 Fall 2 KO sind nur Handlungen des Gemeinschuldners 
anfechtbar.
410 §§ 30, 31 Abs 1 Fall 1 erlauben die Anfechtung einer Rechtshandlung eines Dritten, sofern 
diese zu Lasten des Gemeinschuldners ging, vgl König, Anfechtung³ Rz 3/8.
411 Wobei § 28 Z4 KO den Begriff des Rechtsgeschäfts näher einschränkt in dem der 
Tatbestand sich lediglich auf vermögensverschleudernde Kauf-, Tausch- und Lieferungsverträge 
bezieht.
412 Grundlegend Koziol, JBl 1982, 65ff; so auch Bollenberger, Anm zu OGH, ÖBA 1998, 50f; 
Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 18; Hoyer, ÖJZ 1982, 
383; Karollus, ÖBA 1989, 44; Kiendl, ÖJZ 1995, 98; Rebernig, Konkursanfechtung, Rz 170ff; 
Widhalm, Kontokorrentkredit 45; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 23.
413 Siehe zur Analyse dieser Frage näher Kapitel V 5.3.
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2.2 Unterlassungen
Unterlassungen sind ein Spezialfall bei den anfechtbaren Rechtshandlungen. 
Der Gesetzgeber hat sich bei Schaffung der Konkursordnung durch § 36 KO speziell 
mit Unterlassungen auseinandergesetzt. Nach § 36 KO sind „alle Rechtshandlungen 
des Gemeinschuldners anfechtbar, durch die er ein Recht verliert oder durch die 
gegen ihn vermögensrechtliche Ansprüche begründet, erhalten oder gesichert 
werden.“ Nach hM414 sollen alle Unterlassungen anfechtbar sein, welche ein 
rechtlich erhebliches Wollen zum Ausdruck bringen. Nach König415 ist diese 
Definition dahingehend zu verstehen, dass die betreffende Person, deren 
Unterlassung angefochten wird, die Möglichkeit zu handeln bewusst war und sie die 
rechtlich gebotene Handlung unterlässt. Ein bewusstes Unterlassen ist demnach 
Voraussetzung für eine Anfechtung nach § 36 KO.416 Alle Anfechtungstatbestände 
der KO können prinzipiell auch auf Unterlassungen abzielen.417
3 Befriedigungstauglichkeit
Die Anfechtung einer Rechtshandlung ist dann zulässig, wenn sie geeignet 
ist, die Befriedigungsaussichten der Gläubiger zu fördern oder zumindest eine 
teilweise Befriedigung der Gläubiger herbeizuführen, zu erleichtern oder zu 
beschleunigen.418 Eine solche Förderung der Befriedigungsmöglichkeit kann sich aus 
verschiedenen Gründen ergeben. Neben der unmittelbaren direkten Vergrößerung der 
Konkursmasse durch Wegfall der angefochtenen Rechtshandlung als klassischen Fall 
der Befriedigungstauglichkeit, erfüllt auch die Beseitigung eines 
                                               
414 Lehmann, Kommentar I 200; Ehrenzweig, Kommentar 319f; Bartsch/Pollak, KO³ I 229; 
Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 291; König, Anfechtung³ Rz 3/12; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 36 Rz 1.
415 König, Anfechtung³ Rz 3/12 für Österreich mit Verweis auf das dt Schrifttum.
416 Lehmann, Kommentar I 200; Ehrenzweig, Kommentar 319; Koziol/Bollenberger in 
Bartsch/Pollak/Bollenberger, Insolvenzrecht4 I § 36 Rz 1; König, Anfechtung³ Rz 3/12; Riss, ÖBA 
2006, 425.
417 Vgl bereits Ehrenzweig, Kommentar 323; Bartsch/Pollak, KO³ I 230.
418 Ehrenzweig, Kommentar 72; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 27 Rz 50 mwN; König, Anfechtung³ Rz 5/2; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 27 Rz 106; stRsp OGH 5 Ob 1/62, SZ 35/20 = JBl 1962, 611; 8 Ob 27/94, EvBl 
1995/167 = ÖBA 1995, 723 = ZIK 1995, 151; 1 Ob 2297/96t, ÖBA 1998, 798 (Bollenberger) = ZIK 
1999, 23; 7 Ob 225/98h, Anwbl 1999, 254 (Auer) = ÖBA 1999, 919 = ZIK 2000, 31; OGH 1 Ob 
10/01d, ÖBA 2002, 585 = RdW 2002, 470 = ZIK 2002, 20; 6 Ob 167/99y, ÖBA 2000, 817 = ZIK 
2000, 176; 6 Ob 169/99t, SZ 72/173 = NZ 2001, 195 = ÖBA 2000, 711 = ZIK 2000, 103; 7 Ob
153/04g, JBl 2005, 175 = ÖBA 2005, 416 = ZIK 2005, 109; 2 Ob 95/05t, ÖBA 2007, 747 (Koziol) = 
ZIK 2007, 107 ua.
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Konkursteilnahmeanspruchs oder eine Erleichterung zur Einbeziehung eines 
Vermögensteils die Voraussetzung der Befriedigungstauglichkeit.419 Der 
Gesetzgeber setzt die Befriedigungstauglichkeit nicht direkt als allgemeine 
Voraussetzung für die Anfechtung nach jedem Anfechtungstatbestand voraus. Dies 
wird allerdings in der Lehre und Rsp420 einhellig angenommen. 
Ein Anfechtungsprozess, der zu keiner Verbesserung der Lage der 
Konkursmasse führt, wäre sinnlos. Der OGH421 stellt trotzdem nur auf die 
Wahrscheinlichkeit der Verbesserung der Aussicht auf Befriedigung der Ansprüche 
der Konkursgläubiger für die Zulässigkeit eines Anfechtungsanspruchs ab. Insofern 
führt geht die hM422 davon aus, dass idR Befriedigungstauglichkeit bei den meisten 
Anfechtungstatbeständen ohnehin bereits prima facie angenommen werden kann, da 
sie aus dem typischen Geschehensablauf der anzufechtenden Rechtshandlung
erkennbar ist. Ein bloß akademisches Erkenntnis auf Rechtsunwirksamkeit ist 
allerdings jedenfalls nicht möglich.423 Als Gläubiger, deren Befriedigungsaussichten 
erhöht werden sollen, kommen sowohl Konkursgläubiger als auch Massegläubiger in 
Betracht.424 König425 argumentiert in diesem Zusammenhang, es wäre widersinnig 
bei Massearmut Anfechtungsansprüche nicht zu verfolgen und anhängige 
Anfechtungsverfahren abzuweisen, da sämtliche auf Befriedigung aus der Masse 
                                               
419 König, Anfechtung³ Rz 5/2; vgl auch OGH 1 Ob 794/38, EvBl 1938/138; 6 Ob 2375/96z, 
ZIK 1997, 148; 7 Ob 360/98m, JBl 1999, 658 = ZIK 1999, 213; 5 Ob 65/00w, immolex 2000/163 = 
JBl 2001, 170 = MietSlg 52.538.
420 Lehmann, Kommentar I 205; Ehrenzweig, Kommentar 67ff; Bartsch/Pollak, KO³ I 166ff; 
Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 303ff; Wegan, Insolvenzrecht 58; König, Anfechtung³ Rz 
5/1; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 107; so bereits OGH 5 Ob 1/62, SZ 
35/20 = JBl 1962, 611. Die ältere Rsp und Lehre setzten die Befriedigungstauglichkeit allerdings 
überwiegend mit der Gläubigerbenachteiligung gleich.
421 OGH 5 Ob 121/62, JBl 1963, 158 = RZ 1962, 205; 1 Ob 555/86, SZ 59/114 = JBl 1987, 46 
= RdW 1986, 370; 6 Ob 2296/96g, SZ 69/260 = JBl 1997, 536 = ÖBA 1997, 554 = ZIK 1997, 97; 1 
Ob 10/01d, ÖBA 2002, 585 = RdW 2002, 470 = ZIK 2002, 20; 6 Ob 131/02m, RdW 2003, 79 = ZIK 
2003, 105.
422 König, Anfechtung³ Rz 5/5; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 27 Rz 50; so auch OGH 1 Ob 10/01d, ÖBA 2002, 585 = RdW 2002, 470 = ZIK 
2002, 20; Widhalm-Budak, Praxishandbuch 24.
423 Ehrenzweig, Kommentar 72.
424 Rebernig, Konkursanfechtung, Rz 5; Widhalm, Kontokorrentkredit 7; König, Anfechtung³
Rz 5/3; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 27 Rz 13; OGH 1 Ob 
96/72, SZ 45/57 = JBL 1973, 94; 7 Ob 689/79, SZ 53/25; 6 Ob 590/89, ecolex 1990, 21 (Wilhelm) = 
JBl 1990, 666 = ÖBA 1990, 310; 1 Ob 10/01d, ÖBA 2002, 585 = RdW 2002, 470 = ZIK 2002, 20; 8 
Ob 48/00t, ÖBA 2001, 994 = ZIK 2001, 210.
425 König, Anfechtung³ Rz 5/3.
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angewiesenen Gläubiger geschützt werden müssten. Dem ist mE zu folgen. 
Einerseits sollte nicht aus der Bezeichnung „Befriedigungstauglichkeit“ geschlossen 
werden, es handle sich um die Befriedigung von Konkursforderungen, und 
andererseits ist klar, dass Prozesse, die lediglich Prozesskosten einbringen keinen für 
die Masse vermögensrechtlichen Nutzen haben und deshalb vermieden werden 
sollten. Nicht aber soll aus dem Erfordernis der Befriedigungstauglichkeit ein starres 
Element zur Besserstellung von Konkursgläubigern gemacht werden.
Beurteilungszeitpunkt für die Befriedigungstauglichkeit ist nach der hRsp426
der Schluss der 1. Instanz des Anfechtungsprozesses. Dies ist bereits aus dem Sinn 
der Befriedigungstauglichkeit ableitbar. ZB kann zu Beginn eines 
Anfechtungsprozesses eine mit Pfandrechten belastete Liegenschaft noch potentiell 
befriedigungstauglich sein, durch Wertveränderungen aber im Preis fallen und damit 
am Ende des Prozesses keinen wertmäßigen Zuwachs für die Masse darstellen. 
Die Befriedigungstauglichkeit gehört zum objektiven Tatbestand aller 
Anfechtungsnormen. Der Masseverwalter hat sie folglich zu behaupten und zu 
beweisen.427 Nach der Rsp428 zur Befriedigungstauglichkeit soll allerdings im 
Zweifelsfall zugunsten der Möglichkeit der Anfechtung aufgrund 
Befriedigungstauglichkeit entschieden werden. Nach König429 ist die Rsp 
dahingehend zu verstehen, dass die Behauptungs- und Beweislast des Anfechtenden 
nur so weit geht, dass allgemeine Umstände der Lebenserfahrung auf die 
Befriedigungstauglichkeit hinweisen.
Im Bereich der Anfechtung des Factorings nach den Tatbeständen des § 31 
KO ist Befriedigungstauglichkeit von anzufechtenden Rechtshandlungen idR eine 
unproblematische Voraussetzung. In Ausnahmefällen könnte die Zession von 
uneinbringlichen an den Factor zedierten Forderungen befriedigungsuntauglich sein, 
                                               
426 OGH 8 Ob 523/87, ÖBA 1987, 838; OGH 1 Ob 555/86, SZ 59/114 = JBl 1987, 46 = RdW 
1986, 370; zuletzt OGH 6 Ob 215/03s, ZIK 2004, 171.
427 Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 27 Rz 50; König, 
Anfechtung³ Rz 5/5; Wilhelm, Anm zu OGH, wbl 1989, 162f; OGH 8 Ob 27/94, EvBl 1995/167 = 
ÖBA 1995, 723 = ZIK 1995, 151; 6 Ob 2312/96k, ÖBA 1997, 934 (Klicka); 1 Ob 10/01d, ÖBA 2002, 
585 = RdW 2002, 470 = ZIK 2002, 20. 
428 Vgl etwa OGH 4 Ob 39/99k, NZ 2001, 158 = ÖBA 2000, 329 (Bollenberger) = ZIK 1999, 
211. Allgemein wird von der Rsp kein hoher Maßstab für die Behauptungs- und Beweislast angesetzt: 
vgl Wilhelm, wbl 1989, 162.
429 König, Anfechtung³ Rz 5/5.
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allerdings nicht, wenn der Drittschuldner lediglich in Konkurs ist und somit immer 
noch die Möglichkeit einer Konkursquote besteht.430 Für die 
Befriedigungsuntauglichkeit muss demnach die Forderung gegen einen 
Drittschuldner endgültig nicht eintreibbar sein und auch keine Möglichkeit bestehen,
im Rahmen eines Konkursverfahrens eine Quote zu erhalten.431 Relevant ist das 
Anfechtungselement der Befriedigungstauglichkeit dagegen bei der Anfechtung 
einzelner Factoringzessionen oder des Factoringvertrags nach § 30 Abs 1 Z 1 KO. 
Nach dieser Bestimmung sind auch Deckungen von Absonderungsgläubigern 
anfechtbar. Absonderer könnten sich bei einer Anfechtung einer Deckungshandlung 
in der Anfechtungsfrist aufgrund des Wiederauflebens ihres Anspruchs aus ihrer 
noch in der Konkursmasse befindlichen Sicherung oder einer anderen alle Ansprüche 
des Absonderungsgläubigers deckenden Sicherung befriedigen. Dadurch würde die 
Anfechtung aber keinen vermögensrechtlichen Vorteil bringen und somit wegen 
Befriedigungsuntauglichkeit nicht in Betracht kommen.432
4 Gläubigerbenachteiligung
4.1 Begriffsinhalt der Gläubigerbenachteiligung
Abgegrenzt von der Befriedigungstauglichkeit wird in der neueren Lehre433
und in der hRsp434 das Element der Benachteiligung der Gläubiger durch die 
anzufechtende Rechtshandlung. Die Gläubigerbenachteiligung soll demnach eine 
eigene allgemeine Voraussetzung für sämtliche anfechtungsrechtliche Tatbestände 
sein. Der Gesetzgeber hat dagegen lediglich für einzelne Tatbestände (§ 31 Abs 1 Z 1 
und 2 jeweils Fall 2 und § 28 Z 2 bis 4) das Element der Nachteiligkeit der 
anzufechtenden Rechtshandlung gegenüber Gläubigern des Gemeinschuldners
                                               
430 OGH 8 Ob 48/00t, ÖBA 2001, 994 = ZIK 2001, 210 für den Fall der Insolvenz des 
Anfechtungsgegner, in dem der OGH Befriedigungstauglichkeit bejaht hat.
431 ZB falls die Eröffnung eines Konkursverfahrens aufgrund Massearmut abgewiesen wurde.
432 Vgl dazu ausführlich Kapitel VI 2.3.
433 Vgl Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 27 Rz 43; 
Widhalm, Kontokorrentkredit 7; König, Anfechtung³ Rz 5/1; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 27 Rz 68. 
434 OGH 2 Ob 532/86, ÖBA 1987, 341; 1 Ob 686/88, SZ 62/97 = ÖBA 1989, 1008 (Doralt) = 
RdW 1989, 202; 6 Ob 590/89, ecolex 1990, 21 (Wilhelm) = JBl 1990, 666 = ÖBA 1990, 310; 4 Ob 
259/98m, SZ 71/209 = ÖBA 1999, 652 = ÖBA 2000, 932 = ZIK 1999, 97; 6 Ob 256/99m, ÖBA 2000, 
1020 = ZIK 2001, 23.
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ausdrücklich im Gesetz verankert. Nach dem OGH435 könnte aus der expliziten 
gesetzlichen Verwendung in nur einigen Tatbeständen aber nicht geschlossen 
werden, dass die Gläubigerbenachteiligung nur für diese Tatbestände Voraussetzung 
sein soll. Als zweite und eigenständige Anfechtungsvoraussetzung überlagere sie 
sich in der Praxis zwar häufig mit der Befriedigungstauglichkeit,436 müsse von ihr 
aber inhaltlich grundlegend unterschieden werden. Nach dem OGH437 wird zur
Feststellung der Gläubigerbenachteiligung jeweils auf einen Vergleich von 
Vermögenszuständen des Haftungsfonds der Konkursgläubiger verwiesen. Die 
Konkursmasse muss sowohl im Zeitpunkt der Anfechtung, als auch im Zeitpunkt der 
angefochtenen Rechtshandlung bewertet werden. Wäre danach im hypothetischen 
Fall, dass die Rechtshandlung nicht gesetzt wurde, die Bewertung der Konkursmasse 
im Zeitpunkt der Anfechtung höher, ist Gläubigerbenachteiligung gegeben. 
4.2 Bestimmung der Nachteiligkeit
4.2.1 Mittelbare und Unmittelbare Nachteiligkeit
Für die Frage, ob eine Benachteiligung der Gläubiger tatsächlich vorliegt, 
ist insbesondere wichtig zu entscheiden, was unter Gläubigernachteiligkeit 
verstanden werden soll. Der Befriedigungsfonds der Gläubiger kann nämlich 
unmittelbar, dh direkt durch die Rechtshandlung geschmälert worden sein, oder bloß 
mittelbar als Folge der Rechtshandlung.438 Eine mittelbare Benachteiligung kann 
dadurch entstehen, dass ein weiteres Ereignis zur Rechtshandlung hinzutritt und 
dadurch der Konkursmasse ein Vermögenswert eben nicht direkt aus der 
                                               
435 OGH 4 Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 1985, 494 = RdW 1984, 242; OGH 1 
Ob 555/86, SZ 59/114 = JBl 1987, 46 = RdW 1986, 370; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 
(Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165; 3 Ob 68/02z, ecolex 2003, 838 = JBl 2004, 56 = 
ÖBA 2003, 865 = ZIK 2003, 165; 6 Ob 217/03k, ÖBA 2004, 477 = RdW 2004, 473 = ZIK 2004, 208.
436 OGH 1 Ob 604/91, ÖBA 1992, 582 = RdW 1992, 112; 1 Ob 627/95, ÖBA 1996, 565 = 
RdW 1996, 364 = ZIK 1996, 216; 7 Ob 225/98h, Anwbl 1999, 254 (Auer) = ÖBA 1999, 919 = ZIK 
2000, 31, wonach eine Deckung etwa dann vorliegt, wenn der geschaffene Befriedigungsfonds jener 
Vermögenswert ist, den der Anfechtungsgegner dem Kläger durch die angefochtene Rechtshandlung 
entzogen hat; 4 Ob 39/99k, NZ 2001, 158 = ÖBA 2000, 329 (Bollenberger) = ZIK 1999, 211; 6 Ob 
167/99y, ÖBA 2000, 817 = ZIK 2000, 176.
437 Vgl Grundsatzentscheidung OGH 6 Ob 2296/96g, SZ 69/260 = JBl 1997, 536 = ÖBA 1997, 
554 = ZIK 1997, 97; 7 Ob 225/98h, Anwbl 1999, 254 (Auer) = ÖBA 1999, 919 = ZIK 2000, 31; vgl
auch König, Anfechtung³ Rz 5/18; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 64.
438 OGH 6 Ob 287/65, EvBl 1966/285; 7 Ob 534/89, ÖBA 1989, 1018 = RdW 1989, 193; 7 Ob 
616/89, HS 20.627; vgl König, Anfechtung³ Rz 5/19ff; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 27 Rz 71ff.
KAP IV/97
Rechtshandlung aber eben indirekt als kausale Folge entgeht.439 Ein Beispiel für die 
unmittelbare Nachteiligkeit sind etwa unentgeltliche Verfügungen, welche nach § 29 
KO anfechtbar sind. Die unentgeltliche Hingabe eines Vermögensgegenstands durch 
den späteren Gemeinschuldner verringert in jedem Fall den Haftungsfonds für die
Konkursgläubiger bereits direkt durch die Rechtshandlung und ist damit nachteilig. 
Ein weiterer klassischer Fall der unmittelbaren Gläubigerbenachteiligung ist ein 
Kaufgeschäft, bei dem der Gemeinschuldner eine Sache für einen zu hohen Preis 
kauft oder für einen zu niedrigen Preis verkauft. Da bei unmittelbarer Nachteiligkeit 
der Effekt der Rechtshandlung direkt entscheidend ist, ist nach der Rsp440 der 
maßgebliche Zeitpunkt für die Beurteilung, ob eine Rechtshandlung unmittelbar 
benachteiligt, der Zeitpunkt der Vornahme der Rechtshandlung. 
Mittelbare Benachteiligung kann in vielen Formen auftreten. So kann ein 
Diebstahl, der Verbrauch oder auch der zufällige Untergang eines 
Vermögensgegenstands, der durch die anfechtbare Rechtshandlung in den 
Befriedigungsfonds der Konkursgläubiger gelangt ist, die an sich selbst nicht 
nachteilige Rechtshandlung ex post betrachtet mittelbar benachteiligend erscheinen 
lassen.441 Da mittelbare Nachteiligkeit jeweils nicht durch eine Rechtshandlung 
selbst entsteht, sondern als Folge einer weiteren Handlung oder eines weiteren 
Ereignisses eintritt, hat die Rsp442 den Ausführungen in der Lehre443 folgend 
                                               
439 OGH 1 Ob 2297/96t, ÖBA 1998, 798 (Bollenberger) = ZIK 1999, 23; OGH 1 Ob 2132/96b, 
SZ 69/262 = JBl 1997, 321 = ÖBA 1997, 559 = ZIK 1997, 184; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 
2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165.
440 OGH 3 Ob 539/82, EvBl 1983/151 = Anwbl 1983, 547 (Papis) = JBl 1983, 654 (Koziol); 7 
Ob 507/87, SZ 60/21 = ÖBA 1987, 338 = GesRZ 1987, 208 = RdW 1987, 197; 1 Ob 2297/96t, ÖBA 
1998, 798 (Bollenberger) = ZIK 1999, 23; 10 Ob 99/02k, MietSlg 54.343 = ZIK 2003, 70; 6 Ob 
72/06s, ecolex 2007, 174 = ÖBA 2007, 654 (Koziol) = ZIK 2007, 25; 4 Ob 91/06w, ecolex 2007, 104 
= ÖBA 2007, 562 = RdW 2007, 32 = ZIK 2007, 57; vgl auch Petschek/Reimer/Schiemer, 
Insolvenzrecht 303; König, Anfechtung³ Rz 5/21.
441 Vgl Beispiele bei König, Anfechtung³ Rz 5/22.
442 OGH 2 Ob 2147/96s, ecolex 1999, 169 = ÖBA 1999, 472 (Bollenberger) RdW 1998, 744 = 
ZIK 1998, 166; 4 Ob 259/98m, SZ 71/209 = ÖBA 1999, 652 = ÖBA 2000, 932 = ZIK 1999, 97; 1 Ob 
308/98w, ÖBA 2000, 242 = ZIK 1999, 199; damit abw zur älteren Rsp OGH 5 Ob 121/62, JBl 1963, 
158 = RZ 1962, 205; 1 Ob 555/86, SZ 59/114 = JBl 1987, 46 = RdW 1986, 370; 1 Ob 567/89, ÖBA 
1990, 139 = RdW 1990, 15; 1 Ob 2132/96b, SZ 69/262 = JBl 1997, 321 = ÖBA 1997, 559 = ZIK 
1997, 184; 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) = 
ZIK 1999, 24; 6 Ob 17/02x, ÖBA 2003, 612 = RdW 2003, 262 = ZIK 2003, 96; 4 Ob 91/06w, ecolex 
2007, 104 = ÖBA 2007, 562 = RdW 2007, 32 = ZIK 2007, 57.
443 Vgl Ehrenzweig, Kommentar 94; Bartsch/Pollak, KO³ I 167; Petschek/Reimer/Schiemer, 
Insolvenzrecht 363f; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 27 Rz 46; 
KAP IV/98
anerkannt, dass der maßgebende Zeitpunkt für die Beurteilung der mittelbaren 
Gläubigerbenachteiligung die Eröffnung des Konkursverfahrens ist.444
Im Bereich des Factorings ist, ähnlich wie beim Kontokorrentkredit, am 
ehesten schlechtes Wirtschaften nach der Rechtshandlung, das sog
„Weiterwurschteln“ eines Unternehmens, Grund für die Gläubigerbenachteiligung.445
Die mittelbar benachteiligende Rechtshandlung ist somit idR die Bevorschussungen
im Rahmen des Factoringvertrags, also die Kreditfunktion, durch welche zur 
Verfügung gestelltes Kapital aufgrund schlechten Weiterwirtschaftens aufgebraucht 
wird und damit der Befriedigungsfond für die Konkursgläubiger geschmälert wird. 
So kann es insbesondere dann zu einer Verschlechterung kommen, wenn für ein 
angeschlagenes Unternehmen ein Sanierungskonzept erstellt wird und in diesem 
Rahmen etwa ein Factoringvertrag eingegangen wird, der erstellte Sanierungsplan 
aber nicht zum Erfolg führt. Demnach ist im Konkurs fraglich, ob gerade die 
Finanzierung der Sanierung durch den Factoringvertrag zur weiteren Schmälerung 
des Befriedigungsfonds der Gläubiger beigetragen hat.446
Neben der unmittelbaren und mittelbaren Nachteiligkeit besteht in der 
Rsp447 zu § 31 Fall 2 KO die Ansicht, dass zur Nachteiligkeit ein zusätzliches 
Element hinzutreten müsse. Ob ein nachteiliges Rechtsgeschäft vorliegt, müsse 
bereits bei Abschluss des Rechtsgeschäfts „objektiv erkennbar“ sein. Die Frage,
wann eine solche objektive Vorhersehbarkeit vorliegt, und ob diese überhaupt ein 
                                                                                                                                    
Widhalm, Kontokorrentkredit 10; König, Anfechtung³ Rz 5/23; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 27 Rz 85.
444 Vgl zum Beurteilungs- und Berechnungszeitpunkt der mittelbaren Nachteiligkeit für § 31 
Fall 2 KO im Detail Kapitel V 5.5.3.
445 Vgl König, Anfechtung³ Rz 5/22; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 27 Rz 45; differenzierend zum Factoring Iro in Avancini/Iro/Koziol, 
Bankvertragsrecht II Rz 2/142f; OGH 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = 
RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165; 6 Ob 72/06s, ecolex 2007, 174 = ÖBA 2007, 654 (Koziol) = ZIK 
2007, 25. Freilich reicht für die Gläubigerbenachteiligung nach dem OGH jeglicher Verminderung der 
vom Factor an den Factoringkunden geleisteten Zahlungen, sei es durch schlechtes Wirtschaften oder 
andere Gründe, aus.
446 Vgl etwa der Sachverhalt in der jüngsten OGH-Entscheidung zur Anfechtung bei einem
Factoringvertrag OGH 10 Ob 29/07y, ecolex 2007, 765 = ÖBA 2008, 56 (König) = ZIK 2007, 203; 
vgl auch detailiert zu § 31 Fall 2 KO Schlussfolgerungen in Kapitel V 5.6.
447 OGH 1 Ob 2297/96t, ÖBA 1998, 798 (Bollenberger) = ZIK 1999, 23; 2 Ob 2147/96s, 
ecolex 1999, 169 = ÖBA 1999, 472 (Bollenberger) RdW 1998, 744 = ZIK 1998, 166; 4 Ob 259/98m, 
SZ 71/209 = ÖBA 1999, 652 = ÖBA 2000, 932 = ZIK 1999, 97; 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 
1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) = ZIK 1999, 24; 7 Ob 11/01w, ÖBA 2002, 249 
(Bollenberger) = RdW 2001, 461 = ZIK 2001, 101; 9 Ob 24/04a, ÖBA 2005, 716 = ZIK 2005, 139; 9 
Ob 52/06x, ZIK 2007, 167; vgl dazu näher Kapitel V 5.4.3.
KAP IV/99
Element für die mittelbare Nachteiligkeit sein soll, ist strittig.448 Für das Factoring 
hat diese Rsp insbesondere deswegen Auswirkungen, da gerade die Anfechtung 
gemäß § 31 Fall 2, die weitreichendste Möglichkeit der Anfechtung darstellen kann. 
Als zusätzliche Anfechtungsvoraussetzung erschwert die objektive Erkennbarkeit der 
Nachteiligkeit einerseits den Beweis der Gläubigernachteiligkeit und andererseits 
könnte die Anfechtung speziell für einen Finanzierungsinstrument wie das Factoring 
stark eingrenzen.
4.2.2 Kausalität
Für die Anfechtung des Factorings spielt insbesondere das Erfordernis und 
Ausmaß der Kausalität für die mittelbare Gläubigerbenachteiligung449 eine 
entscheidende Rolle. Einer Behauptung, die Abwicklung des Factorings sei mittelbar 
nachteilig gewesen, kann insbesondere der Einwand des Anfechtungsgegners 
entgegenstehen, dass ein Nachteil auch ohne die anzufechtende Rechtshandlung 
entstanden wäre.450 Der OGH451 führte zur Kausalität aus, dass bereits bloße 
Mitkausalität der Rechtshandlung für die Gläubigernachteiligkeit für die Anfechtung 
ausreicht. Diese Annahme führt dazu, dass etwa eine Sanierungsfinanzierung mittels 
Factoringvertrag – außer in besonderen Ausnahmesituationen – jedenfalls für eine 
Konkursverschleppung und damit eine Benachteiligung der Gläubiger idR 
verantwortlich gemacht werden könnte.452 Ohne ein Sanierungskonzept mit 
Finanzierungsplan wäre ein Weiterwirtschaften eines Unternehmens nicht möglich. 
Der Abschluss eines Factoringvertrags in Zusammenhang mit einem 
Sanierungskonzept ist damit idR auch mitkausal für eine weitere Verschlechterung 
                                               
448 Vgl König, RdW 1999, 317; Bollenberger, ÖBA 1999, 424; Bollenberger, ÖBA 2000, 332f;
König, Anfechtung³ Rz 5/26f; Bachmann, ZIK 2002/207, 148ff; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 27 Rz 33; vgl dazu näher unten Kapitel V 5.4.3.
449 In Fällen unmittelbarer Gläubigerbenachteiligung, dh unentgeltliche Verfügungen des 
Gemeinschuldners nach § 29, Sicherstellungen oder Befriedigungen eines Gläubigers nach §§ 30, 31 
Abs 1 Fall 1 oder auch vermögensverschleudernde Verträge nach § 28 Z 4 ist eine Nachteiligkeit 
bereits per se gegeben und damit ein Kausalitätserfordernis nicht notwendig, vgl Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 76.
450 Vgl etwa Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 75.
451 OGH 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK
2001, 165; 9 Ob 24/04s, ÖBA 2005, 716 = ZIK 2005, 139; so auch Karollus, ÖBA 1989, 38; Koziol, 
ÖBA 1988, 1082; Bollenberger, ÖBA 1999, 411; König, Anfechtung³ Rz 5/24; Bollenberger, ÖBA 
2005, 684; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 77; Widhalm-Budak, 
Praxishandbuch 26; Schulyok, ZIK 2008/69, 39.
452 Vgl näher zu § 31 Fall 2, Kapitel V Schlussfolgerungen 5.6.
KAP IV/100
der wirtschaftlichen Situation eines bereits sanierungsbedürftigen Unternehmens. 
König453 führt dazu aus, dass durch das bloße Erfordernis der Mitkausalität etwa 
auch einsichtig wird, warum in Teilen der älteren Lehre454 ein Kausalzusammenhang 
zwischen anzufechtender Rechtshandlung und Gläubigerbenachteiligung überhaupt 
bezweifelt wurde. Im Zusammenhang mit der Rsp zur Mitkausalität muss daher auch 
die Frage der überholenden Kausalität gesehen werden. Dabei ist strittig, ob eine 
Rechtshandlung anfechtbar ist, wenn auch ohne die anfechtbare Rechtshandlung 
durch ein anderes Ereignis der Befriedigungsfonds geschmälert worden wäre.455
Richtig ist in diesem Zusammenhang mE, dass ein neu hinzutretendes Ereignis, 
welches später auch ohne die anfechtbare Rechshandlung zu einer Verringerung des 
Befriedigungsfonds der Konkursgläubiger geführt hat, die Anfechtung der 
Rechtshandlung ausschließt oder zumindest das Anfechtungsausmaß schmälert.456
4.3 Gläubigerbenachteiligung als allgemeine Anfechtungsvoraussetzung
4.3.1 Historische Entwicklung
Nach Einführung der KO 1914 folgte der OGH457 bis in die 80er Jahre 
Ehrenzweigs Ausführungen,458 dass unter dem Stichwort „allgemeine 
Gläubigerbenachteiligung“ nichts anderes gemeint sei, als die 
Befriedigungstauglichkeit der Forderung. Anfechtbarkeit liege demnach bereits vor, 
wenn die Beseitigung des Erfolgs zumindest geeignet ist, die Befriedigung der 
Gläubiger zu fördern. Ehrenzweig lehnte demnach ein zur Befriedigungstauglichkeit
hinzutretendes allgemeines Erfordernis einer Gläubigerbenachteiligung für alle 
                                               
453 König, Anfechtung³ Rz 5/24.
454 Siehe etwa Ehrenzweig, Kommentar 70; Bartsch/Pollak, KO³ I 167; 
Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 303.
455 OGH 10 Ob 2350/96b, SZ 69/199 = EvBl 1997/86; 6 Ob 201/98x, SZ 72/55 = ecolex 1999, 
824 = ZVR 1999/56; 1 Ob 175/01v, JBl 2002, 720 = RdW 2002, 728; vgl auch Koziol, 
Haftpflichtrecht³ I Rz 3/60ff; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 78. 
456 So zB bei einem Betriebsbrand ohne Versicherungsdeckung, der einen wesentlichen Teil 
des Befriedigungsfonds vernichtet, vgl Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 78; 
vgl zu § 31 Fall 2 KO, Kapitel V 5.5.3.2.
457 OGH 5 Ob 121/62, JBl 1963, 158 = RZ 1962, 205; 5 Ob 1/62, SZ 35/20 = JBl 1962, 611; 5 
Ob 202/67, SZ 40/146; 2 Ob 514/78, JBl 1979, 325 (Koziol); 7 Ob 513/80, SZ 53/31, abw Rsp 
1930/256.
458 Ehrenzweig, Kommentar 63ff.
KAP IV/101
Anfechtungstatbestände als Anfechtungsvoraussetzung ab.459 Maßgebend für die in 
der Lehre und Rsp460 nun vertretene andere Ansicht, dass Gläubigerbenachteiligung 
eine allgemeine Anfechtungsvoraussetzung darstellt, waren die Analysen von 
Koziol461 und Karollus462 und die OGH-Entscheidung 4 Ob 559/83.463 Koziol
kritisierte die bis dahin hRsp464 und deren Behandlung des § 31 Fall 2 KO, nach der 
Ehrenzweig465 folgend auch für den Tatbestand der „nachteiligen Rechtsgeschäfte“ 
für die Anfechtbarkeit allein Befriedigungstauglichkeit genüge. Nach Koziol sollte 
dagegen, weil die Nachteiligkeit eigens in § 31 Fall 2 KO normiert wäre, eine 
unterschiedliche Behandlung erforderlich sein.466 Auch die Grundsatzentscheidung 
des OGH467 befasste sich bei der systematischen Einordnung der Nachteiligkeit als 
Anfechtungsvoraussetzung lediglich mit § 31 Fall 2 KO. Eine Ausweitung des 
Ergebnisses auf andere Anfechtungstatbestände erfolgte in der Entscheidung nicht.468
                                               
459 Ehrenzweig und die ältere Lehre verwendeten den Begriff „Gläubigerbenachteiligung“ 
synonym mit dem heute geläufigen Begriff der Befriedigungstauglichkeit.
460 OGH 2 Ob 532/86, ÖBA 1987, 341; 1 Ob 686/88, SZ 62/97 = ÖBA 1989, 1008 (Doralt) = 
RdW 1989, 202; 6 Ob 590/89, ecolex 1990, 21 (Wilhelm) = JBl 1990, 666 = ÖBA 1990, 310; 4 Ob 
259/98m, SZ 71/209 = ÖBA 1999, 652 = ÖBA 2000, 932 = ZIK 1999, 97; 4 Ob 39/99k, NZ 2001, 
158 = ÖBA 2000, 329 (Bollenberger) = ZIK 1999, 211; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 
(Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165; 3 Ob 68/02z, ecolex 2003, 838 = JBl 2004, 56 = 
ÖBA 2003, 865 = ZIK 2003, 165; 6 Ob 217/03k, ÖBA 2004, 477 = RdW 2004, 473 = ZIK 2004, 208; 
4 Ob 91/06w, ecolex 2007, 104 = ÖBA 2007, 562 = RdW 2007, 32 = ZIK 2007, 57; 6 Ob 127/07f, 
ÖBA 2008, 284 (Koziol) = ZIK 2008, 65; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 27 Rz 43; Rebernig, Konkursanfechtung, Rz 9ff; Widhalm, Kontokorrentkredit 8; 
König, Anfechtung³ Rz 5/1; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 68.
461 Koziol, JBl 1982, 57.
462 Karollus, ÖBA 1989, 37; vgl dazu auch Lehmann, Kommentar I 210, der bereits damals 
Ehrenzweigs Ausführungen kritisiert hat.
463 OGH 4 Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 1985, 494 = RdW 1984, 242; dieser 
kurz vorhergehend, aber nicht so ausführlich die Frage behandelnd OGH 3 Ob 539/82, EvBl 1983/151 
= Anwbl 1983, 547 (Papis) = JBl 1983, 654 (Koziol).
464 OGH 5 Ob 1/62, SZ 35/20 = JBl 1962, 611; 2 Ob 514/78, JBl 1979, 325 (Koziol); 7 Ob 
567/88, Anwbl 1989, 44 = ÖBA 1988, 1120 = wbl 1988, 374.
465 Ehrenzweig, Kommentar 63ff.
466 Koziol, JBl 1982, 64: „Auszugehen ist davon, dass der im Gesetz angeführte 
Anfechtungsvoraussetzung eines „nachteiligen Rechtsgeschäfts“ eigenständige Bedeutung zukommen 
muß und sie nicht in der Befriedigungstauglichkeit aufgeht.“
467 OGH 4 Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 1985, 494 = RdW 1984, 242; dieser 
kurz vorhergehend aber nicht so ausführlich OGH 3 Ob 539/82, EvBl 1983/151 = Anwbl 1983, 547 
(Papis) = JBl 1983, 654 (Koziol).
468 Der OGH führt gegen Ende der Erläuterungen aus, dass „der herrschenden Lehre, die die 
Begriffe der Nachteiligkeit und der Befriedigungstauglichkeit auch für den Tatbestand des § 31 Abs 1 
Z 2 Fall 2 gleichsetzt“ nicht zu folgen sei. Allerdings zitierte der 4.Senat – mE unglücklich in diesem 
Kontext – vor den Erwägungen zur Nachteiligkeit, den aus der hRsp entlehnten Stehsatz, dass „allen 
KAP IV/102
Karollus469 spricht sich, nachdem eine Reihe von Folgeentscheidungen470
des OGH ergangen waren, explizit für die Gläubigerbenachteiligung als allgemeine 
Voraussetzung für alle Anfechtungstatbestände aus. Insbesondere mit Bezug auf die 
unterschiedlichen Begriffsinhalte einer mittelbaren Gläubigerbenachteiligung und 
der Befriedigungstauglichkeit argumentiert Karollus, dass die 
Gläubigerbenachteiligung ein separates allgemeines Anfechtungserfordernis sei. 
Außerdem verfolge das Anfechtungsrecht nach Karollus entgegen Ehrenzweig keine 
Strafzwecke, wodurch nur bei einer Verschlechterung der 
Befriedigungsmöglichkeiten der Gläubiger im Konkurs, also bei 
Gläubigerbenachteiligung, eine Anfechtung zulässig wäre. 
4.3.2 Eigene Meinung
Aus dem Gesetz selbst bzw mittels historischer oder teleologischer 
Auslegung der KO lässt sich mE kein Anhaltspunkt für die Ausdehnung einer 
Gläubigernachteiligkeit auf alle Anfechtungstatbestände, auch auf die Tatbestände, 
welche nicht ausdrücklich eine Nachteiligkeit normieren, erkennen. Allerdings 
besteht in den meisten Anfechtungstatbeständen, in denen die Nachteiligkeit für die 
Gläubiger nicht direkt normiert wurde, eine sich bereits aus dem Tatbestand selbst 
ergebende notwendige Nachteiligkeit für die Gläubiger des Gemeinschuldners.471
Aus dieser sich indirekt ergebenden Nachteiligkeit hat die Lehre472 und der Lehre 
entsprechend die Rsp473 gefolgert, dass der klagende Masseverwalter nur in den 
Fällen, in denen die Nachteiligkeit explizit im Gesetz normiert wird, die Beweislast 
                                                                                                                                    
Anfechtungstatbeständen – zum Teil unausgesprochen – das Erfordernis der 
Gläubigerbenachteiligung zugrunde liegt“, wobei hier wiederum Ehrenzweigs
„Gläubigerbenachteiligung“ iS der Befriedigungstauglichkeit gemeint war.
469 Karollus, ÖBA 1989, 37.
470 ÖBA 1 Ob 655/86, SZ 59/216 = ÖBA 1987, 332 (Hoyer) = RdW 1987, 126; 7 Ob 507/87, 
SZ 60/21 = ÖBA 1987, 338 = GesRZ 1987, 208 = RdW 1987, 197; 6 Ob 701/86, ÖBA 1988, 276 
(Koziol) = RdW 1988, 13 = wbl 1988, 374 wobei keine dieser Folgeentscheidungen zu einem anderen 
Tatbestand als § 31 Fall 2 KO die Ausführungen der E OGH 4 Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 
= JBl 1985, 494 = RdW 1984, 242 übernimmt.
471 Vgl König, RdW 1999, 317, nach dem das Nachteiligkeitserfordernis in den Tatbeständen, 
in denen die Nachteiligkeit nicht erwähnt wird, bereits ex lege vorhanden ist.
472 Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 205; König, Anfechtung³ Rz 5/29; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetzte § 27 Rz 83; aA Bollenberger ÖBA 2000, 332 und
Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 27 Rz 49.
473 Vgl zuletzt OGH 2 Ob 265/00k, ÖBA 2002, 1011 = ZIK 2001, 59; 8 Ob 48/00t, ÖBA 2001, 
994 = ZIK 2001, 210; 6 Ob 1/01t, ZIK 2002, 63.
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für die Gläubigerbenachteiligung unterliegt und bei den Anfechtungstatbeständen in 
den Nachteiligkeit nicht normiert wurde, der Anfechtungsgegner die „Nicht-
Nachteiligkeit“ der Rechtshandlung zu behaupten und zu beweisen hat. Für die 
überwiegende Anzahl der Tatbestände kann dem mE gefolgt werden. Im 
Anfechtungstatbestand des § 28 Z 1 KO trifft dies dagegen nicht zu, da die 
Nachteiligkeit nicht als logische Folge aus dem Tatbestand selbst als 
Voraussetzungen angenommen werden kann.474 Die Denkschrift475 verweist 
ausdrücklich darauf, dass für die Anfechtung wegen Benachteiligungsabsicht nach 
§ 28 Z 1 KO ein Nachteil für die Gläubiger nicht eintreten müsse: „[D]en 
Rechtsgrund der Anfechtung bildet die Absicht, die Gläubiger zu schädigen, nicht 
der Erfolg der von dieser Absicht geleisteten Handlung der Beteiligten.“. Die 
Denkschrift wurde hierzu kritisiert und ihre Auslegung des Tatbestandes wurde nicht 
gefolgt.476 Aus meiner Sicht erweist sich allerdings Ehrenzweigs Argument477 mit 
Bezug auf die dt Materialien zu § 28 Z 1 KO als richtig: Es könne dem Gesetzgeber 
nicht unterstellt werden, er wolle solche Fälle anfechtungsfrei stellen, in denen ein 
Käufer weiß, dass der Verkäufer und spätere Gemeinschuldner mit dem (zwar 
angemessenen) Entgelt die Flucht ergreifen will. Das rein subjektive Element allein 
soll trotz Wertäquivalenz des Geschäfts eine Anfechtung nach § 28 Z 1 KO 
legitimieren. Das Anfechtungsrecht will dem Anfechtungsgegner das Risiko für den 
Verlust des Entgelts aufbürden, auch wenn der flüchtige Gemeinschuldner am Ende 
mitsamt dem Geld gefasst wird. Dass für § 28 Z 1 KO keine 
Gläubigerbenachteiligung als Voraussetzung der Anfechtung vorsieht, entspricht 
somit nicht nur dem eindeutigen Wortlaut des Tatbestands, der Denkschrift und 
damit den historischen Materialien, sondern wohl auch der Absicht des 
Gesetzgebers. Dass die Gläubigerbenachteiligung somit nach der hM eine allen 
Anfechtungstatbeständen innewohnende Anfechtungsvoraussetzung ist, überzeugt 
daher mE nicht.
                                               
474 So auch indirekt zur Beweislast König, Anfechtung³ Rz 5/29 der § 28 Z 1 KO von der 
Beweisführung des Anfechtungsgegners, dass dieser beweisen müsste eine Rechtshandlung sei nicht 
nachteilig gewesen, nur insoweit ausnehmen will, als Befriedigungsuntauglichkeit eingetreten ist.
475 Denkschrift 34; vgl auch Ehrenzweig, Kommentar 93.
476 Vgl König, Anfechtung³ Rz 7/33 mwN, der auf die hM hinweist, die die Nichterwähnung 
der Gläubigerbenachteiligung in § 28 Z 1 KO nur für die Beweislastverteilung als bedeutend ansehen 
will.
477 Ehrenzweig, Kommentar 66.
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5 Inhalt des Anfechtungsanspruchs der Konkursmasse
5.1 Vorbemerkungen
Nach § 37 KO kann die Anfechtung nach den Anfechtungstatbeständen der 
KO lediglich der Masseverwalter geltend machen. Das Recht zur Anfechtung selbst 
steht der Konkursmasse zu.478 Dagegen können Einzelgläubiger nur nach der AnfO 
Rechtshandlungen des Gemeinschuldners anfechten. Nach § 39 KO besteht der 
Inhalt des Anfechtungsanspruchs aus einem Anspruch gegen den Anfechtungsgegner 
aus all dem, was dem Befriedigungsfonds des Gläubiger „entgangen oder daraus 
veräußert oder aufgegeben worden ist.“ Ziel des Anfechtungsanspruchs ist die 
haftungsrechtliche Unwirksamkeit der angefochtenen Rechtshandlung479 und damit 
als Primäranspruch Naturalrestitution des der Konkursmasse Entgangenen und als
Sekundäranspruch Wertersatz.480 Weiteres Ziel der Anfechtung ist die Konkursmasse
in den hypothetischen Stand zu versetzen, in der sie wäre, wenn die Rechtshandlung 
nicht vorgenommen worden wäre.481 Dadurch hat das Anfechtungsrecht einen 
erweiterten Restitutionscharakter. Der Masseverwalter kann demnach an die 
Konkursmasse nicht nur den Wert eines Objekts zum Zeitpunkt der anzufechtenden 
Rechtshandlung verlangen, sondern auch deren Wertsteigerung. Hintergrund für die 
weite Formulierung des Gesetzes war nach der Denkschrift,482 dass auch 
Rechtshandlungen angefochten werden sollten, durch die die Konkursmasse nicht 
gemindert wurde, aber ihr doch etwas vorenthalten wurde.483  
                                               
478 OGH 5 Ob 575/81, SZ 54/153; 8 Ob 140/99t, ÖBA 2000, 714 = RdW 2000, 159 = ZIK 
2000, 24; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 489f; König, Anfechtung³ Rz 17/1 mwN; 
Chalupsky/Duursma-Kepplinger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 II § 81 Rz 26.
479 Vgl Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Bollenberger, Insolvenzrecht4 I § 27 Rz 18; 
König, Anfechtung³ Rz 15/6ff; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 39 Rz 8.
480 Vgl Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger,  Insolvenzrecht4 I § 39 Rz 7 mwN.
481 OGH 10.12.1981, 7 Ob 795/81; 18.12.1986, 8 Ob 593/86; 1 Ob 684/89, SZ 63/16 = ÖBA 
1990, 564; 2 Ob 198/98a, SZ 73/3 = ÖBA 2000, 821 = ZIK 2000, 212; 8 Ob 140/99t, ÖBA 2000, 714 
= RdW 2000, 159 = ZIK 2000, 24; 8 Ob 279/00p, ÖBA 2002, 927 = RdW 2002, 147 = ZIK 2001, 
208; 7 Ob 153/04g, JBl 2005, 175 = ÖBA 2005, 416 = ZIK 2005, 109; König, Anfechtung³ Rz 15/6; 
Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 39 Rz 8.
482 Denkschrift 44f.
483 Zur Zeit des Entwurfs der KO waren insbesondere die Anfechtung von Arbeitsverträgen, 
nach dem der Arbeitgeber auf Anweisung des Gemeinschuldners das Entgelt an einen Dritten 
bezahlte, wodurch das Arbeitsentgelt im Konkurs den Gläubigern entging und nicht einforderbar war, 
eine aktuelle Problematik in Insolvenzen. Siehe dazu näher auch Ehrenzweig, Kommentar 54ff.
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5.2 Naturalanspruch und Ersatzanspruch
Primär besteht nach § 39 KO ein Naturalanspruch der Masse auf das 
Entgangene, Veräußerte oder Aufgegebene.  Da die Masse allerdings nur so gestellt 
werden soll, wie sie ohne die Rechtshandlung wäre, ist zwar eine Wertsteigerung der 
Sache Teil des Naturalanspruchs, dagegen kann der Masseverwalter keinen Ersatz 
für eine Wertminderung der Sache vom Anfechtungsgegner geltend machen.484
Naturalanspruch wäre beim Factoring nur bedeutend, wenn zB Zahlungen von 
Drittschuldnern auf separate Konten einbezahlt wurden und dadurch unterscheidbar 
von anderen Zahlungen bzw vom Vermögen des Factors beim Anfechtungszeitpunkt 
bestünden. Dies wird idR nicht der Fall sein, da der Factor Zahlungen aus zedierten 
Forderungen auf seine eigenen Geschäftskonten verbucht. Für die Anfechtung beim 
Factoring wesentlich bedeutender als der Naturalanspruch gegen den Factor, ist 
Wertersatz des Entgangenen, Veräußerten oder Aufgegebenen. Der Wertersatz ist als 
Sekundäranspruch zum Naturalanspruch nur dann einforderbar, wenn die 
Rückübertragung iS eines Naturalanspruchs nicht tunlich ist. Untunlichkeit ist nach 
der hA485 § 1323 ABGB entlehnt und ist weiter als der Begriff der Unmöglichkeit, 
der noch im alten AnfG 1884 gebraucht wurde. Untunlichkeit  soll nach dem OGH486
insbesondere dann vorliegen, wenn es dem Anfechtungsgegner unverhältnismäßig 
hohen Aufwand oder hohe Schwierigkeiten bereiten würde, den 
Anfechtungsanspruch ausmachenden Vermögensgegenstand an die Konkursmasse in 
natura zurückzustellen. 
Für die Anfechtung von einzelnen Factoringabwicklungen wird jedenfalls 
ein Geldanspruch des Masseverwalters geltend gemacht werden können, der sich aus 
der Höhe der Zahlung der Drittschuldner sowie zusätzlich Zinsen nach Erhalt der 
Zahlungen bemessen muss. Im Zusammenhang mit der Höhe des Zinsanspruchs hat 
der OGH487 auf den Restitutionscharakter des Anfechtungsanspruchs Bezug 
genommen. Insbesondere soll, anders als im Schadenersatzrecht, der Konkursmasse 
                                               
484 Widhalm, Kontokorrentkredit 19; König, Anfechtung³ Rz 15/9; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 39 Rz 8.
485 Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I §§ 39/40 Rz 16; König, 
Anfechtung³ Rz 15/10; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 39 Rz 21; OGH 2 Ob 
198/98a, SZ 73/3 = ÖBA 2000, 821 = ZIK 2000, 212. 
486 Vgl etwa OGH 22.2.2000, 1 Ob 321/99h.
487 OGH 7 Ob 2336/96x, ÖBA 1998, 313 = ZIK 1998, 66.
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nicht eine Zinshöhe im Ausmaß von Zinsen bei einer eventuellen Kreditaufnahme 
durch die Konkursmasse zu bezahlen sein, vielmehr sollen lediglich die gesetzliche 
Zinsen bezahlt werden oder, wenn der Anfechtungsgegner selbst höhere Zinsen 
erzielen konnte, diese. Für eine Factoringbank bedeutet dies idR, dass marktübliche 
Zinsen, die eine Bank im Interbank-Geschäft erhalten kann, zu begleichen sind. Der 
Zeitpunkt für die Berechnung des Werts des Entgangenen ist der Zeitpunkt des 
Schlusses der mündlichen Streitverhandlung erster Instanz,488 da die Konkursmasse 
nur in Bezug auf diesen Zeitpunkt so gestellt werden kann, wie sie ohne die 
Rechtshandlung gestanden hätte. 
Insbesondere interessant ist der Umfang des Leistungsanspruchs des 
Masseverwalters bei revolvierenden Kontokorrentkrediten, der in den letzten Jahren 
wiederholt von der Rsp489 analysiert wurde. Dies deshalb, weil dabei eine Vielzahl 
von Rechtshandlungen anfechtbar sind und sich somit die Frage stellt, ob insgesamt 
eine Kumulation der einzelnen Anfechtungen vorgenommen werden soll, oder ob es 
Grenzen der Anfechtungshöhe gibt. Aufgrund der Ähnlichkeit von mit 
Sicherungszessionen besicherten Kontokorrentkrediten mit Factoringverträgen, ist 
die Klärung der Höhe bei einem Factoringvertrag mit einer Vielzahl von zedierten 
Forderungen in der relevanten Anfechtungsfrist ebenso im Zusammenhang mit § 39 
KO ebenso zu klären.490
5.3 Anspruch des Anfechtungsgegners
Das Pendant zum Leistungsanspruchs des Masseverwalters nach § 39 KO
ist der Gegenanspruch des Anfechtungsgegners gemäß § 41 KO. Der 
Anfechtungsgegner kann nach § 41 Abs 1 KO eine Gegenleistung aus der 
Konkursmasse verlangen, soweit diese noch unterscheidbar vorhanden ist oder 
soweit die Konkursmasse durch die Gegenleistung noch bereichert ist. Gegenleistung 
ist dabei alles, was der Anfechtungsgegner in kausaler oder konditionaler 
Verknüpfung mit der angefochtenen Rechtshandlung an den Gemeinschuldner 
                                               
488 OGH 2 Ob 198/98a, SZ 73/3 = ÖBA 2000, 821 = ZIK 2000, 212; vgl auch 
Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 393; König, Anfechtung³ Rz 15/11.
489 OGH 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 
2001, 165; 6 Ob 217/03k, ÖBA 2004, 477 = RdW 2004, 473 = ZIK 2004, 208; 4 Ob 100/04s, EvBl 
2005/40 = ecolex 2004, 945 = ÖBA 2004, 867 (Koziol).
490 Siehe zur Analyse der Höhe der Anfechtung aufgrund §§ 39 und 41 KO für § 31 Fall 1: 
Kapitel V 4.2.5 und für Fall 2: Kapitel V 5. .
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geleistet hat.491 Für das Factoring sind demnach potentielle alle für Zessionen von 
Forderungen an den Factor bezahlten Leistungen Gegenleistungen iSd § 41 Abs 1 
KO, dh die Bevorschussungen und Restzahlungen des Factors. 
In den für das Factoring selten vorkommenden Fällen, in denen die 
Gegenleistung des Anfechtungsgegners noch unterscheidbar in der Konkursmasse 
vorhanden ist,492 hat der Factor einen Naturalanspruch gemäß § 41 Abs 1 Fall 1 KO.  
Dabei handelt es sich um einen Bereicherungsanspruch des Factors, der gemäß § 46 
Abs 1 Z 6 KO Masseforderung ist.493 Ist die Gegenleistung des Factors nicht mehr 
ununterscheidbar beim Factoringkunden vorhanden, so richtet sich der Anspruch des 
Anfechtungsgegners nach der Nachweisbarkeit der Bereicherung der 
Konkursmasse.494 Ist die Konkursmasse nachweislich bereichert, so hat der 
Anfechtungsgegner in Höhe dieser Bereicherung eine Masseforderung gemäß § 46 
Abs 1 Z 6 KO.495 Nach der hM496 muss die Höhe der herauszugebenden 
Bereicherung gemäß § 41 Abs 1 Fall 2 KO nach § 1437 ABGB bestimmt werden, 
wonach es auf die Redlichkeit des Bereicherten für seinen Rückgabeanspruch 
ankommt. 
In allen Fällen in denen es sich nicht um Gegenleistungen im Sinne des § 41 
Abs 1 KO, die noch in der Konkursmasse vorhanden sind, handelt oder eine 
Bereicherung durch die Gegenleistung nicht mehr nachweisbar ist, besteht nach § 41 
Abs 2 KO lediglich eine Konkursforderung des Anfechtungsgegners.497
Entscheidend für die Begrenzung des Anspruchs des Masseverwalters gegen den 
                                               
491 Vgl Ehrenzweig, Kommentar 426; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 41 Rz 6; König, Anfechtung³ Rz 16/6; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 41 Rz 6; so auch OGH 4 Ob 507/93 ÖBA 1993, 832.
492 ZB Bevorschussungen und Restzahlungen des Factors befinden sich auf einem nicht 
verwendeten Sonderkonto des Factoringkundens.
493 Vgl Rintelen, Handbuch 263f; Lehmann, Kommentar I 342f; Ehrenzweig, Kommentar 425f; 
Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 404; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 41 Rz 8; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 41 Rz 3, 9; aA König, 
Anfechtung³ Rz 16/8, der im Anspruch des Anfechtungsgegners einen Aussonderungsanspruch sieht; 
so auch Schummer, Eigenkapitalersatzrecht 393.
494 Vgl auch Koziol, Gläubigeranfechtung, 78f; König, Anfechtung³ Rz 16/8ff; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 41 Rz 2.
495 König, Anfechtung³ Rz 16/10; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 41 Rz 11.
496 Vgl Ehrenzweig, Kommentar 429; Bartsch/Pollak, KO³ I 254; Petschek/Reimer/Schiemer, 
Insolvenzrecht 405; König, Anfechtung³ Rz 16/12.
497 Vgl Bollenberger, ÖBA 2000, 20; König, Anfechtung³ Rz 16/19 und 16/25; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 41 Rz 15.
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Factor ist die Frage, inwieweit eine Bereicherung durch Zahlungen des Factors nicht 
mehr nachweisbar und damit bloße Konkursforderungen sind.498 Auch 
Aufwendungen des Factors für die diesem vertraglich Factoringgebühren (für die 
Servicefunktion und Kreditierungsfunktion) zustehen, fallen unter § 41 Abs 2 KO, da
sie nicht in den Gegenleistungsbegriff fallen.499 Diese sind somit ebenfalls, sofern 
nicht eine separate unanfechtbare Besicherung des Factors besteht, lediglich 
Konkursforderungen.
                                               
498 Vgl dazu insbesondere Kapitel V 5.5.3 zur Anfechtung des Factoring nach § 31 Fall 2 KO.
499 Vgl ähnlich Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 41 Rz 7. 
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KAPITEL V
ANFECHTUNG NACH § 31 KO
1 Einleitung
Für die Anfechtung beim Factoring weitaus der wichtigste 
Anfechtungstatbestand ist § 31 KO, insbesondere die beiden Fälle des § 31 Abs 1 Z 2 
KO (in Folge kurz § 31 Fall 1 KO und § 31 Fall 2 KO). § 31 Fall 1 KO ermöglicht
die Anfechtung von Deckungshandlungen. Dabei muss ein potentieller 
Konkursgläubiger durch eine anfechtbare Rechtshandlung, gleichgültig, ob diese 
Rechtshandlung vom Gemeinschuldner oder von einem Dritten gesetzt wurde,
Sicherung oder Befriedigung seiner Forderung aus dem Vermögen des 
Gemeinschuldners vor Konkurseröffnung erlangt haben. Der Gesetzgeber schützt 
somit im Fall 1 vorwiegend den Grundsatz der Gläubigergleichbehandlung.500
Anfechtbar sind nach Fall 1 alle Befriedigungen und Sicherstellungen von 
Forderungen, auch wenn diese unter einer Bedingung stehen.501 Im Gegensatz zu Fall 
1, stellt § 31 Fall 2 KO auf nachteilige Rechtsgeschäfte ab, die der Gemeinschulder 
mit anderen Personen, dh nicht nur mit Gläubigern, eingegangen ist. In diesem 
Tatbestand hat der Gesetzgeber nach der Lehre502 eine Vorwirkung der 
Beschränkung der Verfügungsbefugnis des Gemeinschuldners normiert, welche nach 
Konkurseintritt aufgrund von §§ 3, 10 KO eintritt. 
Wie für Kontokorrentkredite, stellt auch bei Factoringverträgen § 31 KO 
den idR aussichtsreichsten Anfechtungstatbestand dar, um dem Befriedigungsfonds 
der Konkursgläubiger des Factoringkunden zu erhöhen. Zwar sind die 
Anfechtungstatbestände nach § 31 Fall 1 und Fall 2 KO am aussichtsreichsten, es 
                                               
500 Lehmann, Kommentar I 277; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 2; König, Anfechtung³ Rz 11/1; so auch OGH 6 Ob 37/01m, ecolex 
2001/298 = ZIK 2001, 169; 6 Ob 339/00x, EvBl 2001/197 = ZIK 2001, 170.
501 Ehrenzweig, Kommentar 231; Rebernig, Konkursanfechtung Rz 88ff; Widhalm, 
Kontokorrentkredit 30; OGH 4 Ob 514/88, SZ 61/101 = EvBl 1989/21 = ÖBA 1989, 78.
502 Vgl Koziol, Grundlagen 22ff; Bollenberger, ÖBA 2000, 18; Koziol/Bollenberger in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 2; König, Anfechtung³ Rz 11/1.
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besteht allerdings dafür lediglich eine kurze Frist für die Anfechtung. Nach § 31 Abs 
4 KO  muss die anzufechtende Rechtshandlung innerhalb von sechs Monaten vor der 
Konkurseröffnung gesetzt worden sein. 
Potentielle Anfechtungsobjekte sind sowohl die einzelnen Zessionen von 
Forderungen, der Factoringvertrag als Rechtsgeschäft selbst, die Herbeiführung einer 
Aufrechnungslage innerhalb der Anfechtungsfrist,503 als auch die Unterlassung der 
Kündigung des Factoringvertrags504 durch den Gemeinschuldner in der 
Anfechtungsfrist. Allgemeine Anfechtungsvoraussetzungen für die Tatbestände des 
§ 31 KO, sind einerseits objektiv die Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung des 
Factoringkunden und andererseits subjektiv auf Seiten des Factors die Kenntnis bzw
fahrlässige Unkenntnis von dieser objektiven Voraussetzung.
2 Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung – Kenntnis bzw fahrlässige 
Unkenntnis des Anfechtungsgegner
2.1 Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung
Gemeinsame Voraussetzung der beiden Anfechtungstatbestände des § 31 
KO ist die Zahlungsunfähigkeit des Gemeinschuldners im Zeitpunkt der 
Rechtshandlung und die Kenntnis oder fahrlässige Unkenntnis des 
Anfechtungsgegners von der Zahlungsunfähigkeit. Nach § 67 Abs 2 KO wird der 
Zahlungsunfähigkeit vom Gesetzgeber sinngemäß die Überschuldung des 
Gemeinschuldners gleichgestellt.505 Der Gesetzgeber stellt in § 66 Abs 2 und Abs 3 
KO lediglich Einzelszenarien zur Zahlungsfähigkeit auf, definiert diese allerdings 
nicht. Einerseits soll Zahlungsfähigkeit nicht lediglich deswegen vorliegen, weil der 
Gemeinschuldner einzelne andrängende Gläubiger noch befriedigen kann (§ 66 Abs 
3 KO), andererseits soll dagegen Zahlungsunfähigkeit in jedem Fall dann 
angenommen werden, wenn der Gemeinschuldner seine Zahlungen vollständig 
einstellt (§ 66 Abs 2 KO). In der Ausgestaltung des Zahlungsunfähigkeitsbegriffs hat 
                                               
503 Vgl unten 6.
504 Vgl unten 7.
505 Vgl die stRsp OGH 8 Ob 608/87, SZ 61/122 = JBl 1989, 53 (Schumacher)  = ÖBA 1989, 
195; 6 Ob 37/01m, ecolex 2001/298 = ZIK 2001, 169; 7 Ob 246/01d, ZIK 2002, 91; 6 Ob 17/02x, 
ÖBA 2003, 612 = RdW 2003, 262 = ZIK 2003, 96; Lehmann, Kommentar I 265; Ehrenzweig, 
Kommentar 213f; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 312; König, Anfechtung³ Rz 11/4; 
Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 7; aA Koziol, Anm zu OGH, ÖBA 1993, 
489f; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 5.
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der OGH506 anerkannt, dass die bloße vorübergehende Zahlungsstockung nicht 
ausreichende Voraussetzung für eine Anfechtung ist. Dem folgend führte der OGH507
ferner aus, dass ein Gemeinschuldner genau dann zahlungsunfähig sei, wenn er nicht 
mehr die Mittel hat nicht nur vorrübergehend alle seine fälligen Schulden zu tilgen. 
Für die Feststellung der Überschuldung wird auf die konkreten wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Unternehmens und eine Fortbestehungsprognose abgestellt.508
Insbesondere muss die Zahlungsunfähigkeit oder die Überschuldung vom Zeitpunkt 
der anzufechtenden Rechtshandlung bis zur Konkurseröffnung andauern.509
Verbessern sich bei der Anfechtung des Factoringvertrags oder einzelner 
Factoringzessionen nach diesen Rechtshandlungen die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Factoringkunden, sodass zwischenzeitlich keine Zahlungsunfähigkeit vorliegt, so 
ist eine Anfechtung trotz Zahlungsunfähigkeit im Zeitpunkt der Rechtshandlungen 
ausgeschlossen.
Für das Factoring ist ein spezifischer Teil der Rsp besonders hervorzuheben: 
Dem OGH510 zufolge kann Zahlungsunfähigkeit trotzdem vorliegen, wenn ein 
Unternehmen immer neue Kredite erlangen kann, obwohl das Unternehmen diese 
unter normalen wirtschaftlichen Verhältnissen nicht zurückzuzahlen imstande ist. 
Sieht man beim unechten Factoring die Bevorschussungen als Kreditierung durch 
den Factor an, und steht fest, dass trotz deren Sicherung durch die 
Drittschuldnerforderungen diese ständig erneuerte Kreditierung durch den Factor 
dazu führt, die Liquidität des Factoringkunden aufrecht zu erhalten, so kann, der 
OGH-Rsp folgend, dies nicht als Argument herangezogen werden, dass der 
Factoringkunde im Zeitpunkt der einzelnen Zessionen und folgenden 
                                               
506 OGH 4 Ob 547/81, EvBl 1982/164; 6 Ob 701/86, SZ 60/207; 8 Ob 87/02f, ZIK 2003, 64; 10 
Ob 90/04i, ZIK 2005, 97; 4 Ob 93/06i, ÖBA 2007, 323 = ZIK 2007, 24; 1 Ob 134/07y, ecolex 2008, 
230 = ÖBA 2008, 441 = ZIK 2008, 30.
507 OGH 7 Ob 744/83, RdW 1984, 141; 6 Ob 37/01m, ecolex 2001/298 = ZIK 2001, 169; 8 Ob 
87/02f, ZIK 2003, 64.
508 OGH 7 Ob 246/01d, ZIK 2002, 91; 6 Ob 37/01m, ecolex 2001/298 = ZIK 2001, 169; 6 Ob 
235/99y, ÖBA 2000, 1016 = ZIK 2000, 208; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 
(Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165; 6 Ob 17/02x, ÖBA 2003, 612 = RdW 2003, 262 = 
ZIK 2003, 96; 6 Ob 282/03v, ÖBA 2004, 875 = ZIK 2004, 171; vgl auch näher zur 
Fortbestehungsprognose Dellinger in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 67 Rz 14ff.
509 Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 312; Koziol/Bollenberger in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 7; König, Anfechtung³ Rz 10/26 und Rz 11/6;
Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 8.
510 OGH 4 Ob 547/81, EvBl 1982/164; 27.9.1990, 7 Ob 655/90; 8 Ob 516/91, ÖBA 1993, 415.
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Bevorschussungen nicht bereits zahlungsunfähig war. Für die Anfechtung beim 
Factoring ist ebenso relevant, dass es für das objektive Kriterium der 
Zahlungsunfähigkeit egal ist, ob ein Unternehmen sanierungsfähig ist oder nicht.511
Dies deshalb, da gerade die Sanierungsfähigkeit an sich einen Mangel im 
Unternehmen erfordert, der auch die Zahlungsunfähigkeit sein kann.
2.2 Kenntnis von der Zahlungsfähigkeit oder Überschuldung
2.2.1 Vorbemerkungen
Die subjektive allgemeine Voraussetzung sowohl des § 31 Fall 1 KO als 
auch des § 31 Fall 2 KO, ist die Kenntnis oder schuldhafte Unkenntnis der 
Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung512 des Gemeinschuldners im Zeitpunkt der 
Vornahme der Rechtshandlung.513 Bereits früh hat der OGH514 festgestellt, dass die 
schuldhafte Unkenntnis von der Zahlungsunfähigkeit eine Frage der rechtlichen 
Beurteilung ist, wobei es darauf ankommen soll, ob der Anfechtungsgegner von dem
objektiven Tatbestandsmerkmal Kenntnis haben musste. Das Kennenmüssen wird
von der Rsp515 bereits bei leichter Fahrlässigkeit des Anfechtungsgegners
angenommen. Da es zeitlich darum geht, wann die anzufechtende Rechtshandlung 
vorgenommen wurde, sind für die Beurteilung, ob ein Anfechtungsgegner in 
fahrlässiger Unkenntnis gehandelt hat oder nicht, jeweils die Auskunftsmittel
heranzuziehen, welche zum damaligen Zeitpunkten bestanden haben und die der 
Anfechtungsgegner ordnungsmäßig und vernunftgemäß heranziehen konnte.516
Demnach muss nach dem OGH517 die Entscheidung über die Fahrlässigkeit des 
                                               
511 Vgl König, Anfechtung³ Rz 10/21 FN 67.
512 AA zur Überschuldung: Koziol, ÖBA 1993, 489f; Koziol, ZIK 1997, 7; Koziol/Bollenberger
in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 5. Demnach sei eine Überschuldung für Dritte 
oftmals nicht erkennbar, da für eine Beurteilung der Situation einer Fortbestehungsprognose 
Informationen idR nur dem jeweiligen Schuldner zur Verfügung stehen, nicht dagegen einem 
Gläubiger.
513 Vgl zB König, Anfechtung³ Rz 11/21.
514 OGH 23.11.1967, 1 Ob 237/67; 5 Ob 338/68, EvBl 1969/225.
515 OGH 5 Ob 586/82, SZ 55/65; 5 Ob 504/88, JBl 1990, 255 = ÖBA 1990, 387 (Koziol); 8 Ob 
516/91, ÖBA 1993, 415; 7 Ob 633, 634/95, ÖBA 1996, 647 = RdW 1996, 314 = ZIK 1996, 98; 6 Ob 
37/01m, ecolex 2001/298 = ZIK 2001, 169; 7 Ob 275/04y, ZIK 2005, 177.
516 Vgl Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 43; OGH 5 Ob 586/82, SZ 
55/65; 8 Ob 17/94, ÖBA 1994, 982 (Weissel); 4 Ob 2328/96y, ecolex 1997, 360 = ÖBA 1997, 489 = 
ZIK 1996, 63.
517 OGH 7 Ob 58/01g, ZIK 2002, 22; 1 Ob 136/03m, ZIK 2004, 98.
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Anfechtungsgegners jeweils anhand der Umstände des Einzelfalls festgestellt 
werden. Dabei ist für die Anfechtung beim Factoring insbesondere entscheidend, 
dass die Rsp strengere Kriterien ansetzt, wenn der Anfechtungsgegner eine Bank 
ist.518
2.2.2 Kenntnis oder verschuldete Unkenntnis bei juristischen Personen
Bei juristischen Personen, wie dem Factor, ist entscheidend, wer das Wissen 
von der Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung haben muss. Das Wissen jedes 
Mitarbeiters, welcher mit der betreffenden Sache, dh der anzufechtenden 
Rechtshandlung bzw des Rechtsgeschäfts oder des damit zusammenhängenden 
Schuldverhältnisses, zu tun hatte soll für die subjektive Voraussetzung der Kenntnis 
oder des Kennenmüssens der Zahlungsunfähigkeit bei juristischen Personen 
maßgeblich sein.519 Das Wissen der Mitarbeiter einer Bank, welche die Kredite des 
Gemeinschuldners betreut, ist somit zB jedenfalls der Bank als Anfechtungsgegner 
zuordenbar.520 Aber auch das Wissen von Mitarbeitern oder Organen anderer
juristischen Personen, die in konzernmäßiger Verflechtung mit dem 
Anfechtungsgegner stehen, sollen nach Iro diesem zugerechnet werden.521 Für die 
öst Factoringbanken würde dies der Auffassung Iros folgend bedeuten, dass nicht nur 
das Wissen ihrer eigenen Mitarbeiter um die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Factorkunden für sie ausschlaggebend ist, sondern uU auch das (institutionalisierte) 
Wissen von Mitarbeitern konzernmäßig verbundener Unternehmen. Hat ein 
Factoringkunde neben seinem Factoringvertrag mit der Factorbank auch 
Geschäftsbeziehungen mit der Muttergesellschaft des Factors, zB einen aushaftenden 
Kredit, könnte so das Wissen der Mitarbeitern der Kreditabteilung der konzernmäßig 
verflochtenen Bank dem Factor womöglich zugerechnet werden.522 Sind die 
Richtlinien der Überwachung in der Mutterbank strenger als beim Factor und sind 
                                               
518 Vgl dazu unten 2.2.3.
519 OGH 4 Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 1985, 494 = RdW 1984, 242; 6 Ob 
590/89, ecolex 1990, 21 (Wilhelm) = JBl 1990, 666 = ÖBA 1990, 310; 4 Ob 2328/96y, ecolex 1997, 
360 = ÖBA 1997, 489 = ZIK 1996, 63; vgl auch König, Anfechtung³ Rz 11/20.
520 Iro, ÖBA 2001, 3ff; vgl zur Zuordnungsfrage von Wissen von Mitarbeitern von juristischen 
Personen auch König, Anfechtung³ Rz 11/20 FN 44.
521 Iro, ÖBA 2001, 120ff.
522 Die Anteilseigner der öst Factoringinstitute sind überwiegend die in der Österreich tätigen 
Großbanken, vgl Kapitel I 1.
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deswegen Umstände bekannt, die auf Zahlungsunfähigkeit des Factoringkunden 
hindeuten, würde dies auch das subjektive Element für den Factor betreffen.
Entgegen dieser Ansicht steht das Argument, dass öst 
Factoringgesellschaften in der Praxis durchaus wirtschaftlich unabhängig von ihren 
Muttergesellschaften im Konzern agieren und es gerade aufgrund dieser 
institutionellen Grenzen dadurch oftmals keinen Datenaustausch in bezug auf 
Geschäftskunden zwischen Mutter und Tochter gibt. Ohne 100%-Beteiligung an der 
Tochterfactoringgesellschaft und einer institutionellen Einbindung in den 
Mutterkonzern können auch datenschutzrechtliche Aspekte und das Bankgeheimnis 
relevant sein. Die Muttergesellschaft könnte zB datenschutzrechtlich gehindert sein 
von einer abnehmenden Zahlungsmoral oder potentiellen Liquiditätsproblemen eines 
Kunden an die Tochterfactoringgesellschaft weiterzugeben. ME sollte eine 
Wissenszurechnung von Personen in einer Muttergesellschaft daher auf 
Factoringgesellschaften beschränkt werden, welche hinreichend institutionell in den 
Konzern eingegliedert sind, also eine organisatorische Verflechtung mit der 
Muttergesellschaft besteht,523 und keine rechtlichen Schranken für den 
Datenaustausch vorhanden sind. Relevant wird die Zurechnung von 
institutionalisiertem Wissen in der Muttergesellschaft für den Factor allerdings falls 
zB Aufsichtsräte des Factors Beschäftigte der Muttergesellschaft sind, welche in 
ihrer Eigenschaft als Dienstnehmer der Muttergesellschaft Kenntnisse über 
wirtschaftliche Verhältnisse eines Factoringkunden erlangt haben.524
2.2.3 Sorgfaltsmaßstab bei Kreditgebern
Ein Kreditgeber, sei es die Hausbank oder ein anderer Gläubiger, welcher 
die Möglichkeit hat, aufgrund seiner Stellung als Kreditgeber Einsicht in 
wirtschaftliche Kennzahlen und Unterlagen eines Unternehmens zu erlangen, 
unterliegt einer erhöhten Sorgfalt für die Kenntnis oder fahrlässige Unkenntnis der 
Zahlungsfähigkeit oder Überschuldung.525 Nicht nur die Möglichkeit vom späteren 
                                               
523 ZB Personen der Muttergesellschaft nehmen auch Aufgaben in der Tochtergesellschaft war, 
es besteht eine Einbindung in das Reportingsystem und in die Konzernrevision oder die 
Muttergesellschaft hat ein Informationssystem implementiert, welches die Factoringgesellschaft in 
den Konzern integriert und übt eine detailierte Überwachung des Geschäfts aus.
524 Vgl zu Zurechnung von Wissen von Aufsichtsräten, König, Anfechtung³ Rz 11/20 FN 44.
525 So allgemein für Banken OGH 10.7.1986, 6 Ob 595/86; 9.11.1989, 7 Ob 694/89; 6 Ob 
110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165; vgl auch 
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Gemeinschuldner die Offenlegung von wirtschaftlichen Verhältnissen zu verlangen, 
hat die Rsp als Grund für einen höheren Sorgfaltsmaßstab anerkannt. Im 
Zusammenhang mit Banken wurde vom OGH auch ausgeführt, dass deren hoher 
unternehmerischer Organisationsgrad anders als bei anderen nicht-
institutionalisierten Gläubigern, die Möglichkeit einräumt, insolvenzrechtlich 
wichtige Tatbestände beim Kunden, insbesondere drohende wirtschaftliche 
Schwierigkeiten zu überprüfen und einzuschätzen.526
Banken sollen auch Nachforschungspflichten in bezug auf ihre 
Factoringkunden unterliegen.527 Dabei geht die Rsp davon aus, dass eine Bank 
schuldhafte Unkenntnis von den schlechten wirtschaftlichen Verhältnissen ihrer 
Klienten hat, sofern diese trotz Zumutbarkeit von Nachforschungen und ohne dem 
Bestehen von außergewöhnlichen Hindernissen nicht weiter über die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Factoringkunden nachgeforscht hat.528 Im Einzelfall hat der OGH529
entschieden, dass sich die Hausbank eines Gemeinschuldners fahrlässig verhält, 
wenn sie keine Nachforschungen unternimmt, obwohl sich der Umsatz ihres Kunden 
stark verringert hat. Zumutbar soll einer Bank auch sein (und somit wohl auch einer 
Factorbank) die Vorlage der Bilanzen ihres Factoringkunden zu verlangen und diese 
auf Anhaltspunkte für wirtschaftliche Schwierigkeiten zu überprüfen.530
Jedenfalls zu Nachforschungen verpflichtet ist ein Anfechtungsgegner, egal 
ob es sich um eine Bank handelt oder nicht, dann, wenn ganz offensichtliche Indizien 
für eine wirtschaftliche Schieflage bestehen, so etwa bei Mahnungen und 
Versäumungsurteilen gegen den Factoringkunden.531 Ebenso hat der OGH532
                                                                                                                                    
Weissel, ÖBA 1994, 957; Bachmann, ZIK 1996, 7; König, Anfechtung³ 11/24; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 42. Dieser höhere Sorgfaltsmaßstab gilt insbesondere für 
die „Hausbank.“
526 Vgl etwa OGH 6 Ob 235/99y, ÖBA 2000, 1016 = ZIK 2000, 208.
527 Zuletzt OGH 10 Ob 90/04i, ZIK 2005, 97.
528 Zuletzt OGH 1 Ob 156/05f, ecolex 2006, 285 = JBl 2006, 326 = ZIK 2006, 97.
529 OGH 6 Ob 665/95, ÖBA 1997, 208 = RdW 1997, 404 = ZIK 1997, 223.
530 OGH 7 Ob 526/89, ÖBA 1989, 922 = wbl 1989, 194; die in Österreich verwendeten AFB 
sehen die Übermittelung von Bilanzen des Factoringkunden an den Factor vor, siehe 
Factoringbedingungen Anhang B.II.10.4, C.II.8.3.
531 OGH 6 Ob 192/03h, ÖBA 2004, 220 = RdW 2004/196, 221 = ZIK 2004, 24; vgl speziell 
die Hausbank mit dem Factor gleichsetzend Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 
52 mit Verweis auf die Informationsrechte des Factors in Iro in Avancini/Iro/Koziol, 
Bankvertragsrecht II Rz 2/19.
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festgestellt, dass offensichtliche Kenntnis bzw schuldhafte Unkenntnis von der 
Zahlungsunfähigkeit besteht, wenn Medienberichte zur schlechten Geschäftslage des 
Factoringkunden veröffentlicht wurden, wobei der OGH allerdings betont für 
schuldhafte Unkenntnis sei notwendig, dass diese Berichte in mehreren Medien 
erschienen sind, die im Wesentlichen miteinander übereinstimmend und auf eine 
erhebliche Insolvenzgefahr hinweisen. Für das subjektive Tatbestandselement der 
Kenntnis oder fahrlässigen Unkenntnis ist es auch nicht erforderlich, dass der 
Gemeinschuldner selbst Wissen von seiner Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung 
hat.533 Organisatorische oder Managementprobleme auf Seiten des 
Gemeinschuldners, die zu Informationsdefiziten führen und gerade in Zeiten von 
wirtschaftlichen Krisen oftmals auftreten, sollen eine kreditgebenden, fahrlässig die 
wirtschaftliche Situation bei ihrem Factoringkunden nicht überprüfende Bank nicht 
entlasten. Für die Anfechtung bei Factoringverträgen ist dieser Umstand 
insbesondere bedeutend, handelt es sich doch bei der typischen Klientel eines Factors 
in Österreich um KMUs, bei denen Informationsdefizite über die eigenen 
wirtschaftliche Situation und über die eigene Zahlungsfähigkeit durchaus öfter 
auftreten können, als bei Großunternehmen.
2.2.4 Beweislast
Die Beweislast für die Kenntnis oder fahrlässige Unkenntnis von 
Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung beim Anfechtungsgegner liegt beim 
Masseverwalter. Bei einer Nachforschungspflicht des Anfechtungsgegners muss der 
Masseverwalter insbesondere jedenfalls nur die Tatsachen behaupten, die zu einer 
solchen geführt haben.534 Neben der erhöhten Sorgfaltspflicht einer Factorbank als 
institutioneller Kreditgeber kann dem Masseverwalter auch im Einzelfall helfen, dass 
die Factorbank von speziellen, eine schlechte wirtschaftliche Lage implizierenden 
Faktoren gewusst hat: So kann die Kenntnis von einem (wenn auch nicht 
erfolgreichen) Konkursantrag eines Dritten gegen den Gemeinschuldner ein starkes 
Indiz für das Wissen oder zumindest für schuldhafte Unkenntnis der 
                                                                                                                                    
532 OGH 2 Ob 185/03z, ZIK 2005, 174.
533 Vgl König, Anfechtung³ Rz 11/18; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 
Rz 40.
534 Vgl auch Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 50.
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Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung sein.535 Außerdem können gewisse 
Handlungen auf Seiten des Anfechtungsgegners vor und zum Zeitpunkt der 
anzufechtenden Rechtshandlung Kenntnis oder fahrlässige Unkenntnis von der 
Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung implizieren, so zB, wenn eine Bank einen 
Kredit fällig stellt oder Kreditlinien reduziert.536 Im Bereich des Factorings kommt 
als wichtiges Indiz insbesondere eine Veränderung der Kreditbedingungen in Frage, 
dh etwa geringere Bevorschussungen der zedierten Forderungen oder eine 
vollständige Ablehnung von weiteren Kreditgewährungen auf zedierte Forderungen 
um einen zusätzlichen Sicherungspool an Forderungen zur Absicherung anderer 
Forderungen gegen den Factoringkunden zu erhalten.
3 Maßgeblicher Zeitpunkt für die Anfechtung von Rechtshandlungen beim 
Factoring
3.1 Vorbemerkungen
Als Anfechtungszeitpunkt des Factoringvertrags selbst kommt lediglich der 
Abschlusszeitung des Vertrages in Frage. Möglich sind für die Anfechtung des 
Factoringvertrags theoretisch beide Tatbestände des § 31 KO. Allerdings wird idR 
§ 31 Fall 2 KO, nachdem der Factoringvertrag als nachteiliges Rechtsgeschäft 
angefochten werden kann, zur Anwendung kommen.537 Da aber der Factoringvertrag 
nur in seltenen Fällen innerhalb der Sechsmonatsfrist des § 31 Abs 4 KO 
abgeschlossen sein wird, sind die wesentlich interessanteren Anfechtungsobjekte die 
Rechtshandlungen im Rahmen der Abwicklung des Factoringvertrags, also die 
einzelnen Zessionen von Forderungen bzw die Leistungen des Factoringkunden an 
den Drittschuldner oder uU auch die Zahlungen der Drittschuldner an den Factor.
Zusätzlich zu den allgemeinen Anfechtungsvoraussetzungen ist besondere 
Anfechtungsvoraussetzung in § 31 Fall 1 KO, dass ein „Konkursgläubiger 
Sicherstellung oder Befriedigung“ erlangt hat. Der Tatbestand des § 31 Fall 1 KO
zielt demnach nicht auf das Grundgeschäft, also beim Factoring auf den 
                                               
535 StRsp OGH 2 Ob 299/99f, ÖBA 2000, 633 = RdW 2000, 355 = ZIK 2000, 96; 1 Ob 
156/05f, ecolex 2006, 285 = JBl 2006, 326 = ZIK 2006, 97.
536 Vgl Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 46: ebenso, nur noch 
fallweise Gestattung der Ausnutzung eines Kredits, einseitige Reduktion der Kreditlinie, Kontosperre 
oder Weigerung der weiteren Kreditgewährung trotz Generalzession von Forderung zugunsten der 
Bank, vgl auch OGH 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = 
ZIK 2001, 165.
537 Vgl zur Anfechtung nach § 31 Fall 2 KO unten 5.
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Factoringvertrag ab, sondern auf das Verfügungs- oder Erfüllungsgeschäft und damit 
auf die einzelnen Factoringzessionen, ab.538 Entscheidend für die Anfechtung der 
Einzelzessionen nach Fall 1 ist am Ende aber, dass diese nicht bereits im Zeitpunkt 
des Factoringvertrags, der eine Globalzession beinhaltet, entstehen, sondern erst 
später im relevanten Anfechtungszeitraum.539 Das kann daran liegen, dass diese erst 
mit dem eigentlichen Entstehen der Forderung die Zession entgültig machen oder die 
Globalzession zugleich Sicherungszession ist und somit einen gültigen Publizitätsakt 
benötigt, der in die Anfechtungsfrist fällt. Mit Hilfe des Anfechtungstatbestand des 
Fall 1 können neben den einzelnen Zessionen von Forderungen (sofern man zum 
Schluss kommt, diese fallen in den Anfechtungszeitraum des § 31 Abs 4 KO) auch 
die Zahlung der Forderung durch den Drittschuldner an die Factoringbank 
angefochten werden.540
Ob Verfügungsgeschäfte, zB die einzelnen Zessionen, beim Factoring auch 
nach § 31 Fall 2 KO anfechtbar sind, ist strittig. Nimmt man eine Anfechtbarkeit 
nach Fall 2 an, so ist die Frage, wann der konkrete Anfechtungszeitpunkt bei der 
Zession gegeben ist, allerdings gleich zu beurteilen wie nach Fall 1.541 Damit sind die 
folgenden Ausführungen für beide Tatbestände gleichsam relevant.
3.2 Mögliche Anfechtungszeitpunkte
Für die Zessionen von Forderungen des Factoringkunden an die 
Factoringbank können theoretisch eine Reihe von Anfechtungszeitpunkten
maßgeblich sein: 1. der Zeitpunkt des Abschlusses des Factoringvertrags samt 
Globalzession, 2. der Zeitpunkt zu dem die abgetretene Forderung ausreichend 
individualisiert ist, 3. der Zeitpunkt in dem die Forderung durch Leistung des 
                                               
538 Vgl Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/138; Rebernig in
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 5; OGH 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 
(Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165.
539 Vgl unten 3.5.
540 Zahlungen von Drittschuldnern an die Factoringbank können deswegen angefochten 
werden, weil der Gesetzgeber jegliche Rechtshandlung anfechtbar stellt, nicht nur eine 
Rechtshandlung des Gemeinschuldners. Vgl Ehrenzweig, Kommentar 62; Petschek/Reimer/Schiemer, 
Insolvenzrecht 314; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 5;
König, Anfechtung³ Rz 11/35; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 2; einzige 
Voraussetzung ist, dass die Rechtshandlung die Konkursmasse belastet: OGH 6 Ob 2290/96z, ÖBA 
1997, 736 = RdW 1997, 593 = ZIK 1997, 183; 5 Ob 2403/96k, EvBl 1998/34 = ecolex 1998, 28 = 
ZIK 1998, 28; vgl auch Kapitel IV 2.1
541 Siehe näher zur Anfechtbarkeit von Verfügungsgeschäften als nachteilige Rechtsgeschäfte 
nach § 31 Fall 2 unten 5.3.
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Factoringkunden an den Drittschuldner entsteht, oder 4., sofern unechtes Factoring 
und damit eine kreditvertragliche Einordnung des Factorings vorliegt,542 der 
Zeitpunkt des Publizitätsakts, der für die Gültigkeit der Sicherungszession notwendig 
ist. Nur wenn der Zeitpunkt, der für die zivilrechtliche, konkursfeste Übertragung der 
Zession maßgeblich ist, in die Anfechtungsfrist des § 31 Abs 4 KO fällt, und die 
allgemeinen Anfechtungsvoraussetzungen vorliegen, kann die Konkursmasse bereits 
geleistete Zahlungen von Drittschuldnern von der Factoringbank samt gesetzlicher 
Zinsen herausverlangen oder, wenn der Drittschuldner noch nicht geleistet hat, die 
jeweilige Forderung gegen diesen selbst geltend machen. Ob die Zession und damit 
die Deckungshandlung in die Anfechtungsfrist fällt, kommt es nach der Rsp543 auf 
den letzten Zeitpunkt an, der die Zession zivilrechtlich gültig macht.
3.3 Sicherungszession oder Vollzession
Eine Zession nach § 1392 ABGB ist ein kausales Verfügungsgeschäft, 
welches ein rechtliches Grundgeschäft benötigt, um zu bestehen.544 Dabei ist die 
Zession ein formloses Geschäft, welches idR keinen nach außen hin erkennbaren Akt 
benötigt.545 Ist die Zession allerdings als Sicherungszession ausgestaltet, dh sichert 
die Abtretung einer Forderung einen vom Zessionar gewährten Kredit, gelten 
besondere Publizitätsvorschriften. Hintergrund für die speziellen 
Publizitätsvorschriften bei der Sicherungszession ist, dass der Haftungsfonds des 
Schuldners um die sicherheitshalber abgetretene Forderung verringert wird, und 
damit anderen Geschäftspartnern und potentiellen Gläubigern des Sicherungsgebers 
diese Verringerung eindeutig erkennbar gemacht werden soll.546 Ob ein solcher 
Sicherungszweck für eine Abtretung besteht, hängt jeweils vom Einzelfall und von 
der Parteiabsicht der Vertragspartner ab sowie dem Inhalt des Vertrags. Auf die im 
                                               
542 Vgl dazu Kapitel II 6.2.
543 OGH 11.9.1979, 5 Ob 663/79; 7 Ob 140/00i, ecolex 2001/340 (Kajaba) = ÖBA 2002, 405 = 
ZIK 2002, 21; vgl auch Schumacher, ÖBA 1989, 492; vgl zur Gesamtsachverhaltstheorie unten 
3.5.3.2.
544 OGH 5 Ob 123/69, SZ 42/72; 1 Ob 676/84, SZ 57/174 = NZ 1985, 172; 3 Ob 2216/96w, RZ 
1997/54; Ertl in Rummel, ABGB³ II § 1392 Rz 1; Koziol/Welser, Bürgerliches Recht13 II 119.
545 OGH 7 Ob 780/79, SZ 52/176; 1 Ob 697/88, SZ 62/32 = wbl 1989, 227; 7 Ob 567/88,
Anwbl 1989, 44 = ÖBA 1988, 1120 = wbl 1988, 374.
546 OGH 5 Ob 2155/96i, SZ 70/228 = ecolex 1998, 22 (Michor und Wilhelm) = JBl 1998, 105 
(Michor) = ÖBA 1998, 392 (Karollus) = ZIK 1998, 33; 1 Ob 227/99k, SZ 73/132; 4 Ob 100/04s, 
EvBl 2005/40 = ecolex 2004, 945 = ÖBA 2004, 867 (Koziol); Ertl in Rummel, ABGB³ II § 1392 Rz 3; 
Koziol/Welser, Bürgerliches Recht13 II 125.
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Vertrag verwendeten Bezeichnungen kommt es dagegen nicht an.547 Wird das in 
Österreich vorherrschende unechte Factoring als Kreditvertrag angesehen, kommt es 
demnach für eine gültige Zession auf die Einhaltung der Publizitätsvorschriften an. 
Wird hingegen nach der hM in Österreich auch bei unechtem Factoring ein 
Kaufvertrag angenommen, ist bloß eine formlose Zession Anfechtungsobjekt. Im 
Fall des echten Factorings sind aufgrund dessen kaufrechtlicher Einordnung in jedem 
Fall die Anfechtungsobjekte die einzelnen Vollzessionen. Da das unechte Factoring 
in Österreich vorherrscht, ist zu klären wann und wie die Publizität für die Gültigkeit 
der per Globalzession vorauszedierten Forderungen, die die Ansprüche des Factors 
sichern, gültig gesetzt werden kann.
3.4 Publizitätsakt bei Sicherungszession
3.4.1 Drittschuldnerverständigung und Buchvermerk
Aufgrund desselben wirtschaftlichen Zwecks einer Sicherungszession und 
einer Pfandbestellung sind nach stRsp548 die Publizitätsvorschriften des § 452 auch 
bei der Sicherungszession zu beachten. Weil der Hintergrund des Publizitätsakts der 
Sicherungszession der Schutz von anderen Gläubigern ist, muss es sich beim Modus 
der Sicherungszession um eine „leichte und sichere Feststellbarkeit“ der Tatsache der 
Abtretung handeln, damit andere Gläubiger des Zedenten den Zeitpunkt und Umfang 
der Abtretung feststellen können.549 Dabei bestehen zwei anerkannte mögliche 
Formen des Publizitätsaktes: Einerseits die Verständigung des Drittschuldners von 
der Sicherungszession, welche der OGH erst kürzlich wiederum als tauglicher 
                                               
547 Vgl zB OGH 8 Ob 583/88, ÖBA 1989, 818 (Bydlinski) = wbl 1989, 132.
548 OGH, Gutachten, Präs 547/28, SZ 11/15; 1 Ob 697/88, SZ 62/32 = wbl 1989, 227; 3 Ob 
531/91, JBl 1992, 652 = ÖBA 1992, 395 = RdW 1992, 107; 3 Ob 522/93, SZ 68/36; zuletzt 6 Ob 
319/01g, ÖBA 2003, 876 = RdW 2003, 194; 14.9.2004, 10 Ob 321/02g; 6 Ob 116/05k, ecolex 2007, 
246 = JBl 2007, 379 = ÖBA 2007, 753 (Koziol) = Zak 2007, 54 (Spitzer).
549 Vgl Ertl in Rummel, ABGB³ II § 1392 Rz 3; Heidinger in Schwimann, ABGB³ VI § 1392 
Rz 24; gemäß §§ 452 ABGB iVm 427 ABGB muss die Verpfändung eines Vermögensgegenstands 
durch Zeichen hervorgehen, woraus jedermann die Verpfändung leicht erfahren kann.
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Publizitätsakt anerkannt hat.550 Andererseits soll bei Buchforderungen der Vermerk 
einer Sicherungszession in den Geschäftsbücher des Zedenten ausreichen.551
In der Lehre besteht allerdings eine ganze Reihe von abweichenden 
Meinungen zur hRsp, wobei einerseits angenommen wird, lediglich die 
Drittschuldnerverständigung sei für die Sicherungszession ein ausreichender 
Publizitätsakt, andererseits soll nach einer anderen Meinung bei verbücherten 
Forderungen lediglich die Eintragung in die Geschäftsbücher der gültiger Modus 
sein. Unstrittig ist dagegen, dass im Fall von nicht verbuchten Forderungen die 
Drittschuldnerverständigung einziger tauglicher Publizitätsakt ist, da in diesen Fällen 
kein Buchvermerk möglich ist und somit die Drittschuldnerverständigung als einzig 
möglicher Publizitätsakt übrig bleibt.552 Fraglich hingegen ist, ob 
Drittschuldnerverständigung der einzig taugliche Modus ist, wenn der Zedent zwar 
nicht buchführungspflichtig ist, aber freiwillig Bücher führt. Der OGH553 hat in 
diesem Zusammenhang entschieden, dass allein darauf abzustellen ist, ob 
Buchführungspflicht beim Zedenten besteht. Im konkreten hierzu ersten, vom OGH 
entschiedenen Fall554 führte dieser aus, dass es mangels Buchführungspflicht auf eine 
Anbringung des Buchvermerks für die Gültigkeit der Sicherungszession nicht 
ankommen könnte, sondern von vornherein nur die schriftliche Fixierung des 
Rechtsgeschäfts und die formlose oder formgebundene Drittschuldnerverständigung
ausschlaggebend wäre. Im Schrifttum wurde der Meinung des OGH 
                                               
550 OGH 6 Ob 116/05k, ecolex 2007, 246 = JBl 2007, 379 = ÖBA 2007, 753 (Koziol) = Zak
2007, 54 (Spitzer); zuvor ua OGH 6 Ob 662/78, SZ 51/121; 4 Ob 562/82, SZ 55/170; für 
Nichtbuchforderungen kommt lediglich die Verständigung des Drittschuldners und eine schriftliche 
Festlegung zur Sicherungszession in Betracht, vgl Ertl in Rummel, ABGB³ II § 1392 Rz 3.
551 So bereits OGH, Gutachten über den Eskompte offener Buchforderungen, Präs 547/28, SZ 
11/15; dem folgend in stRsp OGH 8 Ob 29/63, SZ 36/18; 4 Ob 505/72, SZ 45/21; 1 Ob 697/88, SZ 
62/32 = wbl 1989, 227; 8 Ob 512/95, ecolex 1995, 635 = JBl 1996, 251 (Apathy) = ÖBA 1996, 135 
(Koziol); 5 Ob 2155/96i, SZ 70/228 = ecolex 1998, 22 (Michor und Wilhelm) = JBl 1998, 105 
(Michor) = ÖBA 1998, 392 (Karollus) = ZIK 1998, 33; zuletzt OGH 6 Ob 116/05k, ecolex 2007, 246 
= JBl 2007, 379 = ÖBA 2007, 753 (Koziol) = Zak 2007, 54 (Spitzer).
552 Vgl Ertl in Rummel, ABGB³ II § 1392 Rz 3; Riedler, JBl 2002, 197; Koziol, Anm zu OGH 2 
Ob 210/05d, ÖBA 2007, 742.
553 OGH 1 Ob 406/97f, SZ 71/154 = ÖBA 1999, 327 (Karollus) = RdW 1999, 20 =  ÖBA 
2001, 211 (Sailer); 1 Ob 290/00d, ecolex 2001/268 = JBl 2002, 187; 6 Ob 174/00g, ecolex 2001/1 = 
JBl 2002, 182 = ÖBA 2001, 910 (Karollus) = RdW 2001, 76 = ZIK 2001, 70; vgl auch Heidinger in 
Schwimann, ABGB³ VI § 1392 Rz 30; Riedler, ÖBA 2003, 421; Ertl in Rummel, ABGB³ II § 1392 Rz 
3; Beig, ecolex 2008, 314.
554 OGH 1 Ob 406/97f, SZ 71/154 = ÖBA 1999, 327 (Karollus) = RdW 1999, 20 =  ÖBA 
2001, 211 (Sailer).
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entgegengehalten, dass es nicht auf die Buchführungspflicht des Zedenten 
ankommen kann, sondern lediglich auf die konkreten Umstände, dh ob der Zedent 
tatsächlich Bücher führt, die seinen Schuldnern Auskunft über die zur Sicherung 
zedierten Forderungen geben, obwohl er dazu nach den Vorschriften des HGB (jetzt 
UGB) nicht verpflichtet ist.555 Beim Factoring hingegen handelt es sich bei den an 
den Factor zedierten Forderungen praktisch ausschließlich um verbuchte 
Forderungen, da die Finanzierung mittels Factoringvertrags aufgrund der 
Factoringgebühren sich für den Factoringkunden erst bei einem gewissen jährlichen 
Mindestumsatz rechnen.556
3.4.2 Publizitätsakt bei Buchführungspflicht
Für den Fall, dass eine Buchführungspflicht557 besteht, haben sich 
insbesondere Iro,558 Riedler559 bis vor kurzem auch noch Wilhelm560 und auch 
Heidinger561 für den Buchvermerk als einzig gültigen Publizitätsakt der 
Sicherungszession bei verbücherten Forderungen ausgesprochen. Hierzu wird 
insbesondere ausgeführt, der Buchvermerk habe im Vergleich zur 
Drittschuldnerverständigung eine wesentlich größere Publizitätswirkung nach außen. 
Dies unter anderem deswegen, da es für Gläubiger des Schuldners überaus mühsam 
sei, bei allen anderen Gläubigern des Schuldners nachzufragen, ob eine Forderung 
sicherheitshalber zediert wurde und somit aus dem Haftungsfonds des Schuldners 
potentiell ausscheidet.562 Würde man dagegen nur auf den Buchvermerk als 
                                               
555 Vgl Zepke, ZIK 1999, 16; Karollus, ÖBA 1999, 327, der ausführt, dass Banken ein zu hohes 
Beurteilungsrisiko aufgebürdet würde, wenn diese entscheiden müssten, ob nun Buchführungspflicht 
besteht oder nicht; Riedler, ÖBA 2000, 586; Riedler, JBl 2002, 194; Riedler, ÖBA 2003, 421; vgl
auch näher dazu zust Luger, Bank 102ff.
556 Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 27: der Mindestjahresumsatz sollte in jedem Fall 
EUR 0,5 Mio nicht unterschreiten. Demnach wäre der Factoringkunde idR nach dem UGB 
buchführungspflichtig. 
557 Oder wenn man der Kritik am OGH folgt, zumindest faktische Buchführung des Zedenten, 
siehe gerade oben 3.4.1.
558 Iro, RdW 1998, 6 in Bezug auf die Gültigkeit der Vorausverständigung von Dritten bei 
Sicherungszession.
559 Riedler, JBl 2002, 194; Riedler, ÖBA 2003, 422f; Riedler, Zak 2006, 43.
560 Wilhelm, Anm zu OGH, ecolex 1998, 22; gegen seine frühere Meinung nun tendenziell 
Wilhelm, ecolex 2007, 153.
561 Heidinger in Schwimann, ABGB³ VI § 1392 Rz 26; vgl auch Koziol/Welser, Bürgerliches 
Recht13 II 125.
562 Vgl zB Heidinger in Schwimann, ABGB³ VI § 1392 Rz 26.
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tauglichen Publizitätsakt abstellen, könnten Gläubiger des Zedenten Sicherheit über 
den Haftungsfonds dadurch erlangen, dass sie in die Buchhaltung Einsicht 
nehmen.563 Die Drittschuldnerverständigung sei für andere Gläubiger des Zedenten 
auch oft nicht ausreichend erkennbar, weil kein Mitwirkungsrecht des 
Drittschuldners bei Anfrage, ob eine Forderung zur Sicherung zediert wurde,
besteht.564
Ein beträchtlicher Teil der Lehre565 hat sich gegen diese Ausführungen, 
welche sich für den Buchvermerk als einzigen tauglichen Modus bei Buchführung 
des Zedenten sehen, ausgesprochen. Ertl566 führt im Zusammenhang mit 
elektronischer Buchführung und dabei gesetzten Buchvermerken aus, dass die 
Gefahr von Manipulationsmöglichkeiten in der Buchführung des Zedenten sehr hoch 
sei. Das allgemein für die zusätzliche Verwendung der Drittschuldnerverständigung 
angeführte Argument ist, dass, ähnlich dem Argument von Ertl, die Verständigung 
des Drittschuldners Manipulationsmöglichkeiten vorbeugt, damit für den Zessionar 
günstiger sei und insbesondere die Verständigung des Drittschuldners die Publizität 
ein für allemal herstelle.567
Der OGH hat sich bis vor kurzem nicht eindeutig festgelegt, welche Form 
des Publizitätsakts bei der Sicherungszession, insbesondere bei zukünftig 
entstehenden Forderungen, dem Erfordernis des § 452 ABGB entspricht. 
Insbesondere hat die Rsp568 in Anlehnung an die kritischen Lehrmeinungen zur 
Drittschuldnerverständigung ausgeführt, dass es fraglich sei, ob ein 
buchführungspflichtiger Zedent nicht bloß durch Buchvermerk eine 
Sicherungszession in Geltung setzen könne. Der Drittschuldner sei nicht verpflichtet 
                                               
563 Vgl Riedler, ÖBA 2003, 424; Riedler, Zak 2006, 43.
564 Vgl Riedler, Zak 2006, 43; vgl auch Heidinger in Schwimann, ABGB³ VI § 1392 Rz 26 und
Iro, RdW 1998, 6, der den Zessionsvermerk zumindest als verlässlichsten und einfachsten 
Publizitätsakt ansieht.
565 Zepke, ÖBA 1997, 984; Karollus, Anm zu OGH, ÖBA 1998, 392; Ertl in Rummel, ABGB³ 
II § 1392 Rz 3; Koziol, ÖBA 2004, 875; Spitzer, ÖBA 2005, 886; Spitzer, Zak 2007, 47; tendenziell 
auch Schulyok in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 48 Rz 267 ff.
566Ertl in Rummel, ABGB³ II § 1392 Rz 3a; Ertl, JBl 2002, 197.
567 Vgl ua Ertl in Rummel, ABGB³ II § 1392 Rz 3a; Ertl, JBl 2002, 197 mwN.
568 OGH 5 Ob 2155/96i, SZ 70/228 = ecolex 1998, 22 (Michor und Wilhelm) = JBl 1998, 105 
(Michor) = ÖBA 1998, 392 (Karollus) = ZIK 1998, 33; 1 Ob 406/97f, SZ 71/154 = ÖBA 1999, 327 
(Karollus) = RdW 1999, 20 =  ÖBA 2001, 211 (Sailer); 1 Ob 308/98w, ÖBA 2000, 242 = ZIK 1999, 
199; 1 Ob 227/99k, SZ 73/132; 4 Ob 100/04s, EvBl 2005/40 = ecolex 2004, 945 = ÖBA 2004, 867 
(Koziol).
KAP V/124
einem Gläubiger des Zedenten Auskunft zu erteilen und auch der Aufwand einer 
lückenlosen Untersuchung (Informationseinholung gegenüber allen Drittschuldnern) 
spreche gegen die Drittschuldnerverständigung als tauglichen Modus. Zuletzt hat 
sich der 6. Senat569 allerdings dem Thema nochmals gewidmet und seine ältere 
Rsp570 dem Grunde nach bestätigt. Dh, auch bei Sicherungszessionen von 
Buchforderungen soll die Drittschuldnerverständigung als vollwertige Alternative 
zum Buchvermerk Geltung haben. Zwar stellte der OGH fest, dass „der Buchvermerk 
dem Informationsbedürfnis der (potentiellen) Gläubiger des Zedenten besser 
Rechnung trägt und insofern mehr an Publizität bringt und das Nebeneinander 
zweier möglicher Publizitätsakte belastend ist.“ In der Folge argumentiert der OGH 
allerdings, die Drittschuldnerverständigung müsse zumindest bei nicht verbücherten 
Forderungen ausreichen (was von der Lehre auch anerkannt wird571) und sei somit 
wohl auch für das Publizitätsprinzip bei verbücherten Forderungen ausreichend. 
Außerdem sollte das Publizitätsprinzip nicht so verstanden werden, dass immer ein 
Höchstmaß an Publizität anzustreben ist. 
Spitzer572 begrüßt die Entscheidung des OGH. Er führt aus, der 
Drittschuldner sei eine Auskunftsquelle, die bei Drittschuldnerverständigung am 
besten um das Bestehen einer Forderung und deren Zession wissen müsse und 
objektiv Auskunft geben könne. Bei einer Weigerung der Auskunft des 
Drittschuldners wäre der Gläubiger des Schuldners hinreichend gewarnt und falsche 
Auskünfte würden den Drittschuldner nach § 1396 ABGB schadenersatzpflichtig 
machen. Koziol573 kritisiert die Entscheidung des OGH, mE zutreffend, dagegen 
insbesondere mit dem Hinweis, dass die Drittschuldnerverständigung vom 
Drittschuldner oder aber auch vom Zedenten selbst ebenso leicht fälschbar und 
vernichtbar sei wie der (elektronische) Buchvermerk. Hauptargument für Koziol
bleibt die geschäftliche Sicherheit für andere Gläubiger des Zedenten.574 Kreditgeber 
                                               
569 OGH 6 Ob 116/05k, ecolex 2007, 246 = JBl 2007, 379 = ÖBA 2007, 753 (Koziol) = Zak
2007, 54 (Spitzer).
570 OGH 6 Ob 662/78, SZ 51/12; 4 Ob 513/88, RdW 1988, 288 = ÖBA 1989, 85; 4 Ob 562/82, 
SZ 55/170.
571 Vgl gerade oben 3.4.1.
572 Spitzer, Zak 2007, 47.
573 Koziol, ÖBA 2007, 742f.
574 Koziol spricht von einem „individuellen Zessionsregister“.
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können sich einen umfassenden Überblick über die Belastungen des 
Schuldnervermögens durch Bucheinsicht bilden.575 Meiner Ansicht nach ist Koziol
sowie der zur Drittschuldnerverständigung kritischen Lehre zuzustimmen. Dies nicht 
nur aufgrund des praktisch am einfachsten handhabbaren einheitlichen 
Zessionsregisters beim Zedenten, welches nicht durch einzelne 
Drittschuldnerverständigungen verzerrt werden kann (zB durch Sicherungszessionen, 
welche nicht auch in den Büchern eingetragen wurden), und damit bessere praktische 
Regeln für die Praxis hat, sondern auch aufgrund des von Riedler576 angeführten
Arguments, der Drittschuldner würde nicht verpflichtet sein, auf Erkundigungen zu 
antworten. Gegen Spitzers Ausführungen wird mE in der Praxis bei nicht möglicher 
Auskunft eines Drittschuldners das Vertrauen in den Zedenten nicht unbedingt 
erschüttert. Die Drittschuldnerverständigung bleibt im heutigen Geschäftsverkehr bei
oftmals vielen hunderten ausstehenden Forderungen eines Unternehmens, zB beim 
Factoring, auch keine „leichte und sichere Feststellungsmöglichkeit“577 der Zession. 
Auch das Argument des OGH, die Drittschuldnerverständigung sei im Bereich von 
nicht verbücherten Forderungen allgemein anerkannt, überzeugt mE nicht. In diesen 
Fällen gibt es keine alternative, taugliche Publizitätsform und somit muss auf die 
Drittschuldnerverständigung ausgewichen werden, weil ein weniger tauglicher 
Modus besser ist, als gar kein Publizitätsakt.
3.4.3 Drittschuldnerverständigung bei sicherungsweiser Globalzession
Im Rahmen des Factorings werden alle künftigen Forderungen aus dem 
Geschäft des Factoringkunden bereits bei Abschluss des Factoringvertrags mit Hilfe 
einer Globalzession an den Factor übertragen. Inwiefern der Publizitätsmodus bei 
einer Zession künftiger Forderungen ausgestaltet werden muss um Gültigkeit zu 
haben, ist umstritten. Nach einem Teil der Lehre578 reicht für die Wahrung der 
                                               
575 Das Argument von Schulyok in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 48 Rz 268, dass in 
der Praxis Gläubigern, etwa schutzwürdigen Warenkreditgläubigern, keine Einsicht in die Bücher des 
Zedenten erlangen könnten, überzeugt dagegen mE nicht. Ähnlich dem Argument Spitzers für den 
Fall dass ein Drittschuldner die Auskunft verweigert, muss ein Vertragspartner umso mehr 
misstrauisch sein, wenn sein potentieller Schuldner ihm Bucheinsicht nicht gewährt oder keine 
Übersicht über Sicherungszessionen gibt.
576 Riedler, Zak 2006, 43.
577 Forderung des OGH, Gutachten, Präs 547/28, SZ 11/15.
578 OGH 6 Ob 319/01g, ÖBA 2003, 876 = RdW 2003, 194; König, RdW 1993, 34; Zepke, 
ÖBA 1997, 984f; Karollus, ÖBA 1999, 334.
KAP V/126
Publizität bei einer Globalzession, die auch Sicherungszession ist, die 
Vorausverständigung von Drittschuldnern aus. Die Mindermeinung579 hält dagegen 
die Drittschuldnervorausverständigung bei Zession von künftigen Forderungen nicht 
als zulässigen Publizitätsakt oder schränkt deren Geltung auf spezielle Situationen 
ein. 
Erst jüngst hat sich die Rsp580 dem Problem erneut gewidmet und die 
Vorausverständigung von Drittschuldnern als Publizitätsakt für zukünftige 
Forderungen als wirksam anerkannt. Allerdings handelte es sich im vorliegenden 
Einzelfall um eine spezielle Situation, in der es lediglich um die 
Vorausverständigung einer einzelnen, individualisierten Forderung ging.581 Obwohl 
sich der OGH auf seine Rsp582 zur Sicherungszession künftiger Forderungen, die aus 
eindeutig identifizierbaren Geschäftsbeziehungen mit bereits individualisierten 
Geschäftspartner stammen, bezieht, merkt er trotzdem gleichzeitig für die 
Globalsicherungszession künftiger Forderungen an, dass dort „zweifellos Vorsicht 
geboten sei, weil in diesem Fall die Publizität durch die Verständigung von Personen 
geschaffen werden soll, die noch nicht einmal als Schuldner „angelegt“ sind.“583
König584 führt zur Entscheidung aus, dass den Zweifeln des OGH zur allgemeinen
Gültigkeit der Vorausverständigung bei Globalzessionen zuzustimmen ist, da 
allgemeine „Postwurfsendungen“, in denen alle potentiellen Schuldner von einer 
Globalzession verständigt werden, nicht dem Publizitätserfordernis entsprechen 
können. Dagegen will König dann eine Vorausverständigung als tauglichen Modus 
ansehen, wenn Geschäftspartner laufend als Kunden auftreten.585 Heidinger586 führt 
hierzu aus, dass die Argumente gegen die Drittschuldnerverständigung als leicht und 
                                               
579 Vgl; Koziol, ÖBA 1998, 754; Heidinger in Schwimann, ABGB³ VI § 1392 Rz 47; Riedler, 
Anm zu OGH, ÖBA 2007, 735; König, Anm zu OGH, ÖBA 2008, 56; aA Iro, RdW 1989, 357f, der 
sowohl die Gültigkeit der Vorausverständigung als auch eines Globalzessionsbuchvermerks 
anzweifelt.
580 OGH 10 Ob 29/07y, ecolex 2007, 765 = ÖBA 2008, 56 (König) = ZIK 2007, 203 im 
Zusammenhang mit der Vorausverständigung von Drittschuldnern beim Factoring.
581 Im konkreten Fall sollte das Abrechnungsguthaben gegenüber einem Factor zediert werden.
582 OGH 6 Ob 319/01g, ÖBA 2003, 876 = RdW 2003, 194; 1 Ob 406/97f, SZ 71/154 = ÖBA 
1999, 327 (Karollus) = RdW 1999, 20 =  ÖBA 2001, 211 (Sailer).
583 Vgl auch Spitzer, Zak 2007, 48.
584 Koziol, ÖBA 2008, 60.
585 So auch OGH 6 Ob 319/01g, ÖBA 2003, 876 = RdW 2003, 194; König, RdW 1993, 34.
586 Heidinger in Schwimann, ABGB³ VI § 1392 Rz 47.
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sicher feststellbarer Modus umso mehr bei der sicherungsweisen Globalzession 
gelten müssten. Ansonsten müssten Gläubiger alle nur potentiell in Betracht 
kommenden Geschäftspartner befragen, um sich ein Bild vom Haftungsfonds zu 
machen. Dem ist mE zu folgen. Außerdem kann wie bereits oben unter 3.4.2
ausgeführt, auf die allgemeinen Bedenken gegen die Publizitätswirkung von 
Drittschuldnerverständigung verwiesen werden, die umso mehr bei 
Globalsicherungszessionen künftiger Forderungen greifen. Für Globalzessionen von 
zukünftigen Forderungen und damit auch für das Factoring sollte daher lediglich –
zumindest bei Buchführung des Zedenten – der Buchvermerk ein tauglicher 
Publizitätsakt sein.
3.4.4 Sicherungsweise Globalzession und Buchvermerk
Ob die Drittschuldnerverständigung als tauglicher Publizitätsmodus  gelten 
soll oder nicht, ist für das Factoring idR bei den in Österreich vorherrschenden AFB 
nur teilweise bedeutend. Die AFB sehen teilweise vor, dass der Factoringkunde einen 
Buchvermerk der Abtretung und eine Drittschuldnerverständigung durch einen 
Vermerk auf der Faktura vornimmt.587 Unter welchen Umständen ein Buchvermerk 
von zukünftigen Forderungen den Publizitätserfordernissen für die 
Sicherungszession entspricht, ist im Schrifttum und war in der Vergangenheit in der 
Rsp umstritten.  In der älteren Lehre588 wurde teils vertreten, es komme für die 
Gültigkeit eines Buchvermerks darauf an, dass dieser direkt neben den bereits in den 
Büchern eingetragenen Forderungen gesetzt wird, dh ein Globalzessionsvermerk vor 
Entstehen der Forderung nicht tauglich sei. In der neueren Lehre wird von dieser 
Ansicht abgewichen. So wird etwa vertreten, dass ein Buchvermerk zur Abtretung 
künftiger Forderungen möglich ist, wenn dieser Buchvermerk auf einem eigenen 
Debitorenkonto des jeweiligen Drittschuldners gesetzt werden kann.589  Nur wenn
demnach noch kein vorheriges Geschäftsverhältnis mit einem Drittschuldner besteht,
                                               
587 Vgl auch die Factoringbedingungen Anhang A.I.3, A.II.5; B.I.7; C.II.7.1.c welche
Vermerke auf den Rechnungskopien bzw teilweise auch Vermerke in den Büchern des 
Factoringkundens und in jedem Fall auch die schriftliche Verständigung aller Drittschuldner von der 
Zession fordern.
588 Bydlinski in Klang, Kommentar² IV/2, Anm 895a, 691 insbesondere weil der Zedent einfach 
ein neues Kontoblatt verwenden könnte, um dort ohne Zessionsvermerk die neuen tatsächlich 
vorhanden Forderungen (die zuvor als „zukünftige Forderungen“ zediert wurden) zu zedieren.
589 Riedler, JBl 2002, 194; Riedler, ÖBA 2003, 425: Für diesen Fall will Riedler allerdings die 
Vorabverständigung des Drittschuldners zulassen.
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sei somit ein Buchvermerk als Vorausabtretung für Forderungen gegenüber diesem
bloß zukünftig potentiellen Geschäftspartner nicht möglich. 
In der früheren Rsp stand der OGH der Abtretung von künftigen 
Forderungen kritisch gegenüber und tendierte dazu, dass ein Publizitätsakt –
gleichgültig ob Drittschuldnerverständigung oder Buchvermerk – erst nach 
tatsächlichem Entstehen der Forderung gültig gesetzt werden könnte.590 In 
Folgeentscheidungen hat sich die Rsp von dieser zurückhaltenden Linie abgewandt 
und die Möglichkeit eines Generalvermerks in die Offene-Posten Liste der 
Buchführung des Zedenten als möglichen tauglichen Publizitätsakt anerkannt.591
Dabei sprach sich der OGH für den Erhalt der Globalzession als Instrument der 
(Banken)wirtschaft aus und führte aus, ein Globalvermerk in Geschäftsbüchern sei 
für jeden potentiellen Gläubiger des Zedenten ausreichend, um eine Einschätzung der 
Schmälerung des Haftungsfonds durch die Zession künftiger Forderungen 
vorzunehmen. In der Lehre592 wurde die Rsp des OGH teils zustimmend 
aufgenommen, insbesondere soll eine Eintragung zu Beginn jeder Seite der OP-
Listen als deutlich sichtbarer Globalzessionsvermerk den gewünschter Überblick 
über allfällige Verfügungen des Zedenten über seine Forderungen zulassen. 
Allerdings wichen einige Autoren593 von der Rsp dahingegen ab, dass sie ausführten, 
eine sicherungsweise Globalzession könne erst dann wirksam werden, wenn die 
abgetretenen zukünftigen Forderungen auch tatsächlich entstehen. Hintergrund 
hierfür sei, dass bei potentiell in Zukunft entstehenden Forderungen noch kein 
Haftungsobjekt im Vermögen des Zedenten aufscheint und ein Gläubiger des 
Zedenten dadurch nicht abschätzen könnte, ob und in welchem Ausmaß überhaupt 
der Haftungsfonds durch die Globalzession geschmälert werden würde.594
                                               
590 OGH 5 Ob 566/88, ÖBA 1989, 188 (Holzner) = RdW 1989, 23 = wbl 1988, 405; OGH 6 
Ob 2086/96z, ecolex 1997, 83 = ÖBA 1997, 205 (Koziol) = RdW 1997, 404 = ZIK 1997, 225.
591 OGH 5 Ob 2155/96i, SZ 70/228 = ecolex 1998, 22 (Michor und Wilhelm) = JBl 1998, 105 
(Michor) = ÖBA 1998, 392 (Karollus) = ZIK 1998, 33; OGH 6 Ob 174/00g, ecolex 2001/1 = JBl 
2002, 182 = ÖBA 2001, 910 (Karollus) = RdW 2001, 76 = ZIK 2001, 70
592 Heidinger in Schwimann, ABGB³ VI § 1392 Rz 47 mwN; vgl auch Karollus, ÖBA 1999,
334; zust zur alten Rsp nach der eine bloß ausreichende Individualisierung künftiger Forderungen für 
die Gültigkeit des Globalzessionsvermerks notwendig ist, Luger, Bank 114f.
593 König, RdW 1993, 34, Zepke, ZIK 1999, 16; Koziol, ÖBA 1998, 745, Kaller, 
Sicherungszession 58ff; im Detail auch König, ÖBA 2008, 60f.
594 Vgl etwa Koziol, ÖBA 1998, 745.
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In zwei der zuletzt zu diesem Thema ergangenen Entscheidungen595 ist der 
OGH dieser Kritik teilweise gefolgt. Bei Vorab-Buchvermerk soll demnach auch 
nach dem OGH die Einbuchung der konkreten Forderung in die OP-Liste maßgebend 
für die finale Gültigkeit der Sicherungszession sein, auch wenn ein Globalvermerk in 
der OP-Liste bereits vorher gesetzt wurde. In der zweiten jüngst ergangenen 
Entscheidung hierzu, rückte der OGH allerdings von dieser Linie etwas ab. Der 
Zessionar soll schon mit der gültigen Vorausabtretung und dem 
Globalzessionsvermerk eine gesicherte, konkursfeste Position hinsichtlich einer 
Forderung erlangen, welche dadurch bereits „angelegt“ wäre, sofern die Forderung 
später – auch nach Konkurseröffnung – einredefrei entsteht.596 Als Folge entschied 
der OGH im konkreten Fall,597 da die künftige Forderung gegenüber einem 
bestimmten Schuldner bereits vor den anfechtungsrelevanten Fristen angelegt war, 
würde eine Anfechtung der Abtretung der Forderung ausscheiden, auch wenn diese 
endgültig erst in der Anfechtungsfrist einredefrei entsteht. König,598 kritisiert die 
Entscheidung, welche sich seines Erachtens auf eine Missinterpretation von 
Koziols599 Ausführungen stützt. Eine Forderung, die lediglich „dem Grund nach“ 
bestehe,  gebe dem Zessionar keine konkursfeste Stellung.600 Nur wenn der Zedent 
am Ende seinerseits eine Leistung aus dem Vertragsverhältnis mit dem 
Drittschuldner erbringt, kann dem Zessionar ein konkursfestes Vorzugsrecht 
entstehen. Außerdem führt König den Schutzzweck der Konkursanfechtung als 
Grund für seine Meinung an. Insbesondere verweist er auch auf die dt Lehre,601 nach 
deren hM eine Sicherungszession von künftigen Forderungen nur dann endgültig und 
konkursfest entsteht, wenn die Forderung selbst auch tatsächlich entstanden ist.
                                               
595 OGH 7 Ob 84/07i, ZIK 2008, 66; 19.11.2008, 3 Ob 116/08t.
596 OGH 10 Ob 29/07y, ecolex 2007, 765 = ÖBA 2008, 56 (König) = ZIK 2007, 203 und 
nimmt insofern auf die Ausführungen bei Koziol, ÖBA 1998, 749ff sowie OGH 6 Ob 319/01g, ÖBA 
2003, 876 = RdW 2003, 194 bezug. 
597 OGH 10 Ob 29/07y, ecolex 2007, 765 = ÖBA 2008, 56 (König) = ZIK 2007, 203; vgl auch 
König, Konkursanfechtungsrecht, in Kodek/Konecny, Insolvenz-Forum 2007 C.2.a.
598 König, ÖBA 2008, 61; vgl auch König, Konkursanfechtungsrecht, in Kodek/Konecny, 
Insolvenz-Forum 2007 C.2.b.
599 Koziol, ÖBA 1998, 745ff.
600 Vgl auch Kapitel III 2.4.
601 Kirchhof in Münchner Kommentar, Insolvenzordnung2 § 140 InsO Rz 14.
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3.4.5 Schlussfolgerung
Ob die jüngste Rsp zur Wirksamkeit der Globalzession in ihrer derzeitigen 
Form aufrecht bleiben wird, ist insbesondere anhand der Kritik aus dem Schrifttum 
zweifelhaft. Aus meiner Sicht sind den Ausführungen Königs602 zuzustimmen, 
insbesondere aufgrund des Schutzgedankens im Anfechtungsrecht. Unternehmen, 
welche lediglich wenige Großkunden haben, insbesondere Zulieferbetriebe oder etwa 
hochspezialisierte Industriezweige, könnten der Rsp folgend, eine Globalzession mit 
einem Generalvermerk in den OP-Listen bereits Jahre vor dem eigentlichen 
Entstehen der Forderung nach Leistung des Zedenten eine anfechtungsfeste Position 
eingeräumt werden, weil die Großkunden bereits zu dem damaligen Zeitpunkt 
bekannt waren und so ausreichend individualisiert waren. Diese Ausführungen 
zeigen, dass der von der älteren Rsp603 formulierte Grundsatz, für die Gültigkeit einer 
Sicherungszession müsse der Umfang und Zeitpunkt der Abtretung aus dem 
Publizitätsakt ableitbar sein, mit der neuesten Rsp des OGH nicht in Einklang 
gebracht werden kann. Der Einwand, dass ein genereller Vermerk zur Abtretung von 
Forderungen an alle potentiellen Gläubiger einem Schuldner den gewünschten 
Überblick verschafft, ist mE nicht überzeugend. Einem Gläubiger wird es oftmals 
schwer fallen einzuschätzen, in welchem Ausmaß zukünftige Forderungen entstehen 
und damit, wie groß der Teil des Haftungsvermögens aus diesen Forderungen sein
wird. Er könnte sich etwa durch den ausreichend bestehenden sonstigen 
Haftungsfonds abgesichert sehen und somit den generellen Vermerk einer 
Globalzession als unproblematisch anerkennen. Folgt eine Umwandlung von 
sonstigem Vermögen und erhöht sich damit der Anteil der zukünftigen Forderungen 
am Haftungsfonds, hätte der Globalzessionsakt im Fall des späteren Konkurses des 
Unternehmens keine ausreichende Schutzwirkung für Gläubiger gebracht. Vielmehr 
sollte eine Sicherungszession nur dann Gültigkeit erlangen, wenn ein Gläubiger 
konkret das Ausmaß der zur Sicherung zedierten Forderungen berechnen kann. Dies 
würde allerdings erst im Zeitpunkt der konkreten Entstehung der Forderungen der 
Fall sein. Dh ein Globalzessionsvermerk ist zwar ein gültiger Publizitätsmodus, 
                                               
602 König, ÖBA 2008, 61 ua.
603 OGH 5 Ob 566/88, ÖBA 1989, 188 (Holzner) = RdW 1989, 23 = wbl 1988, 405; OGH 6 
Ob 2086/96z, ecolex 1997, 83 = ÖBA 1997, 205 (Koziol) = RdW 1997, 404 = ZIK 1997, 225.
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allerdings wirkt dieser immer erst konkret bei Entstehen einer Forderung nach
Einbuchung in die Bücher des Zedenten.
3.5 Konkursrechtliche Überlegungen des Anfechtungszeitpunkts beim 
Factoring
3.5.1 Mantelzession
In Factoringverträgen verpflichtet sich der Factoring-Kunde idR im Sinne 
einer Globalzession zur Abtretung von künftigen Forderungen.604 Dagegen besteht 
auch die Möglichkeit, einen Factoringvertrag in Form einer Mantelzession 
auszugestalten, nach dem Forderungen nicht sofort abgetreten werden, sondern der 
Factorkunde zunächst nur die Verpflichtung eingeht, in Zukunft gewisse künftig 
entstehende Forderungen abzutreten.605 Bei der Mantelzession erwirbt der Zessionar, 
also der Factor, demnach lediglich einen Anspruch darauf, dass der Zedent in 
Zukunft Einzelabtretungen von Forderungen vornimmt.606 Für die Einzelabtretung 
bedeutet dies, sofern sie in die Anfechtungsfrist des § 31 Abs 4 KO fällt, sie 
potentiell nach § 31 Fall 1 oder Fall 2607 jedenfalls anfechtbar ist. Dagegen kann es in 
keinem Fall auf den Zeitpunkt der ursprünglich im Grundvertrag vereinbarten 
Mantelzession ankommen, da sich der Factoringkunde in diesem Zeitpunkt lediglich 
verpflichtet, in Zukunft Forderungen an den Factor abzutreten.608 Mantelzessionen 
beim Factoring sind in Österreich allerdings in den Factoringverträgen und AFB 
nicht gebräuchlich.609
                                               
604 Vgl etwa Koziol, QuHGZ 1972, 319; Kamper, Factoring 54; Welser/Czermak, RdW 1985, 
141; Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/25; Fischer-Czermak, ecolex 1995, 90; Iro, 
RdW 1995, 52; Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 84; Riss, ÖBA 2006, 425; so bereits OGH 4 
Ob 562/82, SZ 55/170.
605 Vgl OGH 4 Ob 562/82, SZ 55/170; 8 Ob 594/86, ÖBA 1988, 284 = wbl 1987, 212; 7 Ob 
140/00i, ecolex 2001/340 (Kajaba) = ÖBA 2002, 405 = ZIK 2002, 21; 1 Ob 290/00d, ecolex 
2001/268 = JBl 2002, 187.
606 OGH 4 Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 1985, 494 = RdW 1984, 242; 3 Ob 
575/86, JBl 1987, 48 = ÖBA 1987, 186; 1 Ob 227/99k, SZ 73/132; 6 Ob 157/01h, ÖBA 2002, 150.
607 Vgl OGH 3 Ob 539/82, EvBl 1983/151 = Anwbl 1983, 547 (Papis) = JBl 1983, 654 
(Koziol) bezüglich Anfechtung von Einzelzessionen aufgrund eines Mantelzessionsvertrags für § 31 
Fall 2 KO.
608 Vgl Welser/Foglar-Deinhardstein, ÖJZ 1976, 75; Welser/Czermak, RdW 1985, 141; Ertl in 
Rummel, ABGB³ II § 1392 Rz 4; Heidinger in Schwimann, ABGB³ VI § 1392 Rz 50; vgl auch OGH 3 
Ob 575/86, JBl 1987, 48 = ÖBA 1987, 186; 5 Ob 504/88, JBl 1990, 255 = ÖBA 1990, 387 (Koziol); 6 
Ob 157/01h, ÖBA 2002, 150.
609 Siehe Factoringbedingungen Anhang A.II.1, B.I.1, C.I.
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3.5.2 Sicherheitshalbe Globalzession 
Wie angeführt, wird in Factoringverträgen zur Abtretung der Forderungen 
des Factoringkunden eine Globalzession verwendet. Nimmt man nach den 
Ausführungen in Kapitel II an, dass das in Österreich vorherrschende unechte 
Factoring kreditvertragliche Ausgestaltung hat, handelt es sich um eine 
Globalzession, die zugleich Sicherungszession ist. Damit sind für die Anfechtung die 
Ausführungen oben unter 3.4.4 maßgeblich, nach denen zwar ein 
Globalzessionsvermerk auf den OP-Listen zulässig ist, maßgeblicher Zeitpunkt, ob 
eine konkursfeste Forderung entstanden ist und damit maßgeblicher 
Anfechtungszeitpunkt, aber das tatsächliche Entstehen der zedierten Forderung bzw 
die Einbuchung der Forderung in die Bücher des Zedenten (sofern diese nachher 
erfolgt) ist. Eine durchsetzbare Forderung gegen einen Drittschuldner wird idR erst 
nach Leistung des Factoringkunden an diesen entstehen, dh dass es auf die 
(einseitige) Erfüllung des Grundgeschäfts mit dem Drittschuldner durch den 
Factoringkunden ankommt.
Wie in Kapitel III610 ausgeführt, ist die Zession nicht konkursfest, wenn die 
Forderung zwar vor Konkurseröffnung per Globalzession zediert wurde, die Leistung 
an den Drittschuldner aber erst nach Konkurseröffnung erbracht wird und damit erst 
dann einredefrei entsteht. Für die Anfechtung ist somit ebenso wie für das Schicksal 
der einzelnen Forderungen im Konkurs, der Zeitpunkt des tatsächlichen Entstehens 
der Forderung relevant, nicht hingegen der Zeitpunkt der Globalzession oder des 
Abschlusses des Grundgeschäfts zwischen Factoringkunde und Drittschuldner. 
Entsteht die Forderung und ist diese in die Bücher des Factoringkunden eingetragen 
und liegt der spätere dieser beiden Zeitpunkte innerhalb der Anfechtungsfrist des 
§ 31 Abs 4 KO, kann der Masseverwalter gemäß § 31 Fall 1 oder Fall 2 KO, falls die 
anderen Anfechtungsvoraussetzungen ebenso vorliegen, die Zession anfechten.611
                                               
610 Vgl Kapitel III 2.4.
611 Dasselbe gilt für andere, im Bereich des Factoring relevanten Anfechtungstatbestände (§ 30 
und § 28 KO).
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3.5.3 Formfreie Globalzession
3.5.3.1 Kaufvertragliche Einordnung des Factoring – echtes Factoring
Anders stellt sich die Situation dar, wenn man entgegen der hier vertretenen 
Meinung das unechte Factoring als Kaufvertrag qualifiziert612 und somit die 
Einzelzessionen beim Factoring formfrei sind und kein Publizitätsakt notwendig ist. 
Eine Globalvollzession künftiger Forderungen ist bereits gültig, wenn die 
Forderungen nur ausreichend individualisiert sind und es eindeutig feststeht, ob diese 
von der Globalzessionsvereinbarung umfasst sind.613 Für die Individualisierung oder 
Bestimmtheit der zukünftigen Forderungen genügt es, wenn die Forderung nach 
deren Entstehen von der Zession erfasst oder nicht erfasst identifiziert werden kann.
Dh, es müssen Gläubiger und Schuldner sowie der Rechtsgrund bekannt sein.614
Insbesondere besteht nach stRsp615 eine Individualisierung und damit Bestimmtheit 
von zukünftigen Forderungen, wenn alle Forderungen, die aus Lieferungen und 
Leistungen des Geschäfts des Unternehmens entstehen, zediert werden. Für das 
Factoring, bei dem in den überwiegenden praktischen Anwendungsfällen genau diese 
Art der Abtretung aller Forderungen gegen Geschäftspartner im Mittelpunkt steht, 
besteht – eine ausreichende Beschreibung der Globalzession im Factoringvertrag 
vorausgesetzt – somit die notwendige Individualisierung für die Gültigkeit der 
Globalvollzession. Für den Fall des Konkurses des Zedenten hat die Rsp zur 
Vollzession insbesondere die Folge, dass bei hinreichender Bestimmtheit der 
abgetretenen Forderungen im Factoringvertrag, es nicht mehr auf den Zeitpunkt des 
eigentlichen Entstehens der Forderung ankommen könnte.616 Da in den meisten 
                                               
612 Vgl Kapitel II 6.3.
613 Vgl etwa Schubert in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 3 Rz 7; Heidinger in 
Schwimann, ABGB³ VI § 1392 Rz 46; Koziol/Welser, Bürgerliches Recht13 II 127; vgl zum Factoring: 
Czermak, JBl 1984, 413f; zB auch OGH 87 Ob 140/00i, ecolex 2001/340 (Kajaba) = ÖBA 2002, 405 
= ZIK 2002, 21; 6 Ob 174/00g, ecolex 2001/1 = JBl 2002, 182 = ÖBA 2001, 910 (Karollus) = RdW 
2001, 76 = ZIK 2001, 70; zuletzt OGH 7 Ob 269/05t, ÖBA 2006, 757.
614 Vgl Ertl in Rummel, ABGB³ II § 1392 Rz 4; Heidinger in Schwimann, ABGB³ VI § 1393 
Rz 39; vgl auch OGH 6 Ob 91/73, SZ 46/48; 6 Ob 30/73, JBl 1974, 428 wonach eine namentliche 
Kenntnis entbehrlich ist, wenn die Vertragspartner des Zedenten auch auf andere Weise zu 
individualisieren sind.
615 OGH 4 Ob 562/82, SZ 55/170; 4 Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 1985, 494 = 
RdW 1984, 242; 8 Ob 594/86, ÖBA 1988, 284 wbl 1987, 212; 5 Ob 504/88, JBl 1990, 255 = ÖBA 
1990, 387 (Koziol); ÖBA 1997, 204 (Koziol); ÖBA 1999, 649 = RdW 1999, 20 = ZIK 1999, 32; 5 Ob 
255/01p, ZIK 2002, 132; zuletzt OGH 5 Ob 11/05m, RdW 2005, 288.
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praktischen Anfechtungsfällen Factoringverträge lange vor der Konkurseröffnung 
abgeschlossen werden, könnte aus den zivilrechtlichen Ausführungen zur Gültigkeit 
der Globalzession somit eine weitgehende Anfechtungsfestigkeit der 
Factoringzessionen beim als Kaufvertrag qualifizierten Factoringvertrags folgen.
3.5.3.2 Gesamtsachverhaltstheorie
Im Anfechtungsrecht ist von der Rsp617 und Lehre618 seit langem anerkannt, 
dass für die Anfechtung auch der wirtschaftliche Zweck einer Rechtshandlung bzw 
eine wirtschaftliche Betrachtungsweise eine Rolle spielen muss. Nach dem OGH619
muss der wirtschaftliche Zweck einer einzigen Rechtshandlung beachtet werden, 
insbesondere, wenn sich mehrere Rechtshandlungen zu einem wirtschaftlich 
gewollten Ganzen zusammenfügen. Petschek/Reimer/Schiemer620 führten dazu 
bereits aus, wenn ein Vorgang aus mehreren Akten oder Rechtshandlungen bestehe, 
die ein gemeinsames und nur von ihnen in Gemeinschaft erreichbares Ziel haben, 
dann soll diese Mehrheit der Rechtshandlungen nur als Ganzes und damit die 
anfechtbare Rechtshandlung erst mit der „Einfügung des Schlusssteins“ als 
vorgenommen angesehen werden.  In der Lehre wird diese anfechtungsfreundliche 
Linie, welche den Zeitpunkt für Anfechtungen von mehraktigen Rechtshandlungen 
zeitlich in Richtung Konkurseröffnung verlegt, als „Gesamtsachverhaltstheorie“ 
beschrieben.621
                                                                                                                                    
616 Der OGH 3 Ob 518/77, SZ 51/38 sieht in der Zession künftiger Forderungen eine 
Bedingung, wobei diese Bedingung bei Entstehen der Forderung eintritt und der Zessionar ohne 
weitere Handlungen die Forderung erwirbt, hingegen die Rechtszugehörigkeit der Forderung bereits 
mit dem Zessionsvertrag rechtlich auf den Zessionar übergeht, vgl Koziol ÖBA 1998, 745; Heidinger
in Schwimann, ABGB³ VI § 1393 Rz 39.
617 OGH 5 Ob 506/85, SZ 59/79 = JBl 1986, 514 = ÖBA 1986, 636; 3 Ob 514/86, ÖBA 1987, 
193 = wbl 1987, 96 = RdW 1987, 124; 6 Ob 665/95, ÖBA 1997, 208 = RdW 1997, 404 = ZIK 1997, 
223; 6 Ob 2296/96g, SZ 69/260 = JBl 1997, 536 = ÖBA 1997, 554 = ZIK 1997, 97; 7 Ob 248/98s; 
ÖBA 1997, 207 (Koziol); 2 Ob 302/99x, ÖBA 2001, 989 (Fink) = ZIK 2000, 22; 2 Ob 114/99z, ecolex 
2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164; 7 Ob 140/00i, ecolex 2001/340 
(Kajaba) = ÖBA 2002, 405 = ZIK 2002, 21; 6 Ob 17/02x, ÖBA 2003, 612 = RdW 2003, 262 = ZIK 
2003, 96.
618 Vgl Bartsch/Pollak, KO³ I 160; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 295;
Schumacher ÖBA 1989, 491f; Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/134; König, 
Anfechtung³ Rz 3/47 und Rz 10/40.
619 OGH 3 Ob 515/95, JBl 1996, 51 = ÖBA 1996, 144.
620 Vgl Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht, 295.
621 Vgl Bartsch/Pollak, KO³ I 160, 212f; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 295; Fink, 
RdW 1989, 185; Schumacher, ÖBA 1989, 491f; Fischer-Czermak, ecolex 1995, 91; König, 
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Der OGH ist der Rsp zum Gesamtsachverhalt in einer Reihe von Fällen 
gefolgt. Bei der Anweisung, wobei der OGH hier den Schlussstein der Anfechtung 
erst mit der Leistung des Angewiesenen an den Gläubiger gesehen hat.622 Auch bei 
Verpfändungen, bei denen der nach § 427 ABGB notwendige Modus erst später 
gesetzt wurde, kommt es nach dem OGH ebenso konkursrechtlich auf den letzten 
Akt für die Gültigkeit der Rechtshandlung an.623 Auch für die sicherungsweise 
Zession von Forderungen ist der OGH der Lehre gefolgt und hat den als letzten Akt 
gesetzten Publizitätsakt als den für den Gesamtsachverhalt relevanten 
Anfechtungszeitpunkt gewertet624 und auch für den Anfechtungszeitpunkt bei der 
Factoringzession.625 Fischer-Czermak626 und Iro627 gehen für die Factoringzession628
ebenso davon aus, dass die Gesamtsachverhaltstheorie Anwendung finden soll und 
damit zwar nicht die Factoringglobalzession im Factoringvertrag selbst, welche idR 
vor der Anfechtungsfrist endgültig wirksam wird, aber doch aus Gründen des 
Gesamtsachverhalts und dem hinter dem Anfechtungsrecht wirtschaftlichen Zweck 
stehenden Gründen angefochten werden kann. Das Entstehen der einzelnen 
Forderungen in Folge der Leistung des Factoringkunden an einen Drittschuldner 
kann somit angefochten werden. 
Folgt man der Gesamtsachverhaltstheorie, so ergibt sich demnach auch für 
das echte Factoring bzw, wenn man auch für das unechte Factoring von einem 
Kaufvertrag ausgeht, eine ähnliche anfechtungsrechtliche Situation wie bei einem 
Factoringvertrag, welcher kreditvertragliche qualifiziert wird und deswegen einen 
Publizitätsakt für die Gültigkeit der Sicherungszessionen verlangt. Qualifiziert man 
                                                                                                                                    
Anfechtung³ Rz 3/47f; Riss, ÖBA 2006, 428; vgl auch Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 30 Rz 100; Schubert in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 3 Rz 6ff.
622 OGH 6 Ob 665/95, ÖBA 1997, 208 = RdW 1997, 404 = ZIK 1997, 223; zuletzt OGH 2 Ob 
302/99x, ÖBA 2001, 989 (Fink) = ZIK 2000, 22.
623 OGH 1 Ob 697/88, SZ 62/32 = wbl 1989, 227.
624 Vgl OGH 7 Ob 140/00i, ecolex 2001/340 (Kajaba) = ÖBA 2002, 405 = ZIK 2002, 21; so 
etwa auch Fink, RdW 1989, 185; König, Anfechtung³ Rz 3/47; vgl gerade oben 3.5.2., wonach aber 
Sicherungszessionen auch dadurch angefochten werden können, in dem man lediglich auf den 
Publizitätsakt als eigene anfechtbare Rechtshandlung abstellt.
625 OGH 2 Ob 114/99z, ecolex 2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 
164.
626 Fischer-Czermak, ecolex 1995, 91.
627 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/141.
628 Beide Autoren gehen von der kaufvertraglichen Natur des Factorings aus, wonach also kein
für die Sicherungszession notwendiger Publizitätsakt gesetzt werden muss.
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das Factoring als Kreditvertrag, ist der relevante Anfechtungszeitpunkt idR die 
Eintragung der Forderung in die Bücher des Factoringkunden nach deren 
tatsächlichen Entstehen, sofern zuvor bereits ein gültiger Globalzessionsvermerk in 
die OP-Liste des Factoringkunden gesetzt wurde. Ohne Globalzessionsvermerk ist 
dagegen auf den Zeitpunkt des Individualvermerks in den Büchern abzustellen. Im 
Fall der kaufrechtlichen Qualifizierung des Factorings kommt es für den 
Anfechtungszeitpunkt dagegen darauf an, wann der letzte Akt der Zession im Sinne 
der Gesamtsachverhaltstheorie gesetzt wurde. Dies ist bei der Abtretung von 
zukünftigen Forderungen im Rahmen einer Globalzession idR das Entstehen der 
zedierten Forderung durch Leistung des Factoringkunden an den Drittschuldner. Die 
Anfechtungszeitpunkte in beiden Ausgestaltungen des Factorings liegen damit 
zeitlich bei ordnungsgemäßer Buchführung nicht bzw nur geringfügig auseinander.
3.5.4 Anzufechtender Zeitpunkt bei Factoringvereinbarung zur Zession des 
Überrests
In Factoringverträgen werden vereinzelt zwischen dem Factor und dem 
Factoringkunden besondere Abreden für die Sicherstellung des Factors bei 
Beendigung des Factoringvertrags getroffen. Dabei soll etwa alle oder ein Teil der 
noch nicht bevorschussten zedierten Forderungen im Zeitpunkt der Beendigung des 
Factoringvertrags dem Factor vorübergehend als Sicherstellung verbleiben.629 Da der 
Factor nach den Factoringbedingungen bis zur Beendigung des Factoringvertrags 
verpflichtet ist, jeweils bei Zahlung des Drittschuldners Restzahlungen an den 
Factorkunden unverzüglich zu leisten, ist diese zusätzliche Sicherstellung des Factors 
in Höhe der kumulierten noch ausstehenden Restzahlungen zivilrechtlich eine 
Sicherungszession im Zeitpunkt der Beendigung des Factoringvertrags. Nach 
Ansicht Rebernigs630 muss es mE richtigerweise auch in diesem Fall für die 
Anfechtbarkeit der Abtretung des Überrests an Restzahlungen darauf ankommen, 
wann die letzte zur Einredefreiheit des Forderungserwerbs führende Rechtshandlung 
gesetzt wird.  Dh Anfechtungszeitpunkt der im Factoringvertrag bereits vereinbarten 
Zession des gesamten Überrests an Restzahlungen ist idR die Leistung des 
                                               
629 Vgl Factoringbedingungen Anhang A.II.33; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 30 Rz 102.
630 Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 102.
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Factoringkunden an einen Drittschuldner, welche die letzte der Forderungen, die zum 
Überrest zählen, einredefrei stellt. 
4 Anfechtung von Deckungshandlungen nach § 31 Fall 1 KO
4.1 Unanfechtbarkeit bei fehlender Konkursgläubigerstellung bzw Vorliegen 
eines Zug-um-Zug Geschäfts
4.1.1 Konkursgläubigerstellung
Tatbestandsmerkmal des § 31 Fall 1 KO ist die Deckung eines potentiellen 
Konkursgläubigers. Damit muss im Zeitpunkt der Deckungshandlung als 
Anfechtungsvoraussetzung bereits eine Gläubigerstellung des Anfechtungsgegners
bestehen.631  Hintergrund dieser Voraussetzung ist, dass die volle Befriedigung oder 
Sicherstellung eines Gläubigers, welcher nach Konkurseröffnung nur eine 
Konkursforderung hätte, gegen die Gläubigergleichbehandlung spricht. Die 
Deckungshandlung in der Anfechtungsfrist und bei vorhandener Zahlungsunfähigkeit 
oder Überschuldung des späteren Gemeinschuldners ist eine Bevorzugung einer 
bereits wirtschaftlich entwerteten Forderung.632 Damit wird auf das Insolvenzrisiko 
des Vertragspartners abgestellt, welches ein Gläubiger des Gemeinschuldners bei 
Eingehen eines Geschäfts in Kauf nimmt.633
Für das Factoring bedeutend ist, dass § 31 Fall 1 KO lediglich die 
Sicherstellung oder Befriedigung von Konkursgläubigern anfechtbar ist, nicht aber 
die Deckung von Absonderungsgläubigern oder Massegläubigern.634 Strittig ist 
dagegen, ob Gläubiger mit ausgeschlossenen Ansprüchen nach § 58 KO 
                                               
631 Schumacher, ÖJZ 1981, 32; Widhalm, ZIK 1999, 39; Koziol/Bollenberger in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 8; Rebernig, Konkursanfechtung, Rz 89ff; 
Widhalm, Kontokorrentkredit 30ff; König, Anfechtung³ Rz 11/32; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 31 Rz 2; so bereits früh OGH 5 Ob 310/76, SZ 50/57; Ehrenzweig, Kommentar 
272.
632 Vgl Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 58.
633 Vgl Fink, ÖBA 1992, 809; Rebernig, Konkursanfechtung, Rz 97; Widhalm, 
Kontokorrentkredit 30, die generell zwischen dem anfechtungsrechtlichen Gläubigerbegriff und dem 
schuldrechtlichen Gläubigerbegriff unterscheiden will.
634 Ehrenzweig, Kommentar 272f; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 315; 
Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 8; König, Anfechtung³
Rz 11/33; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 14; OGH 7 Ob 517/88, ÖBA 
1988, 1113 (Koziol) = RdW 1989, 62; 4 Ob 2328/96y, ecolex 1997, 360 = ÖBA 1997, 489 = ZIK 
1996, 63; 6 Ob 280/00w, ÖBA 2001, 726 = ZIK 2001, 207;
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Konkursgläubiger iSd § 31 Fall 1 KO sind.635 Für die Anfechtung beim Factoring 
bedeutet dies, dass aufgrund der Sicherung durch die zedierten Forderungen der 
Factor wegen seiner (bedingten) Rückzahlungsansprüche in Höhe der 
Bevorschussungen und anderer Ansprüche aus dem Factoringverhältnis idR nicht 
Konkursgläubiger des Factoringkunden ist. Lediglich im Fall der Untersicherung des 
Factors, dh, wenn Forderungen durch Nichtzahlungen von Drittschuldnern ausfallen 
und die noch ausstehenden zedierten Forderungen die Ausfälle nicht vollständig 
abdecken, besteht Konkursgläubigereigenschaft. Dabei ist fraglich, ob bei einer 
Rückzahlung von Bevorschussungen auf uneinbringliche Forderungen, die gesamte 
Rückzahlung nach § 31 Fall 1 KO aufgrund Deckung eines Konkursgläubigers 
anfechtbar ist,636 oder, ob der Anfechtungsanspruch nur in der Höhe besteht in der 
der Factor nicht durch Zessionen als Absonderungsgläubiger gedeckt ist.637
Zweiteres ist mE richtig, da sich nur in der Höhe ein Bruch des Prinzips der 
Gläubigergleichbehandlung ergibt, in welcher der Factor auch tatsächlich als 
Konkursgläubiger gedeckt wird.
4.1.2 Vorleistung des Gemeinschuldners und Zug-um-Zug Geschäft
Da es für § 31 Fall 1 KO auf die Konkursgläubigereigenschaft im Zeitpunkt 
der Deckungshandlung ankommt, scheidet eine Anfechtung bei Vorleistung des 
Gemeinschuldners aus. In Fall der Vorleistung wird der Vertragspartner des 
Gemeinschuldners nicht Gläubiger des späteren Gemeinschuldners, sondern der 
Gemeinschuldner wird selbst Gläubiger. Die spätere Leistung des Vertragspartners 
begleicht lediglich dessen eigene Schuld aus dem Vertragsverhältnis.638 Da hier vom 
Geschäftspartner des Gemeinschuldners keine Kreditgabe an ihn erfolgt, ist auch ein 
enger zeitlicher Zusammenhang der Leistung des Gemeinschuldners und 
Vertragspartners, wie für die Unanfechtbarkeit bei einem Zug-um-Zug Geschäft 
                                               
635 Vgl für Konkursgläubigereigenschaft Koziol, JBl 1982, 68; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 31 Rz 16; dagegen Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 8; König, Anfechtung³ Rz 11/33.
636 So OGH 5 Ob 509/95, SZ 68/53 = ÖBA 1995, 899.
637 In diesem Sinne Schumacher ZIK 1995, 187; Koziol/Bollenberger in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 8.
638 Ehrenzweig, Kommentar 231; Widhalm, ZIK 1999, 39; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 30 Rz 60; vgl auch OGH 3 Ob 575/86, JBl 1987, 48 = ÖBA 1987, 186; 2 Ob 
114/99z, ecolex 2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164.
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erforderlich,639 nicht notwendig. Auch eine Aufrechnung des Anfechtungsgegners 
mit einer anderen Forderung gegen den Gemeinschuldner ist durch § 20 Abs 1 Z 3 
KO nicht blockiert, wenn der Gemeinschuldner vorleistet.640 Für das echte Factoring 
bzw bei kaufvertraglicher Einordnung des Factorings bedeutet dies, dass der Factor 
aufgrund der Vorleistung des Factoringkunden (die Zession und Rechnungsübergabe 
erfolgt zuerst, die Bevorschussung erst Tage später) im Fall der Regelabwicklung des 
Factorings nicht Konkursgläubiger wird und damit eine Anfechtung nach § 31 Fall 1 
KO ausscheidet.
Nicht nur bei zeitlicher Vorleistung des Gemeinschuldners ist es möglich, 
dass Konkursgläubigereigenschaft iSd § 31 Fall 1 KO nicht gegeben ist. Nach 
einhelliger Auffassung in der Lehre und Rsp641 sollen bei sog Zug-um-Zug 
Geschäften, dh bei einem engen zeitlichen und wirtschaftlichen Zusammenhang 
zwischen Entstehen der Forderung gegen den Gemeinschuldner und Sicherstellung 
und Befriedigung derselben eine Anfechtung ausgeschlossen sein. Dies auch dann,
wenn der Vertragspartner des späteren Gemeinschuldners technisch zeitlich vor dem 
Gemeinschuldner leistet. Für das Factoring ist die Unanfechtbarkeit bei Zug-um-Zug 
Geschäften insbesondere deswegen zu analysieren, da die Rsp und Lehre642 von der 
Unanfechtbarkeit der einzelnen Factoringzessionen nach § 31 Fall 1 KO aufgrund 
ihres angeblichen Zug-um-Zug Charakters ausgehen.
                                               
639 Siehe dazu gleich näher unten.
640 Vgl zur Aufrechnungsmöglichkeit im Konkurs Kapitel III 3 und unten 7; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 60.
641 Vgl Steinbach, Kommentar³ 66; Ehrenzweig, Kommentar 231 und 247; Lehmann, 
Kommentar I 283; Koziol, Gläubigeranfechtung 86ff; Fink, ÖBA 1992, 809; Widhalm, ZIK 1999, 39; 
Bollenberger, ÖBA 2000, 22; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I 
§ 30 Rz 14 und § 31 Rz 11; Rebernig, Konkursanfechtung, Rz 90; Widhalm, Kontokorrentkredit 31; 
König, Anfechtung³ Rz 10/3; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 61ff; OGH 4 
Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 1985, 494 = RdW 1984, 242; Ob 514/86, ÖBA 1987, 193 
= wbl 1987, 96 = RdW 1987, 124; 4 Ob 514/88, SZ 61/101 = EvBl 1989/21 = ÖBA 1989, 78; 4 Ob
306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) = ZIK 1999, 24; 1
Ob 308/98w, ÖBA 2000, 242 = ZIK 1999, 199; 7 Ob 15/02k, ZIK 2002, 90; 8 Ob 66/06y, ZIK 2006, 
169; 9 Ob 52/06x, ZIK 2007, 167.
642 Vgl Czermak, NZ 1984, 210; Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/139; 
Fischer-Czermak, ecolex 1995, 90f; Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 121; König, 
Anfechtung³ Rz 11/47; Riss, ÖBA 2006, 428; OGH 2 Ob 114/99z, ecolex 2000, 113 (Jaksch-
Ratajczak) = ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164; 6 Ob 17/02x, ÖBA 2003, 612 = RdW 2003, 262 = ZIK 
2003, 96; OLG Innsbruck 28.2.2002, 1 R 224/01b.
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Wirtschaftlicher Hintergrund der Ausnahme für Zug-um-Zug Geschäfte ist 
für die Rsp,643 einem Schuldner, der zwar zahlungsunwürdig ist, trotz allem nicht 
vollständig vom Rechtsverkehr auszuschließen und seine zweiseitigen verbindlichen 
Geschäfte, zumindest sofern sie nicht nachteilig und damit nach § 31 Fall 2 KO 
anfechtbar sind, als rechtsgültig anzuerkennen. Auch würde dem späteren 
Gemeinschuldner bei einem Zug-um-Zug Geschäft nur für kurze Zeit ein 
Vermögenswert entzogen, wodurch der Haftungsfonds der Konkursgläubiger nur 
geringfügig gefährdet sei.644 Unterschieden werden muss für Zug-um-Zug Geschäfte 
danach, ob der Gemeinschuldner den Vertragspartner eine Zug-um-Zug Befriedigung 
oder eine Zug-um-Zug Sicherstellung gewährt.645 Im Fall der Zug-um-Zug 
Befriedigung ist das Geschäft abgeschlossen, eine spätere weitere Handlung existiert 
nicht mehr. Klassischer Fall ist etwa der Kauf einer Sache gegen Zahlung des 
Kauferlöses. Bei der Zug-um-Zug Sicherstellung hingegen ist die Sicherstellung Teil 
des Zug-um-Zug Geschäfts. Der Gemeinschuldner ist allerdings auch nach Zug-um-
Zug Sicherstellung dem Gläubiger für die von diesem erbrachte Leistung schuldig. 
Somit besteht für den Vertragspartner weiterhin eine Gläubigerstellung, allerdings 
aufgrund der Sicherheit nur die Stellung eines Absonderungsgläubigers nach § 48 
KO, welche für die Anfechtung nach § 31 Fall 1 KO nicht ausreicht.646 Bei späterem 
Ausfall der Zug-um-Zug erlangten Sicherung ist hingegen 
Konkursgläubigereigenschaft wieder gegeben. So zB falls ein Drittschuldner beim 
Factoring insolvent wird und nicht an den Factor zahlen kann.
4.1.3 Enger Zusammenhang als Voraussetzung des Zug-um-Zug Geschäfts 
Für ein Zug-um-Zug Geschäft wird ein spezifischer Zusammenhang 
zwischen der Leistung des Anfechtungsgegners und der Sicherstellung oder 
Befriedigung als Voraussetzung angenommen. Unstrittig ist, dass zumindest ein 
enger zeitlicher Zusammenhang vorhanden sein muss.647 Beispiele, bei denen ein 
                                               
643 Vgl etwa OGH 5 Ob 310/76, SZ 50/57; 4 Ob 514/88, SZ 61/101 = EvBl 1989/21 = ÖBA 
1989, 78; 2 Ob 594/93, JBl 1995, 326 = ÖBA 1996, 78 = ZIK 1995, 53; 22.2.1996, 6 Ob 1519/96.
644 Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 14.
645 Widhalm, Kontokorrentkredit 31.
646 Vgl Bollenberger, ÖBA, 1998, 50; Widhalm, Kontokorrentkredit 31.
647 OGH 8 Ob 545/91, SZ 64/73 = ecolex 1991/844 = ÖBA 1992, 838; 6 Ob 101/97i, ZIK 
1998, 131; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 
165; Ob 246/01d, ZIK 2002, 91; 6 Ob 17/02x, ÖBA 2003, 612 = RdW 2003, 262 = ZIK 2003, 96;
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enger zeitlicher Zusammenhang auf jeden Fall zu bejahen ist, sind das Bargeschäft 
oder andere Fälle der Zug-um-Zug Abwicklung nach dem ABGB, etwa bei 
kurzfristigem Eigentumsvorbehalt des Gläubigers bis zur Erbringung der Leistung 
des Gemeinschuldners.648 Es bestehen keine anerkannten fixen zeitlichen Grenzen 
für das Bestehen eines Zug-um-Zug Geschäfts. Der OGH stellt vielmehr auf die 
Verkehrsauffassung ab, ob im Einzelfall eine Anfechtbarkeit besteht oder nicht.649
Im Gegensatz zur in neuerer Zeit gefestigten Auffassung, die auf einen 
engen zeitlichen Zusammenhang abstellt bzw auf die Verkehrsauffassung, ob ein 
Zug-um-Zug Geschäft vorliegt, hat Ehrenzweig650 dagegen bereits gefordert, dass 
eine Person nur dann nicht Gläubiger im Zeitpunkt der Rechtshandlung gewesen ist, 
wenn diese durch dessen Forderung erst durch die Rechtshandlung begründet und 
sofort sichergestellt oder befriedigt wurde. In der Rsp traten mit der Zeit allerdings 
eine Reihe von Fälle auf, bei denen ein Zeitraum zwischen Leistungserbringung und 
Sicherstellung bzw Befriedigung tatsächlich besteht, aber die Abwicklung in einem 
engen wirtschaftlicher Zug-um-Zug Verhältnis abläuft, dh ein einheitlicher 
wirtschaftlicher Vorgang vorhanden ist.651 Diese Zug-um-Zug Geschäfte iwS sind 
insbesondere im Zusammenhang mit der Anfechtung von Kontokorrentkrediten 
relevant.652 So wird etwa die Einverleibung einer Hypothek einen gewissen 
zeitlichen Aufwand erfordern, wodurch die tatsächliche Bestellung der Sicherheit 
hinter der Zahlung des Anfechtungsgegners hinterherhinkt.653
                                                                                                                                    
zuletzt OGH 9 Ob 52/06x, ZIK 2007, 167; Kiendl, ÖJZ 1995, 98f; Koziol/Bollenberger in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 14; Widhalm, Kontokorrentkredit 32ff; König, 
Anfechtung³ Rz 10/4; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 62.
648 Widhalm, Kontokorrentkredit 32ff kategorisiert diese Geschäfte als Zug-um-Zug Geschäfte 
ieS und grenzt sie von solchen iwS ab, bei denen das Kriterium des engen zeitlichen Zusammenhangs 
eine größere Rolle spielt ab; vgl zu dieser Kategorisierung auch Koziol, Grundlagen 88.
649 Zuletzt OGH 7 Ob 246/01d, ZIK 2002, 91.
650 Ehrenzweig, Kommentar 231.
651 Insbesondere auch für phasenverschobene Zug-um-Zug Verknüpfungen mit geringerem 
Fokus auf eine zeitliche Verknüpfung siehe: OGH 3 Ob 532/92,  ecolex 1992, 629; 9 ObA 6/94, SZ
67/93; 6 Ob 339/00x, EvBl 2001/197 = ZIK 2001, 170; vgl auch Fink, ÖBA 1992, 809; Widhalm, ZIK 
1999, 41; König, Anfechtung³ Rz 10/7ff; Rebernig, ZIK 2000, 96ff; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 30 Rz 63; Widhalm-Budak, Praxishandbuch 34f.
652 Vgl unten 4.2.3.
653 Widhalm, Kontokorrentkredit 33.
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4.1.4 Vereinbarung der Zug-um-Zug Leistung im Grundvertrag
Als Konsequenz des Hintergrunds wirtschaftlich und zeitlich 
zusammengehörende Geschäfte anfechtungsfrei zu stellen, ist zu fordern, dass das 
Grundgeschäft auf dem die Zug-um-Zug Abwicklung aufbaut, eine 
Willensübereinkunft für einen Zug-um-Zug Leistungsaustausch fordert.654 Nach 
Widhalm655 rechtfertigt nur die zusätzliche Voraussetzung einer Zug-um-Zug 
Vereinbarung, dass für kurze Zeit das Insolvenzrisiko des späteren 
Gemeinschuldners vom Anfechtungsgegner in Kauf genommen wird. Allerdings 
kann sich ein Anfechtungsgegner nicht darauf berufen, dass eine Zug-um-Zug 
Abwicklung intendiert war, er dann trotzdem vorleistet und somit bewusst das 
Insolvenzrisiko in Kauf nimmt.656 Bei der Abwicklung muss demnach, wie 
Widhalm657 mE richtigerweise ausführt, jeweils auf den Typus des Rechtsgeschäfts 
und die für die Verkehrsauffassung entscheidende notwendige Zeit für die 
Abwicklung abgestellt werden. Nur in Fällen, in denen die nach der
Verkehrsauffassung idR notwendige Zeitspanne nicht wesentlich überschritten wird, 
darf noch ein Zug-um-Zug Geschäft angenommen werden. Verzögert sich bei einem 
simplem Kauf etwa die Bezahlung durch den Gemeinschuldner über Tage hinaus, so 
muss nach der Verkehrsauffassung wohl bereits ein Kreditgeschäft vorliegen und 
Anfechtung möglich sein. In allen anderen Fällen sollte aus Gründen des hinter dem 
§ 31 Fall 1 KO stehenden Gläubigergleichbehandlungsgrundsatz eine Anfechtung 
zugelassen werden.
                                               
654 Vgl näher König, ÖBA 1989, 20f; Widhalm, ZIK 1999, 39; Rebernig, ZIK 2000/97, 74; 
Widhalm, Kontokorrentkredit 34; OGH ÖBA 1992/347.
655 Widhalm, Kontokorrentkredit 34.
656 Vgl Ehrenzweig, Kommentar 277; Koziol, Grundlagen 88; Koziol in Avancini/Iro/Koziol, 
Bankvertragsrecht II Rz 1/239.
657 Widhalm, Kontokorrentkredit 35, die ausführt, dass ein Auseinanderklaffen wohl dann 
unschädlich ist, wenn bei einer Hypothek eben die Unterfertigung der Pfandurkunde und die 
Eintragung im Grundbuch einige wenige Tage verstreichen, dagegen sollte bei einer Bestellung eines 
Faustpfands auf einen kürzeren Zeitraum abgestellt werden.
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4.2 Anfechtung der einzelnen Sicherstellungen beim Factoring
4.2.1 Anfechtung im Idealfall der Abwicklung des Factoringvertrags
In der Lehre658 und in der Rsp659 wird für die Factoringzession 
angenommen, dass bei der Zession von (nicht mangelhaften)660 Forderungen eine 
Anfechtung schon deshalb ausscheidet, weil es sich bei den einzelnen Zessionen und 
Bevorschussungen des Factors um Zug-um-Zug Geschäfte handelt. Iro661 führt aus, 
dass der Factorkunde beim Factoring die Verfügungsmacht über bestimmte 
zukünftige Forderungen zu Gunsten des Factors abgibt und dagegen aufgrund des 
Factoringvertrags gleichzeitig eine bedingte Kaufpreisforderung gegen den Factor 
erhält. Wirtschaftlich entspreche dies einem Tausch zwischen dem zukünftigen 
Forderungsrecht und der bedingten Kaufpreisforderung. Richtig muss mE 
hingegen662 davon ausgegangen werden, dass bei in Österreich verwendeten 
Factoringverträgen, gleichgültig ob es sich um echtes oder unechtes Factoring 
handelt, die Anfechtung des Factoring nach § 31 Fall 1 KO im Regelfall bereits 
aufgrund der Vorleistung des Gemeinschuldners durch die Zession ausgeschlossen 
ist.663 Nach den Factoringverträgen kann der Gemeinschuldner die Bevorschussung 
aus dem Factoringvertrag vom Factor nur verlangen, nachdem er dem Factor eine 
Kopie der Rechnung an den Drittschuldner vorweist.664 Dabei sehen die AFB idR 
eine Frist von 14 Tagen für die Bevorschussungsleistung des Factors vor. Dh es 
besteht im Normalfall des Factoring nicht die Notwendigkeit, auf die Lehre zum 
Zug-um-Zug Geschäft zurückzugreifen, bereits die Vorleistung des 
                                               
658 Czermak, NZ 1984, 210; Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/139; 
Fischer-Czermak, ecolex 1995, 90f; Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 121; König, 
Anfechtung³ Rz 11/47; Riss, ÖBA 2006, 428.
659 OGH 2 Ob 114/99z, ecolex 2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 
164; 6 Ob 17/02x, ÖBA 2003, 612 = RdW 2003, 262 = ZIK 2003, 96; OLG Innsbruck 28.2.2002, 1 R 
224/01b.
660 Siehe zur Anfechtung bei mangelhaften Forderungen unten 4.2.2.
661 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/139. Aus den Ausführungen von Iro
ist ersichtlich, dass dies nur gilt, wenn man die Wirksamkeit der Zession bereits für den Zeitpunkt der 
Vorauszession und nicht im Zeitpunkt der Forderungsentstehung ansieht.
662 So auch Iro für den Fall, dass auf die Erfüllung durch den Gemeinschuldner und damit die 
Forderungsentstehung abgestellt wird.
663 Vgl auch Welser/Czermak, RdW 1985, 132; Fischer-Czermak, ecolex 1995, 90; Iro in 
Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/139.
664 Vgl Factoringbedingungen A.II.7; B.II.2.1; C.I(elektronische Abwicklung); Iro in 
Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/139; Fischer-Czermak, ecolex 1995, 90.
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Gemeinschuldners durch die Zession der Forderung schließt eine potentielle 
Gläubigerstellung des Factors aus. Dies gilt sowohl für die kreditvertragliche als 
auch kaufvertragliche Einordnung des Factorings. Qualifiziert man das unechte 
Factoring als Kreditvertrag so wird die Kreditsumme immer erst nach Einräumung 
der Sicherheit bezahlt. Beim echten Factoring bzw bei kaufvertraglicher 
Qualifizierung ist die Leistung des Factoringkunden ebenso bereits im Zeitpunkt der 
Zession vollständig erfüllt und auf einen zeitlichen engen Zusammenhang oder ein 
wirtschaftlich zusammengehörendes Geschäft braucht nicht abgestellt zu werden. 
Der Anfechtungsgegner wird im Fall der Regelabwicklung des Factorings nie 
Konkursgläubiger, da er nur nach Einräumung der Sicherheit vorleistet.665
4.2.2 Anfechtbarkeit bei Fehlern in der Abwicklung des Factoringvertrags
Zwar sind Factoringabwicklungen nach § 31 Fall 1 KO idR aufgrund 
fehlender Konkursgläubigerstellung666 unanfechtbar, in Sonderfällen kann allerdings 
durchaus eine Anfechtbarkeit bejaht werden. So können in der Abwicklung des 
Factoringvertrags Fehler auftreten. ZB ist es möglich, dass eine Rechnungskopie 
vom Konkursgläubiger doppelt an den Factor übermittelt wird und dieser somit nur 
für eine Bevorschussung besichert ist, dieser aber höher als die Nominale der einen 
Forderung bevorschusst. Ferner kann eine übermittelte Rechnungskopie selbst Fehler 
beinhalten, etwa eine höhere Rechnungssumme. Noch bedeutender ist der Ausfall 
der Drittschuldnerzahlung, da dieser Ansprüche aus dem Vertrag mit dem späteren 
Gemeinschuldner geltend macht und deswegen Zahlung verweigert, mit anderen 
Ansprüchen gegen den Gemeinschuldner aufrechnet oder selbst in 
Zahlungsunfähigkeit oder Insolvenz verfällt. Ferner ist für die Anfechtung nach § 31
Fall 1 KO zu beachten, dass im Rahmen der Abwicklung des Factorings zu jedem 
beliebigen Zeitpunkt idR eine Vielzahl von abgetretenen und bevorschussten 
Forderungen sowie andere Ansprüche des Factors (auf Zinsen oder 
Factoringgebühren für die Servicefunktion oder die Übernahme der 
                                               
665 Vgl Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/139, der aus meiner Sicht 
irreführend trotz Vorleistung des Gemeinschuldners, welche schon selbst zur Unanfechtbarkeit 
mangels Gläubigerstellung, auch noch auf das Fehlen eines engen zeitlichen Zusammenhangs, 
welcher für ein Zug-um-Zug Geschäft maßgeblich ist, hinweist. Ähnlich auch Czermak, NZ 1984, 
209f, die deswegen das Zug-um-Zug Geschäft nicht geltend lassen will, weil das Entgelt von Seiten 
des Factors erst zu zahlen ist, wenn der Drittschuldner tatsächlich leistet und bei Übergabe der 
Rechnungskopie lediglich ein Vorschuss geleistet wird. 
666 Oder nach der hM aufgrund Zug-um-Zug Abwicklungen.
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Delcrederehaftung für gewisse Forderungen) bestehen, die je nach Ausgestaltung der 
Vertragsbedingungen anfechtungsrechtlich miteinander in Verbindung stehen.
Nach hA667 ist eine Anfechtung einer Rechtshandlung innerhalb der 
Anfechtungsfrist des § 31 Abs 4 KO wegen Befriedigung oder Sicherstellung dann 
möglich, wenn der Factor eine Forderung bevorschusst, die mangelhaft und damit 
nicht werthaltig ist. Ist die Forderung mangelhaft oder zumindest teilweise 
mangelhaft, dh zahlt der Drittschuldner an den Factor weniger als die Nominale, so 
hat der Factor mit der Bevorschussung der zedierten mangelhaften Forderungen 
vorgeleistet. Damit ist er ein potentieller Konkursgläubiger in Bezug auf die einzelne 
Kreditierung bzw in Bezug auf Gewährleistungsansprüche gegen den 
Gemeinschuldner geworden.668 Die Zession der mangelhaften Forderung selbst
anzufechten ist allerdings nicht zielführend. Dadurch würde die Konkursmasse nichts 
gewinnen, da lediglich die mangelhafte Forderung an die Konkursmasse zurückfallen 
würde. Bleibt die Forderung mangelhaft, so ist vielmehr entweder die Rückzahlung 
der Bevorschussung an den Factor durch den Factoringkunden (allenfalls nach 
Geltendmachung von „Gewährleistungsansprüchen“ des Factors) die anzufechtende 
Rechtshandlung oder die Aufrechnung des Factors, mit seinem Anspruch auf 
Rückzahlung der Bevorschussung gegen seine Schuld Restzahlungen von anderen 
Forderungen an den Factoringkunden zu bezahlen.669 Ferner ist möglich, dass die 
spätere Erbringung der Leistung des Factoringkunden an den Drittschuldner, wenn 
diese vor Übergabe der Rechnungskopie an den Factor noch gar nicht erbracht 
wurde, angefochten wird.670 Bei mangelhafter Leistung oder Warenlieferung des 
Factoringkunden gegenüber dem Drittschuldner kann auch die Verbesserung oder 
anderweitige Gewährleistungshandlung, welche die Forderung werthaltig gegenüber 
dem Drittschuldner macht, eine relevante Anfechtungshandlung sein.671 In all diesen 
                                               
667 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/139; Fischer-Czermak, ecolex 1995, 
90; König, Factoring und Konkursanfechtung in Österreich, in Gerhardt-FS (2004) 486; Riss, ÖBA 
2006, 428; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 101; OGH 6 Ob 17/02x, ÖBA 
2003, 612 = RdW 2003, 262 = ZIK 2003, 96.
668 Vgl Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/140.
669 Siehe zur Anfechtung und Aufrechnung näher unten 7.
670 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/140.
671 Für den Sonderfall, dass bei Bevorschussung des Factors noch keine Werthaltigkeit der 
Forderung bestand, aber innerhalb des für Zug-um-Zug Geschäfte allgemein anerkannten engen 
zeitlichen Zusammenhangs eine Rechtshandlung des Gemeinschuldners (zB Lieferung an den 
Drittschuldner) gesetzt wird, welche die Forderung werthaltig macht und somit den Factor befriedigt, 
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Varianten ist der Zeitpunkt der Anfechtung unproblematisch. Er ist entweder der 
Zeitpunkt der Zahlung der Gewährleistungsforderung bzw Rückzahlungsforderung 
des Factoringkunden an den Factor, die Wirksamkeit der Aufrechnung nach Zugang 
der Aufrechnungserklärung oder die Verbesserung oder anderweitiger 
Mangelbeseitigung der Leistung an den Drittschuldner die zu einer einredefreien 
Forderung, aus welcher der Factor Deckung erlangen kann, führt. Bei 
Factoringverhältnissen mit einer Vielzahl von zedierten Forderungen wird allerdings 
bereits zeitlich früher eine Rechtshandlung des Factoringkunden anfechtbar sein: Die 
Zession von zusätzlichen Forderungen, durch die der Factor für seine ausgefallene 
Forderung sichergestellt wird, stellen Deckungshandlungen dar. Der 
Anfechtungszeitpunkt hierfür ist bei der kaufvertraglichen Ausgestaltung des 
Factorings idR das mangelfreie Entstehen einer neuen Forderung durch Leistung des 
Factoringkunden an einen Drittschuldner, bei kreditvertraglicher Ausgestaltung des 
Factorings dagegen idR der Publizitätsakt, dh der Buchvermerk.672
Iro und Fischer-Czermak673 scheinen in ihren Ausführungen zur 
Anfechtung des Factorings bei nicht werthaltigen Forderungen lediglich auf den 
(atypischen) Fall einer einzelnen zedierten Factoringforderung abzustellen. In einem 
typischen Factoringverhältnis werden dagegen oftmals täglich mehrere Forderungen 
zediert und Rechnungskopien laufend an den Factor übergeben. Der Factor 
bevorschusst die jeweilige Rechnungskopie nur in gewisser Höhe, zB mit 80%, und 
behält sich den Rest als Sicherheitsbetrag ein (Sperrbetrag). Dieser Sperrbetrag 
sichert den Factor nicht nur gegen den Ausfall der spezifischen bevorschussten 
Forderung ab, sondern auch gegen den Ausfall aller anderen bereits bevorschussten 
Forderungen sowie der Forderungen auf Factoringgebühren oder für 
Serviceleistungen oder andere Leistungen des Factors. Demnach hat das 
Factoringverhältnis weitgehend Ähnlichkeit mit einem durch Zessionen besicherten 
                                                                                                                                    
sollte der Factor mE nicht durch das Zug-um-Zug Prinzip geschützt werden. Wie oben unter 4.1.4
ausgeführt, genügt ein zeitliches Naheverhältnis allein nicht, es muss bereits im Grundvertrag, dh im 
Factoringvertrag eine Zug-um-Zug Abwicklung intendiert gewesen sein. Da eine Vorleistung des 
Gemeinschuldners auf eine Forderung nicht der vertragsmäßigen Abwicklung des Factorings 
entspricht, hilft ein rein faktischer enger Zusammenhang zwischen Bevorschussung und späterem 
Entstehen der mangelfreien Forderung daher nicht.
672 Vgl zum Anfechtungszeitpunkt bei Anfechtung von Zessionen ausführlich oben 3.5.
673 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/140; Fischer-Czermak, ecolex 1995, 
90.
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Kontokorrentvertrag, weshalb eine genauere Betrachtung der anfechtungsrechtlichen 
Situation nach § 31 Fall 1 KO für diese Kreditgeschäfte sinnvoll ist.
4.2.3 Anfechtung des durch Zessionen besicherten Kontokorrentvertrags
Bei einem in voller Höhe besicherten Kontokorrentkredit ist eine § 31 Fall 1 
KO Anfechtung auszuschließen, da bloß ein gesicherter Gläubiger befriedigt werden 
kann und somit der Tatbestand der Befriedigung nicht gegeben ist.674 Widhalm675
führt dazu näher aus, dass bei einem besicherten Kontokorrentkredit, für den 
Wiederausnutzungen jeweils in Höhe von 80% der zedierten Forderungen vereinbart 
sind, der die 80% Wiederausnutzung übersteigende Betrag auch der Sicherung von 
Altverbindlichkeiten des Schuldners dienen könne. Insbesondere kann es somit auch 
bei durch Globalzession besicherten Kontokorrentkrediten dazu kommen, dass 
unbesicherte Altkredite durch die neuen Zessionen befriedigt werden. Eine 
Sicherstellung des Kreditgebers als Konkursgläubiger besteht demnach immer dann, 
wenn bei einem gesicherten Kontokorrentkredit eine Untersicherungssituation 
eintritt, die später zu Gunsten des Anfechtungsgegners wieder ausgeglichen wird.676
Rebernig677 führt für den durch Globalzession besicherten Kontokorrentkredits aus, 
eine Konkursgläubigerstellung des Kreditgebers des Gemeinschuldners bei 
Globalzession sei bei einer Reihe uneinbringlicher Forderungen bereits von Beginn 
der Abtretung dieser Forderungen an vorhanden (nicht erst wenn sich diese als 
uneinbringbar erweisen), dh spätere weitere Sicherstellungen des Kreditgebers durch 
einbringliche Forderungen seien damit anfechtbar. 
Dem ist auch für das Factoring zu folgen. Der Factor kann durch die 
Einbehaltung des nicht bevorschussten Sperrbetrags einen „Sperrbetragspool“ 
aufbauen, durch den eine Übersicherung entsteht, die er im Fall von mangelhaften 
Forderungen ausnutzen kann. Zahlt ein Drittschuldner nicht, bräuchte der Factor im 
hypothetischen Konkursfall nicht die Bevorschussung der Forderung vom 
Factoringkunden zurückverlangen, sondern kann eine Abdeckung dadurch erlangen, 
                                               
674 König, Anfechtung³ Rz 11/93.
675 Widhalm, Kontokorrentkredit 179.
676 Vgl etwa OGH 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 
317 (König) = ZIK 1999, 24; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 
287 = ZIK 2001, 165.
677 Rebernig, Konkursanfechtung Rz 123.
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dass er sich aus zuvor bereits zur Sicherheit zedierten Forderungen bedient. Eine 
Konkursgläubigerstellung iSd § 31 Fall 1 KO ist demnach für gewöhnlich aufgrund 
der Besicherungen aus den zurückbehaltenen Sperrbeträgen zu verneinen. Eine 
Anfechtbarkeit ist allerdings dann gegeben, wenn – wie Rebernig678 es für den 
Kontokorrentkredit ausführt – in einem Zeitpunkt das Gesamtportfolio von zedierten 
Forderungen die Summe der Bevorschussungen und anderer Forderungen des 
Factors gegen den Factoringkunden übersteigt.679 Wann eine solche 
Unterbesicherung tatsächlich bestanden hat, kann demnach erst ex post festgestellt 
werden, wenn klar ist, welche Forderungen des zedierten Forderungsportfolios nicht 
einbringlich waren.680 Als anzufechtende Rechtshandlung kommt dann idR wie 
bereits unter 4.2.2 oben ausgeführt, nicht nur die spätere Befriedigung des Factors 
aus dem Sperrbetrag der zuvor zedierten werthaltigen Forderungen in Betracht, 
sondern auch die Zessionen von werthaltigen Forderungen im Zeitpunkt der 
Untersicherung des Factors in Frage.681
4.2.4 Anfechtung nach § 31 Fall 1 KO in anderen Sonderfällen
Weitere Anfechtungsfälle können in für Österreich untypischen 
Factoringvereinbarungen erfolgen. Behält sich der Factor keinen Sperrbetrag ein, 
sondern zahlt den „Vorschuss“ in Höhe von 100% der Nominale682 bereits bei 
Übergabe der Rechungskopie, besteht keine andere Besicherung des Factors durch 
andere Zessionen. In diesem Fall hat der Masseverwalter bei einer mangelhaften 
Forderung und einer späterer Deckungshandlung des Gemeinschuldners in der 
Anfechtungsfrist (zB Reparatur der Leistung an den Drittschulder) jedenfalls die 
Möglichkeit der Anfechtung nach § 31 Fall 1 KO. Anfechtbare Rechtshandlung wäre 
demnach die Leistung des Factoringkunden an den Drittschuldner, welche allerdings 
                                               
678 Rebernig, Konkursanfechtung Rz 123.
679 OGH 2 Ob 114/99z, ecolex 2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 
164.
680 Solche Phasen von Unterbesicherung können potentiell zB für ein Unternehmen auftreten, 
welches eine Serie von mangelhaften Produkten hergestellt hat, wobei die Fehlproduktion kurz vor 
Konkurseröffnung auftritt oder sogar der wirtschaftliche Grund für die Insolvenz des Unternehmens 
ist.
681 Vgl ähnlich den Sachverhalt beim durch Zessionen besicherten Kontokorrentkredit, 
Widhalm, Kontokorrentkredit 179.
682 Einen vollen Kaufpreis wird der Factor wohl nur zahlen, wenn es sich bei der vertraglichen 
Vereinbarung um den Fall eines echten Factorings handelt, bei dem der Factor auch die 
Delcrederefunktion, dh das Risiko der Bonität des Drittschuldners übernimmt.
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nur im Verhältnis zum Factor für ungültig erklärt wird. Ähnlich ist der Fall gelagert, 
wenn in einem Factoringbetrag atypischerweise die Aufrechnungsmöglichkeit des 
Factors mit anderen Forderungen ausgeschlossen würde. 
4.2.5 Anfechtungshöhe
Ein durch Zessionen besicherter Kontokorrentkredit und ein 
Factoringvertrag sind, wie gerade oben unter 4.2.3f ausgeführt, für die Anfechtung 
nach § 31 Fall 1 KO ähnlich zu behandeln. Für den Kontokorrentkredit bestehen eine 
Reihe von OGH-Entscheidungen und Beiträge der Lehre zur Begrenzung der 
Anfechtung, die aufgrund der Ähnlichkeit des Zessionskredits zum Factoringvertrag 
auf diesen Anwendung finden können. Bei einem revolvierenden 
Kontokorrentkredit, wie auch bei einem Factoringvertrag, sind innerhalb der 
kritischen Anfechtungsfrist eine Vielzahl von anfechtbaren Rechtshandlungen683
vorhanden. Nach dem Gesetz sind sämtliche Befriedigungen und Sicherstellungen 
des Factors dem Vermögen des Gemeinschuldners iSd § 39 Abs 1 KO „entgangen“ 
und damit Teil des Anfechtungsvolumens.684 Lässt man aber jede einzelne 
Rechtshandlung isoliert als Anfechtungsobjekt zu,685 würde die Kumulation der 
angefochtenen Forderungen oftmals ein Vielfaches des höchsten im 
Anfechtungszeitraum bestehenden Kreditvolumens ausmachen.686 Die Rsp hat für 
diesen Fall von kumulierter Anfechtung entschieden, eine Begrenzung der Höhe des 
Anfechtungsanspruchs einzuziehen und zwar entweder in Höhe des Kreditrahmens 
oder der tatsächlichen Kreditausnutzung (welche höher oder niedriger sein kann) im 
                                               
683 Die einzelnen Wiederausnutzungen beim Kontokorrentkredit bzw die Sicherstellungen oder 
spätere Befriedigungen des Factors beim Factoring.
684 Schulyok, ZIK 2008/69, 38.
685 So der OGH 4 Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 1985, 494 = RdW 1984, 242; 6 
Ob 701/86, SZ 60/207; 1 Ob 308/98w, ÖBA 2000, 242 = ZIK 1999, 199; 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = 
ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) = ZIK 1999, 24; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 
= ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165; 6 Ob 72/06s, ecolex 2007, 174 = 
ÖBA 2007, 654 (Koziol) = ZIK 2007, 25; zuletzt OGH 2 Ob 210/05d, ÖBA 2007, 747 = ZIK 2007, 
167 nach dem jede einzelne Wiederausnutzung des Kredites prinzipiell anfechtbar ist, sofern die Bank 
als Gläubiger das Recht hat auch in diesen Zeitpunkten den Kredit fällig zu stellen und somit ein 
potentieller Konkursgläubiger ist. Ebenso für das Factoring OGH ÖBA 8 Ob 619/92, ecolex 1995, 22 
(Fischer-Czermak) = ÖBA 1995, 216 (Iro) = RdW 1995, 56 = ZIK 1995, 26; 4 Ob 308/98y, ÖBA 
1999, 477 = RdW 1999, 350 = ZIK 1999, 24.
686 Vgl Schumacher, ÖJZ 1981, 32; Koziol in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 
1/237; Widhalm, Kontokorrentkredit 147.
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Anfechtungszeitraum.687 Hintergrund für diese Begrenzung ist eine wirtschaftliche 
Betrachtungsweise des Vertragsverhältnisses, nach der, sofern die Höhe des 
ausgenutzten Kredits über einen längeren Zeitraum gleich bleibt, die Bank bei jeder 
Wiederausnutzung nicht neues eigenes Geld kreditiert, sondern de facto eine 
Wiederzurverfügungstellung bereits vom Kunden zurückgezahlter Beträge 
vornimmt.688
Im Schrifttum wird dem Ansatz des OGH für die Begrenzung des 
Anfechtungsanspruchs widersprochen. Koziol689 will die Begrenzung nicht auf den 
Kreditrahmen anwenden, sondern auf die Differenz zwischen der ausgenutzten 
Kreditsumme zu Beginn der Anfechtungsfrist und dem Höchststand der First. 
Dagegen besteht abweichend von Koziol und dem OGH die Meinung,690 dass für die 
Begrenzung der Anfechtung beim revolvierenden Kontokorrentkredit auf die größte 
Kreditausweitung innerhalb des Anfechtungszeitraums abgestellt werden soll, dh auf 
den Unterschied zwischen dem Tiefststand in der kritischen Zeit einerseits und dem 
späteren Höchststand im Kontokorrentverhältnis andererseits (das Absinken des 
Kreditsaldos in der kritischen Zeit). Hintergrund dieser Meinung ist, dass sich für 
den im gesamten Anfechtungszeitraum ausgenutzten und nie zurückgeführten Betrag 
(„Stehsaldo“) nie ein anfechtbares Rechtsgeschäft ergeben kann. Dieser Stehsaldo 
bleibt in der gesamten Anfechtungsfrist offen.691 Richtigerweise ist dieser Meinung 
                                               
687 Vgl andeutend bereits die E OGH 4 Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 1985, 494 
= RdW 1984, 242, in der der OGH zumindest eine kumulative Anfechtung aller Sicherstellungen 
ausschließt; explizit auch OGH 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 
1999, 317 (König) = ZIK 1999, 24; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 
2001, 287 = ZIK 2001, 165; zuletzt OGH 4 Ob 100/04s, EvBl 2005/40 = ecolex 2004, 945 = ÖBA 
2004, 867 (Koziol); aA teilweise noch die alte Rsp in OGH 1 Ob 686/88, SZ 62/97 = ÖBA 1989, 1008 
(Doralt) = wbl 1989, 281; 2 Ob 2147/96s, ecolex 1999, 169 = ÖBA 1999, 472 (Bollenberger) RdW 
1998, 744 = ZIK 1998, 166; ebenso für Fälle des § 30 Abs 1 Z 1 KO, in denen der OGH die 
Anfechtung auf die Reduktion des Kreditsaldos begrenzt hat.
688 Doralt, Anm zu OGH, ÖBA 1989, 1018; Bollenberger, ÖBA 1999, 421; Bollenberger ÖBA 
2000, 18f; Koziol in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 1/248; Koziol/Bollenberger in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 24; König, Anfechtung³ Rz 11/81; die 
wirtschaftliche Betrachtungsweise im Bereich der Konkursanfechtung wurde vom OGH bereits in 
OGH 5 Ob 506/85, SZ 59/79 = JBl 1986, 514 = ÖBA 1986, 636 anerkannt.
689 Koziol in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 1/248.
690 Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 24; 
Bollenberger, ÖBA 1999, 422; zust König, Anfechtung³ Rz 11/84; Schulyok, ZIK 2008/69, 38.
691 Widhalm, ecolex 2001, 371; Vgl auch Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 24; König, Anfechtung³ Rz 11/84.
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zu folgen, da das Gläubigergleichbehandlungsgebot nur in Höhe des in der 
Anfechtungsfrist maximal zurückgeführten Betrags verletzt werden kann.
Die Ausführungen zur Begrenzung der Anfechtungshöhe beziehen sich 
zunächst ohne Probleme auf den ungesicherten Kontokorrentkredit. Bei einem 
Zessionskredit wie auch beim Factoring muss abhängig vom Ausmaß der 
Untersicherung eine zusätzliche Begrenzung hinzutreten. Nur in Höhe der 
maximalen Untersicherung kann der Factor bzw der gesicherte Kreditgeber auch 
Konkursgläubiger sein.  Werden zB drei Forderungen in Höhe von jeweils 100 mit 
80 bevorschusst und ist eine Forderung davon im Zeitpunkt der Zession und der 
späteren Bevorschussung nicht werthaltig, so besteht für den Factor bereits ab 
Bevorschussung der drei Forderungen in Höhe von insgesamt 240 eine 
Untersicherung von 40. Werden später eine Reihe von weiteren Forderungen an den 
Factor zediert, ist zwar jede einzelne Forderungszession potentiell anfechtbar, das 
Ausmaß der Anfechtung muss allerdings mit 40 beschränkt werden. Besteht danach 
wiederum eine Überbesicherungssituation, folgt aber aufgrund einer mangelhaften 
Zession oder einer versehentlichen doppelten Bevorschussung eine weitere
Untersicherung des Factors mit zB 30, besteht keine kumulative Anfechtung in Höhe 
von 70. Vielmehr ist aufgrund derselben Überlegungen zum Stehsaldo beim nicht 
besicherten Kontokorrentkredit auch hier die maximale Untersicherung (dh 40 aus 
der ersten Untersicherungszeit) als Obergrenze der Anfechtung nach § 31 Fall 1 KO 
anzusehen.
5 Anfechtung eines nachteiligen Rechtsgeschäfts iSd § 31 Fall 2 KO
5.1 Vorbemerkungen
Neben der Zahlungsunfähigkeit bzw Überschuldung des Gemeinschuldners 
und der Kenntnis bzw der fahrlässigen Unkenntnis des Anfechtungsgegners davon 
im Zeitpunkt der anzufechtenden Rechtshandlung, kommt es als besonderes 
Tatbestandsmerkmal des § 31 Fall 2 KO darauf an, dass die anzufechtende 
Rechtshandlung ein für die Gläubiger des Gemeinschuldners nachteiliges 
Rechtsgeschäft war. Der Begriff des nachteiligen Rechtsgeschäfts enthält zwei 
Elemente, deren genaue Bedeutung umstritten ist. Einerseits ist fraglich, was unter 
dem Begriff „Rechtsgeschäft“ zu verstehen ist und wie weit dieser Begriff 
zusätzliche Voraussetzung im Vergleich zur anfechtbaren Rechtshandlung 
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beinhaltet.692 Andererseits steht im Mittelpunkt der Anfechtung nach § 31 Fall 2 KO 
die Frage, wann „Nachteiligkeit“ des anzufechtenden Rechtsgeschäfts für die 
Konkursgläubiger vorliegt und insbesondere ob bzw inwieweit sich die 
direktgesetzlich formulierte Nachteiligkeit des § 31 Fall 2 KO vom 
Nachteiligkeitserfordernis in anderen Anfechtungstatbeständen unterscheidet.693
5.2 Rechtsgeschäfte
Anders als nach § 31 Fall 1 KO nach dem jegliche Rechtshandlung, auch 
eine nicht vom Gemeinschuldner vorgenommene angefochten werden kann694, ist
bereits aus der Formulierung des Gesetzestexts erkennbar,695 dass der 
Gemeinschuldner für den Anfechtungstatbestand des § 31 Fall 2 KO Vertragspartner 
des anzufechtenden Rechtsgeschäft sein muss.696 Eine weitere Einschränkung 
gegenüber einfachen Rechtshandlungen ergibt sich ebenso bereits aus dem 
Gesetzestext: Nach der hA697 verlangt § 31 Fall 2 KO, dass ein anzufechtendes 
Rechtsgeschäft zweiseitig ausgestaltet, also ein Vertrag ist, da dieses „mit anderen 
Personen eingegangen“ sein muss. Der OGH hat als typische zweiseitige 
Rechtsgeschäfte den Versicherungsvertrag698 bejaht, Miet- oder Pachtverträge699
oder etwa auch das Wechseldiskontgeschäft.700 Auch Kaufgeschäfte aller Art, der 
Werkvertrag oder Kreditgeschäfte gehören zu den zweiseitigen Rechtsgeschäften 
nach § 31 Fall 2 KO.701 Zu den zweiseitigen Rechtsgeschäften iSd § 31 Fall 2 KO 
                                               
692 Vgl auch Kapitel IV 2.1.
693 Vgl dazu bereits Kapitel IV 4.3.
694 Vgl hierzu näher oben 4. und unter zur Anfechtung einer Unterlassung unten 7.3.
695 „[A]lle vom Gemeinschuldner mit anderen Personen eingegangenen, für die Gläubiger 
nachteiligen Rechtsgeschäfte.“
696 Vgl Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 17; König, 
Anfechtung³ Rz 11/44; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 20.
697 Vgl Lehmann, Kommentar I 284; Ehrenzweig, Kommentar 275; Bartsch/Pollak, KO³ I 211; 
Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 314; Wegan, Insolvenzrecht 80; Widhalm, 
Kontokorrentkredit 44; Koziol/Bollenberger, in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 
17; König, Anfechtung³ Rz 11/45; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 20; vgl 
zur Rechtslage vor Geltung der KO bereits Krasnopolski, Anfechtungsrecht 64.
698 OGH 1 Ob 507/31, SZ 13/140.
699 OGH 1 Ob 224/59, MietSlg 7.778.
700 OGH 6 Ob 590/89, ecolex 1990, 21 (Wilhelm) = JBl 1990, 666 = ÖBA 1990, 310.
701 Vgl Widhalm, Kontokorrentkredit, 44; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze 
§ 31 Rz 20.
KAP V/153
sollen nach Rebernig702 somit alle Verträge oder Rechtsgeschäfte, welche eine 
Bindung gleich einer vertraglichen Vereinbarung bewirken, zählen. Für 
Ehrenzweig703 ist es gleichgültig, ob ein entgeltliches oder unentgeltliches 
Rechtsgeschäft vorliegt, auch unentgeltliche Geschäfte können zweiseitig sein. Dh 
auch bei Schenkungen wäre die Zweiseitigkeit gegeben, da auch hier der Beschenkte 
aufgrund der erforderlichen Annahme des Geschenks handeln muss. Unstrittig nicht 
erfasst vom Begriff des Rechtsgeschäfts sind dagegen Exekutionen,704 wie vom OGH 
anerkannt einseitige Kündigungen705 oder Unterlassungen ohne 
Kontrahierungswillen.706
5.3 Anfechtung von Verfügungsgeschäften nach Fall 2
5.3.1 Vorbemerkungen
In der Lehre und Rsp707 seit langer Zeit insbesondere umstritten ist, ob auch 
Verfügungsgeschäfte Rechtsgeschäfte iSd § 31 Fall 2 KO sind und demnach der 
Anfechtung nach diesem Tatbestand ausgesetzt sein sollen. Für das Factoring ist die 
Klärung dieser umstrittenen Frage von entscheidender Bedeutung. Bei Verneinung 
der Anfechtungsmöglichkeit von Sicherstellungen und Befriedigungen, welche 
Verfügungsgeschäfte sind, wäre es lediglich möglich, das Verpflichtungsgeschäft, 
also den Factoringvertrag, nach § 31 Fall 2 KO anzufechten.708 Da allerdings der 
                                               
702 Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 20.
703 Ehrenzweig, Kommentar 275.
704 Bereits Bartsch/Pollak, KO³ I 211; vgl Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 315; 
Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 17; König, Anfechtung³
Rz 11/59; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 24.
705 OGH 8 Ob 112/97x, ecolex 1998, 36 (Fellner) = RdW 1997, 720.
706 Dellinger, ZIK 1996, 149; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 17; König, Anfechtung³ Rz 11/59; siehe zur Anfechtung von Unterlassungen 
nach § 31 Fall 2 KO auch unten Kapitel 7.
707 Krasnopolski, Anfechtungsrecht 64; Steinbach, Kommentar³ 87; Ehrenzweig, Kommentar
275f; Bartsch/Pollak, KO³ I 211; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 315; Wegan, 
Insolvenzrecht 79; König, JBl 1981, 141; Koziol, JBl 1982, 65ff; Hoyer, ÖJZ 1982, 383; Karollus, 
ÖBA 1989, 44; Fink, RdW 1989, 184; Kiendl, ÖJZ 1995, 98; Bollenberger ÖBA 1998, 50f;
Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 18; Rebernig, 
Konkursanfechtung Rz 170ff; Widhalm, Kontokorrentkredit 45; König, Anfechtung³ Rz 11/49f; 
Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 23; vgl auch OGH 5 Ob 39/65, SZ 38/116; 8 
Ob 627/91, SZ 65/59 = JBl 1993, 46; 2 Ob 114/99z, ecolex 2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = ÖBA 
2000, 77 = ZIK 1999, 164.
708 Vgl etwa die Ausführungen von Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 
2/142ff.
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Factoringvertrag idR außerhalb der Sechsmonatsfrist des § 31 Abs 4 KO 
abgeschlossen wird, würde die Annahme, Verfügungsgeschäfte seien der 
Anfechtbarkeit nach § 31 Fall 2 KO entzogen, die Möglichkeit des Masseverwalters 
zur Anfechtung des Factorings weit einschränken.
5.3.2 Argumentum e contrario
Ein beachtlicher Teil der Lehre709 will Verfügungsgeschäfte nicht als 
Rechtsgeschäfte im Sinne des § 31 Fall 2 KO qualifizieren. Koziol,710 auf dessen 
Ausführungen diese Ansicht der Lehre zu weiten Teilen basiert, bringt als Argument 
gegen die Anfechtbarkeit des Verfügungsgeschäft als nachteiliges Rechtsgeschäft 
zunächst vor, dass sich dessen Unanfechtbarkeit bereits e contrario aus dem 
Anfechtungstatbestand des § 31 Fall 1 KO ergeben soll. Demnach wäre Fall 1, nach 
dem lediglich Sicherstellungen und Befriedigungen anfechtbar sind, also 
Verfügungsgeschäfte, praktisch ohne Bedeutung, wenn diese Rechtshandlungen auch 
nach Fall 2 anfechtbar wären. Die Regelung nach Fall 2 ist in Bezug auf den 
anfechtbaren Gläubigerkreis weiter als Fall 1. Wollte man Verfügungsgeschäfte auch 
nach Fall 2 anfechtbar stellen, ergebe sich zwischen Fall 2 und Fall 1 bei der 
Anfechtung von Sicherstellungen und Befriedigungen lediglich dann ein 
Unterschied, wenn der Anfechtungsgegner kein Konkursgläubiger ist. Im Fall
hingegen, dass der Anfechtungsgegner ein Konkursgläubiger wäre, sei ansonsten 
eine Anfechtung nach Fall 2 immer unter denselben Voraussetzungen möglich wie 
unter Fall 1. Fall 1 würde demnach als Anfechtungstatbestand obsolet, da der 
Masseverwalter ohnehin immer mit Fall 2 eine Anfechtungsmöglichkeit hätte und 
zusätzlich noch Sicherstellungen und Befriedigungen von Nicht-Konkursgläubigern 
nach Fall 2 anfechtbar wären. Gerade aber für den Fall eines Nicht-
Konkursgläubigers, dh insbesondere bei der (weiteren) Sicherstellung oder 
Befriedigung von bereits (anfechtungsfest) gesicherten Absonderungsgläubigern will 
                                               
709 Grundlegend Koziol, JBl 1982, 65ff; Bollenberger ÖBA 1998, 50f; Koziol/Bollenberger in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 18; so auch Hoyer, ÖJZ 1982, 383; Karollus, 
ÖBA 1989, 44; Kiendl, ÖJZ 1995, 98; Rebernig, Konkursanfechtung Rz 170ff; Widhalm, 
Kontokorrentkredit 45; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 23; ebenso die 
neuere Rsp 4 Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 1985, 494 = RdW 1984, 242; 6 Ob 701/86, 
SZ 60/207; SZ 62/97; JBl 1993, 259; 8 Ob 627/91, SZ 65/59 = JBl 1993, 46; 2 Ob 114/99z, ecolex 
2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164.
710 Koziol, JBl 1982, 66ff; Koziol, Anm zu OGH, JBl 1983, 659.
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Koziol auch aus rechtsverkehrsschutzrechtlichen Gründen eine Anfechtung nicht 
zulassen.711
Zum e contrario-Argument hat sich in der neueren Lehre insbesondere 
König712 geäußert. Das Argument eines Umkehrschlusses für den Ausschluss von 
Anfechtbarkeit nach einem Anfechtungstatbestand sei bereits in der Rechtslehre zum 
AnfG 1884 als problematisch angesehen worden.713 Bei der Reform des AnfG 1884 
zur KO hat die damalige Lehre und auch der Gesetzgeber darauf hingewiesen, dass 
die alten strittigen Probleme gelöst werden sollten, insbesondere habe die 
Denkschrift714 ausgeführt, dass der Gesetzgeber bei Schaffung der KO versucht hat,
alle Formulierungen zu vermeiden, welche zu nicht intendierten Schlussfolgerungen 
führen könnten, zB eine Aufweichung des Anfechtungsrechts per e contrario-
Argumentation. 
5.3.3 Per se-Nachteiligkeit bei Sicherstellungen und Befriedigungen von 
Konkursgläubigern
Koziol715 argumentiert ferner, bei einer isolierten Betrachtung des 
Verfügungsgeschäfts, dh insbesondere bei Sicherstellungen oder Befriedigungen 
eines Konkursgläubigers, wäre Gläubigernachteiligkeit immer gegeben, da aus 
solchen Rechtshandlungen eine Schmälerung des Befriedigungsfonds
notwendigerweise ergibt.716 Damit wäre aber das Nachteiligkeitserfordernis des § 31
Fall 2 KO bei Deckung von Konkursgläubigern überflüssig, weil es bei 
Sicherstellungen oder Befriedigungen zwingend immer vorliege. Gegen dieses 
Argument spricht einerseits, dass die Anfechtung von Verfügungsgeschäften nach 
§ 31 Fall 2 KO nicht deren Anwendbarkeit auf Verpflichtungsgeschäfte ausschließen 
würde, bei denen das Nachteiligkeitserfordernis sehr wohl eine Auswirkung hat.
                                               
711 Koziol, JBl 1982, 66f argumentiert im Bereich des Rechtsschutzes insbesondere, dass durch
die Anfechtbarkeit einer Deckung eines voll gesicherten Absonderungsgläubigers aus dem 
Schuldnervermögen (welches ihm nicht haftet), Pfandgläubiger und Vorbehaltskäufer freiwillige 
Zahlungen des späteren Gemeinschuldners ablehnen müssten. Dh ein sorgfältiger 
Absonderungsgläubiger könnte sich auf jeden Fall nur per Zwangsvollstreckung gegen die
Vorbehaltssache befriedigen. Siehe zu diesem Argument unten 5.3.5.
712 König, Anfechtung³ Rz 11/51.
713 König verweist ua auf Menzel, Anfechtungsrecht 153.
714 Denkschrift 43f.
715 Koziol, JBl 1982, 67.
716 Vgl auch Karollus, ÖBA 1989, 44; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 31  Rz 18.
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Damit verliert das Nachteiligkeitserfordernis im Anfechtungstatbestand des § 31 Fall 
2 KO demnach nicht seinen Sinn. Die Anfechtung von Sicherstellungen und 
Befriedigungen wäre lediglich der Paradefall von „nachteiligen Rechtsgeschäften.“
Andererseits zeigt sich gerade beim Factoring, dass die Sicherstellung oder 
Befriedigung eines Gläubigers eben bei Nicht-Konkursgläubigern große Bedeutung 
haben kann. Vollständig entkräftet würde Koziols Argument zum 
Nachteiligkeitserfordernis, wenn man Ehrenzweig717 folgt, der ausführt, der 
Gesetzgeber habe mit § 31 Fall 1 KO lediglich einen Spezialfall des § 31 Fall 2 KO 
geschaffen, der „nur die Deckung von Konkursforderungen aus den „nachteiligen 
Rechtsgeschäften“, in deren Kreis sie an sich gehören würden, heraus[hebt].“ 
5.3.4 Anfechtbarkeit lediglich der „freiwilligen“ Verfügungsgeschäfte
Die Auffassung, Sicherstellungen und Befriedigungen sollen auch nach § 31 
Fall 2 KO anfechtbar sein, war bis zu den von Koziol angebrachten Argumenten die 
hA718 in Österreich. Nach dieser älteren Ansicht sollten zumindest freiwillige 
Sicherstellungen und Befriedigungen unter die Anfechtbarkeit nach Fall 2 fallen. 
„Freiwillig“ bezieht sich in diesem Zusammenhang auf das Erfordernis des 
Gesetzgebers, dass lediglich zweiseitige Rechtsgeschäfte anfechtbar sind. Demnach 
fallen jedenfalls alle exekutiven Sicherungen oder Befriedigungen, zB durch 
Zwangsvollstreckung, aus dem Umfang der Anfechtung, da in solchen Fällen keine 
Mitwirkung des Gemeinschuldners und damit auch kein zweiseitiges Rechtsgeschäft 
gegeben ist.719 Bei anderen, also „freiwilligen“ Deckungshandlungen, ist es dagegen 
notwendig, dass der Gläubiger die vom Schuldner vorgenommene 
Deckungshandlung annimmt. Damit erhält der Gläubiger aber Deckung in Vollzug 
eines zweiseitigen Geschäfts. Als Folge der Begrenzung der Anfechtung nach Fall 2 
auf freiwillige Deckungshandlungen sieht König720 den Tatbestand der 
Deckungshandlungen des Falls 2 insofern als enger an, als Fall 1. Das Abstellen auf 
                                               
717 Ehrenzweig, Kommentar 276 mit der Anm „es mag dahin gestellt bleiben, ob dies 
angesichts der durchaus gleichen sonstigen Voraussetzungen [von § 31 Fall 1 und Fall2] irgend[einen] 
praktischen Wert hat.“
718 Ehrenzweig, Kommentar 276f; Bartsch/Pollak, KO³ I 211; Petschek/Reimer/Schiemer, 
Insolvenzrecht 315; Wegan, Insolvenzrecht 79; König, JBl 1981, 141; König, Anfechtung³ Rz 11/49f; 
zur Rsp insb vor Koziol noch OGH SZ 50, 57; später OGH 3 Ob 539/82, EvBl 1983/151 = Anwbl
1983, 547 (Papis) = JBl 1983, 654 (Koziol); 5 Ob 108/65.
719 Vgl König, Anfechtung³ Rz 11/50.
720 König, Anfechtung³ Rz 11/50.
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die Zweiseitigkeit und die Begrenzung der Anfechtbarkeit nach Fall 2 auf freiwillige 
Sicherungen und Befriedigungen widerlegt daher auch das e contrario-Argument, 
dass Fall 1 bei Anfechtbarkeit von Verfügungsgeschäften auch nach Fall 2 obsolet 
wäre und keine Bedeutung mehr hätte.
5.3.5 Zweck der Anfechtung nach Fall 2 – auch Anfechtung gegenüber einem 
Absonderungsgläubiger?
Nach Koziol soll gegen die Anfechtung eines Erfüllungsgeschäfts nach § 31
Fall 2 KO auch sprechen, dass ansonsten die freiwillige Befriedigung von 
Absonderungsgläubigern durch den späteren Gemeinschuldner anfechtbar wäre und 
dies unbillig sei.721 Ein Absonderungsgläubiger müsste ansonsten sein Recht immer 
durch Zwangsvollstreckung durchsetzen, da nur bei exekutiver Befriedigung des 
Absonderungsgläubigers Zweiseitigkeit und damit eine Anfechtbarkeit nach § 31
Fall 2 KO ausscheide. Auch soll es für Gläubiger typischerweise günstiger sein, eine 
Pfandsache bliebe anstatt eines Geldbetrages im Vermögen des Gemeinschuldners. 
Die Ausdehnung des Begriffs Rechtsgeschäft auf Verfügungsgeschäfte würde 
demnach sowohl den Rechtsverkehr mit in wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
befindlichen Geschäftspartnern erschweren, als auch in der Praxis zu einer 
Verschlechterung der Befriedigungssituation für Gläubiger aufgrund einer Häufung 
von Zwangsvollstreckungen durch gesicherte Gläubiger führen. 
ME ist entgegen diesen Ausführungen König722 zu folgen. Als 
Gegenargument kann zunächst auf den Zweck des § 31 KO abstellt werden, dh auf 
die Gläubigergleichbehandlung und die Vorziehung der Verfügungsbeschränkungen 
des Gemeinschuldners. Der Gesetzgeber versucht durch die Anfechtbarkeit von 
nachteiligen Rechtsgeschäften des Gemeinschuldners Ungleichbehandlungen von 
Gläubigern entgegenzuwirken, auch wenn diese mit bereits gesicherten Gläubigern 
abgeschlossen werden. Im Fall eines Absonderungsgläubigers, der von der 
Zahlungsfähigkeit des Gemeinschuldners wusste oder in fahrlässiger Unkenntnis 
                                               
721 Koziol, JBl 1982, 67; vgl auch König, Anfechtung³ Rz 11/51 nach dem dies der Kernpunkt 
des Arguments Koziols ist und „das erklärte Ziel der [...] Auslegung des Begriffs Rechtsgeschäft“ 
durch Koziol.
722 König, Anfechtung³ Rz 11/51; außerdem argumentiert König mit historischen Auslegung
zur KO: das AnfG 1884 enthielt eine ausdrückliche Vorschrift, die den befriedigten  
Absonderungsgläubiger freistellte, auch wenn die Pfandsache, aus der dieser gesichert war, im Wert 
gesunken oder gar verschwunden war. Diese Vorschrift wurde in die KO explizit nicht übernommen, 
was dafür spreche in solchen Fällen eine Anfechtung eben nicht auszuschließen.
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dessen eine Erfüllung seiner Schuld akzeptiert, anstatt sich aus seiner Sicherheit zu 
befriedigen, kann dies sehr wohl ein den Grundsätzen der Gleichbehandlung 
schädliches Ereignis nach sich ziehen. ZB wenn der gesicherte Gläubiger weiß, dass 
die zur Sicherheit gegebene Sache an Wert verlieren wird oder könnte.723 Auch ist 
die Bezahlung aus dem restlichen Vermögen des späteren Gemeinschuldners 
wesentlich unkomplizierter, als die Befriedigung aus der Sicherung. Will ein 
gesicherter Gläubiger aus dem sonstigen Vermögen des späteren Gemeinschuldners 
und nicht aus seiner Sicherung seine Forderung tilgen, so sind in wirtschaftlich 
prekärer Lage des Schuldners exekutiv erlangte Befriedigungen gerade sinnvoll, um 
andere Gläubiger ein Warnsignal zu geben. Auch sollte beachtet werden, dass in der 
Lehre die Nichtanfechtbarkeit von exekutiven Befriedigungen von Nicht-
konkursgläubigern gerade als „arge Lücke des Gesetzes“ kritisiert wurde.724 Diese 
Lücke im System der Anfechtbarkeit nun als Argument für eine weitere Ausdehnung 
der Nichtanfechtbarkeit gegen den Grundsatz der Gläubigergleichbehandlung 
heranzuziehen, ist mE nicht einsichtig.
5.3.6 Zug-um-Zug Problematik
Nach der Lehre und Rsp725 kann anders als nach § 31 Fall 1 KO nach Fall 2 
ein Zug-um-Zug Geschäft als nachteiliges Geschäft angefochten werden. Demnach 
sollten auch die einzelnen Factoringabwicklungen, sofern man Verfügungsgeschäfte 
                                               
723 Vgl König, Anfechtung³ Rz 11/51.
724 Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 315, die anführen, dass es richtiger gewesen 
wäre, wenn sich § 31 Fall 1 KO nicht auf Konkursforderungen beschränkt hätte; vgl zust König, 
Anfechtung³ Rz 11/50; unklar Ehrenzweig, Kommentar 272.
725 Vgl Lehmann, Kommentar I 283; Ehrenzweig, Kommentar 276; Koziol, JBl 1982, 66; 
Czermak, NZ 1984, 210; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 
26; König, Anfechtung³ Rz 11/50; Zust auch der OGH: OGH 5 Ob 39/65, SZ 38/116; 4 Ob 559/83, 
SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 1985, 494 = RdW 1984, 242; 1 Ob 655/86, SZ 59/216 = ÖBA 1987, 
332 (Hoyer) = RdW 1987, 126; 5 Ob 504/88, JBl 1990, 255 = ÖBA 1990, 387 (Koziol); ÖBA 1994, 
982 (Weissel); 1 Ob 2132/96b, SZ 69/262 = JBl 1997, 321 = ÖBA 1997, 559 = ZIK 1997, 184; 4 Ob 
306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) = ZIK 1999, 24; 1 
Ob 308/98w, ÖBA 2000, 242 = ZIK 1999, 199; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 
(Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165; 9 Ob 24/04a, ÖBA 2005, 716 = ZIK 2005, 139; 4 
Ob 91/06w, ecolex 2007, 104 = ÖBA 2007, 562 = RdW 2007, 32 = ZIK 2007, 57; 2 Ob 210/05d, 
ÖBA 2007, 747 = ZIK 2007, 167; 9 Ob 52/06x, ZIK 2007, 167.
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unter den Begriff der „Rechtsgeschäfte“ iSd Fall 2 subsumiert,726 trotz der Ansicht in 
der Lehre und Rsp727, diese wären Zug-um-Zug Geschäfte, anfechtbar sein. 
Nach hA728 soll sich die Anfechtbarkeit eines Zug-um-Zug Geschäfts nach 
Fall 2 immer auf das ganze Geschäft beziehen. Die einzelnen Teile des 
Rechtsgeschäfts, beim Kauf zB die Zahlung des Kaufpreises, die Übereignung des 
Kaufobjekts, die Bezahlung oder die Bestellung einer Sicherheit, sollen bei 
Anfechtung nach Fall 2 demnach nur zusammen anfechtbar sein und bei Erfolg der 
Anfechtung im Ganzes wegfallen. Fraglich ist, womit sich diese Ansicht begründen 
lässt. Die Nichtanfechtbarkeit bei Sicherstellungen oder Befriedigungen im Rahmen 
von Zug-um-Zug Geschäften im Fall 1 hat ihren Hintergrund in der fehlenden 
Konkursgläubigerstellung des Anfechtungsgegners.729 Dagegen ist es für die 
Anfechtung nach Fall 2 nicht notwendig, dass der Anfechtungsgegner 
Konkursgläubiger ist bzw überhaupt Gläubiger des späteren Gemeinschuldners im 
Zeitpunkt des anzufechtenden nachteiligen Rechtsgeschäfts war. Aus der 
Begründung für die Nichtanfechtbarkeit des Zug-um-Zug Geschäfts gemäß Fall 1 
lässt sich die Auffassung, dass dieses nach Fall 2 nur im Ganzen angefochten werden 
kann, demnach nicht begründen.
Nach Koziol730 soll der Masseverwalter nicht auch Teile des 
Gesamtgeschäfts anfechten können, da in synallagmatischen Verträgen die 
gegenseitigen Verpflichtungen eine untrennbare Einheit darstellen, weil deren 
Schicksal stets miteinander verknüpft ist. König731 führt an, eine abgesonderte 
Anfechtung der Deckung komme nicht in Frage, da das gesamte Geschäft (Grund-
und Erfüllungs- oder Sicherungsgeschäft) ohnehin als Rechtsgeschäft der 
                                               
726 Siehe dazu gerade oben 5.3.2-5.3.5.
727 Czermak, NZ 1984, 210; Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/139; 
Fischer-Czermak, ecolex 1995, 90f; Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 121; König, 
Anfechtung³ Rz 11/47; Riss, ÖBA 2006, 428; OGH 2 Ob 114/99z, ecolex 2000, 113 (Jaksch-
Ratajczak) = ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164; 6 Ob 17/02x, ÖBA 2003, 612 = RdW 2003, 262 = ZIK 
2003, 96; OLG Innsbruck 28.2.2002, 1 R 224/01b.
728 Ehrenzweig, Kommentar 276f; Koziol, JBl 1982, 66; König, Anfechtung³ Rz 11/50; vgl zum 
AnfG 1884 bereits Krasnopolski, Anfechtungsrecht 61; Menzel, Anfechtungsrecht 187.
729 Vgl oben 4.1.2.
730 Koziol, JBl 1982, 66; nur wenn eine selbständige, von keiner Gegenleistung abhängige 
Vereinbarung über eine Sicherheitsleistung getroffen werden würde, (zB aus Freigiebigkeit) so könnte 
diese als selbständiges Rechtsgeschäft angefochten werden. 
731 König, ÖJZ 1982, 230; König, Anfechtung³ Rz 11/50.
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Anfechtung unterliegt. Ehrenzweig732 scheint die Anfechtung von Zug-um-Zug 
Geschäften als Ganzes aus der Systematik des § 31 KO an sich schließen zu wollen, 
da bei Konkursgläubigereigenschaft (Kreditierung des Kaufschillings) Fall 1 
anwendbar sein soll, dagegen bei sofortiger Barzahlung oder bei sofortiger 
Pfandbestellung Fall 2. Ein weiteres Argument ist mE, dass zwar die Anfechtung 
eines Teils eines synallagmatischen Vertrags dieselben Rechtsfolgen haben würde, 
wie die Anfechtung des gesamten Vertrags,733 den Beweis der Bereicherung der 
Konkursmasse müsste aber der Anfechtungsgegner führen und nicht wie nach § 31
Fall 2 KO vom Gesetzgeber verlangt, die Nachteiligkeit (das Äquivalent einer 
fehlenden Bereicherung) des Geschäfts der Masseverwalter. Somit würde die 
Anfechtbarkeit nur eines Teils eines Zug-um-Zug Geschäfts auch zu Konflikten mit 
der direktgesetzlichen Anordnung der Beweislast für die Anfechtung eines 
Rechtsgeschäfts nach § 31 Fall 2 KO führen.
5.3.7 Anwendung der Grundsätze auf die Anfechtung beim Factoring
5.3.7.1 Anfechtung des Factoringvertrags
In den seltenen Fällen in denen der Abschluss des Factoringvertrags selbst 
in die Anfechtungsfrist des § 31 Abs 4 KO fällt, kann dieser – sofern dieser auch 
nachteilig ist734 – unstrittig als Verpflichtungsgeschäft angefochten werden. Es ist 
dadurch nicht notwendig, die einzelnen Factoring-Zessionen, die Erfüllungen des 
Gemeinschuldners und die Bevorschussung durch den Factor anzufechten. Durch 
den Wegfall des Grundgeschäfts kommt es zur Rückabwicklung aller dieser 
Einzelakte. Entscheidend ist lediglich, ob Gläubigernachteiligkeit des 
Factoringvertrags gegeben ist.735
                                               
732 Ehrenzweig, Kommentar 276f.
733 Zielt die Anfechtungsklage des Masseverwalters in seinem Anfechtungsbegehren zB bei 
einem nachteiligen Kaufvertrag lediglich auf die Ungültigkeit der Hingabe der Leistung des 
Gemeinschuldners ab, kann die Gegenleistung vom Anfechtungsgegner aus § 41 KO heraus verlangt 
werden, soweit diese noch in der Konkursmasse unterscheidbar vorhanden ist oder diese um die 
Gegenleistung bereichert ist. Vgl Kapitel IV 5.
734 Czermak, NZ 1984, 210f; Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/142ff; 
Fischer-Czermak, ecolex 1995, 91; König, Anfechtung³ Rz 11/47.
735 Siehe zur Analyse der Nachteiligkeit des Factoringvertrags unten 5.6.
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5.3.7.2 Entwicklung der Rsp zur Anfechtung der einzelnen Factoringzessionen
Die Möglichkeit der Anfechtung der einzelnen Factoringzessionen hat den 
OGH in den letzten Jahren mehrmals beschäftigt. Nach der ersten 
anfechtungsrechtlich relevanten Entscheidung zum Factoring,736 soll der klagende 
Masseverwalter die in die Verdachtsfrist nach § 31 Abs 4 KO fallenden
Forderungsabtretungen und die damit zusammenhängenden Kreditgewährungen 
anfechten können. Allerdings umgeht der OGH in seiner Untersuchung die Vorfrage, 
ob die einzelnen Factoringabwicklungen trotz der außerhalb der Verdachtsfrist 
liegenden Factoringvereinbarung anfechtbar sind. Mangels Feststellungen des 
Erstgerichts zur tatsächlichen Nachteiligkeit des Factorings verwies der OGH den 
Fall an das Erstgericht zurück, ohne die Vorfrage zu beantworten. Auch in der 
nächsten Entscheidung737 fokussiert sich der OGH auf das Element der 
Nachteiligkeit. Zunächst bezieht er sich auf die hRsp,738 nach der bei 
Zessionskrediten die einzelnen gewährten Kredite Rechtsgeschäfte im Sinne des 
Falls 2 und demnach separat anfechtbar sind. Als Folge sollen nach dem OGH auch 
die Zahlungen an den Kunden mit der Abtretung von Forderungen, also die im 
Rahmen des Factoringvertrags vorgenommenen „Forderungskäufe“ einzeln 
anfechtbar sein. Wie in der ersten anfechtungsrechtlich relevanten OGH-
Entscheidung war der Factoringvertrag, also das Verpflichtungsgeschäft, lange vor 
der Anfechtungsfrist abgeschlossen worden. Der OGH setzt sich allerdings 
wiederum nicht im Detail mit der strittigen Frage auseinander, ob auch 
Verfügungsgeschäfte oder bloß Verpflichtungsgeschäfte der Anfechtung nach Fall 2 
unterliegen.
In 2 Ob 114/99z739 änderte der OGH seine Vorgehensweise bei Prüfung der 
Anfechtungsvoraussetzungen für § 31 Fall 2 KO bei nachteiligen Rechtsgeschäften. 
                                               
736 OGH 8 Ob 619/92, ecolex 1995, 22 (Fischer-Czermak) = ÖBA 1995, 216 (Iro) = RdW 
1995, 56 = ZIK 1995, 26.
737 OGH  2 Ob 2147/96s, ecolex 1999, 169 = ÖBA 1999, 472 (Bollenberger) RdW 1998, 744 = 
ZIK 1998, 166.
738 OGH 1 Ob 686/88, SZ 62/97 = ÖBA 1989, 1008 (Doralt) = wbl 1989, 281; 6 Ob 590/89, 
ecolex 1990, 21 (Wilhelm) = JBl 1990, 666 = ÖBA 1990, 310; 5 Ob 504/88, JBl 1990, 255 = ÖBA 
1990, 387 (Koziol); 2 Ob 2147/96s, ecolex 1999, 169 = ÖBA 1999, 472 (Bollenberger) RdW 1998, 
744 = ZIK 1998, 166.
739 OGH 2 Ob 114/99z, ecolex 2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 
164.
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Fischer-Czermak740 folgend, geht er ohne nähere Prüfung davon aus, nur das 
Verpflichtungsgeschäft, nicht aber auch das Verfügungsgeschäft sei anfechtbar. 
Dadurch sei die Anfechtung des Factoringvertrags nach Fall 2 ausgeschlossen, weil
dieser im konkreten Fall vor der Anfechtungsfrist abgeschlossen worden war. 
Unverständlicherweise folgert der OGH daraufhin, dass die Anfechtungsfrist 
aufgrund der Gesamtsachverhaltstheorie gewahrt bleiben kann und „dann kann zwar 
nicht die Factoring-Zession als solche angefochten werden, wohl aber der Erwerb 
einzelner Forderungen, wenn die sonstigen Voraussetzungen des § 31 Abs 1 Z 2 
erster Fall KO (sic!) vorliegen.“ Damit zitiert der OGH Fischer-Czermak,741 welche 
in diesem Zusammenhang allerdings nur für § 31 Fall 1 KO die 
Gesamtsachverhaltstheorie als Brücke zur Anfechtbarkeit anwenden will.742 Dagegen 
führte diese zu Fall 2 aus, dass nur für die Ausgestaltung des Factorings ähnlich 
einem Kontokorrentkredit eine Anfechtung möglich sein soll, sofern der 
Factoringvertrag vor der kritischen Frist geschlossen wurde. Für Fischer-Czermak743
ist demnach für die Anfechtung nach § 31 Fall 2 KO auch entscheidend, ob man das 
Factoring als Kauf- oder einem Kreditvertrag qualifiziert. Dies steht allerdings im 
Widerspruch zur Ausführung, lediglich das Verpflichtungsgeschäft sei nach Fall 2 
KO anfechtbar. Die anfechtbare Rechtshandlung ist, entweder im Rahmen der 
Gesamtsachverhaltstheorie die Vollzession oder bei kreditvertraglicher Einordnung 
des Factoringvertrags der Buchvermerk als Publizitätsakt, in beiden Fällen aber auf 
jeden Fall das Verfügungsgeschäft und nicht das Verpflichtungsgeschäft.
In seiner letzten mit der konkreten Anfechtbarkeit beim Factoring nach Fall 
2 ergangenen Entscheidung744 zitiert der OGH im Wesentlichen die Vorentscheidung 
                                               
740 Fischer-Czermak, ecolex 1995, 91.
741 Fischer-Czermak, ecolex 1995, 91.
742 König, Factoring, in Gerhardt-FS 482 merkt in diesem Zusammenhang nur an, dass es sich 
hierbei wohl um ein Redaktionsversehen handeln müsste und der OGH § 31 Fall 2 KO meinte. ME 
hat der OGH in diesem Fall hingegen Fischer-Czermaks Ausführungen nicht richtig eingeordnet.
743 Fischer-Czermak, ecolex 1995, 92.
744 OGH 6 Ob 17/02x, ÖBA 2003, 612 = RdW 2003, 262 = ZIK 2003, 96; die jüngste 
Entscheidung (OGH 10 Ob 29/07y, ecolex 2007, 765 = ÖBA 2008, 56 (König) = ZIK 2007, 203) zur 
Anfechtbarkeit von Factoring behandelt einen Spezialfall und zwar die Abtretung des 
Verrechnungsguthabens aus dem Factoringverhältnis, welche eine Sicherungszession darstellte.
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2 Ob 114/99z.745 Danach konzentriert der OGH seine Ausführungen auf die Zug-um-
Zug Abwicklung beim Factoring, scheint aber nur auf die Rechtsfolgen des Zug-um-
Zug Geschäfts in Zusammenhang mit Fall 1 abzustellen. So führt der OGH aus, dass 
nach § 31 Fall 1 KO Zug-um-Zug Geschäfte nicht angefochten werden können, weil 
der Anfechtungstatbestand der Gläubigerstellung voraussetzt.746 Allerdings pflichtete 
der OGH dem Berufungsgericht bei, dass zumindest teilweise auf abgetretene 
Forderungen keine Vorschüsse bezahlt wurden und somit Deckung für frühere 
Zahlungen verwendet wurden. König747 kritisiert die Ausführungen des OGH mE
korrekterweise dahingehend, dass im konkreten Fall das Vorliegen eines nachteiligen 
Rechtsgeschäfts nach Fall 2 zu prüfen gewesen wäre und der OGH eine detailierte 
Prüfung nicht vornimmt. Eine Interpretation des OGH durch das OLG Innsbruck748
unterstützt die Schlussfolgerung Königs. So wird in dieser Entscheidung ausgeführt, 
der OGH beurteile die Anfechtbarkeit anscheinend unter dem Blickwinkel des 
Gesamtsachverhalts und bejahe die Anfechtbarkeit des gesamten Geschäfts, nämlich 
Grund- und Erfüllungs- oder Sicherungsgeschäft sofern diese in die Anfechtungsfrist 
fallen.749 Das OLG Innsbruck schlussfolgert daraus, dass daher „unter 
Zugrundelegung dieser Rechtsansicht all jene Rechtgeschäfte (Forderungsankäufe) 
im Sinne des § 31 Abs 1 Z 2 zweiter Fall KO anfechtbar [sind], die innerhalb der 
Verdachtsfrist des § 31 Abs 4 KO als Forderungsankäufe verwirklicht worden sind“,
wenn nur die Voraussetzungen der Nachteiligkeit erfüllt sind.
5.3.7.3 Analyse der Rsp und Anfechtbarkeit der Wiederausnutzungen beim 
Kontokorrentkredit
Aus der obigen Analyse der Rsp ist erkennbar, dass in den Ausführungen 
des OGH zur Anfechtbarkeit der einzelnen Factoringabwicklungen nach Fall 2 eine 
                                               
745 Auch zitiert der OGH die Passage in der Vorentscheidung, samt falschen Zitat nach 
Fischer-Czermak zur Anfechtbarkeit der Factoring-Zession bei einem Gesamtsachverhalt, wenn nur 
die sonstigen Voraussetzungen des § 31 Fall 1 KO vorlägen.
746 Vgl dazu kritisch oben 4.1.2.
747 König, Factoring, in Gerhardt-FS 484.
748 OLG Innsbruck, 1 R 224/01b, 28.2.2002 – in Auszügen abgedruckt bei König, Factoring, in 
Gerhardt-FS 483.
749 Aus der Feststellung des OGH, dass nur ein Verpflichtungsgeschäft, nicht aber das 
Erfüllungsgeschäft anfechtbar ist, (OGH 2 Ob 114/99z, ecolex 2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = ÖBA 
2000, 77 = ZIK 1999, 164) ist korrekterweise auch nur die Schlussfolgerung zulässig, dass bei 
grundsätzlicher Anfechtbarkeit der letzte im Anfechtungszeitpunkt gesetzte Akt auf das 
Grundgeschäft zurückwirkt und somit dieses anfechtbar wird. 
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Reihe von Widersprüchen bestehen. Aus wirtschaftlichen und rechtlichen 
Betrachtungen deutet der OGH750 allerdings zumindest an, für die Anfechtung nach 
Fall 2 keinen Unterschied der Anfechtung der Durchführung des Factoringvertrags 
und des durch Zessionen besicherten Kontokorrentkredits machen zu wollen. Der 
OGH hat mehrfach festgestellt, dass die Zessionen und die entsprechenden 
Gestattungen von Kreditausnutzungen beim Zessionskredit nach Fall 2 anfechtbar 
sind.751 Die Rechtsgeschäfte sollen dabei in der Wiederausnutzung der Kreditlinie 
bzw in der Wiederzurverfügungstellung von Kredit liegen.752 Andererseits betont der 
OGH auch, die anfechtbare Rechtshandlung solle in der Aufrechterhaltung der 
Kreditlinie beim Kontokorrentkredit selbst liegen. Hierdurch könnte der OGH 
durchaus auch die anfechtbare Rechtshandlung in der Unterlassung der Kündigung 
des Kontokorrentkreditvertrags gesehen haben.753 Widhalm754 will die einzelnen 
Kreditausnutzungen beim Kontokorrentkredit deswegen nach Fall 2 anfechten lassen, 
da zwar die Bank bereits mit dem Krediteröffnungsvertrag der Ausnutzung der 
Kreditlinie zugestimmt hat, aber das Rechtsgeschäft iSd § 31 Fall 2 KO erst mit 
Ausübung einer Option des Kreditnehmers zur Ausnutzung endgültig zustande 
kommt. Schummer755 lehnt diese Ansicht Widhalms ab. Nach ihm widerspreche eine 
Zerlegung des Kontokorrentkreditverhältnisses in einzelne Kreditverträge eine dem 
im Anfechtungsrecht wirtschaftlichen Betrachtungsgebot. Würde man der Rsp zur 
Anfechtbarkeit der Wiederausnutzungen des Kontokorrentkredits und Widhalm
                                               
750 OGH  2 Ob 2147/96s, ecolex 1999, 169 = ÖBA 1999, 472 (Bollenberger) RdW 1998, 744 = 
ZIK 1998, 166; zur Ähnlichkeit zum Kontokorrentkredit bereits OGH 8 Ob 619/92, ecolex 1995, 22 
(Fischer-Czermak) = ÖBA 1995, 216 (Iro) = RdW 1995, 56 = ZIK 1995, 26; vgl zur Ähnlichkeit auch 
Kapitel II 6.5.1.
751 OGH 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) 
= ZIK 1999, 24; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 
2001, 165; 6 Ob 72/06s, ecolex 2007, 174 = ÖBA 2007, 654 (Koziol) = ZIK 2007, 25; 2 Ob 210/05d, 
ÖBA 2007, 747 = ZIK 2007, 167; für den Fall der Überziehung des Kreditrahmens: 2 Ob 140/99y, 
ecolex 1999, 692 = ÖBA 2000, 238 (Schumacher) = ZIK 1999, 136; 3 Ob 68/02z, ecolex 2003, 838 = 
JBl 2004, 56 = ÖBA 2003, 865 = ZIK 2003, 165; dem OGH zust Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 31 Rz 21; Widhalm, Kontokorrentkredit 60; König, Anfechtung³ Rz 11/79; aA 
Schummer, ÖBA 2002, 178.
752 Vgl zuletzt OGH 2 Ob 210/05d, ÖBA 2007, 747 = ZIK 2007, 167.
753 So zum ersten Mal OGH 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = 
RdW 1999, 317 (König) = ZIK 1999, 24; Vgl abl Schummer, ÖBA 2002, 179; siehe auch unten 7. zur 
Anfechtung der Unterlassung der Kündigung des Factoringvertrags.
754 Widhalm, Kontokorrentkredit 60.
755 Schummer, ÖBA 2002, 178.
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folgen, so müssten die gleichen Überlegungen auch für das Factoring gelten. Jede 
Bevorschussung – im Rahmen des unechten Factorings damit die einzelnen 
Kreditgewährungen – gegen Zession einer Forderung wäre demnach eine 
Kreditgewährung, welche der Factoringkunde durch die Ausübung einer „Option“, 
dh der Schaffung einer neuen Forderung gegen einen Drittschuldner, ausübt.756 Als 
Folge wäre das Rechtsgeschäft der Kreditgewährung, dh die Bevorschussung im 
Zeitpunkt der Bevorschussung, anfechtbar. Problematisch dagegen wäre die 
Konstruktion eines einzelnen Rechtsgeschäfts mittels einer Option zur 
Kreditausnutzung dagegen, wenn man echtes Factoring analysiert bzw unechtes 
Factoring als Kaufvertrag qualifiziert. Hier müsste man vielmehr die Zug-um-Zug 
Gewährung der Bevorschussung als Teil des Kaufpreises gegen die endgültige 
Zession einer Forderung als zusammenhängendes Rechtsgeschäft ansehen.
Will man dagegen von einem konstruierten Optionsrecht des 
Factoringkunden (oder beim Kontokorrentkredit Kreditnehmer) bzw der Annahme,
dass Bevorschussung gegen Einzelzession das Rechtsgeschäft iSd des § 31 Fall 2 KO 
darstellt, Abstand nehmen und die einzelnen Bevorschussungen bzw
Kreditausnutzungen nicht als Einzelkredite ansehen, kann der Masseverwalter mE 
die einzelnen Factoringabwicklungen trotzdem aus anderem Grund anfechten. Die 
rechtliche Begründung der Anfechtbarkeit beim Factoring kann darin liegen, dass 
man dem Teil der Lehre757 folgt, welche auch Verfügungsgeschäfte nach § 31 Fall 2 
KO anfechtbar stellt. Ob nun das Factoring als Kreditvertrag oder Kaufvertrag 
ausgestaltet ist, hat für die Qualifikation der Zession der Forderung als nachteiligen 
Rechtsgeschäfts keine Bedeutung. Beim echten Factoring ist aufgrund der 
Gesamtsachverhaltstheorie die Vollzession deswegen anfechtbar, weil der letzte Akt, 
dh die Erfüllung des Gemeinschuldners an den Drittschuldner, in die 
Anfechtungsfrist fällt. Beim unechten Factoring ist dagegen der für die 
                                               
756 Vgl König, Anfechtung³ Rz 11/47; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 
Rz 21.
757 Ehrenzweig, Kommentar 276f; Bartsch/Pollak, KO³ I 211; Petschek/Reimer/Schiemer, 
Insolvenzrecht 315; Wegan, Insolvenzrecht 79; König, JBl 1981, 141; König, Anfechtung³ Rz 11/49f; 
zur Rsp insb vor Koziol noch OGH 5 Ob 310/76, SZ 50/57; später OGH 3 Ob 539/82, EvBl 1983/151 
= Anwbl 1983, 547 (Papis) = JBl 1983, 654 (Koziol); 5 Ob 108/65; vgl gerade oben 5.3.2-5.3.5.
KAP V/166
zivilrechtliche Gültigkeit der Sicherungszession notwendige Publizitätsakt idR der 
letze Akt für die Wirksamkeit der Zession und damit die Anfechtungshandlung.758
5.3.7.4 Zug-um-Zug Problematik beim Factoring
Die Rsp und Lehre759 qualifiziert die einzelnen Abwicklungen beim 
Factoring als Zug-um-Zug Geschäfte. Wie oben unter 5.3.6 ausgeführt, ergibt sich 
für die Anfechtung nach § 31 Fall 2 KO dadurch nicht die Unanfechtbarkeit eines 
solchen Geschäfts an sich, sondern lediglich, dass das Zug-um-Zug Geschäft nur im 
Ganzen und nicht in ihren einzelnen Teilen angefochten werden kann. Fraglich ist 
allerdings, ob die einzelnen Factoringzessionen und Bevorschussungen bei den 
Factoringabwicklungen überhaupt in einem Zug-um-Zug Verhältnis stehen.760
Insbesondere wäre für die Abwicklung beim Factoring wohl kein enger zeitlicher 
Zusammenhang gewahrt, muss der Factor doch nur innerhalb von 14 Tagen nach 
Übergabe der Rechnungskopie bevorschussen. Auch wenn der Factor innerhalb der 
14 Tage-Frist faktisch früher leisten kann, mangelt es an einer im Grundgeschäft 
vorgenommenen hinreichenden Vereinbarung einer Zug-um-Zug Abwicklung iSd 
§ 31 Fall 1 KO.761
Die Rechtsfolgen sind bei der Anfechtung der einzelnen 
Factoringabwicklungen ähnlich, egal ob man davon ausgehen will, dass diese in 
einem Zug-um-Zug Verhältnis stehen und damit nur zusammen angefochten werden 
sollen oder nicht. Durch die Anfechtung des letzten Teils der Factoring-Zession, also 
entweder des Publizitätsakts oder der Erfüllungshandlung des Factoringkunden 
gegenüber dem Drittschuldner, welche die Forderung entstehen lässt, steht dem 
anfechtenden Masseverwalter nach § 39 KO eine Forderung in Höhe der Zahlung des 
                                               
758 Die Zessionen beim Factoring basieren auf einem Globalzessionsvertrag als 
Verfügungsgeschäft; vgl Welser/Czermak, RdW 1985, 141; Iro in Avancini/Iro/Koziol, 
Bankvertragsrecht II Rz 2/25; König, Anfechtung³ Rz 11/47.
759 Vgl Czermak, NZ 1984, 210; Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/139; 
Fischer-Czermak, ecolex 1995, 90f; Binder-Degenschild/Schandor, Factoring 121; König, 
Anfechtung³ Rz 11/47; Riss, ÖBA 2006, 428; OGH 2 Ob 114/99z, ecolex 2000, 113 (Jaksch-
Ratajczak) = ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164; 6 Ob 17/02x, ÖBA 2003, 612 = RdW 2003, 262 = ZIK 
2003, 96; OLG Innsbruck 28.2.2002, 1 R 224/01b; vgl zu § 31 Fall 1 KO oben 4.1.2.
760 Vgl dazu für § 31 Fall 1 KO schon oben 4.2.1. Eine Anfechtung nach § 31 Fall 1 KO ist idR 
schon aufgrund der zeitlichen Vorleistung des Factoringkunden nicht möglich, egal ob ein Zug-um-
Zug Geschäft besteht oder nicht.
761 Vgl zum Erfordernis der vertraglichen Vereinbarung eines Zug-um-Zug Geschäfts oben 
4.1.4.
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Drittschuldners an den Factor zu.762 Im Gegenzug lebt die Forderung des Factors 
nach § 41 KO auf seine Gegenleistung für die zedierte Forderung auf: Im 
Wesentlichen erhalten die Bevorschussung und den eventuell bereits bezahlten 
Restbetrag, allerdings nur soweit sich diese noch gesondert in der Konkursmasse 
befinden, was idR nicht der Fall sein wird763 oder insoweit die Konkursmasse durch 
seine Leistung bereichert ist. Für die Bereicherung wird angenommen, dass mangels 
Beweisbarkeit der Höhe der Bereicherung anzunehmen ist, die Konkursmasse wurde
bloß in Höhe der Konkursquote bereichert.764 Ähnliches müsste aber gelten, wenn 
die Factoringzession und Bevorschussung in einem Zug-um-Zug Verhältnis stehen 
würden und nur zusammen anfechtbar wären. Dem Anspruch der Konkursmasse 
nach § 39 KO würde dem Factor ein allgemein zivilrechtlicher 
Bereicherungsanspruch gegen die Masse gegenüberstehen. Da die Konkursordnung 
allerdings mit § 41 KO die Rückabwicklung von nachteiligen Rechtsgeschäften 
speziell regelt, ist mE der Anfechtung der Zession allein der Vorzug zu geben.765
Das Korrektiv dahingehend, dass es für Zug-um-Zug Abwicklung 
nachteiliger Rechtsgeschäfte nicht billig sei, nur die zedierte Forderung verlangen zu 
können, dagegen im Gegenzug – sofern eine spezifische Bereicherung der 
Konkursmasse nicht nachweisbar ist – für den Anfechtungsgegner nur eine 
Konkursforderung besteht, muss mE das Element der Nachteiligkeit des 
Rechtsgeschäfts sein. Ist nämlich keine Nachteiligkeit aus der Zession und 
Bevorschussung und späteren Restzahlung beim Factoring für die Gläubiger 
entstanden oder waren die einzelnen Rechtsgeschäfte der Factoringabwicklung nicht 
kausal für eine tatsächlich eingetretene Quotenverschlechterung, scheitert die 
Anfechtbarkeit an der nicht vorhanden Gläubigerbenachteiligung. Besteht tatsächlich 
eine Bereicherung der Konkursmasse über eine Konkursquote hinaus, kann der 
                                               
762 Sofern der Drittschuldner noch nicht geleistet hat, kann der Masseverwalter die Forderung 
direkt vom Drittschuldner einfordern.
763 Nur in Sonderfällen wird dies möglich sein, zB wenn vom Konto, auf das der Factor 
Zahlungen vornimmt, nach seiner Überweisung keine Abbuchungen erfolgt sind.
764 Koziol, Gläubigeranfechtung, 78f; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 41 Rz 
3; vgl näher Kapitel IV 5.
765 Diese Ausführungen zeigen auch, dass die Überlegungen zur Anfechtung von Zug-um-Zug 
Geschäften nach § 31 Fall 2 KO (siehe oben 5.3.6) nur für typische Zug-um-Zug Abwicklungen (zB
Barkauf) gelten sollten, bei denen Verpflichtungsgeschäft und Verfügungsgeschäft als Einheit zeitlich 
und wirtschaftlich zusammenfallen.
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Factor aber nach § 41 KO nur eine Konkursforderung verlangen (da er eine 
Bereicherung nicht beweisen kann), kommt es dadurch nicht zu einem unbilligen 
Ergebnis, da die Anfechtung beim Factoring, sowohl dem Grunde nach766 als auch 
der Höhe nach,767 auf die konkrete Nachteiligkeit aus dem Factoringverhältnis 
beschränkt wird.
5.4 Nachteiligkeit des Rechtsgeschäft iSd § 31 Fall 2 KO
5.4.1 Vorbemerkungen
Im Gesetz selbst wird ausdrücklich gefordert, dass anfechtbare 
Rechtsgeschäfte nach § 31 Fall 2 KO nachteilig sein müssen. Die Nachteiligkeit im 
Sinne des Fall 2 ist nach der hM768 nicht wie noch bis in die 1980er angenommen mit 
der Befriedigungstauglichkeit der Anfechtung einer Rechtshandlung gleichzusetzen. 
Unklar ist, ob bloß eine unmittelbare Nachteiligkeit direkt aus dem Rechtsgeschäft 
zur Anfechtbarkeit führen soll oder auch eine mittelbare Nachteiligkeit. Die neuere 
hRsp769 anerkennt neben unmittelbarer Nachteiligkeit Anfechtbarkeit eines 
Rechtsgeschäfts bei mittelbarer Nachteiligkeit. Es soll für die Nachteiligkeit iS einer 
ex-post Betrachtung auf die durch die anzufechtende Rechtshandlung veränderte 
Situation der Gläubigerbefriedigung im Konkurs ankommen. Die Rsp770 hat, 
abweichend von der allgemein geforderten Voraussetzung der 
Gläubigernachteiligkeit für alle Anfechtungstatbestände ein weiteres Element bei der 
Prüfung der Nachteiligkeit in § 31 Fall 2 KO als notwendig erachtet. Die mittelbare 
                                               
766 Vgl dazu gleich 5.4.
767 Vgl dazu unten 5.5.
768 Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 303ff; Widhalm, Kontokorrentkredit 6f;  König, 
Anfechtung³ Rz 5/1; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 64ff; so auch OGH 4 
Ob 259/98m, SZ 71/209 = ÖBA 1999, 652 = ÖBA 2000, 932 = ZIK 1999, 97; 6 Ob 2086/96z, ecolex 
1997, 83 = ÖBA 1997, 205 (Koziol) = RdW 1997, 404 = ZIK 1997, 225; 6 Ob 2296/96g, SZ 69/260 = 
JBl 1997, 536 = ÖBA 1997, 554 = ZIK 1997, 97; 4 Ob 39/99k, NZ 2001, 158 = ÖBA 2000, 329 
(Bollenberger) = ZIK 1999, 211 ua; vgl näher Kapitel IV 4.
769 OGH 1 Ob 2297/96t, ÖBA 1998, 798 (Bollenberger) = ZIK 1999, 23; 1 Ob 308/98w, ÖBA 
2000, 242 = ZIK 1999, 199; 6Ob256/99m, ÖBA 2000, 1020 = ZIK 2001, 23; 6 Ob 110/00w, SZ 
73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165 zuletzt OGH 6 Ob 72/06s, 
ecolex 2007, 174 = ÖBA 2007, 654 (Koziol) = ZIK 2007, 25.
770 OGH 1 Ob 2297/96t, ÖBA 1998, 798 (Bollenberger) = ZIK 1999, 23; 2 Ob 2147/96s, 
ecolex 1999, 169 = ÖBA 1999, 472 (Bollenberger) RdW 1998, 744 = ZIK 1998, 166; 4 Ob 259/98m, 
SZ 71/209 = ÖBA 1999, 652 = ÖBA 2000, 932 = ZIK 1999, 97; 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 
1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) = ZIK 1999, 24; 7 Ob 11/01w, ÖBA 2002, 249 
(Bollenberger) = RdW 2001, 461 = ZIK 2001, 101; 9 Ob 24/04a, ÖBA 2005, 716 = ZIK 2005, 139; 9 
Ob 52/06x, ZIK 2007, 167;  vgl Kapitel IV 4.3.
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Nachteiligkeit im Zeitpunkt des Abschlusses des anzufechtenden Rechtsgeschäfts 
soll auch objektiv als nachteilig vorhersehbar gewesen sein. 
Zusätzlich zur Analyse dieser Kriterien für das Nachteiligkeitselement des 
§ 31 Fall 2 KO ist für die Anwendung auf das Factoringverhältnis insbesondere auch 
das Ausmaß der Anfechtungsmöglichkeit entscheidend. Hierbei hat der OGH771
insbesondere die Weissel-Formel772 als eine durch das Erfordernis der Nachteiligkeit 
erzeugte Obergrenze für die Anfechtung von revolvierenden Kontokorrentkrediten 
anerkannt. Die Rsp zum Kontokorrentkredit und zur Begrenzung von kumulativen 
Anfechtungen und zur Anfechtungshöhe ist demnach für die Anfechtung beim 
Factoring gemäß § 31 Fall 2 KO ebenso zu analysieren.
5.4.2 Mittelbare Nachteiligkeit
5.4.2.1 Historische Auslegung
Wie bereits in Kapitel IV 4.2 ausgeführt, wird von der hM773 Nachteiligkeit 
auch dann anerkannt, wenn bei einem nachteiligen Rechtsgeschäft ein außerhalb 
dieses Geschäfts bestehender Umstand hinzutritt, und dadurch das vom 
Vertragspartner des Gemeinschuldners Geleistete nicht mehr als Äquivalent zum 
vom Gemeinschuldner Geleisteten aufscheint. Gegen die Anerkennung der 
mittelbaren Nachteiligkeit war für die Anfechtung nach § 31 Fall 2 KO in der Rsp 
nur in den ersten Jahren nach Inkrafttreten der KO eine abweichende Meinung
angeführt worden. In der ausführlichsten Entscheidung des OGH,774 in der dieser die 
mittelbare Nachteiligkeit ablehnte, wollte der OGH den § 31 KO als Abbild des § 9 
der Regierungsvorlage zum AnfG erkennen.775 Im Gegensatz zu dieser Rsp führte
                                               
771 OGH 2 Ob 2147/96s, ecolex 1999, 169 = ÖBA 1999, 472 (Bollenberger) RdW 1998, 744 = 
ZIK 1998, 166; 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) 
= ZIK 1999, 24; 4 Ob 259/98m, SZ 71/209 = ÖBA 1999, 652 = ÖBA 2000, 932 = ZIK 1999, 97; 6 Ob 
110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165; 6 Ob 
217/03k, ÖBA 2004, 477 = RdW 2004, 473 = ZIK 2004, 208.
772 Erstmals publiziert von Weissel, ÖBA 1992, 634.
773 Rintelen, Handbuch 251f; Bartsch/Pollak, KO³ I 211; Petschek/Reimer/Schiemer, 
Insolvenzrecht 314f; Wegan, Insolvenzrecht 80; Schumacher, ÖJZ 1981, 32f; König, JBl 1981, 138ff; 
König, ÖJZ 1982, 458f; König, ÖJZ 1983, 544ff; Rebernig, Konkursanfechtung 164ff; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 31; für die Rsp OGH 5 Ob 121/62, JBl 1963, 158 = RZ 
1962, 205; 5 Ob 1/62, SZ 35/20 = JBl 1962, 611; 5 Ob 202/67, SZ 40/146; 1 Ob 2132/96b, SZ 69/262 
= JBl 1997, 321 = ÖBA 1997, 559 = ZIK 1997, 184; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 
(Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165.
774 Rsp 1930/292.
775 Vgl König, Anfechtung³ Rz 11/62.
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die hM776 in der älteren Lehre aus, durch die Änderung der Formulierung des § 9 
AnfG zum § 31 Fall 2 KO sei auch die zum § 9 AnfG vertretene Ansicht, lediglich
unmittelbare Nachteiligkeit wäre für die Anfechtung ausreichend modifiziert worden. 
Vereinzelt hat der OGH später noch Entscheidungen gegen die mittelbare 
Nachteiligkeit getroffen, allerdings teilweise in inkonsequenter Anwendung der Rsp 
zu § 30 Abs 1 Z 1 KO.777
Im Unterschied zu den Argumenten des OGH in diesen frühen 
Entscheidungen hat ein Teil der Lehre778 die mittelbare Nachteiligkeit zulassende hM 
mit detaillierteren Ausführungen zur historischen Auslegung des § 31 Fall 2 KO 
kritisiert. In bezug auf den Willen des historischen Gesetzgebers wird etwa darauf 
hingewiesen, dass die Denkschrift779 andeutet, die neuen Vorschriften sollen sich 
inhaltlich allein durch die Vorverlegung des Beginns der Anfechtungsfrist 
unterscheiden.780  Als Gegenargument hat insbesondere König781 vorgebracht, dass 
die Denkschrift782 zwar nicht direkt für § 31 KO, aber für die Änderungen im 
Vergleich zum AnfG 1884 zu § 28 Z 2, 3 KO ausführt, dass nicht mehr nur 
unmittelbare, sondern auch mittelbare Benachteiligung der Gläubiger für die 
                                               
776 Vgl Steinbach, Kommentar³ 90f; Ehrenzweig, Kommentar 277ff; § 9 AnfG sprach von einer 
Anfechtung von Rechtsgeschäften „durch deren Eingehung die Gläubiger benachtheiligt werden“, 
dagegen finden sich in § 31 Fall 2 KO die Worte „durch deren Eingehung“ nicht mehr. AA Doralt, 
ÖBA 1995, 123, der sich auf die Begründung in der Entscheidung Rsp 1930/292 beruft. Vgl auch 
König, Anfechtung³ Rz 11/60.
777 OGH 5 Ob 701/79, JBl 1981, 157; vgl König, JBl 1981, 141ff; König, Anfechtung³ Rz 
11/62.
778 Koziol JBl 1982, 57; Hoyer, ÖJZ 1982, 383ff; Honsell, wbl 1987, 169; Koziol, ÖBA 1988, 
1079; Doralt, ÖBA 1989, 1014; Doralt ÖBA 1995, 113; Koziol/Bollenberger in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 22; Schummer, Eigenkapitalersatzrecht, 422ff.
779 Die Denkschrift (41) führt aus, § 31 KO unterscheide sich nur dahingehend von den alten 
Regelungen des Anfechtungsrechts, als es die Durchführung der allgemeinen Reformen erfordere. 
Diese Reformen zählt die Denkschrift (33f) auf, ohne auf die Ausdehnung auf mittelbare 
Nachteiligkeit hinzuweisen. Allerdings weist die Denkschrift auch auf die allgemeine 
Lückenhaftigkeit des alten Anfechtungsrechts hin, wobei es auch ein Ziel der Reformen war, „eine 
Vertiefung und damit auch eine Erweiterung des Gebietes bei der anfechtbaren Rechtshandlung vor
allem durch eine schematische Gruppierung der Anfechtungsfälle und durch eine Verallgemeinerung 
der ihnen zugrunde liegenden Ideen zu erreichen.“
780 Vgl Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 22; 
Doralt, ÖBA 1995, 124.
781 König JBl 1981, 139ff mwN; König, Anfechtung³ Rz 11/61; vgl AA Koziol, Grundlagen 92, 
der insbesondere mit dem Verständnis argumentiert, die Regelung des § 28 Z 3 KO unterscheide sich 
von § 31 Fall 2 KO dahingehend, dass nach § 31 Fall 2 nur Verträge anfechtbar seien, worunter aber 
Verfügungsgeschäfte nicht fallen.
782 Denkschrift 35.
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Anfechtung genügen soll. Gegen dieses Argument wurde vorgebracht, bei der 
Absichtsanfechtung sei bloß mittelbare Nachteiligkeit als schärfere Folge 
gerechtfertigt, weil bei einem in Benachteiligungsabsicht abgeschlossenen Geschäft 
die Benachteiligung sich geradezu typischerweise nicht unmittelbar aus dem 
Geschäft selbst ergibt.783 ME sind die Argumente, aus der historischen Auslegung 
lasse sich schließen, mittelbare Nachteiligkeit wäre für die Anfechtbarkeit nicht 
ausreichend, nicht stichhaltig. Aus dem Schutzzweck der Konkursordnung heraus, 
sollte es keinen Unterschied machen, ob ein Anfechtungsgegner wie bei § 28 Z 2,3 
KO fahrlässig von einer Benachteiligungsabsicht nichts gewusst hat und trotzdem, 
obwohl ihm die Zahlungsunfähigkeit bekannt oder bekannt sein musste, sehenden 
Auges das anzufechtende Rechtsgeschäft eingegangen ist, oder ob es objektiv 
erkennbar war,784 dass durch das Geschäft eine Nachteiligkeit für die Gläubiger 
entstehen würde und er trotzdem mit dem späteren Gemeinschuldner kontrahiert. Der 
Unterschied liegt am Ende nur auf der Seite des späteren Gemeinschuldners: dh, ob 
dieser durch vorsätzliches (Benachteiligungsabsicht) oder fahrlässiges 
(„Weiterwurtschteln“) Handeln eine Quotenverschlechterung für die 
Konkursgläubiger herbeiführt.785
5.4.2.2 Hintergrund des Anfechtungsrechts
Doralt786 argumentiert der Zweck der §§ 30, 31 KO, die 
Gläubigergleichbehandlung, könne bei Anfechtung auch mittelbar nachteiliger 
Rechtsgeschäfte nicht erfüllt werden. Denn die Anfechtung eines Rechtsgeschäfts, 
bei dem gleichwertige Leistungen ausgetauscht werden und sich daher auf die Masse 
nur nachteilig auswirkt, weil der Gemeinschuldner den Erlös aus dem Geschäft nicht 
zweckmäßig verwendet, falle aus dem System und Zweck der §§ 30, 31 KO heraus. 
Übersehen wird hier mE, dass der Zweck des § 31 Fall 2 KO im Wesentlichen die 
Vorwirkungen der Verfügungsbefugnisse des Gemeinschuldners ist, dh der 
                                               
783 Vgl Koziol, Grundlagen 92f; Doralt, ÖBA 1995, 125; Schummer, ÖBA 2002, 174ff.
784 Siehe zu diesem Erfordernis unten 5.4.3.
785 Vgl zu diesem Argument auch Lehmann, Kommentar I 285; Ehrenzweig, Kommentar 280; 
Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 315; König, Anfechtung³ Rz 11/61.
786 Doralt, ÖBA 1995, 125.
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Gesetzgeber die Rückwirkung der Konkurseröffnung anordnen und nicht nur den 
Grundsatz der Gläubigergleichbehandlung durchsetzen wollte.787
5.4.2.3 Mittelbare Nachteiligkeit als Kontrahierungssperre?
Wichtigstes inhaltliches Gegenargument gegen die Auffassung auch 
mittelbare Nachteiligkeit genügt für die Anfechtung nach § 31 Fall 2 KO, ist mE, 
dass dadurch im Wesentlichen für den Gemeinschuldner eine Kontrahierungssperre 
gegenüber Personen angeordnet wird, welche die Zahlungsunfähigkeit des 
Gemeinschuldners kennen oder schuldhaft erkannt haben müssten.788 Koziol789 führt 
hierzu aus, bei mittelbarer Nachteiligkeit wären nicht nur Kreditgeschäfte anfechtbar, 
sondern eben auch alle zur Verzögerung der Konkurseröffnung beitragenden 
Geschäfte. So zB auch Rechtsgeschäfte mit Lieferanten oder Kunden des 
Gemeinschuldners. Die Anfechtbarkeit solcher Geschäfte mit Geschäftspartnern des 
Gemeinschuldners oder auch die Anfechtbarkeit von jeglichen anderen Geschäften, 
bei denen ein Objekt des Haftungsfonds der Gläubiger des späteren 
Gemeinschuldners gegen Bezahlung aus der Konkursmasse ausscheidet, würde eine 
„die Verkehrssicherheit schwerstens gefährdende Überspannung der Anfechtbarkeit 
von Geschäften erzielen, die ihrem Inhalt nach völlig unverdächtig sind.“790 Als 
Konsequenz ergäbe sich eine für die wirtschaftliche Entwicklung von Unternehmen 
schlechte Situation, da jeder Geschäftspartner einer nur potentiell insolventen Person,
um Anfechtungen zu entgehen, geschäftliche Kontakte abbrechen müsste.791 Dieser 
Ansicht kann entgegen gehalten werden, dass es dem Gesetzgeber gerade darauf 
ankam, Personen davon abzuhalten, wenn auch aus Uneigennützigkeit, Geschäfte mit 
einem Insolventen zu schließen, wenn diese eine Nachteiligkeit für Gläubiger 
bedeuten könnten.792 Insbesondere König793 stellt sich direkt gegen die Ansicht, der 
                                               
787 Vgl König, Anfechtung³ Rz 11/64; so auch Koziol, Grundlagen 90, der allerdings darauf 
hinweist, bei anderen vom Gesetzgeber angeordneten Beschränkungen der wirtschaftlichen 
Geschäftsfähigkeit würde dagegen nicht auf wirtschaftliche Folgen des Geschäfts abgestellt.
788 Koziol, Grundlagen 94; Doralt, ÖBA 1995, 116ff.
789 Koziol, Grundlagen 94f.
790 Koziol, Grundlagen 95.
791 Doralt, ÖBA 1995, 117 der für seine Argumentation auch anführt, Dienstnehmer des 
Gemeinschuldners wären, um der Anfechtung nach § 31 Fall 2 KO zu entgehen, zur Kündigung von 
Dienstverhältnissen gezwungen.
792 Ehrenzweig, Kommentar 280; so auch Lehmann, Kommentar I 285; 
Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 315; König, Anfechtung³ Rz 11/61.
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Verkehrsschutz wäre durch die Auslegung einer mittelbaren Nachteiligkeit 
beeinträchtigt. Nach ihm soll gerade die Tatsache, dass bei Insolvenz eines 
Geschäftspartners auch angemessene Zug-um-Zug Geschäfte angefochten werden 
können, ein erwünschtes Mittel sei, um eine rechtzeitige Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens zu erlangen. In Bezug auf die Kritik, dass auch kleine 
Geschäfte, etwa der bloße Lebensmitteleinkauf des Gemeinschuldners, anfechtbar 
wären, was wohl unbillig und vom Gesetzgeber nicht intendiert sein könnte, 
entgegnet König insbesondere, dass dem Betreiber zB eines Supermarkts idR die 
Unkenntnis der Zahlungsunfähigkeit eines Kunden im Regelfall wohl nicht
vorgeworfen werden könnte. Rebernig794 verweist in diesem Zusammenhang auch 
auf das Ziel des Gesetzgebers, welches sich aus der Denkschrift ergibt, 
Vermögensverschleuderungen des Schuldners auf Kosten seiner Gläubiger generell 
zu verhindern. Der Schuldner soll sich keine „Kreditquellen suchen, die sich ihm oft 
nur unter den verderblichsten Bedingungen eröffnen […], seine Schulden vermehren 
und sein Vermögen vermindern“, da eben ansonsten „durch das Treiben des 
Gemeinschuldners gewöhnlich das ganze noch verbleibende Vermögen aufgezehrt 
ist, wenn es zum Antrag auf Konkurseröffnung kommt.“795
Richtigerweise ist mE weitgehend der Argumentation Königs und der 
älteren Lehre zu folgen. Für die wohl überwiegende Anzahl von wirtschaftlich 
angemessenen Zug-um-Zug Geschäften mit insolventen Personen wird eine 
Anfechtung schon alleine daran scheitern, dass der Geschäftspartner kein Wissen von 
der Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung des Gemeinschuldners hat und ihm 
sein Unwissen auch nicht vorgeworfen werden kann. Dass Zahlungsunfähigkeit 
bekannt war oder bekannt sein musste, ergibt sich idR wohl ohnehin nur bei 
Kreditgeschäften des späteren Gemeinschuldners mit Geldgebern, insbesondere bei 
Banken.796 Aber auch bei anderen Geschäftspartnern, denen die Zahlungsunfähigkeit 
oder Überschuldung des späteren Gemeinschuldners bekannt ist, überzeugt mE das 
Argument, der potentielle Gläubigerausfall solle nicht durch weitere Geschäfte mit 
                                                                                                                                    
793 König, Anfechtung³ Rz 11/65 mwN.
794 Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 33 mit bezug auf die Denkschrift.
795 Denkschrift 6.
796 Vgl zur Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung und in diesem Zusammenhang den 
Nachforschungspflichten von Banken oben Kapitel IV 2.2.3.
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dieser Person, auch wenn diese Zug-um-Zug und in angemessener wirtschaftlicher 
Weise vorgenommen werden, gefördert werden. In den von der der mittelbaren 
Nachteiligkeit kritischen Lehre angeführten Sonderfällen, ergibt sich aus der von der 
Rsp geforderten objektiven Vorhersehbarkeit der Nachteiligkeit ein ausreichendes 
Korrektiv um unbillige Anfechtungssituationen aufgrund von bloß mittelbarer 
Nachteiligkeit zu vermeiden.797
5.4.3 Objektive Vorhersehbarkeit der Nachteiligkeit
5.4.3.1 Entwicklung der Rechtsprechung
Der OGH hat mittelbare Nachteiligkeit von Rechtsgeschäften als 
ausreichende Anfechtungsvoraussetzung für § 31 Fall 2 KO anerkannt, verlangt 
allerdings als zusätzliches Merkmal die objektive Vorhersehbarkeit der 
Nachteiligkeit des anzufechtenden Rechtsgeschäfts.798 Bereits Ehrenzweig799 führt 
zur mittelbaren Nachteiligkeit in bezug auf § 31 Fall 2 KO aus, dass im Zeitpunkt der 
Vornahme eines Geschäfts dem Geschäftspartner erkennbar sein oder er tatsächlich 
wissen musste, dass es sich bei dem Geschäft um ein für die Gläubiger nachteiliges 
handelt. Als Begründung hat der OGH in seinen ersten ausführlichen 
Entscheidungen800 zum Erfordernis eines Korrektivs für die mittelbare Nachteiligkeit 
insbesondere ausgesprochen, eine vollständige Kontrahierungssperre801 des 
Gemeinschuldners sogar im Zustand materieller Insolvenz könne nicht Sinn des 
Anfechtungsrechts sein.
                                               
797 Vgl so auch Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 33.
798 OGH 4 Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 1985, 494 = RdW 1984, 242; 1 Ob 
2132/96b, SZ 69/262 = JBl 1997, 321 = ÖBA 1997, 559 = ZIK 1997, 184; 2 Ob 2147/96s, ecolex 
1999, 169 = ÖBA 1999, 472 (Bollenberger) RdW 1998, 744 = ZIK 1998, 166; 4 Ob 306/98y, SZ 
71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) = ZIK 1999, 24; 1 Ob 308/98w, 
ÖBA 2000, 242 = ZIK 1999, 199; 4 Ob 259/98m, SZ 71/209 = ÖBA 1999, 652 = ÖBA 2000, 932 = 
ZIK 1999, 97; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 
2001, 165; 7 Ob 11/01w, ÖBA 2002, 249 (Bollenberger) = RdW 2001, 461 = ZIK 2001, 101; 6 Ob 
72/06s, ecolex 2007, 174 = ÖBA 2007, 654 (Koziol) = ZIK 2007, 25; 9 Ob 52/06x, ZIK 2007, 167.
799 Ehrenzweig, Kommentar 280f.
800 OGH 5 Ob 149/74, SZ 47/87 = NZ 1975, 71; 1 Ob 686/88, SZ 62/97 = ÖBA 1989, 1008 
(Doralt) = wbl 1989, 281; 6 Ob 590/89, ecolex 1990, 21 (Wilhelm) = JBl 1990, 666 = ÖBA 1990, 
310.
801 Dies wurde auch explizit anerkannt in OGH 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 
(Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165.
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Der OGH802 hat als Kriterium für die objektive Vorhersehbarkeit 
insbesondere den Typus des anzufechtenden Rechtsgeschäfts herangezogen. So soll 
es darauf ankommen, von welcher Art und welcher Größe ein Rechtsgeschäft war. 
Da der OGH auf die „Objektivität“ der Vorhersehbarkeit abstellt, muss demnach 
nicht auf den konkreten Anfechtungsgegner sondern auf die Art des 
Anfechtungsgegners abgestellt werden, also auf einen ordentlichen und sorgfältigen 
Maßmenschen desselben Typus wie der Anfechtungsgegner.803 Trotz des Abstellens 
auf die Objektivität der Vorhersehbarkeit, wird in der Lehre betont, dass die 
Vorhersehbarkeit immer nur im jeweiligen Einzelfall und damit aufgrund der 
spezifischen Umstände festzustellen sei.804 Für den Factor bedeutend ist demnach, ob 
aus dem abgeschlossenen Factoringvertrag für eine ordentliche und sorgfältige Bank 
erkennbar war, dass aus der Bereitstellung von (kurzfristiger) Liquidität die 
Gläubiger des Factoringkunden benachteiligt werden könnten. ZB bei 
Factoringverträgen, die im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Sanierung eines 
Unternehmens stehen, müsste der Factor eine Abwägung vornehmen, wieweit der 
Sanierungsplan und die konkret getroffenen Maßnahmen im Unternehmen des 
Factoringkunden als geeignete Instrumente anzusehen sind, um tatsächlich eine 
Sanierung herbeizuführen.805
Zur Vereinfachung der Feststellung der objektiven Vorhersehbarkeit hat die 
ältere Rsp806 entgegen späteren Entscheidungen, welche dagegen jeweils auf den 
Einzelfall abstellen,807 insbesondere Kreditgeschäfte als typisch nachteilige 
                                               
802 OGH 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 
2001, 165.
803 OGH 1 Ob 2132/96b, SZ 69/262 = JBl 1997, 321 = ÖBA 1997, 559 = ZIK 1997, 184; 2 Ob 
2147/96s, ecolex 1999, 169 = ÖBA 1999, 472 (Bollenberger) = RdW 1998, 744 = ZIK 1998, 166; 4 
Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) = ZIK 1999, 24; 
6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165; vgl
auch König, Anfechtung³ Rz 11/76; krit Widhalm, Kontokorrentkredit 48; differenzierend auch 
Bollenberger, ÖBA 1999, 424f.
804 Vgl Bachmann, ZIK 2002/207, 148.
805 Vgl in diesem Zusammenhang für eine Bank OGH 4 Ob 308/98y, ÖBA 1999, 477 = RdW 
1999, 350 = ZIK 1999, 24; 2 Ob 2147/96s, ecolex 1999, 169 = ÖBA 1999, 472 (Bollenberger) RdW 
1998, 744 = ZIK 1998, 166.
806 OGH 3 Ob 539/82, EvBl 1983/151 = Anwbl 1983, 547 (Papis) = JBl 1983, 654 (Koziol); 
OGH 4 Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 1985, 494 = RdW 1984, 242.
807 Ausdrücklich dagegen und damit auf den jeweiligen Einzelfall abstellend OGH 1 Ob 
686/88, SZ 62/97 = ÖBA 1989, 1008 (Doralt) = wbl 1989, 281; vgl zur Änderung in der Rsp zur 
typischen Nachteiligkeit auch Doralt, ÖBA 1995, 120f; Widhalm-Budak, Praxishandbuch 90.
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Rechtsgeschäfte qualifiziert. Bei Kreditgeschäften, welche durch Teile der 
Vermögensmasse des Gemeinschuldners besichert werden, soll die Gefahr einer 
Versickerung der Kreditmittel eine typische Nachteiligkeit regelmäßig bedingen und 
damit auch immer für den Kreditgeber objektiv vorhersehbar sein. Dagegen hat der 
OGH im Einzelfall808 entschieden, dass etwa die Lieferung von Energie aus einem 
gewöhnlichen Geschäftsverhältnis mit dem Gemeinschuldner heraus aufgrund 
mangelnder objektiver Vorhersehbarkeit nicht anfechtbar war. Ein anderer Fall betraf 
einem unauffälligen Werkauftrag mit einem Subunternehmer des späteren 
Gemeinschuldners, der nach König809 ähnlich zu entscheiden wäre. Für das Factoring 
ergibt sich, dass dieses zwar aufgrund seiner Kreditierungsfunktion nach der älteren 
Rsp in der Tendenz als typisch objektiver Vertrag gelten könnte und damit auch die 
objektive Vorhersehbarkeit der Nachteiligkeit gegeben sein würde, trotzdem nach 
der neueren Rsp wohl immer auf die Situation im Einzelfall abgestellt werden muss.
Die Tendenz der typischen Nachteiligkeit bleibt demnach lediglich ein Indiz für die 
objektive Vorhersehbarkeit eines Factoringvertrags in einer konkreten Situation.
5.4.3.2 Kritik der Lehre zur objektiven Vorhersehbarkeit
In der Lehre wurde kritisiert, das Erfordernis der objektiven 
Vorhersehbarkeit einer mittelbaren Nachteiligkeit sei aus dem Wortlaut des Gesetzes 
nicht ableitbar.810 § 31 Fall 2 KO spreche eben nur von „nachteiligen 
Rechtsgeschäften.“ Zusätzlich dazu kritisiert Bachmann811 die dem Masseverwalter 
aufgebürdete Beweislast für die objektive Vorhersehbarkeit der Nachteiligkeit. Wenn 
es für die objektive Vorhersehbarkeit der Nachteiligkeit in Sanierungsfällen auf 
begründete Sanierungshoffnungen ankomme, die normalerweise im Rahmen des 
Überschuldungsbegriffs zu prüfen wären, wäre es nach Bachmann nicht einzusehen, 
dass der Masseverwalter zusätzlich zur Zahlungsunfähigkeit bzw schuldhafter 
Unkenntnis davon auch noch Elemente der Kenntnis oder fahrlässigen Unkenntnis 
der Überschuldung zu beweisen hätte, obwohl Zahlungsunfähigkeit und 
                                               
808 OGH 1 Ob 2132/96b, SZ 69/262 = JBl 1997, 321 = ÖBA 1997, 559 = ZIK 1997, 184.
809 König, Anfechtung³ Rz 11/76 FN 263 mit Bezug auf OGH 7 Ob 522, 523/87, SZ 60/42 = 
wbl 1987, 157.
810 Koziol, Grundlagen, 93; Doralt, ÖBA 1995, 120; so auch Bachmann, ZIK 2002/207, 149; 
vgl zumindest krit König, Anfechtung³ Rz 5/26; König, Konkursanfechtungsrecht, in Kodek/Konecny, 
Insolvenz-Forum 2007 C.1.
811 Bachmann, ZIK 2002/207, 149.
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Überschuldung zwei alternative Elemente nach § 67 KO sind. Bollenberger812 wirft 
dem Element der objektiven Vorhersehbarkeit vor, dieses sei nur dann gerechtfertigt, 
wenn dem Anfechtungsgegner die jeweiligen Änderungen im Vermögensstand des 
Gemeinschuldners als Folge vorhersehbar waren. Da aber konkrete Voraussagen 
über Veränderungen von Verbindlichkeiten oder Änderungen der Aktiva und Passiva
nicht möglich sind, wäre die Anfechtbarkeit nach § 31 Fall 2 KO dadurch stark 
eingeschränkt. Kritisiert wurde auch insbesondere, dass zu hohe Maßstäbe für 
Banken gesetzt werden, wenn eine ex-ante Prüfung von Zukunftsaussichten von 
Unternehmen beurteilt werden müssten. Banken würden dadurch überfordert. 
Lediglich unternehmensinterne wochen- oder gar monatelange Prüfungen könnten zu 
richtigen Einschätzungen führen.813 Aufgrund der Schwierigkeiten der Überprüfung 
von potentieller Nachteiligkeit eines Rechtsgeschäfts soll demnach nach einem Teil 
der Lehre ein strenger Maßstab bei der objektiven Vorhersehbarkeit angesetzt 
werden.814 Nach Rebernig815 soll etwa eine mittelbare Nachteiligkeit nur dann 
vorwerfbar sein, wenn der Anfechtungsgegner von einer nachteiligen 
Betriebsfortführung konkret wusste, oder aber eine Gewinnung der Information dazu 
leicht zumutbar gewesen wäre.
5.4.3.3 Objektive Vorhersehbarkeit als veränderter Adäquanztest der 
Kausalität des nachteiligen Rechtsgeschäfts?
Wie unter Kapitel IV 4.2.2 ausgeführt, genügt für die mittelbare 
Nachteiligkeit eines Rechtsgeschäfts nach § 31 KO nach der hM816 bereits 
Mitkausalität für die Quotenverschlechterung. In diesem Zusammenhang hat der 
OGH817 angemerkt, dass es im Anfechtungsrecht zwar nicht um Schadenersatzrecht 
                                               
812 Bollenberger, ÖBA 1999, 424f; vgl Bachmann, ZIK 2002/207, 149.
813 Vgl Doralt, ÖBA 1995, 121.
814 Bollenberger, ÖBA 1999, 424; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 
33.
815 Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 33.
816 Karollus, ÖBA 1989, 38; Koziol, ÖBA 1988, 1082; Bollenberger, ÖBA 1999, 411; vgl
Bollenberger, ÖBA 2005, 684 mit weiteren Ausführungen zur Mitkausalität; König, Anfechtung³ Rz 
5/24; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 77; OGH 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = 
ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165; 9 Ob 24/04s, ÖBA 2005, 716 = ZIK 
2005, 139.
817 OGH 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) 
= ZIK 1999, 24; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 
2001, 165; 9 Ob 24/04a, ÖBA 2005, 716 = ZIK 2005, 139; Bollenberger, ÖBA 2000, 18.
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§ 31 Fall 2 KO geht, dieses aber eine schadenersatzrechtliche Komponente hat. Nach 
Bollenberger818 ist die Annahme Mitkausalität allein sei als Voraussetzung der 
Anfechtung ausreichend richtig, da Zivilrecht fast nie darauf abstellt, dass ein 
Tatbestand die alleinige Ursache für einen Erfolg sein soll und auch sonstige 
systematische Überlegungen zum Privatrecht für die Mitkausalität (und nicht für eine 
überwiegende Verursachung) sprechen. König819 bezieht sich auf die dt Rsp820 nach 
der die Benachteiligung nicht direkt von der angefochtenen Rechtshandlung 
verursacht werden muss, sondern lediglich objektiv durch die angefochtene 
Rechtshandlung. 
Geht man von einer schadenersatzrechtlichen Nähe des Anfechtungsrechts 
aus, wäre im Bereich der Mitkausalität auch ein Adäquanztest zur Feststellung, ob 
ein Rechtsgeschäft Nachteiligkeit verursacht hat, sinnvoll. Eine adäquate Folge des
anzufechtenden Rechtsgeschäfts wäre die Nachteiligkeit dann, wenn die 
Rechtshandlung ihrer allgemeinen Natur nach zu einer Nachteiligkeit führen kann 
und nicht nur wegen der Verkettung ganz außergewöhnlicher Umstände eingetreten 
ist.821 Aufgrund der strengen Kriterien des Adäquanztests822 kann dessen 
Anwendung auf die Anfechtung nach § 31 Fall 2 KO demnach das vom OGH 
geforderte objektive Vorhersehbarkeitskriterium der Nachteiligkeit nur für 
Grenzfälle erklären. So könnten wohl die von der Lehre kritisierten Fälle des 
Lebensmitteleinkaufs des Gemeinschuldners nicht eine adäquate Ursache einer 
Quotenverschlechterung gegenüber einer rechtzeitigen Konkurseröffnung sein. Der 
Gemeinschuldner hat nämlich in jedem Fall einen Anspruch auf den Erhalt seiner 
grundlegenden Lebensumstände.823  
                                               
818 Bollenberger, ÖBA 2005, 684.
819 König, Anfechtung³ Rz 5/24.
820 BGH IX ZR 102/97, BGHZ 143, 246 = NZI 2000, 116 = NJW 2000, 1259.
821 Harrer in Schwimann, ABGB³ § 1295 Rz 7ff; Reischauer in Rummel, ABGB³ II/2a §1295 
Rz 14; Koziol/Welser, Bürgerliches Recht13 II 311.
822 Ein Schädiger haftet nicht für den atypischen Erfolg bzw Schaden, vgl OGH 1 Ob 35/80, SZ 
54/108 = JBl 1982, 259; 1 Ob 587/84, SZ 57/173 = JBl 1986, 105 (Koziol) = RdW 1985, 107; 6 Ob 
304/02b, ZVR 2004/35.
823 Vgl König, Anfechtung³ Rz 11/65.
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5.4.3.4 Ableitung der objektiven Vorhersehbarkeit aus Wortlaut bzw
Analogie?
Mit Bezug auf Ehrenzweig824 hat die erste Entscheidung des OGH825 zur 
Voraussetzung der objektiv vorhersehbaren Nachteiligkeit insbesondere auf den 
Wortlaut des § 31 Fall 2 KO abgestellt. Die einzige Anfechtungsnorm, die 
ausdrücklich „mit anderen Personen eingegangene, für die Gläubiger nachteilige 
Geschäfte“ anfechtbar stellen will, ist § 31 Fall 2 KO. Der OGH scheint aus der
Wortwahl abzuleiten, dass im Zeitpunkt der Eingehung des Geschäfts zumindest ein 
Nachteiligkeitscharakter des Geschäfts vorliegen muss. Allerdings muss dieser 
bereits im Zeitpunkt des Grundgeschäfts „angelegte“ Nachteiligkeitscharakter nicht 
zwingend eine unmittelbare Nachteiligkeit sein. Ehrenzweig zieht vielmehr die 
Schlussfolgerung, das Geschäft müsse zumindest solcher Art sein, dass es schon im 
Zeitpunkt seiner Vornahme in Hinblick auf die Krise des Gemeinschuldners, die der 
anderer Teil des nachteiligen Geschäfts kannte oder kennen musste, als ein 
zumindest potentiell nachteiliges Geschäft für die Gläubiger erkennbar werden 
musste.826
Für diese Ausführungen der älteren Lehre und der Grundsatzentscheidung 
des OGH in 4 Ob 559/83827 ist mE die Tendenz in Rsp und Lehre zu einer 
schadenersatzrechtlichen Komponente des § 31 Fall 2 KO relevant.828 Für 
Schadenersatz ist es notwendig, dem Schädiger einen Vorwurf machen zu können. 
Gleichfalls könnte aus dem Zweck des § 31 Fall 2 KO und dessen 
schadenersatzrechtlicher Nähe somit abgeleitet werden, dem Vertragspartner des 
Gemeinschuldners müsse ein Vorwurf gemacht werden können, dass er mit ihm 
kontrahiert hat. Dafür kann mE die Kenntnis oder fahrlässige Unkenntnis der 
Zahlungsunfähigkeit bzw Überschuldung des Gemeinschuldners nicht ausreichend 
sein, wenn der Anfechtungsgegner im Zeitpunkt des Geschäfts davon ausging, dieses 
sei für alle anderen Gläubiger des Gemeinschuldners unproblematisch. Soll nun 
                                               
824 Ehrenzweig, Kommentar 282.
825 OGH 4 Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 1985, 494 = RdW 1984, 242.
826 Ehrenzweig, Kommentar 282 mit bezug auf Rintelen, Handbuch 251f.
827 OGH 4 Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 1985, 494 = RdW 1984, 242.
828 OGH 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) 
= ZIK 1999, 24; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 
2001, 165; 9 Ob 24/04a, ÖBA 2005, 716 = ZIK 2005, 139; vgl Bollenberger, ÖBA 2000, 18; 
Bollenberger, ÖBA 2005, 684; vgl gerade oben 5.4.3.3.
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hingegen ein subjektiver, schadenersatzähnlicher Vorwurf gegen den 
Anfechtungsgegner für die Anfechtung von bloß mittelbar nachteiligen 
Rechtsgeschäften notwendig sein, müsste zumindest ein dem Anfechtungsgegner 
erkennbar bereits bei Abschluss des Geschäfts vorliegendes typisches 
Nachteiligkeitselement im konkreten Geschäft vorliegen. Genau das aber ist das 
Element der „objektiven“ Vorhersehbarkeit der Nachteiligkeit. „Objektiv“ bedeutet 
in diesem Sinn lediglich, dass auf die Erkennbarkeit der Nachteiligkeit für einen 
sorgfältigen Maßmenschen von der Art des Anfechtungsgegners abgestellt wird.829
Das Abstellen auf den Typus des Anfechtungsgegners für die Ausgestaltung des 
Vorhersehbarkeitselements muss mE demnach als ein „subjektives“ Element ähnlich 
einem schadenersatzähnlichen Vorwurf angesehen werden.830
Ein weiteres Argument für eine Prüfung, inwieweit ein 
Nachteiligkeitspotential eines Rechtsgeschäfts für Gläubiger im Zeitpunkt des 
Eingehens des Rechtsgeschäfts besteht, ist mE, dass auch in § 28 Z 2, 3 KO für eine 
subjektive Vorwerfbarkeitskomponente des Anfechtungsgegners im Zeitpunkt des 
Eingehens des Rechtsgeschäfts abstellt wird. Benachteiligungsabsicht des 
Gemeinschuldners und Kenntnis bzw fahrlässige Unkenntnis von dieser auf Seiten 
des Anfechtungsgegners muss nach hM831 bereits im Zeitpunkt der Rechtshandlung 
bestehen. Da für § 28 KO unstrittig rein mittelbare Nachteiligkeit für die Anfechtung 
eines Rechtsgeschäfts ausreicht,832 liegt der Schluss nahe, ein ähnliches, dem 
Anfechtungsgegner vorwerfbares subjektives Element bestehe auch in der 
Anfechtungsprüfung im Fall des § 31 Fall 2 KO. 
                                               
829 Dass es auf den Typus des Anfechtungsgegners ankommt: OGH 1 Ob 2132/96b, SZ 69/262 
= JBl 1997, 321 = ÖBA 1997, 559 = ZIK 1997, 184; 2 Ob 2147/96s, ecolex 1999, 169 = ÖBA 1999, 
472 (Bollenberger) RdW 1998, 744 = ZIK 1998, 166; 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 
(Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) = ZIK 1999, 24; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 
238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165; vgl auch König, Anfechtung³ Rz 11/76; krit
Widhalm, Kontokorrentkredit 48; differenzierend auch Bollenberger, ÖBA 1999, 424f.
830 Siehe zum Abstellen auf den Anfechtungsgegner oben 5.4.3.1. Dass Banken bessere 
Überprüfungsmöglichkeiten über die Insolvenzsituation eines ihrer Kreditnehmer haben, beeinflusst 
zB wann für Banken „objektive“ Vorhersehbarkeit vorliegt.
831 OGH 8 Ob 27/94, EvBl 1995/167 = ÖBA 1995, 723 = ZIK 1995, 151; 3 Ob 145/99s, ÖBA 
2001, 94 = RdW 2000, 738 = ZIK 2001, 139; 1 Ob 75/97d, ecolex 1997, 757 = ZIK 1997, 145; 10 Ob 
46/05w, EvBl 2006/96; 10 Ob 6/06i, ecolex 2006, 905 = ÖBA 2007, 61 = ZIK 2006, 169; König, 
Anfechtung³ Rz 7/28; vgl dazu bereits Ehrenzweig, Kommentar 282; aA Rebernig, 
Konkursanfechtung Rz 206 (Abstellen auf die Kenntnis von der Vornahme der Rechtshandlung beim 
Gemeinschuldner). Vgl auch Kapitel VII 3.
832 Vgl Kapitel IV 4.3.
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5.4.3.5 Bedeutung der Grundsätze der objektiven Vorhersehbarkeit für das 
Factoring
Der hM folgend ist für die Anfechtbarkeit nach § 31 Fall 2 KO auf bloß 
mittelbare Nachteiligkeit abzustellen und als Korrektiv zusätzlich zu prüfen, ob im 
Zeitpunkt des anzufechtenden Rechtsgeschäfts eine objektive Vorhersehbarkeit der 
Nachteiligkeit für den Typus des konkreten Anfechtungsgegners bestand.833 Für die 
objektive Vorhersehbarkeit der Nachteiligkeit kommt es für das Factoring 
entscheidend darauf an, dass der Factor eine Bank ist. Für Banken hat der OGH834
ausgeführt, aufgrund ihrer personellen und sachlichen Ausstattung für eine 
Bonitätsprüfung ihrer Kunden und der idR möglichen Bucheinsicht von 
kreditgebenden Banken, müssen die Kriterien der objektiven Vorhersehbarkeit der 
Nachteiligkeit anders sein, als zB bei Belieferung des Gemeinschuldners mit Strom.
Als Bank ist somit auch für den Factor ein erhöhter „objektiver“ Maßstab für die 
Vorhersehbarkeit der Nachteiligkeit des Factorings anzusetzen. Für das Factoring
speziell vertreten hat der OGH835 die Auffassung, dass es bei der Vorhersehbarkeit 
der Nachteiligkeit allgemein darauf ankommt, ob die Fortführung des Unternehmens 
den Ausfall der Konkursgläubiger nicht vergrößern wird. Aus dieser Formulierung 
ergibt sich freilich, außer, dass der OGH auch für das Factoring auf die 
Erkennbarkeit der mittelbaren Nachteiligkeit abstellt, wenig. Für die Beurteilung der 
mittelbaren Nachteiligkeit und der Vorhersehbarkeit der Nachteiligkeit im Bereich 
von wirtschaftlich angeschlagenen Unternehmen836 stützte sich der OGH zunächst,
wie für den Kontokorrentkredit, für das Factoring auf die Ausführungen Weissels.837
Nach Weissel geht es bei der Vorhersehbarkeit nicht um die Abschätzung der 
Sanierungsfähigkeit oder Sanierungswürdigkeit des Gemeinschuldners, sondern um 
die konkreten Auswirkungen der Fortführung des Geschäfts. In der Folge hat der 
                                               
833 Vgl gerade oben 5.4.3.1-5.4.3.4.
834 OGH 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 
2001, 165, obwohl er darin ausdrücklich feststellt, eine „subjektive Sorgfaltsverletzung ist jedoch nur 
im Schadenersatzrecht bedeutsam, im Anfechtungsrecht ist auf die objektive Erkennbarkeit fehlender 
Sanierungsmöglichkeiten abzustellen.“
835 OGH 2 Ob 2147/96s, ecolex 1999, 169 = ÖBA 1999, 472 (Bollenberger) RdW 1998, 744 = 
ZIK 1998, 166.
836 Factoring wird oftmals als Teil eines Sanierungspakets zur Verbesserung der 
Liquiditätsstruktur eingesetzt.
837 Weissel, ÖBA 1992, 638; siehe zur Weissel-Formel näher unten 5.5.3.1.
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OGH838 die Frage der objektiven Vorhersehbarkeit der Nachteiligkeit allerdings 
wiederum damit verbunden, ob begründete Sanierungshoffnungen des Unternehmens 
bestanden und welche Maßnahmen der Anfechtungsgegner gesetzt hat, um zu 
verhindern, dass Kreditmittel versickern. Für die Factoringbank als 
Anfechtungsgegner ist demnach entscheidend, ob begründete Sanierungshoffnung 
ihres Factoringkunden,839 also zB eine positive Fortbestehungsprognose besteht,
wodurch mangels objektiver Vorhersehbarkeit einer Verschlechterung der 
Befriedigungsaussichten der Konkursgläubiger nicht gegeben wären und die 
Anfechtung nach § 31 Fall 2 KO scheitert. Für die Beweislast ist hierfür relevant, 
dass der OGH840 bei Kreditgeschäften, zu denen wirtschaftlich betrachtet das 
Factoring in jedem Fall gehört,841 zwar nicht mehr von typischer Vorhersehbarkeit 
der Nachteiligkeit ausgeht, aber das Versickern von zur Verfügung gestellten 
Kreditmitteln prima facie annimmt und somit dem Masseverwalter seine Beweislast 
für die objektive Vorhersehbarkeit erleichtert.
5.5 Anfechtungsausmaß
5.5.1 Vorbemerkungen
Können die Elemente der Gläubigerbenachteiligung und deren objektiven 
Vorhersehbarkeit sowie die anderen Anfechtungsvoraussetzungen für § 31 Fall 2 KO 
bewiesen werden, ergibt sich wie für § 31 Fall 1 KO842 die Frage, ob alle einzelnen 
Factoringabwicklungen gesondert und kumulativ anfechtbar sind, oder ob die 
Anfechtung durch gewisse Kriterien begrenzt sein soll. IdR wird wie beim 
Kontokorrentkredit in der Anfechtungsperiode des § 31 Abs 4 KO beim Factoring 
                                               
838 OGH 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) 
= ZIK 1999, 24 mit bezug auf OGH 4 Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 1985, 494 = RdW 
1984, 242 und Karollus, ÖBA 1989, 41f.
839 Oder bei noch wirtschaftlich gesunden Unternehmen, ob zumindest Anhaltspunkte für 
wirtschaftliche Probleme bestehen und damit eine schlechte wirtschaftliche Entwicklung 
vorprogrammiert ist.
840 OGH 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 
2001, 165.
841 Nach Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/143 bestehen auch für das 
Factoring dieselben Befürchtungen: „bei der [von der Durchführung des Factoring] hervorgerufenen 
Verringerung der Konkursmasse handelt es sich in der Tat um einen typischen Nachteil, der sich 
geradezu zwangsläufig aus dem wirtschaftlichen Zweck des Factoring mit Finanzierungsfunktion 
ergibt.“
842 Vgl oben 4.2.5.
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eine Vielzahl von potentiell anfechtbaren Rechtsgeschäften843 bestehen. Von der im 
Anfechtungsrecht gebotenen wirtschaftlichen Betrachtungsweise844 ausgehend,
wurden eine Reihe von Obergrenzen für das Ausmaß der Anfechtung bei 
revolvierenden Kontokorrentkrediten und Factoringverträgen vorgeschlagen: 1.
Beginnend mit 2 Ob 2147/96s845 hat die Rsp für das Factoring die Anfechtung auf 
die Höhe der Nachteiligkeit, dh des Quotenschadens für die Gläubiger beschränkt, 2.
wurde in stRsp eine weitere Obergrenze mit der Höhe des Kreditrahmens oder der 
allenfalls höheren Ausnutzung im Fall der Überziehung des Kreditrahmens 
eingezogen,846 und 3. als letzte Obergrenze ist für Kontokorrentkredite vom OGH die 
Summe aller Kontoeingänge oder beim gesicherten Kontokorrentkredit die Summe 
aller Sicherstellungen innerhalb der Anfechtungsfrist anerkannt worden.847 Die 
niedrigste der drei Obergrenzen begrenzt demnach den Anfechtungsanspruch des 
Masseverwalters nach § 39 KO.848
5.5.2 Begrenzung mit der Summe der Sicherstellungen beim Factoring
Die letzte der drei in der Rsp erwähnten Obergrenzen ergibt sich logisch aus 
dem System der Anfechtung selbst.849 Nur was der Konkursmasse auch tatsächlich 
                                               
843 Sofern man mit der hier vertretenen Meinung die einzelnen Factoringzessionen bzw
Factoringabwicklungen als Anfechtungsobjekte iSd § 31 Fall 2 KO ansehen will – ansonsten nur bei 
Abschluss des Factoringvertrags selbst in der Anfechtungsfrist; vgl oben 5.3.
844 Vgl Doralt, ÖBA 1989, 1018; Koziol in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 
1/248; Bollenberger, ÖBA 1999, 421; Bollenberger, ÖBA 2000, 18f; König, Anfechtung³ Rz 11/81; 
Bollenberger, ÖBA 2005, 686; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 53; 
Schulyok, ZIK 2008/69, 39; siehe auch OGH 3 Ob 515/95, JBl 1996, 51 = ÖBA 1996, 144; 2 Ob 
177/02x, ÖBA 2004, 559 = ZIK 2004, 136.
845 OGH 2 Ob 2147/96s, ecolex 1999, 169 = ÖBA 1999, 472 (Bollenberger) RdW 1998, 744 = 
ZIK 1998, 166; der Entscheidung folgend in stRsp 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 
(Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) = ZIK 1999, 24; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 
238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165; 9 Ob 24/04a, ÖBA 2005, 716 = ZIK 2005, 139.
846 Beginnend mit OGH 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 
1999, 317 (König) = ZIK 1999, 24; 2 Ob 128/99h, ecolex 1999, 691 = ÖBA 2000, 152 = ZIK 1999, 
134; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165; 9 
Ob 24/04a, ÖBA 2005, 716 = ZIK 2005, 139; OGH 6 Ob 72/06s, ecolex 2007, 174 = ÖBA 2007, 654 
(Koziol) = ZIK 2007, 25; 6 Ob 172/06x, ecolex 2007, 176 = ÖBA 2007, 499 = ZIK 2007, 95.
847 Vgl 2 Ob 2147/96s, ecolex 1999, 169 = ÖBA 1999, 472 (Bollenberger) RdW 1998, 744 = 
ZIK 1998, 166; 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) 
= ZIK 1999, 24; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 
2001, 165; 9 Ob 24/04a, ÖBA 2005, 716 = ZIK 2005, 139.
848 Vgl auch Bollenberger, ÖBA 2005, 686, 689.
849 Widhalm, ecolex 2001, 370; vgl Bollenberger, ÖBA 2005, 687; vgl Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 39 Rz 43.
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entgangen ist kann auch nach § 39 KO zu einem Anfechtungsanspruch der 
Konkursmasse führen.850 Damit stellt sowohl für das Factoring als auch für den 
Kontokorrentkredit die Kumulierung der Ansprüche aus allen einzelnen
Rechtsgeschäften in der Anfechtungsfrist eine Obergrenze dar.851 Im Sonderfall, dass 
keine anfechtbaren Rechtsgeschäfte in der Anfechtungsfrist, zB beim Factoring keine 
Zessionen von Forderungen an den Factor, lediglich Bevorschussungen und/oder 
Restzahlungen, bestehen, fehlt die Basis eines Anknüpfungspunktes für die 
Anfechtung eines Rechtsgeschäfts demnach gänzlich.852
5.5.3 Begrenzung mit der Quotenverschlechterung
5.5.3.1 Weissel-Formel
Die hRsp853 will die mittelbare Nachteiligkeit im Sinne von Weissel854
berechnen. Weissel bezieht sich bei der Herleitung seiner Berechnungsformel auf die 
damalige Rsp,855 wonach jeweils die zur Ausschüttung gelangende Quote als 
wichtigstes Indiz für die Gläubigerbenachteiligung heranzuziehen sei. Dabei soll im 
Zeitpunkt der anfechtbaren Rechtshandlung einerseits und dem tatsächlichen 
Konkursbeginn andererseits, eine hypothetische Quote berechnet werden und aus der 
Verschlechterung der Quote die Gläubigernachteiligkeit berechnet werden. Die von 
Weissel hergeleitete Formel lautet Z = (Q x P – A)/ (1-Q).856 Dabei berechnet sich 
der höchste anfechtbare Betrag, dh die in absoluten Zahlen ausgedrückte, mittelbar 
entstandene Nachteiligkeit (Z), durch die Multiplikation der Quote für die 
Konkursgläubiger bei rechtzeitiger Konkurseröffnung (Q) mit der Summe der (bei 
                                               
850 OGH 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 
2001, 165; vgl auch Bollenberger, ÖBA 2000, 17; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze
§ 39 Rz 43.
851 Dies gilt auch für die Anfechtung nach § 31 Fall 1 KO.
852 Vgl Bollenberger, ÖBA 2005, 687 nach dem der Bank als Anfechtungsgegner bei fehlenden 
Kontobewegungen im Rahmen eines Kontokorrentkredits keine Haftung trifft.
853 Grundlegend OGH 2 Ob 2147/96s, ecolex 1999, 169 = ÖBA 1999, 472 (Bollenberger) 
RdW 1998, 744 = ZIK 1998, 166; der Entscheidung folgend in stRsp 4 Ob 259/98m, SZ 71/209 = 
ÖBA 1999, 652 = ÖBA 2000, 932 = ZIK 1999, 97; 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 
(Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) = ZIK 1999, 24; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 
238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165; 6 Ob 217/03k, ÖBA 2004, 477 = RdW 2004, 
473 = ZIK 2004, 208; 9 Ob 24/04a, ÖBA 2005, 716 = ZIK 2005, 139.
854 Weissel, ÖBA 1992, 634.
855 Vgl OGH ÖBA 1990, 390, in der der OGH Doralt ÖBA 1989, 1015f folgte.
856 Vgl zur Weissel-Formel näher König, Anfechtung³ Rz 11/71; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 39 Rz 44; differenzierend Bollenberger, ÖBA 1999, 417f.
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Konkurseröffnung bestehenden) Konkursforderungen (P) abzüglich der tatsächlich 
bei Konkurseröffnung vorhandenen Konkursmasse (A). Die Division durch 1-Q ist 
notwendig, um den Gegenanspruch des Anfechtungsgegners nach § 41 KO  zu 
berücksichtigen. Der Anfechtungsgegner wird in Höhe des herausgegebenen 
angefochtenen Betrags selbst Konkursgläubiger, wodurch dieser zusätzliche
Anspruch nach Weissel auch in die hypothetischen Quoten einzubeziehen ist. Der 
Anfechtungsgegner zahlt demnach mit seinem Anfechtungsanspruch seine eigene 
später im Konkurs einforderbare Quote an die Masse.857
Die Begrenzung der Anfechtung mit der nach der Weissel-Formel 
berechneten Nachteiligkeit wurde von König858 kritisiert. Die Begrenzung des 
Ausmaßes der Anfechtung soll nur als geeignet angesehen werden, wenn man gegen 
Königs Ansicht Gläubiger, die nach der anfechtbaren Rechtshandlung hinzukommen, 
in der Berechnung des Ausmaßes lediglich quotenmäßig berücksichtigen will. 
Dagegen soll nach König eine Nachteiligkeit des anzufechtenden Rechtsgeschäfts 
nur dann nicht vorhanden sein, wenn weder eine Vergrößerung des Ausfalls der 
Altgläubiger noch seit dem Abschluss des angefochtenen Rechtsgeschäfts ein Ausfall 
für Neugläubiger eingetreten ist. Bollenberger859 kritisiert an der Weissel-Formel, 
dass der Quotendifferenzausgleichsbetrag, also die Division des 
Anfechtungsanspruchs durch (1-Q), vorgenommen wird. Es sei uneinsichtig, dass der 
Anfechtungsgegner seine eigene Konkursquote (aus der wieder auflebenden 
Forderung aus dem nachteiligen Geschäft gegenüber dem Gemeinschuldner) mit 
seinem Anspruch mitfinanzieren müsste. Ohne die Mitfinanzierung der eigenen 
Quote würde sich die Weissel-Formel auf die Gleichung Z = (Q x P) – A reduzieren
und somit vereinfachen.860 Diesen Ausführungen könnte entgegen gehalten werden, 
                                               
857 Siehe für ein konkretes Berechnungsbeispiel zur Weissel-Formel König, Anfechtung³ Rz 
11/71. Weissels Formel impliziert dass, wie idR der Fall, eine Bereicherung der Masse durch die 
Gegenleistung des Anfechtungsgegners nicht mehr nachweisbar ist und deswegen der hM folgend der 
Anspruch des Anfechtungsgegners aus dem nachteiligen Rechtsgeschäft gemäß § 41 Abs 2 KO nur 
eine Konkursquote ist, vgl krit dazu Bollenberger, ÖBA 1999, 417 FN 70.
858 König, Anfechtung³ Rz 11/74.
859 Bollenberger, ÖBA 1999, 417f.
860 Bollenberger muss diese Vereinfachung dahingehend einschränken, dass die Weissel-
Formel wieder anwendbar wäre, wenn das dem Anfechtungsgegner nach der Anfechtung von der 
Leistung des Gemeinschuldners noch Verbleibende (Differenz zwischen den Befriedigungen und 
Sicherstellungen und dem Anfechtungsanspruch Z) größer wäre, als die ihm zustehende 
Konkursquote. Dies deshalb, da der Anfechtungsgegner ansonsten immer noch gegenüber den 
anderen Konkursgläubigern bevorzugt wäre.
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dass der Anfechtungsgegner gerade nur eine Konkursforderung aufgrund § 41 Abs 2 
KO durch die Leistung des Anfechtungsgegners erhält, die als solche im Konkurs 
anzumelden ist und dem Anfechtungsgegner kein Aufrechnungs- oder 
Rückbehaltungsrecht einräumt.861 Dagegen wären den Ausführungen von 
Bollenberger mE zu folgen, sofern man den Anspruch des Anfechtungsgegners als 
einen § 41 Abs 1 Fall 2 KO-Anspruch auf die nachweisbare Bereicherung der 
Konkursmasse ansieht, weil die Konkursmasse in jedem Fall zumindest noch soweit 
bereichert sein müsste, als die Leistungen des Anfechtungsgegners an den 
Gemeinschuldner über die (in absoluten Zahlen berechnete) mitkausal verursachte 
Quotenverschlechterung hinausgeht.
Dass der durch die Weissel-Formel zu berechnenden Betrag nicht nur für die 
Frage, ob Anfechtung überhaupt zulässig ist, herangezogen wird, sondern auch den 
Maximalbetrag für die Anfechtung nach § 31 Fall 2 KO darstellen soll, ist bereits im 
Sinne der Zweifel von Bollenberger weiter zu analysieren. Die hM862 sieht die 
Quotenverschlechterung für andere Tatbestände, insbesondere § 31 Fall 1 KO, nicht 
als begrenzender Maximalbetrag an. Begründet wird die als Anfechtungsobergrenze 
eingezogene Schranke der Nachteiligkeit für § 31 Fall 2 KO damit, dass § 41 KO 
dem Anfechtungsgegner Gegenansprüche gegen die Masse zugesteht.863 Müsste der 
Anfechtungsgegner, zB die Bank beim durch Zessionen gesicherten 
Kontokorrentkredit oder dem Factoring, alle Sicherstellungen in der Anfechtungsfrist 
herausgeben, könnte dies dazu führen, dass der Konkursmasse ein Mehrfaches der 
eigentlichen Verschlechterung zusteht. Durch § 41 Abs 1 KO erhält der 
Anfechtungsgegner allerdings einen Anspruch auf seine Gegenleistung für die 
Sicherstellungen. Beim Factoring geht dieser Anspruch auf die Summe der 
Bevorschussungen und Restzahlungen durch den Factor, soweit die Konkursmasse 
noch vorhanden oder um diese bereichert ist. Geht man davon aus, dass alle nach der 
ersten anfechtbaren Rechtshandlung vorgenommenen Geschäfte des 
                                               
861 Vgl Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 41 Rz 15.
862 König, RdW 1999, 317; Widhalm, Kontokorrentkredit 25ff; König, Anfechtung³ Rz 11/75
jeweils ohne nähere Begründung; für § 31 Fall 1 KO: Bollenberger, ÖBA 2000, 26; Rebernig, 
Konkursanfechtung Rz 241.
863 Vgl Ausführungen bei Koziol, ÖBA 1988, 1082ff; Karollus, ÖBA 1989, 41; Weissel, ÖBA 
1992, 633.
KAP V/187
Gemeinschuldners,864 die zur Quotenverschlechterung geführt haben, von der 
Abwicklung des Factorings, also der Zurverfügungstellung von Liquidität,
mitverursacht waren, ist eine Begrenzung auf den Maximalbetrag der Verringerung 
der Konkursmasse somit korrekt. Zwar könnte der Anfechtungsanspruch des 
Masseverwalters auf die Herausgabe aller Leistungen von Drittschuldnern auf 
Forderungen, die im Anfechtungszeitraum zediert wurden, gehen, allerdings würde 
in der Differenz zwischen dieser kumulierten Summe und der tatsächlichen 
Verringerung der Konkursmasse die (somit nachweisbare) Bereicherung der Masse 
liegen. Auf diese Bereicherung hat der Factoringkunde nach § 41 Abs 1 Fall 2 KO 
einen Anspruch, mit dem er gegen den kumulierten Anfechtungsanspruch des 
Masseverwalters aufrechnen kann.865
5.5.3.2 Modifikation der Weissel-Formel bei überholender Kausalität
Eine Modifikation der durch die Weissel-Formel begrenzten 
Anfechtungssumme muss allerdings für alle nicht kausal und adäquat866 verursachten 
Verschlechterungen der hypothetischen Quote gemacht werden.867 Bricht nach 
Abschluss eines nachteiligen Geschäfts, etwa bei einem Factoringvertrag, zB ein 
Feuer im Betrieb des Gemeinschuldners aus, so könnte die durch die Zerstörung der 
Vermögenswerte im Betrieb verringerte Quote für die Konkursgläubiger dem 
Anfechtungsgegner nur dann zur Last gelegt werden, wenn das Feuer die kausale und 
adäquate Folge des nachteiligen Rechtsgeschäfts war. Da auch bei Nichtvornahme 
der anzufechtenden Handlung der zusätzliche Ausfall für die Konkursgläubiger 
entstanden wäre, dh derselbe Nachteil entstanden wäre, muss ein 
Anfechtungsanspruch gegen den Kreditnehmer um die Höhe der zerstörten 
Vermögenswerte, welche nicht kausal durch den Kredit in den Betrieb gelangt sind,
verringert werden. Gleichfalls sollten positive Effekte, die die Quote anheben, aber 
                                               
864 Seien es nun für die Konkursmasse verlustreiche, oder auch positive Geschäfte.
865 Würde man dagegen von einer nicht nachweisbaren Bereicherung in Höhe einer 
Konkursquote nach § 41 Abs 2 Fall 1 KO ausgehen, wäre diese Konkursforderung nicht gegen die 
Masse aufrechenbar und der Masseverwalter könnte mittels Kumulation seiner Ansprüche aus den 
Einzelzessionen beim Factoring ein Vielfaches der tatsächlichen Quotenverschlechterung anfechten.
866 Ob auch alle Verluste die bei Abschluss der Rechtsgeschäfte nicht objektiv vorhersehbar 
waren, den nach der Weissel-Formel berechneten Maximalbetrag verringern, siehe unten 5.5.4.
867 Vgl zum Anfechtungsrecht und überholende Kausalität: Koziol, Haftpflichtrecht I³ Rz 
3/60ff; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 78; OGH 10 Ob 2350/96b, SZ 
69/199 = EvBl 1997/86; 6 Ob 201/98x, SZ 72/55 = ecolex 1999, 824 = ZVR 1999/56; 1 Ob 175/01v, 
JBl 2002, 720 = RdW 2002, 728.
KAP V/188
nicht kausale und adäquate Folge des anzufechtenden Rechtsgeschäfts sind, in die 
Berechnung des Maximalbetrags einfließen. So müsste eine Erbschaft des 
Gemeinschuldners oder etwa ein aus einem bereits fälligen Rechtsverfahren erzielter 
Geldbetrag des Gemeinschuldners von der berechneten Quote der Konkursgläubiger 
im Zeitpunkt der Anfechtung868 abgezogen werden, und somit die durch die 
Nachteiligkeit sich ergebende Anfechtungsobergrenze erhöhen.869
5.5.3.3 Relevante Zeitpunkte für den Quotenvergleich
Strittig bei der Berechnung des Quotenvergleichs nach Weissel sind die 
Zeitpunkte, in denen die beiden Quoten zu errechnen sind. Zunächst hatte der OGH 
für die Berechnung der Konkursmasse, dh die tatsächliche Quote, auf den Zeitpunkt 
des Schlusses des Verfahrens 1. Instanz über den Anfechtungsanspruch abgestellt.870
Der Schluss des Verfahrens 1. Instanz ist auch in allen anderen 
Anfechtungstatbeständen der relevante Zeitpunkt für die Beurteilung der 
Nachteiligkeit.871 Mit Bezugnahme auf die Argumente von Weissel872 hat der OGH 
sich für den Anfechtungstatbestand des § 31 Fall 2 KO in stRsp873 allerdings dafür 
ausgesprochen, auf die Eröffnung des Konkurses als Beurteilungszeitpunkt für die 
Höhe der Konkursmasse abzustellen. Nach Weissel ist aus kaufmännischen Gründen 
der Zeitpunkt der Konkurseröffnung relevant. Insbesondere sollte einem 
Anfechtungsgegner nicht angelastet werden, dass der Masseverwalter einerseits
durch unsachgemäße Maßnahmen die Befriedigungschancen der Konkursmasse 
                                               
868 Siehe zur Berechnung der relevanten Zeitpunkte für den Quotenvergleich gleich unten 
5.5.3.3.
869 Vgl zur Anfechtung bei mehreren Anfechtungsgegnern nach § 31 Fall 2 KO unten 5.5.6.
870 OGH 8 Ob 619/92, ecolex 1995, 22 (Fischer-Czermak) = ÖBA 1995, 216 (Iro) = RdW 
1995, 56 = ZIK 1995, 26.
871 So allgemein für alle Anfechtungstatbestände die ältere Lehre: Ehrenzweig, Kommentar, 
94; Bartsch/Pollak, KO³ I 167; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 304, 363f; für alle anderen 
Tatbestände außer § 31 Fall 2 KO: König, Anfechtung³ Rz 5/23; OGH 1 OB 56/30, SZ 12/95; 5 Ob 
121/62, JBl 1963, 158 = RZ 1962, 205; 1 Ob 555/86, SZ 59/114 = JBl 1987, 46 = RdW 1986, 370; 1 
Ob 567/89, ÖBA 1990, 139 = RdW 1990, 15; 1 Ob 2132/96b, SZ 69/262 = JBl 1997, 321 = ÖBA 
1997, 559 = ZIK 1997, 184; vgl auch Kapitel IV 4.
872 Weissel, ÖBA 1992, 634f.
873 OGH 2 Ob 2147/96s, ecolex 1999, 169 = ÖBA 1999, 472 (Bollenberger) RdW 1998, 744 = 
ZIK 1998, 166; 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) 
= ZIK 1999, 24; 6 Ob 256/99m, ÖBA 2000, 1020 = ZIK 2001, 23; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 
2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165; 7 Ob 65/01m, ÖBA 2002, 836 = ZIK 
2002, 171; 6 Ob 72/06s, ecolex 2007, 174 = ÖBA 2007, 654 (Koziol) = ZIK 2007, 25; 9 Ob 52/06x, 
ZIK 2007, 167.
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schmälert, andererseits soll der Anfechtungsgegner nicht dadurch begünstigt werden, 
dass die Masse während des Anfechtungsverfahrens durch Erträge aus der 
Veranlagung der Konkursmasse oder Fortführung des Unternehmens erhöht wird und 
dadurch eine höhere Quote in der Weissel-Formel den Anfechtungsanspruch 
verringert.874 Dagegen will König875 nur dann auf den Zeitpunkt der Eröffnung des 
Konkursverfahrens abstellen, wenn sich die Befriedigungsaussichten aufgrund 
unsachgemäßer Handlungen des Masseverwalters vermindert haben. 
ME muss hier grundsätzlich zwischen der Beurteilung, ob per se ein 
nachteiliges Rechtsgeschäft vorliegt, und der Begrenzung des Anfechtungsausmaßes 
nach der Weissel-Formel unterschieden werden. Im Fall der Anfechtungsobergrenze 
ist die Begrenzung auf die tatsächliche Quotenverschlechterung der 
Konkursgläubiger, wie oben unter 5.5.3.1 ausgeführt, nur mit den Gegenforderungen 
des Anfechtungsgegners nach § 41 Abs 1 Fall 2 KO zu begründen. Dabei steht dem 
Anfechtungsgegner ein Rückgabeanspruch, der nach hA876 ein 
Bereicherungsanspruch ist, auf die Bereicherung der Konkursmasse zu. Nach 
hLehre877 ist aber der Anspruch des Anfechtungsgegners nach § 41 Abs 1 Fall 2 KO 
auf die lediglich im Zeitpunkt der Rückgewähr noch vorhandene Bereicherung 
beschränkt. Dh, sofern aufgrund des Handelns des Masseverwalters etwa eine 
Verringerung der Konkursmasse entsteht und somit auch die Bereicherung im 
Rückgabezeitpunkt geringer ausfällt, geht dies zu Lasten des Anfechtungsgegners.
Für schädliches Verhalten des Masseverwalters stehen dem Anfechtungsgegner 
demnach lediglich Ansprüche aus den allgemeinen zivilrechtlichen Regeln,878 zB
Schadenersatzansprüche bei schuldhaften Verhalten des Masseverwalters, zu. Ferner 
hat der Anfechtungsgegner nach allgemeinen bereicherungsrechtlichen Regeln 
Anspruch auf Benützungsentgelt, dh Zinsen seit Entstehen des Anspruchs mit dem 
                                               
874 Ähnlich auch Rebernig, Konkursanfechtung Rz 183, nach dem der Anfechtungsgegner von 
den Gestionen des Masseverwalters unabhängig sein soll.
875  König, Anfechtung³ Rz 5/23.
876 Karollus, ÖBA 1988, 127; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 41 Rz 5; König, Anfechtung³ Rz 16/10; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 41 Rz 8.
877 Koziol, Grundlagen 78ff; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4
I § 41 Rz 9 und 15; König, Anfechtung³ Rz 16/11; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze 
§ 41 Rz 12.
878 Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 404; Koziol/Bollenberger in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 41 Rz 12.
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Zeitpunkt der Konkurseröffnung. Nach richtiger Ansicht ist demnach für den 
Quotenvergleich auf die Konkurseröffnung abzustellen, allerdings sind danach auf 
den Anspruch des Anfechtungsgegners nach § 41 Abs 1 Fall 2 KO einwirkende 
Faktoren zu berücksichtigen, wodurch sich der vom Masseverwalter heraus
verlangbare Maximalbetrag verändern kann.
Auch das für die Berechnung der hypothetischen Quote auf den Zeitpunkt 
der ersten anfechtbaren Rechtshandlung bzw bei einem Zessionskredit oder 
Factoringvertrag auf die erste anfechtbare Sicherstellung durch den Gemeinschuldner 
abgestellt werden soll, wurde in der Lehre kritisiert. Bollenberger879 will etwa für die 
Nachteiligkeit auf den Zeitpunkt der hypothetischen Verfahrenseröffnung abstellen. 
Aus meiner Sicht ist auch hier wieder zwischen der Nachteiligkeitsprüfung an sich 
und der Begrenzung des Anfechtungsanspruchs durch die Nachteiligkeit zu 
unterscheiden. Die Gläubigernachteiligkeit selbst und damit die Voraussetzung für 
die Anfechtung ergibt sich aus der Veränderung der hypothetischen Quote bei 
rechtzeitiger Konkurseröffnung und der tatsächlichen Konkurseröffnung.880 Daher 
müsste ermittelt werden, wann unter Außerachtlassen des nachteiligen 
Rechtsgeschäfts, etwa wenn kein Factoringvertrag geschlossen worden wäre, eine 
Konkurseröffnung stattgefunden hätte und welche Quote in diesem hypothetischen 
Fall erreicht worden wäre. Dies festzustellen ist aufgrund der Vielzahl von 
möglichen Faktoren, die auf diesen hypothetischen Konkursfall einwirken konnten,
idR wohl nicht möglich. Die beste Annäherung zur Ermittlung, ob bei einer 
hypothetisch früheren Konkurseröffnung überhaupt eine Verschlechterung 
eingetreten wäre, ist mE demnach richtigerweise die Annahme der Rsp, auf den 
Zeitpunkt der anzufechtenden Rechtshandlung abzustellen. Für den Zeitpunkt zur 
Berechnung der Obergrenze des Anfechtungsanspruchs iSd Quotenverschlechterung 
benötigt man diese Annahme hingegen gar nicht. Für den Gegenanspruch des 
Anfechtungsgegners nach § 41 Abs 1 Fall 2 KO kann nur der Zeitpunkt des 
nachteiligen Rechtsgeschäfts881 relevant sein. Bereits in diesem Zeitpunkt entsteht 
die Bereicherung des Gemeinschuldners durch die Leistung des Anfechtungsgegners 
                                               
879 Bollenberger, ÖBA 1999, 412.
880 Vgl zur Gläubigernachteiligkeit als Voraussetzung der Anfechtung Kapitel IV 4.
881 Oder im Fall des Factorings oder eines Kontokorrentkredits das erste anfechtbare 
Rechtsgeschäft.
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und damit später bei Konkurseröffnung die Bereicherung der Konkursmasse, welche 
der Anfechtungsgegner mittels § 41 Abs 1 Fall 2 KO herausverlangen kann. Die 
Obergrenze in Höhe der Quotenverschlechterung bei revolvierenden 
Kontokorrentkrediten und Factoringveträgen ergibt sich nämlich, wie oben unter 
5.5.3.1 ausgeführt, nicht aus Überlegungen zu einer verschleppten 
Konkurseröffnung, sondern aus der Berechnung der Differenz zwischen dem 
kumulativen Anfechtungsanspruch und der nach § 41 Abs 1 Fall 2 KO vom 
Anfechtungsgegner heraus verlangbaren Bereicherung der Konkursmasse durch 
seine Leistungen.
5.5.4 Begrenzung mit der objektiv vorhersehbaren Nachteiligkeit?
Da für die Anfechtung auch eine objektive Vorhersehbarkeit der 
Nachteiligkeit eines eingegangenen Rechtsgeschäfts gefordert wird, ergibt sich die 
Frage, ob aufgrund dieser Voraussetzung für die Anfechtung nicht auch die Höhe 
eines Anfechtungsanspruchs selbst mit den objektiv vorhersehbaren Nachteilen zu 
begrenzen ist.882 Folgt man der Auffassung, nur objektiv vorhersehbare Nachteile 
sind auch für das Ausmaß der Anfechtung entscheidend, so könnte etwa ein 
Kreditvertrag einer Bank deshalb nicht angefochten werden, wenn der 
Gemeinschuldner zwar im Zuge seiner regulären Geschäftstätigkeit keine 
Verlustgeschäfte eingeht, solche aber immerhin objektiv erkennbar waren, dagegen 
aber außergewöhnliche Geschäfte mit Hilfe der Kreditmitteln abschließt, die nicht 
objektiv vorhersehbar waren und gerade diese zu einer Gläubigerbenachteiligung 
führen.
Bollenberger883 führt dazu aus, die objektive Vorhersehbarkeit der 
Nachteiligkeit müsste konsequent betrachtet dazu führen, dass der 
Anfechtungsgegner nur für jene Nachteiligkeit einzustehen hat, die auch tatsächlich 
                                               
882 Vgl Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 56 der folgende drei
potentiellen Anfechtungsbegrenzungen angibt: a. der Anfechtungsgegner haftet lediglich für die 
tatsächlichen nachteiligen Entwicklungen, die auch objektiv vorhersehbar waren, b. der 
Anfechtungsgegner haftet für alle nachteiligen Folgen, wenn nur prinzipiell objektiv erkennbar war, 
dass es zu einer Nachteiligkeit kommen könnte oder c. der Anfechtungsgegner haftet in Höhe einer 
potentiell zu errechenbaren objektiv vorhersehbaren Nachteiligkeit nicht aber für eine höhere nicht 
vorhersehbare Nachteiligkeit.
883 Bollenberger, ÖBA 1999, 424f; vgl auch zust Schulyok, ZIK 2008/69, 40, der es als nicht 
sachgerecht ansieht den um die Verschlechterung des Befriedigungsfonds wissenden 
Anfechtungsgegner mit allen auch nicht vorhersehbaren Risiken zu belasten.
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vorhersehbar war. Bachmann884 will aus dem Argument Bollenbergers sogar 
ableiten, dass durch die Begrenzung durch die objektiv vorhersehbare Nachteiligkeit 
in der Praxis die Anfechtbarkeit eines nachteiligen Rechtsgeschäfts auf ein Minimum 
reduziert würde. Dies deshalb, da regelmäßig nicht vorausgesehen werden kann, ob 
und wann konkret nachteilige Umstände nach dem anzufechtenden Rechtsgeschäft 
eintreten. Rebernig885 will insbesondere auf die lediglich potentiell objektiv 
vorhersehbare Nachteiligkeit abstellen, auch wenn diese als typisch vorhersehbaren 
Nachteile gar nicht entstanden sind, sondern andere nicht objektive erkennbare 
Nachteile zu einer Quotenverschlechterung geführt haben.886
Die von Bollenberger und Rebernig vorgeschlagenen Beschränkungen 
führen beide zu großen Beweisproblemen für den Masseverwalter. Dass die 
tatsächlich zukünftig eintretenden Nachteile aus einem Rechtsgeschäft, wie bereits 
Bachmann anmerkt, wohl nie konkret vorhersehbar sind, liegt auf der Hand. 
Allerdings könnte sich der Masseverwalter in diesem Fall möglicherweise damit 
begnügen, zu beweisen, dass die konkrete Art von Geschäften, die dem nachteiligen 
Rechtsgeschäft folgten, allesamt typische Verlustgeschäfte aus der Fortführung des 
Betriebs des Gemeinschuldners waren, welche objektiv vorhersehbar sein mussten. 
Somit könnte er den Indizienbeweis führen, dass die konkrete objektive 
Vorhersehbarkeit der nachteiligen Folgeentwicklungen durchaus vorhanden war. 
Rebernigs Ansicht benötigt die Abschätzung einer hypothetischen maximalen 
objektiven Nachteiligkeit, die in Wirklichkeit gar nicht eingetreten ist. Auch für 
einen Sachverständigen wäre eine solche Abschätzung nur schwer mit Genauigkeit 
vorzunehmen. 
ME ist die Ansicht, die Anfechtbarkeit eines nachteiligen Rechtsgeschäfts 
wäre auch mit den objektiv vorhersehbaren nachteiligen Folgen begrenzt, nicht zu 
folgen. Ein Factor beim Factoring oder eine Bank beim Zessionskredit hat nur 
deshalb nicht alle erhaltenen Sicherheiten kumuliert an die Konkursmasse zu 
bezahlen, weil, wie bereits oben unter 5.5.3.1 ausgeführt, ein Anspruch nach § 41 
                                               
884 Bachmann, ZIK 2002/207, 149.
885 Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 56.
886 Dazu gibt Rebernig das Beispiel, dass bei objektiv vorhersehbaren Betriebsverlusten von 
0.5 Mio, welche nicht eingetreten sind, bei nicht objektiv vorhersehbarer Veruntreuung eines 
Mitarbeiters in Höhe von 1 Mio, zumindest für 0,5 Mi. gehaftet werden soll, nicht aber für die volle 1 
Mio.
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Abs 1 Fall 2 KO auf die Bereicherung der Konkursmasse besteht. Wie weit die 
Bereicherung aber in der Konkursmasse vorhanden ist, ist vollkommen unabhängig 
von der objektiven Vorhersehbarkeit der tatsächlichen eingetretenen Nachteiligkeit. 
Auch reduziert sich der Anspruch des § 39 KO auf das der Konkursmasse 
Entgangene nicht dadurch, dass die Nachteiligkeit objektiv vorhersehbar war. Allein 
die Mitkausalität für die Nachteiligkeit ergibt bereits den Anspruch der 
Konkursmasse.887 Wie Bachmann888 in Bezug auf das Schadenersatzrecht treffend 
ausführt, kommt es nicht darauf an, ob der Schädiger den konkreten Schaden exakt 
voraussehen konnte, sondern maßgebend ist vielmehr, dass die Folgen der 
schädigenden Handlung nicht ganz außergewöhnlich oder unwahrscheinlich waren. 
Die Schädigung muss lediglich eine adäquate Folge der Handlung des Schädigers 
gewesen sein. Auch da der Hintergrund des Elements der objektiven 
Vorhersehbarkeit der Nachteiligkeit eine subjektive Vorwerfbarkeit, die dem 
Schadenersatzrecht nahe kommt,889 ist, kann eine Beschränkung durch dieses 
Element in der Anfechtung mE nicht abgeleitet werden. 
5.5.5 Begrenzung mit der Höhe des Kreditrahmens oder der höchsten 
Kreditgewährung im anfechtbaren Zeitraum
5.5.5.1 Entwicklung des Begrenzungskriteriums
In der älteren Rsp890 wurde eine Beschränkung der Anfechtung zusätzlich 
zur Höhe der Gläubigerbenachteiligung für § 31 Fall 2 KO verneint.891 Darin wurde 
insbesondere den Argumenten Koziols892 explizit entgegengetreten, der aufgrund 
einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise die Anfechtung nach § 31 Fall 2 KO mit 
dem Kreditrahmen oder der höchsten tatsächlichen Ausnutzung begrenzen wollte. 
Bei einem revolvierenden Kontokorrentkredit würde ein Gemeinschuldner Eingänge 
                                               
887 Siehe zur Mitkausalität bei der Nachteiligkeit Kapitel IV 4.
888 Bachmann, ZIK 2002/207, 149f.
889 Vgl oben 5.4.3.3.
890 OGH 1 Ob 686/88, SZ 62/97 = ÖBA 1989, 1008 (Doralt) = wbl 1989, 281; auch die 
Folgeentscheidung OGH 5 Ob 504/88, JBl 1990, 255 = ÖBA 1990, 387 (Koziol) enthält keine 
Begrenzung des Anfechtungsumfanges über das Nachteiligkeitskriterium hinaus.
891 Vgl dagegen die gegenteilige Situation für die Anfechtung nach § 31 Fall 1 oben 4.2.5, bei 
der der OGH dieses Kriterium bereits in OGH 1 Ob 686/88, SZ 62/97 = ÖBA 1989, 1008 (Doralt) = 
wbl 1989, 281 anerkannte.
892 Koziol, ÖBA 1988, 282; der OGH zitiert auch König, RdW 1988, 5, will aber in den 
Ausführungen Königs keine Begründung für ein weiteres Begrenzungskriterium erkennen.
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bei der Bank jeweils wieder selbst durch darauffolgende Wiederausnutzungen 
verwenden. Der OGH führte dazu aus, dass es für § 31 Fall 2 KO nur auf die 
Benachteiligung der Gläubiger ankomme. Der Anfechtungsgegner sei eben nur dann 
an die Konkursmasse leistungspflichtig, wenn Konkursgläubiger gerade durch die 
Aufrechterhaltung der Unternehmenstätigkeit des Gemeinschuldners geschädigt 
würden.893
Der OGH894 hat diese ältere Rsp, die keine weitere Begrenzung des 
Anfechtungsanspruchs nach § 31 Fall 2 KO mit dem Kreditrahmen erkennen wollte, 
in Folgeentscheidungen aufgrund kritischer Kommentare in der Lehre abgeändert. 
Wie erwähnt, sollte nach Koziol895 eine vom OGH896 bereits anerkannte 
wirtschaftliche Betrachtungsweise für die Begrenzung der Anfechtungshöhe bei 
Anfechtung von revolvierenden Kontokorrentkrediten (und damit auch 
Factoringverträgen) verwendet werden. Da der Kreditnehmer Zahlungen an die Bank 
bei Reduzierung des Kredits später wieder durch Ausnutzung des Kreditrahmens 
verwenden kann, soll es bei Wiederausnutzungen nicht auf jede einzelne Ausnutzung 
als eigenes anfechtbares Geschäft ankommen, sondern nur auf die gesamte 
Ausweitung des Kredites in der Anfechtungsfrist. Daraus soll nach Koziol folgen, 
dass eine Begrenzung auf den Kreditrahmen oder bei vor der Krise abgeschlossenen 
Kontokorrentkrediten auf die Differenz zwischen Höchststand in der anfechtbaren 
Zeit und dem Beginn der § 31 Abs 4 KO Frist notwendig ist.897 Ein anderer Teil der
Lehre898 will hingegen nicht auf den Unterschied der Ausnutzung zwischen Beginn 
                                               
893 Mit bezug auf Karollus in ÖBA 1989, 43, der ausführt, eine kreditgewährende Bank solle 
nicht anfechtungsfrei gestellt werden, wenn durch das „Weiterwurschteln“ des Unternehmens die 
Befriedigungsaussichten der Gläubiger verschlechtert werden.
894 Erstmals in OGH 4 Ob 308/98y, ÖBA 1999, 477 = RdW 1999, 350 = ZIK 1999, 24; seit 
dem in stRsp OGH 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 
2001, 165; 9 Ob 24/04s, ÖBA 2005, 716 = ZIK 2005, 139; 6 Ob 72/06s, ecolex 2007, 174 = ÖBA 
2007, 654 (Koziol) = ZIK 2007, 25; 6 Ob 172/06x, ecolex 2007, 176 = ÖBA 2007, 499 = ZIK 2007, 
95.
895 Koziol ÖBA 1988, 282; Koziol in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 1/248; dem 
folgend Doralt 1989, 1018.
896 OGH 5 Ob 506/85, SZ 59/79 = JBl 1986, 514 = ÖBA 1986, 636.
897 Vgl ähnlich zu § 31 Fall 1 KO oben 4.2.5.
898 Bollenberger, ÖBA 1999, 422; Koziol/Bollenberger, in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 24; Bollenberger ÖBA 2005, 686; dem folgend König, Anfechtung³ Rz 
11/84 der zu Beginn der Debatte noch eine Begrenzung mit dem Kreditrahmen angenommen hat, vgl 
König, RdW 1988, 6; vgl auch Widhalm, ecolex 2001, 371; aA aber Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 39 Rz 46f, der sich der alten Rsp anschließt.
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der Anfechtungsfrist und Höchststand, sondern auf die maximale Differenz der 
Kreditausnutzung innerhalb der Anfechtungsfrist abstellen. Beide Ansichten der 
Lehre wurden von der Rsp konsequent abgelehnt. Der OGH stellt bei der 
Begrenzung dagegen allein auf die Höhe des Kreditrahmens ab oder auf eine höhere 
Kreditausnutzung.899 Explizit wurde dabei die Ansicht Koziols abgelehnt und 
ausgeführt, dass die Bank ihrem Kunden bei einem revolvierenden 
Kontokorrentkredit eben im gesamten ausgenützten Umfang und nicht nur in einer 
Krediterhöhung Kredit gewährt und es dadurch nur auf die gesamte 
Kreditausnutzung ankommen kann.900
5.5.5.2 Analyse der Kritik der Lehre an der Rsp
Bollenberger901 kritisiert die Rsp zur Begrenzung auf den Kreditrahmung 
oder eine höhere Ausnutzung insbesondere dahingehend, dass zwischen der Höhe 
des Quotenschadens, also der Nachteiligkeit der Gläubiger und dem Kreditrahmen 
kein inhaltlicher Bezug besteht. Dies sei ein Systembruch, da für den Umfang des 
Anspruchs der Konkursmasse eine Begrenzung eingeführt würde, die für die 
Rechtfertigung dieses Anspruchs, welche in der Mitverursachung des 
Quotenschadens durch die angefochtene Rechtshandlung dient, keine Bedeutung 
hätte. Dagegen wäre die Höhe der Kreditausweitung und damit die zusätzlichen 
Mittel, die die Bank dem Gemeinschuldner im Zeitraum der Anfechtungsfrist 
zugestanden hat, (mit)kausal für die Konkursverschleppung und den Quotenschaden. 
Nur die Ausweitung des Debetstands bei einem Kontokorrentkredit könnte demnach 
für den Quotenschaden kausal sein. Rebernig,902 der eine weitere Begrenzung 
unabhängig von der tatsächlichen Nachteiligkeit ablehnt, kritisiert, dass die 
Berücksichtigung des Kreditrahmens nur dann überhaupt relevant wäre, wenn man 
die Aufrechterhaltung der Kreditlinie und damit der Liquidität des Schuldners 
                                               
899 OGH 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) 
= ZIK 1999, 24; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 
2001, 165; 9 Ob 24/04a, ÖBA 2005, 716 = ZIK 2005, 139; 6 Ob 72/06s, ecolex 2007, 174 = ÖBA 
2007, 654 (Koziol) = ZIK 2007, 25; 6 Ob 172/06x, ecolex 2007, 176 = ÖBA 2007, 499 = ZIK 2007, 
95.
900 OGH 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) 
= ZIK 1999, 24.
901 Bollenberger, ÖBA 2005, 686ff;.
902 Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 39 Rz 46f; vgl auch Schulyok, ZIK 
2008/69, 39.
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insgesamt als das anfechtbare Kreditgeschäft ansieht. Es bestehen aber nach 
Rebernig keine Handlungspflichten der Bank und daher wäre dieser Argumentation 
demnach irreführend.903 Ähnlich argumentiert auch Widhalm,904 nach der die Höhe 
des Kreditrahmens nichts mit der Aufrechterhaltung der Liquidität zu tun haben 
kann. Dabei soll insbesondere der Stehsaldo, dh der Betrag, welcher über die ganze 
Anfechtungsfrist hinweg ständig offen war, nicht rückführbar sein. Dies deshalb, 
weil für den Stehsaldo nie ein nachteiliges Rechtsgeschäft auszumachen sei.905
5.5.5.3 Eigene Lösung
ME ist teilweise der Argumentation Bollenbergers906 zu folgen, im Ergebnis 
ist allerdings Rebernig907 und Schulyok908 beizupflichten, die weder im Ausmaß der 
tatsächlichen Debetminderung, noch in der Höhe des Kreditrahmens, noch in einer 
tatsächlich höheren Kreditausnutzung ein weiteres Begrenzungskriterium für die 
Anfechtbarkeit sehen wollen. Auch eine „wirtschaftliche Betrachtungsweise“ muss 
für eine Begrenzung des Anfechtungsanspruchs auf den gesetzlichen Regeln 
beruhen. Dh nur dann soll eine weitere Grenze der Anfechtung eingezogen werden 
können, wenn feststeht, dass der Konkursmasse aufgrund des nachteiligen 
Rechtsgeschäfts nach § 39 nichts entgangen ist oder aber der Rückgabeanspruch des 
Anfechtungsgegners nach § 41 Abs 1 Fall 2 KO für eine Anfechtungsbegrenzung 
spricht.909 Genau dieses Argument bildet sowohl in der Argumentation der Lehre als 
auch des OGH den Kern für die Begrenzungsvorschläge. „Tourniert“ ein 
Kontokorrentkredit lediglich, dh stehen mehreren Rückzahlungen 
Wiederausnutzungen in selber Höhe gegenüber, so soll der Konkursmasse nicht 
wirklich etwas entgangen sein. Für den Spezialfall einer einzelnen Kreditausnutzung 
an einem Tag ist das Argument der Begrenzung auf die höchste Ausnutzung 
nachzuvollziehen: Nutzt der Gemeinschuldner seinen Kredit um 100 aus, um ein 
Geschäft in seinem Unternehmen abzuschließen, kann der Masse höchstens diese 
                                               
903 Zur Anfechtung der Unterlassung der Kündigung des Factoringvertrags siehe unten 7.
904 Widhalm, ecolex 2001, 371.
905 So auch König, Anfechtung³ Rz 11/84; vgl auch oben zu § 31 Fall 1 KO 4.2.5.
906 Bollenberger, ÖBA 2005, 686ff.
907 Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 39 Rz 47.
908 Schulyok, ZIK 2008/69, 39.
909 Vgl dazu oben zur Begrenzung auf die tatsächliche Gläubigerbenachteiligung oben 5.5.3.1.
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100 durch einen Totalausfall des eingegangen Geschäfts entgangen sein. Bei einer 
Vielzahl von Ausnutzungen und Zurückzahlungen kann der Gemeinschuldner 
demnach idR nur maximal in Höhe der totalen Debeterhöhung Verluste 
erwirtschaftet haben. Für alle darüber hinausgehenden Verluste müsste der 
Gemeinschuldner andere Kreditmittel oder Vermögenswerte verwenden. Demnach 
kann die Bank nur in Höhe der höchsten Debeterhöhung innerhalb der Frist Verluste 
des Gemeinschuldners verursacht haben. 
Diese Fallanalyse vernachlässigt aber, dass in der Praxis wesentlich 
kompliziertere Geschäftsabwicklungen vorkommen können, und allein die 
Zurverfügungstellung von Krediten, auch in nur geringerem Ausmaß, kausal für 
einen wesentlich höheren Quotenschaden sein können. So stellt sowohl ein 
Kontokorrentkredit als auch ein Factoringverhältnis Liquidität zur Verfügung, 
welche dem Gemeinschuldner durch andere Vermögensbestandteile nicht zur 
Verfügung gestellt werden. Das „Weiterwurtschteln“ wird demnach durch die 
Liquiditätsbereitstellung selbst verursacht. Der Gemeinschuldner kann gerade 
aufgrund der ständig zur Verfügung stehenden kurzfristen Barmitteln aus anderen 
Quellen normalerweise nicht-liquide Vermögensgegenstände zu Geld machen und 
damit vormals ausgenutzte Kredite im Rahmen eines Kontokorrentverhältnis oder 
eines Factoringverhältnis decken. Dadurch kann ein wesentlich größerer Schaden 
auch bei einem jeweils nur in geringer Höhe tournierenden Kontokorrentkredit oder 
Factoringvertrag910 entstehen. 
Dass es zu widersprüchlichen Situationen führen würde, wenn der Anspruch 
nach § 39 KO auf das Entgangene der Konkursmasse auf die Höhe des 
Kreditrahmens oder aber auch auf die Kreditausweitung zu begrenzen wäre, zeigt das 
Beispiel von zwei nebeneinander bestehenden Kontokorrentkrediten oder eines 
Kontokorrentkredits und eines Factoringverhältnisses: Wird ein Verhältnis zur 
Deckung des kurzfristig benötigten Geldbedarfs verwendet (etwa der 
Factoringvertrag) und bewegt sich damit der Debetstand über einen längeren 
Zeitraum nur in einem kleinen Band, wäre die Anfechtung gegenüber diesem Kredit 
                                               
910 Gerade bei Unternehmen, die eine sehr hohe Zahl von Forderungen ausstehen haben, kann 
ein relativ gleichmäßiger Zahlungstrom durch Bevorschussungen und Restzahlungen in der 
Anfechtungsfrist vorhanden sein. Dh die ausstehenden Bevorschussungen (Kreditierungen) durch den 
Factor würden nicht wesentlich in der absoluten Höhe schwanken. Dies insbesondere auch bei einer
Vereinbarung eines Limits von Bevorschussungen.
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stark eingeschränkt. Eine andere Kreditlinie könnte zB nur für größere Geschäfte 
verwendet werden und während der Anfechtungsfrist nur zweimal verwendet worden 
sein. Unabhängig davon, dass die erste Kreditlinie dem Gemeinschuldner durch 
Bereitstellung des täglichen Geldbedarfs im Wesentlichen die Liquidität 
bereitgestellt hat „weiterzuwurschteln“ und die größere Kreditlinie zB für lukrative 
Großgeschäfte verwendet wurde, würde demnach die Anfechtung der ersten 
Kreditlinie durch die Begrenzung auf das schmale Schwankungsband nur 
geringfügig anfechtbar sein, obwohl sie wirtschaftlich gesehen im Wesentlichen für 
die Gläubigerbenachteiligung verantwortlich war. 
Noch offensichtlicher zeigt das Beispiel einer doppelten Kreditsituation, 
dass es entgegen der stRsp911 nicht auf den Kreditrahmen oder die tatsächliche Höhe 
der Ausnutzung des Kredits ankommen kann. Schwankt zB der erste Kredit in der 
Anfechtungsfrist jeweils nur mit 100, besteht aber eine Stehsaldoausnutzung von 
9900 in dem gesamten Anfechtungszeitraum, ist nicht einzusehen, warum dieser 
Kredit einem wesentlich höheren Anfechtungsausmaß ausgesetzt sein soll, als eine 
Kreditlinie die ebenfalls mit 100 im Anfechtungszeitraum schwankt, bei der aber 
kein Stehsaldo besteht. Beide Kreditlinien wären im gleichen Umfang für das 
„Weiterwurschteln“ des Gemeinschuldners verantwortlich.
Auch das Argument einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise der 
Anfechtungssituation kann für eine Begrenzung mit dem Kreditrahmen nicht 
herangezogen werden. Bereits die Begrenzung auf die Gläubigernachteiligkeit löst 
die potentiell unbilligen Auswirkungen einer Anfechtung in Höhe des Vielfachen des 
Kreditrahmens der Bank oder des der Konkursmasse eigentlich Entgangenen. Die
wirtschaftlich betrachtete Unbilligkeit, dass bloße Mitkausalität einer Kreditlinie 
ohne Begrenzung auf Kredithöhe oder Kreditausdehnung bei einem Factoringvertrag 
oder Kontokorrentvertrag zu einem hohen Gläubigernachteiligkeitsausgleich führt, 
lässt sich ferner durch die Solidarhaftung und einem inneren Ausgleich zwischen den
mehreren für die Nachteiligkeit kausalen Anfechtungsgegnern beseitigen.912
                                               
911 OGH 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) 
= ZIK 1999, 24; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 
2001, 165; 9 Ob 24/04a, ÖBA 2005, 716 = ZIK 2005, 139; 6 Ob 72/06s, ecolex 2007, 174 = ÖBA 
2007, 654 (Koziol) = ZIK 2007, 25; 6 Ob 172/06x, ecolex 2007, 176 = ÖBA 2007, 499 = ZIK 2007, 
95.
912 Siehe dazu gleich unten 5.5.6.
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5.5.6 Solidarhaftung bei mehreren nachteiligen Rechtsgeschäften mit 
verschiedenen Anfechtungsgegnern
Im Regelfall wird bei insolventen Unternehmen nicht nur ein einzelnes 
anfechtbares nachteiliges Finanzierungsgeschäft in der Anfechtungsfrist vorliegen. 
Neben einem Factoringvertrag für den kurzfristigen Liquiditätsbedarf kann auch ein 
weiterer Kredit, eine Kontokorrentkreditlinie oder eine andere Form der 
Bankenfinanzierung vorhanden sein. Daneben sind auch unmittelbar nachteilige
Rechtsgeschäfte in der Krise des Gemeinschuldners häufig, muss sich dieser in 
wirtschaftlich problematischen Phasen oftmals Liquidität durch unvorteilhafte 
Geschäfte verschaffen. In all diesen Fällen wird durch eine Zusammenwirkung einer 
ganzen Reihe von nachteiligen Rechtsgeschäften die Quotenverschlechterung jeweils 
mitkausal verursacht.913  Der OGH914 hat für den Anfechtungsanspruch gegen 
mehrere Anfechtungsgegner  ausgeführt, dass die einzelnen Gegner solidarisch für 
die Quotenverschlechterung bei der Anfechtung nach § 31 Fall 2 KO haften. Dabei 
bezieht sich der OGH auf § 1302 ABGB und argumentiert, dass auch im 
Anfechtungsrecht Solidarhaftung gegeben sein soll. Die Anteile an der 
Quotenverschlechterung der beiden Banken im konkret entschiedenen Fall waren 
nicht bestimmbar und der OGH stellte fest, dass die Kreditmittel, die von beiden zur 
Verfügung gestellt worden waren, gemeinsam für das „Weiterwurschteln“ des 
Gemeinschuldners kausal waren.915 Bollenberger916 kritisiert die Ausführungen des 
OGH. Die Berufung auf § 1302 ABGB wäre gar nicht notwendig, und die 
Solidarhaftung ergäbe sich bereits aus allgemeinen Anfechtungsgrundsätzen, wenn
jede der Banken mitkausal für den Quotenschaden war.
Aus den Ausführungen des OGH zur Solidarhaftung beider Banken bei 
Annahme derselben Grundsätze wie § 1302 ABGB ist auch zu schließen, dass damit 
jede der Banken gleiche Anteile zu ersetzen hat, wenn sich die Anteile nicht exakt 
                                               
913 Siehe zur Kausalität Kapitel IV 4. Nach der hRsp ist bloße Mitkausalität für die Anfechtung 
ausreichend OGH 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 
2001, 165; 9 Ob 24/04a, ÖBA 2005, 716 = ZIK 2005, 139.
914 OGH 9 Ob 24/04a, ÖBA 2005, 716 = ZIK 2005, 139; vgl Widhalm-Budak, Praxishandbuch 
92; Schulyok, ZIK 2008/69, 39.
915 Der OGH stützt sich in dieser Entscheidung auf Bachmann, ZIK 2002/207, 148.
916 Bollenberger, ÖBA 2005, 684, der auf die rechtlichen Probleme für die Anfechtung 
aufmerksam macht, insbesondere Regressmöglichkeiten einer Bank gegen eine andere.
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bestimmen lassen.917 Ausgleich könnte demnach nur mittels eines Regressanspruchs 
nach § 896 ABGB918 zwischen den Banken erlangt werden, wobei die Schwere des 
Verschuldens919 für den Schaden ausschlaggebend für die innere Aufteilung der 
Haftung ist. Folgt man der teilweise in der Lehre vertretenen Ansicht, dass die 
maximale Kreditausweitung innerhalb der Anfechtungsfrist eine Obergrenze für den 
Anfechtungsanspruch darstellt,920 wäre in der Praxis oftmals die Frage der 
Solidarhaftung oder eines internen Ausgleichs nicht relevant, denn die Höhe der 
Gläubigerbenachteiligung liegt in vielen Fällen weit über der Summe der maximalen 
Kreditausweitungen in der Anfechtungsfrist.921 Lehnt man wie hier in dieser Arbeit 
vertreten, die Begrenzung des Anfechtungsanspruchs des § 31 Fall 2 KO mit der 
maximalen Kreditausweitung dagegen ab, müsste mE das Verhältnis der einzelnen 
maximalen Kreditausweitungen der Kreditlinien als Maßstab für den inneren 
Ausgleich nach § 896 ABGB zwischen den Anfechtungsgegnern herangezogen 
werden. Je geringer die Kreditausweitung eines Anfechtungsgegners im Verhältnis 
zu einem anderen Anfechtungsgegner war, desto geringer ist dessen Beitrag zum 
Quotenschaden und dadurch die Schwere seines „Verschuldens“ sein.
5.6 Schlussfolgerungen für das Factoring
Nachteiliges Rechtsgeschäft und damit Anfechtungsobjekt nach § 31 Fall 2 
KO kann der Factoringvertrag selbst sein, sofern er in die Anfechtungsfrist des § 31 
Abs 4 KO fällt, was allerdings idR nicht der Fall ist. Eine unmittelbare Nachteiligkeit 
des Factoringvertrags selbst ist nicht zu erwarten, außer der Factor würde 
atypischerweise im Factoringvertrag ein überhöhtes Entgelt für die 
Finanzierungsfunktion und Servicefunktion oder im Fall des echten Factoring die
Delcrederefunktion verlangen. Dadurch hätte ausnahmsweise der einzelne 
                                               
917 Vgl dazu OGH 4 Ob 319/87, SZ 60/44 = ÖBl 1987, 127; 7 Ob 541/87, SZ 60/91.
918 Bollenberger weist mE richtig darauf hin, dass, obwohl die Anwendung des § 896 ABGB 
im Anfechtungsrecht umstritten ist, diese bei Annahme einer Solidarhaftung zulässig sein muss. 
Ansonsten könnte der Masseverwalter willkürlich entscheiden, wer von mehreren 
Anfechtungsgegnern die gesamte Gläubigerbenachteiligung zu tragen hätte und der belangte 
Anfechtungsgegner hätte keinen Ausgleich gegen andere auch für den Quotenschaden 
mitverantwortlichen Geschäftspartner des Gemeinschuldners.
919 OGH 7 Ob 41/99a, SZ 72/35.
920 Bollenberger, ÖBA 1999, 422; Koziol/Bollenberger, in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 24; König, Anfechtung³ Rz 11/84; Bollenberger ÖBA 2005, 686; vgl auch
Widhalm, ecolex 2001, 371; vgl näher oben 5.5.5.
921 In diesem Sinne wohl Bollenberger, ÖBA 2005, 690.
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Leistungsaustausch zwischen zedierter Forderung gegen Bevorschussung und 
Restzahlung abzüglich der Gebühren und Zinsen jeweils einen unmittelbaren 
nachteiligen Charakter.922 Bei außerhalb der Anfechtungsfrist des § 31 Abs 4 KO 
abgeschlossenen Factoringverträgen stellen die Zessionen nach der hier vertretenen 
Auffassung die anzufechtenden Rechtsgeschäfte dar. Sofern man gegen die hier 
vertretene Ansicht, nur Verpflichtungsgeschäfte als durch § 31 Fall 2 KO anfechtbar 
ansehen zu wollen, könnten die einzelnen Factoringabwicklungen analog zur Rsp zur 
Anfechtung von Kontokorrentkrediten, bei denen der OGH in jeder einzelnen 
Kreditausnutzung ein anfechtbares Zug-um-Zug Rechtsgeschäft erkennen will, 
angefochten werden. 
In der Vergangenheit war in der Lehre Hauptaugenmerk zur potentiellen 
Anfechtung des Factoringvertrags ob eine mittelbare Nachteiligkeit der 
Konkursgläubiger eine typische Gefahr des Factorings darstellt. Dh fraglich war, ob 
iSd neuen Rsp zur Anfechtbarkeit nach § 31 Fall 2 KO bei einem Factoringvertrag 
Gläubigernachteiligkeit (typisch) objektiv vorhersehbar ist. Iro923 führt dazu aus, 
dass für die mittelbare Benachteiligung an das Beiseiteschaffen oder Verschleudern 
der Bevorschussungen zu denken ist. Für ihn muss diese typische Gefahr der 
Verschleuderung allerdings aus dem wirtschaftlichen Zweck des Factoring heraus 
verneint werden, da der Factoringkunde idR auch in der Krise nur beabsichtigt seine 
eigenen offenen Lieferantenrechnungen früher begleichen zu können. Allerdings will 
Iro dagegen gerade wieder in dieser Situation eine Nachteiligkeit des Factoring 
erkennen, weil Forderungen gegen Lieferanten durch die Liquiditätsfunktion des 
Factorings früher befriedigt werden können und somit ohne Factoring womöglich im 
Zeitpunkt der Konkurseröffnung weniger Lieferantenforderungen beglichen würden. 
Ein Lieferant erhielte dann möglicherweise nur eine Konkursquote.924 Im 
Wesentlichen handelt es sich bei Iros Ausführungen um Überlegungen zum Element 
                                               
922 Vgl Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/142; Czermak, NZ 1984, 210 die 
allerdings mE irreführend darauf hinweist, dass die Abweichung des vom Factor bezahlten Entgelts 
von der Nominalhöhe der zedierten Forderung noch keine (unmittelbare) Nachteiligkeit darstellt.
923 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/142.
924 Diese Argumentation kommt, wie Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/143
anmerkt, nur dann in Frage, wenn bei den aufgrund des Factoring früher bezahlten Lieferanten die 
subjektiven Voraussetzungen für die Befriedigung fehlen (dh Kenntnis oder fahrlässige Unkenntnis 
der Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung) oder für die Anfechtung der Lieferantendeckung nach 
§ 31 Fall 1 KO keine Erfolgsaussicht, etwa aufgrund der Insolvenz des Lieferanten besteht.
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der objektiven Vorhersehbarkeit der Nachteiligkeit des Factorings. Auch Czermak925
legt den Fokus bei der Anfechtbarkeit der Factoringvereinbarung auf das Element der 
objektiv vorhersehbaren Nachteiligkeit. So geht Czermak wie Iro davon aus, dass der 
Factoringkunde die Bevorschussungen aus dem Factoring idR dazu verwenden wird,
auf Lieferantenseite durch frühere Bezahlungen günstigere Bedingungen, zB Skonti 
zu erhalten. Da es für die Bevorschussung außerdem darauf ankommt, dass eine 
Rechnung gegen einen Drittschuldner tatsächlich entstanden ist, soll der 
Gemeinschuldner gezwungen sein weitere Bevorschussungen in die Produktion zu 
investieren. Dadurch wäre die Gefahr, dass die Bevorschussungen „in der Masse 
versickern durch die Zahlungsmodalitäten beim Factoring hintangehalten.“ Beim 
Factoringvertrag fehle somit die objektive Vorhersehbarkeit einer 
Gläubigernachteiligkeit. Ferner kritisiert Czermak926 auch Iros Ausführungen zur 
mittelbaren Nachteiligkeit aus dem typischen Finanzierungszweck des Factorings für 
Lieferantenforderungen. Entgegen den Ausführungen Iros würden Lieferanten idR 
auf die Gewährung von Sicherheiten bestehen oder einen verlängerten 
Eigentumsvorbehalt vereinbaren, wodurch es zu einer Nachteiligkeit für die 
Konkursmasse durch frühere Begleichung von Forderungen der Lieferanten 
praktisch nicht kommen könnte.
ME ist weder den Ausführungen Fischer-Czermaks noch denen Iros zu 
folgen. Iros Beurteilung einer typischen Nachteiligkeit kann  Fischer-Czermaks 
Kritik folgend berechtigterweise entgegen gehalten werden, dass Lieferanten nur 
gegen Sicherung leisten. Ferner würden Iros Ausführungen auch dazu führen, die 
Anfechtungsmöglichkeit gegen den Factor sehr eingeschränkt nur auf kurz vor 
Konkurseröffnung getätigte Befriedigungen von Lieferanten durch den
Gemeinschuldner zu beschränken und auch dann nur, wenn diese Befriedigungen 
selbst nicht anfechtbar wären oder von Lieferanten aufgrund der
Zahlungsschwierigkeiten nichts lukriert werden könnte. Dadurch reduziert sich der 
Anfechtungsanspruch der Konkursmasse gegen die Factoringbank erheblich. Für die 
objektive Vorhersehbarkeit einer mittelbaren Nachteiligkeit beim Factoring ist 
hingegen mE vielmehr König927 zu folgen und auf die Nähe zum Zessionskredit und 
                                               
925 Czermak, NZ 1984, 211; bestätigend nochmals Fischer-Czermak, ecolex 1995, 91.
926 Fischer-Czermak, ecolex 1995, 91.
927 Vgl König, Anfechtung³ Rz 11/47; König ZIK 1996/1, 3.
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die Behandlung dieses Finanzierungsinstruments im Anfechtungsrecht abzustellen. 
Dass (unechtes) Factoring wirtschaftlich und in der Abwicklung einem durch 
Zessionen besicherten Kontokorrentkredit entspricht, hat die Rsp – wenn auch mit 
Bezug auf Detailausgestaltungen des Factoringvertrags im konkreten Einzelfall –
bereits früh anerkannt.928 Wie auch beim Kontokorrentkredit ist es unzweifelhaft, 
dass die Liquiditätsbereitstellung durch den Factoringvertrag zumindest mitkausal 
für eine Konkursverzögerung und damit das „Weiterwurschteln“ des 
Gemeinschuldners ist.929 Wie Iro als auch Fischer-Czermak ausgeführt haben, kann 
gerade in der Bezahlung von Lieferanten und damit der Aufrechterhaltung der 
Produktion oder des Geschäfts an sich die Nachteiligkeit des Factoringvertrags 
liegen. Die kurzfristige Kreditfunktion des Factoringvertrags erlaubt dem 
Gemeinschuldner etwa weniger liquide Mittel, zB Immobilien, zu veräußern, um 
seinen Geschäftsbetrieb aufrecht zu erhalten, was aber bei einer verlustreichen 
Fortführung des Betriebs zu einer Quotenverschlechterung führen kann.930 Da die 
Rsp Banken einem besonders hohen Sorgfaltsmaßstab unterwirft, wird für den Factor 
der Beweis, dass in einem konkreten Fall die Nachteiligkeit aufgrund der 
Aufrechterhaltung der Liquidität durch den Factoringvertrag nicht gegeben war, 
schwierig sein.931 Die objektive Vorhersehbarkeit der Gläubigernachteiligkeit des 
Factorings ist demnach idR genauso wie beim Zessionskredit gegeben. Zumindest 
erst innerhalb der Anfechtungsfrist abgeschlossene Factoringverträge können 
demnach jedenfalls angefochten werden.
Zum Zessionskredit wird vertreten, dass durch Eingänge der Kredit 
zurückgeführt wird, bei Wiederausnutzung gegen neuerliche Bestellung von 
Sicherheiten lediglich ein Austausch der Sicherheiten gegen andere vorliegt und 
damit eine Anfechtbarkeit wegen Nachteiligkeit ohne Ausweitung des Kreditsaldos 
ausscheidet. Gleiches müsste daher für das Factoring gelten. Diesem Argument kann 
entgegen gehalten werden, dass sich diese Auffassung nur auf unmittelbare 
Nachteiligkeit der einzelnen Sicherheitsbeschränkungen beziehen kann. Die 
                                               
928 OGH 8 Ob 619/92, ecolex 1995, 22 (Fischer-Czermak) = ÖBA 1995, 216 (Iro) = RdW 
1995, 56 = ZIK 1995, 26. Vgl auch zur Ähnlichkeit des Factorings mit dem Zessionskredit Kapitel II 
6.5.1.
929 Vgl zuletzt OGH 9 Ob 24/04a, ÖBA 2005, 716 = ZIK 2005, 139.
930 Vgl bereits oben 5.4.3.5.
931 Vgl zum Maßstab bei Banken oben 5.4.3.1.
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Liquidität, die durch die einzelnen Factoringabwicklungen im Rahmen des 
Factoringvertrags bereitgestellt wird, ist insofern für die weitere 
Quotenverschlechterung für die Konkursgläubiger aufgrund eines fortwährenden 
Verlustbetriebs des Gemeinschuldners verantwortlich. Folgt man der Rsp, wäre 
neben der Begrenzung mit der vom Factoringvertrag mitverursachten Nachteiligkeit 
auch eine Obergrenze für die Anfechtbarkeit mit dem Kreditrahmen oder der 
weitesten (absoluten) Kreditausnutzung innerhalb der Anfechtungsfrist zu ziehen. 
Für das Factoring würde dies im Regelfall bei wenig stark fluktuierendem
Auftragsbestand von Unternehmen bedeuten, dass die Anfechtung stärker begrenzt 
würde, als bei saisonal oder aus dem Typus des Geschäfts heraus stärkeren 
Auftragsbestandsschwankungen. Will man der stRsp folgen und die Anfechtbarkeit 
des Factoring mit dem Kreditrahmen oder der höheren tatsächlichen Ausnutzung 
beschränken, besteht auch das Problem, dass beim Factoring oftmals gar kein Limit 
ähnlich einem Kreditrahmen vorhanden ist. Derselbe Factoringvertrag wäre demnach 
bei Verwendung eines hohen Limits (Kreditrahmen) bei gleicher Entwicklung des 
Forderungseingangs in wesentlich höherem Umfang anfechtbar, als ohne
Limitvereinbarung. Auch bei Abstellen auf die tatsächliche Ausnutzung ergeben sich 
Wertungswidersprüche, würde bei einem Unternehmer, der hohe Umsätze aufgrund 
seiner Mittelstellung zwischen Endkunden und Lieferanten verbucht, eine wesentlich 
höhere Anfechtungsgrenze angesetzt werden müssen, als bei einem Produzenten von 
Produkten, der niedrigeren Umsatz, dafür höhere Ergebnismargen hat. 
Richtigerweise sollte demnach lediglich eine Begrenzung mit der mitkausal 
verursachten Nachteiligkeit bzw mit der Summe der in der Anfechtungsfrist 
zedierten Forderungen erfolgen sofern diese Summe niedriger ist.
6 Anfechtung und Aufrechnung
6.1 Vorbemerkungen
Durch die Vielzahl der Forderungsabtretungen bei der Abwicklung des 
Factoringvertrags, können, wie auch beim Kontokorrentkredit, Aufrechnungslagen 
zustande kommen. Diese ermöglichen dem Factor sowohl vor als auch nach 
Konkurseröffnung die Aufrechnung mit eigenen Forderungen gegen 
Restzahlungsansprüche des Factoringkunden. Eine potentielle Anfechtbarkeit nach 
§ 31 Fall 1 KO ergibt sich in diesem Zusammenhang einerseits für eine tatsächlich 
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vom Factor vorgenommene Aufrechnungserklärungen als Rechtshandlung, wobei die 
einseitige Aufrechnung durch den Factor allerdings nach § 31 Fall 2 KO mangels 
deren Einordnung als zweiseitiges Rechtsgeschäft nicht anfechtbar ist.932
Andererseits soll nach der hM933 bei einer Aufrechnungsmöglichkeit nach den 
§§ 19f KO nach Konkurseröffnung wenn die Aufrechnung bereits vor 
Konkurseröffnung möglich gewesen wäre, die Herbeiführung der Aufrechnungslage 
vor Konkurseröffnung anfechtbar sein. Die Anfechtung einer Aufrechnungslage ist 
für das Factoring sowohl für den Tatbestand des § 31 Fall 1 KO als auch für § 31
Fall 2 KO relevant.934
6.2 Gegenseitige Ergänzung von Aufrechnungsregeln und Anfechtungsregeln
Die konkursrechtlichen Aufrechnungsregeln in §§ 19f KO erlauben einem 
Schuldner des Gemeinschuldners nach Konkurseröffnung mit eigenen Forderungen 
gegen diesen aufzurechnen, sofern diese Forderungen im Zeitpunkt der 
Konkurseröffnung bereits aufrechenbar waren.935 Es besteht allerdings insbesondere 
aufgrund § 20 KO, der die Aufrechenbarkeit im Konkurs einschränkt, ein 
Spannungsverhältnis mit den Anfechtungstatbeständen.936 Nach § 20 Abs 1 Satz 2 
KO ist die Aufrechnung mit Forderungen nicht möglich, wenn der Gläubiger des 
Gemeinschuldners zur Zeit des Erwerbs der Forderung von der Zahlungsunfähigkeit 
gewusst hat oder fahrlässig davon in Unkenntnis war.937 § 20 Abs 2 KO weicht diese 
Einschränkung dahingehend auf, dass diese für Aufrechnungen mit Forderungen, die
                                               
932 Vgl OGH 1 Ob 2231/96m, SZ 69/236 = JBl 1997, 323 = ÖBA 1997, 389; 7 Ob 2177/96i, 
ecolex 1997, 753 = ÖBA 1997, 548 (Koziol); 26.5.1997, 6 Ob 2357/96b; 10 Ob 2342/96a, ZIK 1998, 
198; 1 Ob 168/00p, ZIK 2001, 98; 6 Ob 288/03a, ÖBA 2005, 130 (Rüffler) = ZIK 2004, 206; 
Ehrenzweig, Kommentar 434; Dullinger, Aufrechnung 343; Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 19 Rz 21; König, Anfechtung³ Rz 14/8; Dullinger in Rummel, ABGB³ II/3 § 1438 
Rz 11; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 54.
933 OGH 1 Ob 2231/96m, SZ 69/236 = JBl 1997, 323 = ÖBA 1997, 389; 7 Ob 2177/96i, ecolex 
1997, 753 = ÖBA 1997, 548 (Koziol); 1 Ob 2297/96t, ÖBA 1998, 798 (Bollenberger) = ZIK 1999, 23; 
10 Ob 2342/96a, ZIK 1998, 198; 23.4.2003, 9 Ob 237/02x; vgl Petschek/Reimer/Schiemer, 
Insolvenzrecht 487f; Dullinger, Aufrechnung 343; Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 19Rz 21; König, Anfechtung³ Rz 14/5; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 30 Rz 52.
934 Vgl Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/137 und 2/145.
935 Vgl dazu näher Kapitel IV 5.
936 König, Anfechtung³ Rz 14/1.
937 Unzulässigkeit der Aufrechnung nach § 20 Abs 1 Satz 1 KO besteht bereits wenn ein 
Konkursgläubiger erst nach der Konkurseröffnung selbst eine Forderung der Konkursmasse schuldet 
oder er eine Forderung nach der Konkurseröffnung erwirbt.
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zumindest sechs Monate vor Konkurseröffnung entstanden sind, nicht gilt.938 Trotz 
der detailierten Ausgestaltung in den §§ 19f KO, die die Gültigkeit von
Aufrechnungen im Konkurs regeln, nimmt die hM939 an, die 
Aufrechnungsvorschriften und Anfechtungsvorschriften stünden nicht in einander 
ausschließender Konkurrenz. Die Ergänzung der Rechtsvorschriften der 
Aufrechnung und Anfechtung ergeben sich nach hM940 insbesondere aus den 
ähnlichen Zielsetzungen der jeweiligen Normen. So steht im Mittelpunkt der §§ 19f 
KO und der §§ 27ff KO jeweils die Verhinderung einer Aushöhlung der 
Konkursmasse. Trotz der gleichen Zielsetzungen liegt der wesentliche Unterschied 
zwischen den Vorschriften darin, dass die Anfechtungstatbestände sich nur auf 
Rechtshandlungen vor Konkurseröffnung beziehen, hingegen die konkursrechtlichen 
Aufrechnungsregelungen auf die mögliche Aufrechnung nach Konkurseröffnung 
abzielen.941
Aus der Ergänzung der Regelungen zueinander soll allerdings nicht 
geschlossen werden, dass die §§ 19f KO als Sonderbestimmungen zu gelten haben 
und demnach eine Anfechtung einer nach diesen Vorschriften gültigen Aufrechnung 
unzulässig ist.942 In diesem Zusammenhang war lange Zeit strittig, ob eine vor 
Konkurseröffnung vorgenommene Kompensation, die nach §§ 19f als Aufrechnung 
nach der Konkurseröffnung zulässig wäre, anfechtungsfest sei.943 Die überwiegende 
                                               
938 Vgl OGH 8 Ob 558/91, SZ 65/71 = ecolex 1992, 556 = JBl 1992, 798 = RdW 1993, 213 in 
der der OGH ausspricht, dass sich Abs 2 nur auf § 20 Abs 1 Satz 2 KO bezieht. Ferner besteht die 
Möglichkeit der Aufrechnung dann, wenn der Schuldner eine Gegenforderung infolge einer 
Verpflichtung vor Konkurseröffnung erworben hat, wobei aber wieder die Kenntnis oder fahrlässige 
Unkenntnis von der Zahlungsunfähigkeit eine Aufrechnung verhindert  (§ 20 Abs 2 Fall 2 KO).
939 Ehrenzweig, Kommentar 452; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 488; Doralt, Anm 
zu OGH, ÖBA 1993, 664; Dullinger, Aufrechnung 342f; Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 19 Rz 21; Schubert in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze §§ 19, 20 Rz 54; 
König, Anfechtung³ 14/4; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 44; so bereits 
explizit OGH 5 Ob 537/81, SZ 54/39 = EvBl 1981/173; 8 Ob 646/87, EvBl 1989/41 = ÖBA 1988, 
1117 = RZ 1989, 5 (Delle-Karth).
940 Rebernig,  ZIK 1998, 185; Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 19 
Rz 21; Schubert in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze §§ 19, 20 Rz 54; König, Anfechtung³ Rz 
14/2f, der zu diesem Ergebnis insbesondere durch die Analyse der historischen Materialen zum AnfG 
1884 und der KO, welche die alten Regelungen im Wesentlichen übernahm, gelangt.
941 Lehmann, Kommentar I 139; Dullinger, Aufrechnung, 343;  Rebernig, ZIK 1998, 188; 
Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 19 Rz 21; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 30 Rz 45.
942 Vgl König, Anfechtung³ Rz 14/4.
943 Vgl Ehrenzweig, Kommentar 246; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 487f; Koziol, 
ÖBA 1988, 1114; Dullinger, Aufrechnung 343f mwN; Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
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ältere Rsp944 erachtete eine Anfechtung einer nach konkursrechtlichen Vorschriften 
zulässigen Aufrechnung aufgrund fehlender Gläubigerbenachteiligung als nicht 
möglich. Dies deshalb, weil bei einer Anfechtung der Aufrechnung der 
Anfechtungsgegner, der mit Hilfe der Aufrechnung Befriedigung seiner Forderung 
erlangt hat, einfach durch die Wiederholung seiner zulässigen Anfechtungserklärung 
nach §§ 19f KO im Konkurs die Aufrechnung wiederherstellen könnte. Dadurch 
würden die Gläubiger aber nichts in ihren Haftungsfonds zurückerhalten.945
6.3 Anfechtung der Herstellung der Aufrechnungslage
Der OGH analysierte die ältere Auffassung zur Nichtanfechtbarkeit einer 
Aufrechnung, wenn diese auch nach Konkurseröffnung möglich wäre, in 1 Ob 
2231/96m946 und änderte mit Bezug auf die Kritik in der Lehre947 seine Rsp ab. In 
dieser Entscheidung führte der OGH aus, dass es für den Zeitpunkt der Anfechtung
und damit für das Vorliegen der Anfechtungsvoraussetzungen, auf das Entstehen der 
Aufrechnungslage ankommt.948 Hintergrund für das Abstellen auf die Herstellung 
der Aufrechnungslage ist insbesondere, dass dem Gläubiger des Gemeinschuldners 
eine dem Absonderungsrecht vergleichbare Deckung eingeräumt wird und er 
jederzeit durch Aufklärungserklärung aufrechnen könne.949 Durch das Abstellen auf 
den Zeitpunkt des Entstehens der Aufrechnungslage kommt es demnach auch nicht 
darauf an, ob die tatsächliche Aufrechnungserklärung vom Anfechtungsgegner vor 
                                                                                                                                    
Insolvenzrecht4 I § 19 Rz 21; speziell zum Factoring Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II 
Rz 2/137.
944 OGH 7 Ob 790/81, EvBl 1982/46; 8 Ob 646/87, EvBl 1989/41 = ÖBA 1988, 1117 = RZ 
1989, 5 (Delle-Karth); 2 Ob 582/91, ÖBA 1993, 163 = RdW 1993, 42; 26.5.1997, 6 Ob 2357/96b; 
bereits früh gegen diese Rsp OGH 1 Ob 525/89, ÖBA 1989, 1228 = wbl 1989, 254, wonach eine im 
Konkurs zulässige Aufrechnung immer noch wegen Vorliegens eines Anfechtungstatbestands nach 
§§ 28ff KO angefochten werden könne.
945 Vgl auch die ältere hLehre: Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 479, 487f; Wegan, 
Insolvenzrecht 76; Schumacher, ÖBA 1982, 366f.
946 OGH 1 Ob 2231/96m, SZ 69/236 = JBl 1997, 323 = ÖBA 1997, 389; seit dieser 
Entscheidung in stRsp OGH 1 Ob 2297/96t, ÖBA 1998, 798 (Bollenberger) = ZIK 1999, 23; 10 Ob 
2342/96a, ZIK 1998, 198; 1 Ob 168/00p, ZIK 2001, 98; 23.4.2003, 9 Ob 237/02x.
947 Der OGH zitiert insbesondere König, Anfechtung² Rz 355; Delle-Karth, RZ 1989, 2 und 
Koziol, Anm zu OGH, ÖBA 1988, 1114; vgl ausführlich zur Kritik auch Dullinger, Aufrechnung 
343f.
948 Vgl auch Gamerith in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 19  Rz 21; Widhalm, 
Kontokorrentkredit 51; König, Anfechtung³ Rz 14/5.
949 Vgl Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 475; Widhalm, Kontokorrentkredit 51; 
Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 49; so auch OGH 1 Ob 2297/96t, ÖBA 
1998, 798 (Bollenberger) = ZIK 1999, 23; 23.4.2003, 9 Ob 237/02x.
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oder nach Konkurseröffnung gesetzt wurde. Nach König950 kann das Abstellen auf 
den Zeitpunkt der Aufrechnungslage damit erklärt werden, dass die
Aufrechnungserklärung, egal wann sie abgegeben wird, immer ex tunc auf den 
Zeitpunkt der Schaffung der Aufrechnungslage zurückwirkt.951 Der 
Anfechtungsanspruch zielt dagegen bei Anfechtung der Aufrechnungslage in jedem 
Fall auf die aufrechenbare Forderung „herbeiführende“ Rechtshandlung zusammen 
mit der Schaffung der Aufrechnungslage ab.952 Dh beim Factoring ist das Geschäft 
zwischen dem Factoringkunden und dem Drittschuldner bzw, wenn bloß auf das 
Verfügungsgeschäft abgestellt werden soll, lediglich die Erfüllung durch den 
Gemeinschuldner an den Drittschuldner, Ziel der Anfechtung der Schaffung der 
Aufrechnungslage.953
6.4 Anfechtung der Aufrechnung oder der Herstellung der Aufrechnungslage 
nach § 31 Fall 1 KO
Die Anfechtung einer Aufrechnungserklärung als Rechtshandlung des 
Anfechtungsgegners vor Konkurseröffnung oder die Anfechtung der 
Rechtshandlung, die die Herbeiführung der Aufrechnungslage ergibt, setzt nach § 31
Fall 1 KO voraus, dass der Anfechtungsgegner ein Konkursgläubiger im 
Anfechtungszeitpunkt war.954 Beim Factoring kann eine Anfechtung einer 
Aufrechnungserklärung insbesondere dann relevant sein, wenn die Factoringbank bei 
zedierten Forderungen, die mangelhaft waren, mit seinem Rückzahlungsanspruch auf 
die Bevorschussungen solcher mangelhaften Forderungen vor Konkurseröffnung 
aufgerechnet hat.955 Die Aufrechnung durch die Factoringbank ist aufgrund § 19 KO 
iVm § 20 Abs 1 Fall 3 und Abs 2 KO zulässig,956 auch wenn der Anfechtungsgegner 
                                               
950 König, Anfechtung³ Rz 14/5; vgl auch Widhalm, Kontokorrentkredit 51f, Schummer, ÖBA 
2002, 182; Riss, ÖBA 2006, 429.
951 Ausdrücklich ebenso OGH 3 Ob 76/97s, JBl 1999, 815 = RdW 1999, 211 = ZIK 1999, 96; 7 
Ob 308/99s, RdW 2000, 274 = ZIK 2000, 62. Gegen einen Teil der Lehre, die eine zivilrechtliche 
Rückwirkung nicht anerkennen will: Ehrenzweig, Kommentar 393; Heidinger in Schwimann, ABGB³ 
VI § 1439 Rz 4; Dullinger in Rummel, ABGB³ II/3 § 1438 Rz 14f; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 30 Rz 50.
952 Vgl König, Anfechtung³ Rz 14/7.
953 König, Anfechtung³ Rz 14/7; vgl für das Factoring auch Iro in Avancini/Iro/Koziol, 
Bankvertragsrecht II Rz 2/137; Riss, ÖBA 2006, 429.
954 Siehe zur Gläubigerstellung iSd § 31 Fall 1 KO oben 4.1.1.
955 Vgl Riss, ÖBA 2006, 429.
956 Vgl Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/137.
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im Zeitpunkt der Forderungsbegründung (dh der Bezahlung der Bevorschussung, 
wenn diese innerhalb von sechs Monaten vor Konkurseröffnung vorgenommen 
wurde) Kenntnis von der Zahlungsunfähigkeit des Gemeinschuldners hatte oder 
zumindest davon fahrlässig in Unkenntnis war.  Wie für die direkte Anfechtung der 
Factoringeinzelzessionen nach § 31 Fall 1 KO ergibt sich eine anfechtbare 
Aufrechnungssituation nur dann, wenn auch Konkursgläubigerstellung der 
Factoringbank im Zeitpunkt der Schaffung einer neuen Forderung durch den 
Factoringkunden besteht, gegen die der Factor aufrechnen könnte. Eine Anfechtung 
der Aufrechnungslage nach § 31 Fall 1 KO ist demnach nur in einer 
Unterbesicherungssituation des Factors im Zeitpunkt der Schaffung der 
Aufrechnungslage möglich. 
Eine Unterbesicherungssituation des Factors wird idR dann entstehen 
können, wenn ein Drittschuldnerausfall eintritt, und ein Rückzahlungsanspruch 
gegen den Factoringkunden (der „Gewährleistungsanspruch“) entsteht. Aufrechnen 
kann der Factor allerdings erst, wenn auch auf seiner Seite eine Schuld gegenüber 
dem Factoringkunden besteht. Demnach kommen als Zeitpunkt der Herbeiführung 
der Aufrechnungslage nach dem Eintritt der Unterbesicherungssituation folgende 
zwei Situationen in Frage: 1. Der Factor erhält von einem anderen Drittschuldner 
Zahlung und schuldet dem Factoringkunden deswegen die Restzahlung auf diese 
Forderung oder 2. der Factoringkunde macht eine neue Forderung gegen einen 
Drittschuldner werthaltig und leitet die Rechnung vertragsgemäß an den Factor 
weiter, wodurch dieser die Bevorschussung auf die zedierte Forderung schuldet. In 
Frage kommt bei der Anfechtung nach § 31 Fall 1 KO nur Variante 2, da nach 
diesem Tatbestand nur eine Deckungshandlung des Gemeinschuldners anfechtbar ist.
Nach Iro957 soll der Forderungserwerb durch den Factor, dh die Zession der 
Forderung durch die Anfechtung der Schaffung der Aufrechnungslage unwirksam 
erklärt werden können, um so die auf anfechtbare Weise erworbene 
Aufrechnungsbefugnis des Factors zu beseitigen. Andererseits soll das 
Anfechtungsbegehren auch auf die Anfechtung des Geschäfts zwischen 
Factoringkunden und Drittschuldner selbst abzielen können. Für den zweiten Fall 
                                               
957 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/137.
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will Iro958 mE richtigerweise unterscheiden, ob auch gegenüber dem Drittschuldner 
die Konkursanfechtungsvoraussetzungen gegeben sind. Sofern das nicht der Fall ist, 
soll bei der Anfechtung nur im Verhältnis zwischen Factoringkunden und Factor so 
vorgegangen werden, als sei diese nicht erfolgt. 
Die Anfechtung der Herbeiführung der Aufrechnungslage nach § 31 Fall 1 
KO verschafft dem Masseverwalter beim Factoring am Ende idR keine Vorteile im 
Vergleich zur Anfechtung der einzelnen Zessionen. Nur wenn man entgegen der hier 
vertretenen Meinung eine Anfechtung von außerhalb der Anfechtungsfrist 
geschlossenen Factoringvereinbarungen gemäß § 31 Fall 1 KO gegen die 
Gesamtsachverhaltstheorie bzw beim unechten Factoring gegen die Annahme des 
Erfordernisses einer Sicherheitszession ablehnen will,959 bietet die Anfechtung der 
Herbeiführung der Aufrechnungslage dem Masseverwalter eine erweiterte 
Möglichkeit des Vorgehens gegen einen Factor. 
6.5 Anfechtung der Herbeiführung einer Aufrechnungslage nach § 31 Fall 2 
KO
Nach Iro960 soll bei Schaffung einer Aufrechnungslage, durch die der Factor 
eine Befriedigung für seine Forderungen gegen den Factoringkunden erlangen kann, 
das für die Aufrechnungslage ursächliche, mit dem Geschäftspartner des 
Factoringkunden geschlossene Rechtsgeschäft nach § 31 Fall 2 KO anfechtbar sein. 
Keine Herbeiführung einer Aufrechnungslage ist gegeben, wenn die Zession der 
Forderung vor Bevorschussung961 erfolgt und damit isoliert betrachtet, der Factor 
zunächst Schuldner des Gemeinschuldners wird und seine Schuld lediglich durch die 
Bevorschussung befriedigt. Hier stünden nicht, wie nach § 1438 ABGB962 gefordert,
zwei separate Forderungen nebeneinander, die aufrechenbar wären. Kann der Factor 
aus seinem „Sicherheitspool“ von zedierten anderen Forderung mit 
Rückabwicklungsansprüchen aus Bevorschussungszahlungen aufrechnen, wie es in 
                                               
958 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/136.
959 Siehe näher oben 3.5.
960 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/145; zust Riss, ÖBA 2006, 429.
961 Dies ist beim Factoring idR der Fall. Ausnahme wäre eine mangelhafte Leistung des 
Factoringkunden an den Drittschuldner und späterer, nach Bevorschussung erfolgter Verbesserung 
und damit „Werthaltigmachung“ der abgetretenen Forderung.
962 Vgl zu den Voraussetzungen der Aufrechnungen Dullinger, Aufrechnung 5ff; Heidinger in 
Schwimann, ABGB³ VI § 1439 Rz 4; Dullinger in Rummel, ABGB³, §§ 1438ff Rz 3.
KAP V/211
Österreich beim unechten Factoring üblich ist,963 entsteht erst im Zeitpunkt der 
Zession einer neuen Forderung eine anfechtbare Aufrechnungslage.964 Fraglich ist,
ob es darauf ankommt, ob der Factoringvertrag in diesem Fall als Kaufvertrag oder 
Kreditvertrag qualifiziert wird. Denn eine Aufrechnungslage entsteht erst, wenn auch 
tatsächlich Forderungen des Factors gegenüber dem Factoringkunden bestehen. Geht 
man von Factoring als Kaufvertrag aus, entsteht erst mit Eintritt der Nichtzahlung 
durch den Drittschuldner der Gewährleistungsanspruch des Factors gegenüber dem 
Factoringkunden und damit ein Anspruch auf Rückzahlung der Bevorschussung. Bei 
Qualifikation als Kreditvertrag besteht eine Forderung auf Rückzahlung der 
Bevorschussungen allerdings ebenso aufgrund der atypischen 
Rückzahlungsvereinbarung beim unechten Factoring erst bei Eintritt der 
Mangelhaftigkeit der zedierten Forderung. Insofern ist die rechtliche Qualifikation 
des Factorings für den Anfechtungszeitpunkt unerheblich.
Der Anfechtungsanspruch zielt wie bereits oben für § 31 Fall 2 KO 
ausgeführt, sowohl auf die Unwirksamkeit der Herstellung der Aufrechnungslage als 
auch auf der diese herbeiführende Rechtshandlung ab. Entweder wird das 
Erfüllungsgeschäft, dh die Zession der Forderung an den Factor, angefochten,965
oder, wenn man Iro966 folgt, das Verpflichtungsgeschäft zwischen Factoringkunde 
und Drittschuldner. Wiederum hängt es davon ab, ob die 
Anfechtungsvoraussetzungen lediglich zwischen Factoringkunden und Factor 
vorliegen oder auch zwischen Factoringkunden und Drittschuldner. Ist nur ersteres 
der Fall, kann das die Forderung schaffende und damit die Aufrechnungslage 
erzeugende Verpflichtungsgeschäft zwar gegen den Factor angefochten werden und 
für ungültig erklärt werden, dieses bleibt aber zwischen Factoringkunden und 
Drittschuldner gültig bestehen. Nicht das anfechtbare Rechtsgeschäft selbst, dh das 
Grundgeschäft zwischen Factoringkunden und Drittschuldner, welches zur 
Aufrechenbarkeit führt, muss bereits nachteilig sein.967 Stattdessen kann sich die 
                                               
963 Siehe allgemeine Factoringbedingungen Anhang B.II.10.9, C.II.5.1.
964 Siehe dazu gerade oben 6.4 zu § 31 Fall 1 KO.
965 Sofern man auch die Anfechtbarkeit des Verfügungsgeschäft bei § 31 Fall 2 KO bejaht, vgl 
5.3.
966 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/145.
967 König, Anfechtung³ Rz 14/6 der ausführt, dass wenn die Aufrechenbarkeit durch einen 
Kaufvertrag herbeigeführt wird, dieser Kaufvertrag selbst nicht nachteilig sein muss.
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Nachteiligkeit aus den Bestimmungen des Factoringvertrags zumindest mittelbar 
ergeben oder eben in der Schaffung der Aufrechnungslage liegen. Eine Schaffung 
einer Aufrechnungslage für den Factor kann für die Konkursgläubiger geradezu 
typisch nachteilig sein.968 Dies deshalb, weil der Factor nach Konkurseröffnung seine 
Forderungen auf Rückzahlung von Bevorschussungen bei mangelhaften Forderungen 
oder Gebühren- und Zinsforderungen mit eigenen Schulden gegenüber dem 
Factoringkunden, dh noch ausstehende Bevorschussungen oder ausstehende 
Restzahlungen auf Forderungen, aufrechnen kann, was zu einer Verringerung der 
Konkursmasse und Quotenverschlechterung führt.969
Fraglich ist, ob man mit Iro970 gemäß § 31 Fall 2 KO die Herbeiführung 
einer Aufrechnungslage lediglich dann anfechten kann, wenn diese eine potentielle 
Konkursforderung tilgen hätte können, also wie nach § 31 Fall 1 KO die 
Aufrechnungslage in einer Unterbesicherungssituation entstanden ist. Auch in einer 
Übersicherungssituation des Factors kann es für diesen einfacher sein, mit seinen
eigenen Forderungen gegen den Factoringkunden aufzurechnen, als jeweils Zahlung 
durch den Factoringkunden zu fordern. Auch nach Konkurseröffnung wäre eine 
Aufrechnung des Factors mit seinen Absonderungsforderungen gegen Forderungen 
der Masse (zB auf ausstehende Restzahlungen) möglich, denn §§ 19f KO stehen dem 
nicht entgegen.971 Bei der Anfechtung der Schaffung einer Aufrechnungslage für 
einen Absonderungsgläubiger nach § 31 Fall 2 KO fehlt allerdings die 
Gläubigernachteiligkeit. Zweck der Rsp zur Anfechtung der Aufrechnungslage ist es, 
dass durch zulässige Aufrechnungen gemäß §§ 19f KO der 
Gläubigergleichbehandlungsgrundsatz nicht beeinträchtigt wird.972 Eine 
Aufrechnung eines überbesicherten Absonderungsgläubigers nach 
Konkurseröffnung, die auch schon vor Konkurseröffnung erfolgen hätte können, 
kann allerdings gerade nicht zu einer Gläubigerbenachteiligung führen. 
                                               
968 Vgl so etwa Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/145; Riss, ÖBA 2006, 
429.
969 Vgl Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 51 nach dem etwa bei einer 
Lieferung an den Käufer bei einem Warengeschäft die Warenlieferung dem Gläubiger die Möglichkeit 
gibt, mit seiner entwerteten Forderung gegen den Zahlungsanspruch des späteren Gemeinschuldners 
werthaltig aufzurechnen und den Warenwert zu vereinnahmen; vgl auch König, Anfechtung³ Rz 14/9.
970 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/145.
971 Vgl Schubert in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze §§ 19, 20 Rz 19.
972 Vgl Dullinger, Aufrechnung 344, vgl oben 6.3.
KAP V/213
7 Anfechtung der Unterlassung der Kündigung des Factoringvertrags
7.1 Möglichkeit der Anfechtung von Unterlassungen
Der Gesetzgeber hat mit § 36 KO eine eigene Vorschrift für die Anfechtung 
von Unterlassungen normiert. Unterlassungen sollen demnach nur unter gewissen 
Voraussetzungen als anfechtbare Rechtshandlung angesehen werden, nämlich nur bei 
Unterlassungen des Gemeinschuldners „durch die er ein Recht verliert oder durch 
die gegen ihn vermögensrechtliche Ansprüche begründet, erhalten oder gesichert 
werden.“973 Nach der hA974 sind allerdings nur die Unterlassungen anfechtbar, die 
ein rechtlich erhebliches Wollen zum Inhalt haben. Der Gemeinschuldner muss mit 
der Unterlassung eine Willensäußerung abgeben, damit diese Unterlassung einer 
aktiven Rechtshandlung gleichgestellt werden kann. Nur unbewusstes Unterlassen, 
sei es aus Vergesslichkeit, aufgrund Unachtsamkeit oder aufgrund höherer Gewalt 
sind keine Rechtshandlungen.975 Für die Anfechtung einer Unterlassung der 
Kündigung des Factoringvertrags in der Anfechtungsfirst ergibt sich damit, dass 
hierbei einerseits eine Kündigungsmöglichkeit des Factoringkunden, dem späteren 
Gemeinschuldner, im Anfechtungszeitraum bestanden hat und andererseits diesem 
auch bewusst war, dass er diese Kündigungsmöglichkeit hatte und diese bewusst 
nicht ausübte. Die AFB in Österreich enthalten idR ordentliche Kündigungsrechte für 
beide Seiten. 976 Auch an außerordentliche Kündigungsrechte wäre zu denken,977 zB
bei Wegfall der Geschäftsgrundlage für den Gemeinschuldner in einer 
wirtschaftlichen Krisensituation. Dh trotz langer Kündigungsfristen in 
                                               
973 Zusätzlich müssen auch alle anderen allgemeinen Anfechtungsvoraussetzungen vorliegen, 
so Befriedigungstauglichkeit, Gläubigernachteiligkeit und, dass die Unterlassung in die kritische Frist 
fällt und für die Nachteiligkeit kausal war, vgl Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 36 
Rz 1.
974 Lehmann, Kommentar I 200; Ehrenzweig, Kommentar 319f; Petschek/Reimer/Schiemer, 
Insolvenzrecht 291; Wegan, Insolvenzrecht 56; Koziol/Bollenberger, in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 36 Rz 1; König, Anfechtung³ Rz 3/12; Huber, Unterlassungen 24; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 36 Rz 1.
975 Ausführlich Huber, Unterlassungen 25ff mwN; vgl auch Koziol/Bollenberger, in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 36 Rz 1; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 36 Rz 1; Widhalm-Budak, Praxishandbuch 21.
976 Vgl Factoringbedingungen Anhang A.II.31; B.II.9.1; C.I und C.II.9.1.
977 So auch Riss, ÖBA 2006, 431 FN 73 ohne weitere Erläuterungen; vgl zB Apathy/Riedler in 
Schwimann, ABGB³ IV § 859 Rz 21 wonach jedes Dauerschuldverhältnis aus wichtigem Grund, dh 
wenn die Fortsetzung des Rechtsverhältnisses nicht mehr zumutbar erscheint, beendet werden kann; 
vgl zum Kreditvertrag Koziol in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 1/85; Schubert in 
Rummel, ABGB³ I Vor § 983 Rz 1; Binder in Schwimann, ABGB³ IV § 983 Rz 70.
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Factoringverträgen978 muss mE in der Krise des Factoringkunden zumindest nach 
Eintritt der Zahlungsunfähigkeit idR eine außerordentliche Kündigungsmöglichkeit 
zu bejahen sein, deren Unterlassung eine anfechtbare Rechtshandlung uU darstellen 
könnte.
7.2 Unterschiede zwischen Unterlassungen nach § 36 KO und anderen 
anfechtbaren Rechtshandlungen
Die KO stellt nach der hA979 anfechtbare bewusste Unterlassungen in § 36 
KO nicht vollständig mit anderen Rechtshandlungen gleich. Nach dem Gesetzestext 
kann eine Unterlassung nur dann eine anfechtbare Rechtshandlung sein, wenn dem 
Gemeinschuldner dadurch ein Recht verloren geht oder gerade durch die 
Unterlassung ein Anspruch, der diesen belastet, begründet, erhalten oder gesichert 
wird. Demnach wird die Anfechtung von Unterlassungen derart eingeschränkt, dass 
lediglich ein dem Gemeinschuldner vereitelter Erwerb in der Anfechtungsfrist 
anfechtbar ist. Ein Beispiel hierfür ist die Unterlassung der Annahme einer 
Schenkung, wodurch der Gemeinschuldner eindeutig einen Erwerb für den 
Haftungsfonds der Gläubiger vereitelt hat.980 Aus diesen Ausführungen ergibt sich 
nach Koziol,981 dass eine Anfechtung der Unterlassung nur dann in Betracht kommt, 
wenn der Schuldner ein Recht verliert, auf das die Gläubiger im Wege der 
Zwangsvollstreckung greifen hätten können. Dagegen ergibt sich aus § 39 KO bei 
aktiven Rechtshandlungen, dass diese auch dann anfechtbar sind, wenn dem 
Gemeinschuldner ein Erwerb entging.982 Insbesondere König983 steht der hM 
ablehnend gegenüber und will auch bei Erwerbsablehnungen durch Unterlassungen,
                                               
978 ZB könnte eine Factoringbank auf eine Kündigungsfrist durch den Factoringkunden von 
sechs Monaten bestehen, was eine ordentliche Kündigung innerhalb der Anfechtungsfrist des § 31 
Abs 4 KO praktisch ausschließen würde, vgl Factoringbedingungen Anhang A.I.5, C.I.
979 Lehmann, Kommentar I 305; Ehrenzweig, Kommentar 340; Petschek/Reimer/Schiemer, 
Insolvenzrecht 390; Koziol, Gläubigeranfechtung 95ff; Koziol/Bollenberger in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 36 Rz 2, Rz 4; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 36 Rz 4.
980 Ehrenzweig, Kommentar 320f; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 300f; Koziol, 
Gläubigeranfechtung 97; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 36 Rz 
4; König, Anfechtung³ Rz 3/15.
981 Koziol, Gläubigeranfechtung 98.
982 Vgl etwa Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 36 Rz 4.
983 König, Anfechtung³ Rz 3/16ff.
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sofern alle übrigen Anfechtungsvoraussetzungen gegeben sind, Anfechtbarkeit 
bejahen.
Für den Fall des Factorings steht die nicht erfolgte Kündigung des 
Factoringvertrags im Zentrum der Anfechtbarkeit von Unterlassungen. Die durch die 
Unterlassung der Kündigung erfolgte weitere Zurverfügungstellung von Liquidität 
durch den Factor kann zu einer Verringerung des Haftungsfonds der Gläubiger durch 
eine Prolongation des schlechten Wirtschaftens des späteren Gemeinschuldners 
führen.984 Auf den Meinungsstreit zur Frage, ob auch Erwerbsablehnungen oder nur 
der Verlust eines Rechts bei Unterlassungen anfechtbar sind, muss demnach im 
Bereich der Anfechtung der unterlassenen Kündigung des Factoringvertrags nicht 
eingegangen werden. Vielmehr besteht idR im „Weiterwurschteln“ des 
Factoringkunden eine Begründung, Erhaltung oder Sicherstellung 
vermögensrechtlicher Ansprüche gegen den Gemeinschuldner (zB durch Auflaufen 
weiterer Gehaltsforderungen von Arbeitnehmern oder auflaufende Mietzinsen für 
Büroräume etc), die durch die Unterlassung der Kündigung bewirkt wurden.985
Die Anfechtung von Unterlassungen im Zusammenhang mit den 
Factoringeinzelgeschäften ergibt dagegen keinen Mehrwert gegenüber der 
Anfechtung der Einzelgeschäfte selbst. Unterlassungen auf Seiten des 
Factoringkunden könnten zB auf die Unterlassung der Rückforderung vom Factor zu 
Unrecht einbehaltener Forderungen aus der sich der Factor befriedigt hat abzielen 
oder auf Unterlassungen eines Widerspruchs gegen einseitigen Modifikationen des 
Factoringvertrags durch den Factor, durch die der Factor eine nicht gebührende 
Sicherstellung erlangt hat. In all diesen Fällen gelangt man über die Anfechtung der 
direkten Handlung, zB der vertragswidrigen Sicherung durch Einbehalten von 
Restzahlungen des Factors, ohne Umweg über die Anfechtung der Unterlassung zum 
selben Resultat für die Konkursmasse.
                                               
984 Vgl zur „typischen“ Nachteiligkeit des Factoringverhältnisses bzw der objektiven 
Vorhersehbarkeit der Nachteiligkeit des Factorings oben 5.6.
985 Riss, ÖBA, 2006, 438 sieht das Erfordernis des § 36 Satz 1 Alt 2 KO ebenso bereits dadurch 
als erfüllt an, dass nach Ablauf der Kündigungsfrist die Abtretung von entstehenden Forderungen und 
damit weitere vermögensrechtliche Ansprüche gegen den Gemeinschuldner erhalten bzw begründet 
werden.
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7.3 Anfechtungstatbestände des § 31 und die Anfechtung von Unterlassungen 
7.3.1 Anfechtung der Unterlassung der Kündigung nach § 31 Fall 1 KO
Es bestehen für die Anfechtung der Unterlassung keine speziellen 
Einschränkungen in Bezug auf bestimmte Anfechtungstatbestände.986 Bereits 
Ehrenzweig987 führte aus, theoretisch seien alle Anfechtungstatbestände auch auf 
Unterlassung zu beziehen, insbesondere wäre aber bei § 28 Z 4, § 29 Z 2 und Z 3 
sowie § 31 Fall 2 KO in der Praxis eine Begehung durch Unterlassung schwer 
vorstellbar. Stellt man auf § 31 Fall 1 KO ab, könnte sich theoretisch eine 
anfechtbare Unterlassung der Kündigung des Factoringvertrags aus dem bewussten 
Außerachtlassen der Kündigungsmöglichkeit bei Weiterwirtschaften des 
Gemeinschuldners ergeben, wodurch der Factor Befriedigungen oder 
Sicherstellungen erlangt. In diesem Fall müßte, gleich wie wenn einzelne Zessionen 
von Forderungen direkt angefochten werden, im Zeitpunkt in dem eine potentielle
Kündigung ausgeprochen werden konnte und dies unterlassen wurde eine 
Untersicherung des Factors bestehen, damit das Erfordernis des § 31 Fall 1 KO der 
Deckung eines Konkursgläubigers gegeben ist. 
Eine Unterlassung der Kündigung kann allerdings selbst nie direkt eine 
Sicherstellung oder Befriedigung eines Gläubigers bewirken. Nur mittelbar als Folge 
der Unterlassung der Kündigung kann sich – nach weiteren direkten 
Rechtshandlungen von beteiligten Parteien – eine Sicherstellung oder Befriedigung 
eines Gläubigers ergeben. ME ist die Anwendbarkeit § 31 Fall 1 KO nicht wie § 31 
Fall 2 KO988 auf mittelbar folgende Sicherstellung oder Befriedigungen 
auszudehnen, da dies nicht mehr mit dem Wortlaut des Gesetzes in Einklang 
gebracht werden kann. Ohnehin würde die Anfechtung der Unterlassung der 
Kündigung des Factoringvertrags nach § 31 Fall 1 KO nicht zu einem „Mehr“ 
gegenüber der direkten Anfechtung von Sicherstellungen beim Factoring führen, 
auch wenn man mittelbare Sicherstellungen der Unterlassung der Kündigung als 
anfechtbar nach § 31 Fall 1 iVm § 36 KO ansehen würde.
                                               
986 Vgl Ehrenzweig, Kommentar 319ff; Bartsch/Pollak, KO³ I § 36 Rz 7; Koziol/Bollenberger
in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 36 Rz 2; König Anfechtung³ Rz 3/13; Huber, 
Unterlassungen 76f; Riss, ÖBA 2006, 431; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 36 Rz 
3.
987 Ehrenzweig, Kommentar 323.
988 Siehe dazu gleich unten 7.3.2.
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7.3.2 Anfechtung der Unterlassung der Kündigung nach § 31 Fall 2 KO
Die Anfechtung nach § 31 Fall 2 KO verlangt nicht bloß eine 
Rechtshandlung als Anfechtungsobjekt, sondern ein zweiseitiges Rechtsgeschäft.989
In der hLehre990 soll eine Unterlassung nur dann als zweiseitiges Rechtsgeschäft der 
Anfechtung unterliegen, wenn diese einen Kontrahierungswillen ausdrückt. In 
diesem Zusammenhang hat etwa König991 ausgeführt, dass ein zweiseitiges 
Rechtsgeschäft durchaus auch durch eine Unterlassung zustande kommen kann. So 
zB der alte § 362 HGB, nach dem ein Vertrag mit einem Kaufmann unter Umständen 
bereits zustande kam, wenn dieser eine unverzüglichen Antwort auf ein Offert 
unterlässt. Eine Unterlassung kann demnach nur dann als Rechtsgeschäft angesehen
werden, wenn ihr ein Erklärungswert zum Abschluss eines Rechtsgeschäfts
beigemessen wird.992 Insbesondere in Fällen von Gesellschafterdarlehen, die noch 
vor der Anfechtungsfrist gewährt, dann aber innerhalb der Anfechtungsfrist 
„stehengelassen“ wurden, hat Dellinger993 ausgeführt, es bestehe die Möglichkeit 
eben dieses „Stehenlassen“ als Unterlassung nach § 31 Fall 2 KO anzufechten. Denn 
bei Kenntnis oder fahrlässiger Unkenntnis der Muttergesellschaft von der 
Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung einer Tochtergesellschaft soll bei 
Unterlassen der Einforderung von fälligen Forderungen und gleichzeitiger 
Nichtmitwirkung der Tochtergesellschaft dadurch, dass sie das Darlehen nicht 
zurückzahlt, in Analogie die Anfechtung nach § 31 Fall 2 KO möglich sein.994
Der OGH hat sich mit der Anfechtbarkeit einer Unterlassung eines 
Kontokorrentvertrags nach § 31 Fall 2 KO scheinbar in 6 Ob 110/00w995
                                               
989 Vgl dazu näher oben 5.2.
990 Dellinger, ZIK 1996, 155; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 17; Riss, ÖBA 2006, 432; vgl dazu auch König, Anfechtung³ Rz 3/13 und
ausführlich zur Anfechtung von Unterlassungen nach § 31 Fall 2 KO Huber, Unterlassungen 88ff.
991 König, Anfechtung³ Rz 3/13 mit Verweis auf die dt Konkursordnung.
992 Vgl Apathy/Riedler in Schwimann, ABGB³ IV § 863 Rz 11f; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 36 Rz 3.
993 Dellinger, ZIK 1996, 155.
994 Vgl auch Huber, Unterlassungen 89f.
995 OGH 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 
2001, 165.
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beschäftigt.996 Dabei stellt der OGH insbesondere fest, dass „bei einer erforderlichen 
wirtschaftlichen Gesamtbetrachtung die Aufrechterhaltung des 
Kontokorrentkreditverhältnisses in der Krise das nach § 31 Fall 2 KO anfechtbare 
Rechtsgeschäft darstellt.“997 Allerdings hat der OGH diese Aussage im 
Zusammenhang mit der Analyse einer Begrenzung der Anfechtung auf den 
Kreditrahmen getätigt und zwar mit der gleichzeitigen Annahme, die einzelnen 
Kreditausnutzungen beim Kontokorrentkredit wären bereits nach § 31 Fall 2 KO 
anfechtbar.998 Eine eingehende Analyse, warum die Unterlassung der Kündigung ein 
zweiseitiges Rechtsgeschäft sein soll, findet sich in keiner dieser Entscheidungen. 
Schummer und Riss999 führen an, dass sich die Absicht des OGH, die Unterlassung 
der Kündigung anzufechten, dadurch konkretisiert, dass dieser ausführt, der 
Tatbestand der Anfechtung liege im Verzicht der Kündigung in der Krise durch die 
Bank bzw in dem analog zu § 1052 ABGB zustehenden Kündigungsrecht. Diese
Schlussfolgerung ist mE nicht richtig, da sich die Anfechtung einerseits ohnehin nie 
auf die Unterlassung der Bank beziehen kann, sondern nach § 36 KO nur auf die 
Unterlassung des Gemeinschuldners selbst, andererseits wurden auch diese Aussagen 
des OGH im Zusammenhang mit seiner Argumentation zur Begrenzung des 
Anfechtungsanspruchs bei kumulativer Anfechtung von Kreditausnutzungen getätigt. 
Aus der Rsp des OGH lässt sich mangels näherer, eindeutiger Behandlung des 
Problems daher mE nicht ableiten, dass der OGH eine Unterlassung der Kündigung 
eines Kontokorrentvertrags oder eines Factoringvertrags nach § 31 Fall 2 iVm § 36 
KO anfechtbar stellen will.
Schummer1000 kritisierte den OGH1001 dahingehend, dass Unterlassungen 
eben jedenfalls keine Rechtsgeschäfte iSd § 31 Fall 2 KO seien und damit auch eine 
unterlassene Kündigung eines Kontokorrentvertrags mangels eines zweiseitigen 
                                               
996 Vgl Schummer, ÖBA 2002, 179, der die Ausführungen des OGH als „massiv den Eindruck 
erweckend“ ansieht, dass der OGH die Unterlassung der Kündigung eines Kreditverhältnisses als 
anfechtbares Rechtgeschäft ansieht; vgl auch Riss, ÖBA 2006, 432.
997 Dem folgend auch OGH 9 Ob 24/04a, ÖBA 2005, 716 = ZIK 2005, 139.
998 OGH 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 (König) 
= ZIK 1999, 24; vgl etwa Schummer ÖBA 2002, 179 FN 62; vgl oben 5.3.6.3.
999 Schummer, ÖBA 2002, 179; Riss, ÖBA 2006, 432.
1000 Schummer, ÖBA 2002, 180.
1001 OGH 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 
2001, 165.
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Rechtsgeschäfts nicht anfechtbar sei. Allerdings ist die von Schummer zitierte hA1002
weit differenzierter. Nach ihr können Unterlassungen eben, sofern nur ein 
Kontrahierungswille zum Abschluss eines zweiseitigen Rechtsgeschäfts mit der 
Unterlassung verbunden ist, angefochten werden. Im Fall der Unterlassung einer 
Kündigung bezieht sich die Unterlassung dagegen allerdings nicht auf den Abschluss 
eines zweiseitigen Vertrags, weil die Kündigung ein einseitiges Rechtsgeschäft zur 
Beendigung eines zweiseitigen Vertrags ist.1003 Riss1004 verweist ebenso auf die Rsp 
des OGH1005 zur Anfechtung beim Kontokorrentkredit bei Wiederausnutzung eines 
Kredits nach vorheriger Rückführung von Kreditmittel durch den Kreditnehmer. In 
Zusammenhang mit dieser Rsp hat Koziol1006 ausgeführt, dass obwohl die Ausübung 
eines Gestaltungsrechts durch den Kreditnehmer beim Kontokorrentkredit, dh die 
Ziehung am Kontokorrentkredit, eine einseitige Rechtshandlung darstellt, die 
Anfechtung trotzdem möglich sei, weil durch das einseitige Gestaltungsrecht des 
Kreditnehmers ein zweiseitiges Vertragsverhältnis entsteht. Riss will diese Rsp und 
Meinung analog für die unterlassene Kündigung eines Factoringvertrags anwenden.
Dh dass zwar die Kündigung selbst kein zweiseitiges Rechtsgeschäft darstellt, doch 
die Unterlassung der Kündigung zum weiteren Fortbestehen eines (zweiseitigen) 
Vertragsverhältnisses führt, das ansonsten nicht mehr bestanden hätte.1007
ME kann den Ausführungen von Riss nicht gefolgt werden. Der wesentliche 
Unterschied zwischen der Ausübung eines Gestaltungsrechts, die zum Abschluss 
                                               
1002 Dellinger, ZIK 1996, 152; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 17; König, Anfechtung² Rz 299.
1003 Vgl Rummel in Rummel, ABGB³ I § 859 Rz 2; Koziol/Welser, Bürgerliches Recht13 II 109; 
vgl auch Riss, ÖBA 2006, 432.
1004 Riss, ÖBA 2006, 432.
1005 OGH 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 
(König) = ZIK 1999, 24; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 
= ZIK 2001, 165; 6 Ob 72/06s, ecolex 2007, 174 = ÖBA 2007, 654 (Koziol) = ZIK 2007, 25; 2 Ob
210/05d, ÖBA 2007, 747 = ZIK 2007, 167; für den Fall der Überziehung des Kreditrahmens: OGH 2 
Ob 140/99y, ecolex 1999, 692 = ÖBA 2000, 238 (Schumacher) = ZIK 1999, 136; 3 Ob 68/02z, ecolex 
2003, 838 = JBl 2004, 56 = ÖBA 2003, 865 = ZIK 2003, 165; dem OGH zust Widhalm, 
Kontokorrentkredit 60; König, Anfechtung³ Rz 11/79; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 31 Rz 21; aA Schummer ÖBA 2002, 178. 
1006 Koziol in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 1/247.
1007 Nach Riss, ÖBA 2006, 433 soll gerade die bewusste Unterlassung der Ausübung eines 
vorhandenen Kündigungsrechts ebenso wie eine auf Vertragsabschluss gerichtete Willenserklärung 
einen Kontrahierungswillen zum Ausdruck bringen. Dies deshalb, weil ihr die Entscheidung des 
Factoringkunden zugrundeliegt, ein bestehendes Vertragsverhältnis aufrecht zu erhalten, obwohl eine 
Kündigungsmöglichkeit bestehe.
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eines zweiseitigen Rechtsgeschäfts führt, und der Unterlassung einer Kündigung 
eines zweiseitigen Rechtsgeschäfts, liegt gerade darin, dass im ersteren Fall ein 
Rechtsgeschäft in der Anfechtungsfrist entsteht, im zweiten Fall nicht. Folgt man 
Riss, würden die Anfechtungsmöglichkeiten des Masseverwalters über den klaren 
Wortlaut des Gesetzes hinaus unbillig erweitert werden. Praktisch jedes 
Dauerschuldverhältnis, wenn nur eine Kündigungsmöglichkeit des
Gemeinschuldners besteht, wäre demnach bei Vorhandensein aller allgemeinen 
Anfechtungsvoraussetzungen anfechtbar, auch wenn es bereits lange vor der 
kritischen Zeit der Anfechtung geschlossen wurde. Jeder Arbeitsvertrag oder 
Mietvertrag könnte vom ersten Tag der kritischen Frist an angefochten werden, 
besteht doch in beiden diesen Beispielen idR sowohl ein ordentliches als auch 
außerordentliches Kündigungsrecht des Gemeinschuldners, welches er unterlassen 
hätte auszuüben. Mit dem Ziel welches hinter § 31 Fall 2 KO und der Anfechtbarkeit 
von bloß mittelbar nachteiligen Rechtsgeschäften steht, lässt sich die Auffassung von 
Riss auch nicht in Einklang bringen. Ehrenzweig1008 führt etwa aus, der Grund für die 
Anfechtbarkeit auch bei bloß mittelbarer Nachteiligkeit eines Rechtsgeschäfts in der 
Anfechtungsfrist des § 31 Abs 4 KO liege darin, dass ein Geschäftspartner des 
Gemeinschuldners bei Wissen oder Wissenmüssen von der Krise auf seine eigene 
Gefahr hin handelt. Gerade aufgrund seines aktiven Tuns muss der 
Anfechtungsgegner dafür einstehen, wenn der spätere Gemeinschuldner seine 
Leistung aus einem Kaufvertrag verbraucht oder beiseiteschafft.1009 Bei den 
einzelnen Factoringabwicklungen ist dies der Fall, weil der Factor sowohl die 
                                               
1008 Ehrenzweig, Kommentar 280.
1009 Aus diesem Grund geht auch der Versuch von Riss, ÖBA 2006, 434 fehl, in über den 
äußerst möglichen Wortsinn hinausgehender analoger Anwendung – wie von Riss selbst anerkannt –
das Auflösen von Rechtsverhältnissen nach § 31 Fall 2 KO anfechtbar zu stellen, um dadurch 
abzuleiten, kein Kontrahierungswille auf Seiten des Gemeinschuldners sei erforderlich (vgl abl zur 
Anfechtung von Kündigungen auch OGH 8 Ob 112/97x, ecolex 1998, 36 (Fellner) = RdW 1997, 720; 
König, Anfechtung³ Rz 11/59). Richtig ist zwar in den Ausführungen von Riss, dass die Aushöhlung 
der Konkursmasse durch rechtsgeschäftliche Verfügungen des Schuldners zu schützen ist. Wie aber 
aus Ehrenzweigs Ausführungen (Kommentar, 280) erkennbar ist, besteht im § 31 Fall 2 KO über die 
Kontrahierungssperre des Gemeinschuldners hinaus die Wertung des Gesetzes nur ein aktives Tun des 
Anfechtungsgegners in der Anfechtungsfrist dürfe aufgrund der für die Gläubiger entstehenden 
Nachteiligkeit angefochten werden. Daher wurden vom Gesetzgeber lediglich zweiseitige 
Rechtsgeschäfte nach § 31 Fall 2 KO anfechtbar gestellt und einseitige Rechtshandlungen
ausgeschlossen. Wenn Riss auf § 132 Abs 1 Z 1 InsO (bzw § 30 Nr 1 Fall 1 alte dKO) verweist, 
übersieht er, dass in Deutschland unstrittig (nach § 132 InsO sogar ausdrücklich aus dem Gesetz) nur 
unmittelbar nachteilige Rechtsgeschäfte anfechtbar sind, vgl auch Kirchhof in Münchner Kommentar, 
Insolvenzordnung² II § 132 InsO Rz 11ff; Jaeger/Henckel, Konkursordnung9 § 30 Rz 104; König, 
Anfechtung³ Rz 11/63.
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abgetretenen Forderungen eintreiben muss als auch Bevorschussungen leistet. Durch 
sein aktives Tun nimmt er eine aus dem Factoringverhältnis resultierende 
Gläubigernachteiligkeit in Kauf. Dagegen würde dieser hinter der mittelbaren 
Nachteiligkeit stehende Grund bei der Zulässigkeit der Anfechtung einer 
Unterlassung der Kündigung eines Dauerschuldverhältnisses, zB eines 
Kontokorrentkredits oder Factoringvertrags, wegfallen. Insbesondere kann es sein, 
dass bei in der Anfechtungsfrist aufrecht gehaltenen Dauerschuldverhältnissen zwar 
dem Gemeinschuldner ein Kündigungsrecht zustand, nicht aber dem 
Anfechtungsgegner, so zB bei Mietverhältnissen. In diesem Fall wären alle 
Leistungen aus dem Mietvertrag an den Anfechtungsgegner anfechtbar, obwohl 
dieser keine Möglichkeit hatte, das Vertragsverhältnis zu beenden und damit keine 
Möglichkeit die schädigende Wirkung für die Gläubiger hintanzuhalten. Hierbei 
unterscheidet sich auch die Situation bei der Anfechtung einer Wiederausnutzung 
eines Kontokorrentkredits von der Situation bei Unterlassung einer Kündigung eines 
Dauerschuldverhältnisses. Denn die kreditgebende Bank kann in jedem Fall eine 
Wiederausnutzung unterbinden, sei es, dass sie eine Einwendung iSd § 1052 ABGB 
geltend macht oder eine Kündigung des Vertragsverhältnisses aus wichtigem Grund 
ausspricht.1010
7.4 Zeitpunkt der Unterlassung und Anfechtungsfrist
7.4.1 Zeitpunkt der subjektiven Voraussetzungen bei Anfechtung von 
Unterlassungen
Fraglich ist welcher Zeitpunkt relevant für die anderen 
Anfechtungsvoraussetzungen bei der Anfechtung einer Unterlassung einer 
Kündigung ist, wenn diese Kündigung jederzeit innerhalb der Anfechtungsfrist 
möglich war. Zunächst ist eine Unterlassung nach der hA1011 dann innerhalb der 
kritischen Anfechtungsfrist vorgenommen, wenn die unterlassene Rechtshandlung 
noch innerhalb der Anfechtung hätte vorgenommen werden können. Dh zumindest 
                                               
1010 Vgl König, Anfechtung³ Rz 3/18. Eine Kündigung aus wichtigem Grund ist bei 
Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung des Kreditnehmers im Regelfall für den Kreditgeber 
möglich.
1011 Lehmann, Kommentar I 306f; Ehrenzweig, Kommentar 332Petschek/Reimer/Schiemer, 
Insolvenzrecht 292; Wegan, Insolvenzrecht 56; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 36 Rz 9; König, Anfechtung³ Rz 3/23; Huber, Unterlassungen 92; Riss, ÖBA 
2006, 438; auch schon OGH 1 Ob 756/82, SZ 55/174 = ÖBA 1984, 103.
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der letzte Akt einer Handlung musste noch in der Anfechtungsfrist gesetzt werden 
können. Für das Factoring ist demnach für den Zeitpunkt der Anfechtbarkeit 
entscheidend, wann eine Kündigung erstmals ausgesprochen werden konnte. Im 
Regelfall kommt dafür der Beginn der Anfechtungsfrist in Frage, es sei denn, der 
Factoringvertrag lässt eine Kündigungsmöglichkeit nur zu bestimmten Stichtagen 
zu.1012 Ist demnach die Kündigung des Factoringvertrags und damit eine Anfechtung 
zu Beginn der Anfechtungsfrist möglich, ist allerdings strittig, wann die 
Anfechtungsvoraussetzungen vorliegen müssen, dh die Kenntnis bzw fahrlässige 
Unkenntnis von der Zahlungsunfähigkeit bzw Überschuldung des Gemeinschuldners. 
Die ältere Lehre1013 will eine Anfechtbarkeit bereits dann bejahen, wenn die 
subjektiven Tatbestandsvoraussetzungen zumindest zu irgendeinem Zeitpunkt in der 
Anfechtungsfrist vorlagen, in dem auch die unterlassene Handlung vorgenommen 
werden hätte können. Dies wird damit begründet, dass sich der Zeitpunkt der 
Vornahme der Unterlassung eben auf die gesamte Zeit der Möglichkeit der 
Vornahme der unterlassenen Rechtshandlung erstreckt. Damit müssen zwar nicht in 
jedem Zeitpunkt, aber zumindest zu einem Zeitpunkt die Voraussetzungen der 
subjektiven Anfechtbarkeit vorhanden sein. Petschek/Reimer/Schiemer1014 gehen 
dagegen davon aus, dass der Zeitpunkt der Prüfung der subjektiven 
Tatbestandsvoraussetzungen derjenige Zeitpunkt sein muss, in dem die unterlassene 
Handlung letztmöglich durchgeführt werde hätte können. Denn bis zu diesem 
Zeitpunkt könne durch ein positives Handeln des Gemeinschuldners die Untätigkeit 
unschädlich gemacht werden. Bis zu diesem letzten Zeitpunkt ergeben sich daher
nicht notwendig nachteilige Rechtsfolgen. 
Zu folgen ist mE für den Fall von mehraktigen Rechtshandlungen der 
zweiten Ansicht. Für die Kündigung von Dauerschuldverhältnissen wie zB beim 
                                               
1012 Zur Wirkung der Kündigung, etwa bei einzuhaltenden Kündigungsfristen siehe gleich 
unten 7.4.2. Für die Anfechtbarkeit der Unterlassung der Kündigung ist nicht auf die Wirkung dieser 
abzustellen, sondern nur auf die Möglichkeit der Vornahme der Kündigung als Willenserklärung, vgl
auch Riss, ÖBA 2006, 438: „Da die Ausübung des vertraglichen Kündigungsrechts grundsätzlich 
immer zulässig ist, bildet die Befristung des § 31 Abs 4 KO kein Anfechtungshindernis.“
1013 Insbesondere Lehmann, Kommentar I 307; Ehrenzweig, Kommentar 332f; Bartsch/Pollak, 
KO³ I 230.
1014 Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 292; zust König, Anfechtung³ Rz 3/24 mit dem 
Hinweis, dass diese Ansicht mit dem allgemeinen Grundsatz übereinstimmt, für mehraktige 
Rechtshandlungen sei der Zeitpunkt der Vollendung der Rechtshandlung für die 
Anfechtungsvoraussetzungen maßgeblich; vgl auch Riss, ÖBA 2006, 438.
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Factoring, das keine mehraktige Rechtshandlung ist, muss mE aber weiter 
differenziert werden. Die Unterlassung der Kündigung des Factoringvertrags kann 
wie erwähnt idR in jedem Zeitpunkt der Anfechtungsfrist angefochten werden
(sofern in diesem Zeitpunkt noch eine Kündigungsmöglichkeit besteht). Der 
Masseverwalter wird zur Maximierung der nach der angefochtenen Unterlassung der 
Kündigung folgenden, dann unwirksamen Factoringabwicklungen in der kritischen 
Frist idR auf den erstmöglichsten Zeitpunkt, dh den Beginn der § 31 Abs 4 KO 
abstellen. Durch das Abstellen auf eine unterlassene Rechtshandlung zu Beginn der 
kritischen Frist müssten zu diesem Zeitpunkt bereits die subjektiven 
Anfechtungsvoraussetzungen vorhanden sein. Dann kommt es aber eben nicht, wie 
Petschek/Reimer/Schiemer ausführen, für die subjektiven 
Anfechtungsvoraussetzungen auf den Zeitpunkt an, zu dem die 
Handlungsmöglichkeit beendet ist, dh auf den letztmöglichen Zeitpunkt der 
Kündigung des Factoringvertrags vor Konkurseröffnung. Sind die subjektiven 
Voraussetzungen lediglich später als zu Beginn der § 31 Abs 4 KO-Frist gegeben, 
etwa weil die Factoringbank von der Zahlungsunfähigkeit des Factoringkunden erst 
später erfährt, besteht erst in diesem Moment die Möglichkeit der Anfechtung der 
Unterlassung der Kündigung des Vertrags. 
7.4.2 Zeitpunkt der Wirksamkeit von Kündigungen beim Factoringvertrag
Die in Österreich verwendeten Factoringverträge und AFB sehen teilweise 
mehrmonatige Fristen für die ordentliche Kündigung des Vertrags vor und erlauben 
Kündigungen des Factoringvertrags für den Factoringkunden oder die Factoringbank 
nur zu gewissen Stichtagen im Jahr.1015 Relevant sind diese Kündigungsfristen 
gerade deshalb, weil Deckungen des Factors auch nach einer ordentlichen 
Kündigung durch das weiterhin bis zur Ende der Frist aufrechte Factoringverhältnis 
vor Wirksamwerden der Kündigung vorgenommen werden würden. Kausalität der 
Unterlassung der Kündigung für die durch Sicherungen beim Factoring entstandene 
Gläubigernachteiligkeit besteht demnach erst nach Wirksamkeit der Kündigung. Alle 
Sicherungen und Befriedigungen des Factors davor sind im Bereich der Anfechtung 
                                               
1015  Vgl zB Factoringbedingungen Anhang A.I.5, C.I; vgl Riss, ÖBA 2006, 438 zum 
Mustervertrag der FactorBank AG.
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der Unterlassung der Kündigung anfechtungsfest.1016 Insofern ist das vom 
Masseverwalter nach § 31 Fall 1 KO anfechtbare Ausmaß durch die Anfechtung der 
Unterlassung der Kündigung im Vergleich zur direkten Anfechtung der 
Einzelzessionen von Forderungen eingeschränkt. Der Factor könnte sich mit einer 
sechsmonatigen ordentlichen Kündigungsfrist eine zumindest für die Anfechtung 
von Unterlassungen nach § 31 Fall 1 KO anfechtungsfeste Position verschaffen.1017
Der Masseverwalter hat allerdings ferner die Möglichkeit nachzuweisen, dass dem 
Gemeinschuldner innerhalb der Anfechtungsfrist eine außerordentliche Kündigung 
ohne Fristeinhaltung möglich gewesen wäre.1018
7.5 Schlussfolgerungen für die Anfechtung der Unterlassung der Kündigung 
des Factoringvertrags
Die Anfechtung der Unterlassung der Kündigung nach § 31 Fall 1 KO ist
nicht möglich, da diese an sich keine Sicherstellung oder Befriedigung eines 
Gläubigers darstellt. Die Anfechtung der Unterlassung der Kündigung scheitert für 
den Anfechtungstatbestand des § 31 Fall 2 KO bereits daran, dass bei dieser 
Rechtshandlung kein nachteiliges Rechtsgeschäft „mit anderen Personen 
eingegangen wird“, sondern nur ein solches zweiseitiges Rechtsgeschäft nicht 
beendet wird. Die Anfechtung der Unterlassung der Kündigung ist allerdings nach § 
28 KO möglich, da nach dieser Vorschrift kein zweiseitges Rechtsgeschäft 
notwendig ist. Allerdings ist hierfür Benachteiligungsabsicht des Factoringkundens 
im Zeitpunkt der Unterlassung und Kenntnis oder fahrlässige Unkenntnis des Factors 
davon erforderlich.1019
Die Anfechtung der Unterlassung der Kündigung des Factoringvertrags 
könnte neben der Anfechtung der Einzelzessionen nach § 31 Fall 2 KO uU trotzdem
ein „Mehr“ für den Masseverwalter bedeuten: Da bei erfolgreicher Anfechtung der 
                                               
1016 Vgl mit demselben Ergebnis Riss, ÖBA 2006, 438.
1017 Zieht man dem von Riss ÖBA 2006, 438 zitierten Mustervertrag der FactorBank AG heran, 
kann bereits eine dreimonatige Kündigungsfrist in der Praxis zu einer Unanfechtbarkeit führen. So 
wenn die Konkurseröffnung auf den 1. Oktober fällt, aber ein Factoringvertrag nur zum 31. Juni oder 
31. Dezember gekündigt werden könnte. Ficht der Masseverwalter die Unterlassung zum 1. April 
(erster Tag der § 31 Abs 4 KO-Frist) an, wäre eine Kündigung damals nur zum 31. September gültig 
geworden. Alle bis dahin im Rahmen des Factoringvertrags vorgenommenen Zessionen wären durch 
die Anfechtung der Unterlassung der Kündigung nicht berührt. 
1018 Vgl zum Kreditvertrag Koziol in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 1/85; 
Schubert in Rummel, ABGB³ I Vor § 983 Rz 1; Binder in Schwimann, ABGB³ IV § 983 Rz 70.
1019 Vgl Kapitel VII 2.1.
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Unterlassung und durch den Wegfall des Factoringvertrags dem Masseverwalter der 
Rücktritt nach § 21 KO vom Factoringvertrag – sofern man diesen nicht nach § 26 
KO beendet ansehen will1020 – nicht mehr erforderlich wäre, könnten
Schadenersatzansprüche des Factors aufgrund der § 21 KO-Beendigung wegen 
Nichterfüllung nicht geltend gemacht werden und würden die Konkursmasse nicht 
belasten.1021
8 Beweislast für die Anfechtungsvoraussetzungen
Die Beweislast für sämtliche Anfechtungsvoraussetzungen liegt 
grundsätzlich beim Masseverwalter. Zu beweisen hat der Masseverwalter demnach 1. 
die subjektiven Tatbestandsmerkmale der Kenntnis oder verschuldeten Unkenntnis 
von der Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung, 2. dass die anzufechtende 
Rechtshandlung bzw das Rechtsgeschäft in die Frist des § 31 Abs 4 KO fällt sowie 3. 
die Befriedigungstauglichkeit bzw im Fall des § 31 Fall 2 KO auch die (mittelbare) 
Nachteiligkeit und die objektive Vorhersehbarkeit der Nachteiligkeit.1022 Ist der 
Anfechtungsgegner aber Teil der familia suspecta des Gemeinschuldners nach § 32 
KO, entfällt die Beweislast für die subjektiven Tatbestandsmerkmale des 
Anfechtungsgegner, die dieser dagegen entkräften muss.1023 Im Bereich des 
Factorings ist die Beweislastumkehr des § 32 KO für die Praxis wenig relevant. Nur 
falls ein Aktionär einer Factoringbank mit der Factoringbank selbst einen 
Factoringvertrag abschließt, würde diese anwendbar sein. Da allerdings Banken im 
Wesentlichen die Anteilseigner der in Österreich agierenden Factoringbanken 
sind,1024 wird dies in aller Regel nicht der Fall sein.1025
                                               
1020 Vgl zur Behandlung des Factoringvertrags bei Konkurseröffnung die Schlussfolgerungen 
in Kapitel III 1.6
1021 Vgl Riss, ÖBA 2006, 441 gestützt auf Iro, RdW 1985, 104.
1022 Vgl König, Anfechtung³ Rz 11/98ff; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 31 Rz 32 mwN.
1023 König, Anfechtung³ Rz 10/100; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 31 Rz 
64.
1024 Zu den Anteilsverhältnissen der in Österreich tätigen Factoringbanken siehe Kapitel I 1.
1025 Relevant kann ein nach § 32 KO zu qualifizierendes Naheverhältnis zwischen 
Factoringbank und deren Anteilseigner allerdings für die Frage des Wissens der subjektiven 
Tatbestandsmerkmale, also der Kenntnis oder fahrlässigen Unkenntnis von der Zahlungsfähigkeit oder 
Überschuldung sein, vgl dazu näher oben 2.2.2.
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KAPITEL VI
ANFECHTUNG NACH § 30 KO
1 Vorbemerkungen
Für die Anfechtung bei einem vertragskonform abgewickelten 
Factoringverhältnis weniger bedeutend, aber in einer Reihe von irregulären 
Abwicklungen beim Factoring wesentlich weitergehend als § 31 KO ist der 
Anfechtungstatbestand nach § 30 KO. Ähnlich dem § 31 Fall 1 KO ist Hintergrund 
des Anfechtungstatbestands des § 30 KO das Prinzip der 
Gläubigergleichbehandlung.1026 Eine Ungleichbehandlung der Gläubiger aufgrund 
der Besserstellung eines Gläubigers vor Konkurseröffnung im Zeitpunkt der 
materiellen Insolvenz des Gemeinschuldners soll verhindert werden. Eine 
wesentliche Erweiterung der Anfechtungsmöglichkeiten nach § 30 KO im Vergleich 
zu § 31 KO ergibt sich aus der doppelten Länge der Anfechtungsfrist. Anfechtbar 
sind nach § 30 Abs 2 KO alle Begünstigungen bis zu einem Jahr vor 
Konkurseröffnung.1027 Die Erweiterung der Anfechtungsfrist im Vergleich zu § 31 
KO ergibt sich daraus, dass die spezifischen Anfechtungsmöglichkeiten für die Fälle 
des § 30 KO enger ausgestaltet sind und gerade Tatbestände treffen sollen, die für die 
Gläubiger des Gemeinschuldners speziell gefährlich sind.1028
Zu unterscheiden sind zwei voneinander getrennte Tatbestände, die sich 
insbesondere in der Erkennbarkeit der Begünstigung unterscheiden. Nach § 30 Abs 1 
Z 1 KO kann jegliche Sicherstellung oder Befriedigung eines Gläubigers 
angefochten werden, wenn diese inkongruent war, dh überhaupt nicht, nicht in der 
                                               
1026 Vgl Koziol, Grundlangen 21; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 1 und § 27 Rz 8; König, Anfechtung³ Rz 10/1; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 1; so schon die Denkschrift 39; OGH 8 Ob 608/87, SZ 
61/122 = JBl 1989, 53 (Schumacher)  = ÖBA 1989, 195; 6 Ob 37/01m, ecolex 2001/298 = ZIK 2001, 
169; 7 Ob 84/02g, ÖBA 2003, 543 = ZIK 2002, 203.
1027 Unklar ist die Formulierung des § 30 Abs 2 KO, der davon spricht, dass innerhalb eines 
Jahres „eine Begünstigung stattgefunden hat.“ Diese Formulierung ist allerdings nach hA mit den in 
§ 30 Abs 1 KO verwendeten Begriffen („vorgenommen“ bzw „erlangt“) gleichzusetzen. Somit kommt 
es für die Anfechtung auf den Zeitpunkt der Gläubigerdeckung an, vgl Ehrenzweig, Kommentar 263f; 
Widhalm, Kontokorrentkredit 26 FN 138; König, Anfechtung³ Rz 10/33; anerkennend OGH 6 Ob 
625/79, SZ 52/106 = NZ 1980, 157.
1028 Ehrenzweig, Kommentar 263; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 333, 337; König, 
Anfechtung³ Rz 10/33.
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Art oder nicht in der Zeit vom Gläubiger zu verlangen war. Das 
Begünstigungskriterium des § 30 Abs 1 Z 1 KO ist demnach eine objektive 
Voraussetzung. § 30 Abs 1 Z 2 und Z 3 KO stellen hingegen auf die subjektive 
Kenntnis oder die fahrlässige Unkenntnis von einer Begünstigungsabsicht des 
Gemeinschuldners des Gläubigers ab. Diese beiden Begünstigungstatbestände ähneln 
§ 31 Fall 1 KO, allerdings mit gewissen Modifikationen. So ist etwa nicht 
erforderlich, dass die Sicherstellung oder Befriedigung eines Gläubigers durch den 
späteren Gemeinschuldner vorgenommen wurde. Es reicht eine mittelbare Deckung, 
die wirtschaftlich aus dem Vermögen des Gemeinschuldners kommt.1029 Auf ein 
subjektives Element der Kenntnis oder der fahrlässigen Unkenntnis der 
Zahlungsunfähigkeit oder einer Überschuldung stellt § 30 KO ebenfalls nicht ab. 
Vielmehr sind die Umstände einer dem Gläubiger nicht gebührenden Leistung 
ausreichend, sofern diese dem begünstigten Gläubiger erkennbar waren.1030 Relevant 
ist demnach lediglich, dass nach objektiver Betrachtung die Deckung in unüblicher 
bzw diesen Gläubiger speziell begünstigender Weise von dem im Schuldverhältnis 
zwischen späterem Gemeinschuldner und Gläubiger festgelegten Pflichten 
abgewichen wird.1031
2 Art des Gläubigers, zeitliche Komponente und anfechtbare Rechtshandlung
2.1 Der Gläubigerbegriff des § 30 KO
Wie für § 31 Fall 1 KO ist für die Anfechtung nach § 30 KO die 
Sicherstellung oder Befriedigung eines Gläubigers Voraussetzung. Welche Art von 
Gläubigerstellung nach § 30 KO notwendig ist, wird im Gesetz nicht näher definiert. 
Nach der hA1032 muss der durch die Deckungshandlung begünstigte Gläubiger nicht 
                                               
1029 Ehrenzweig, Kommentar 62; Bartsch/Pollak, KO³ I 165; König, Anfechtung³ Rz 10/18; 
Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 23ff; allerdings kommen bei der Anfechtung 
nach § 30 KO beim Factoring ohnehin nur Rechtshandlungen des Factoringkunden in Betracht, 
nämlich der Publizitätsakt bzw die endgültige „Werthaltigmachung“ einer Forderung.
1030 Vgl Fink, Anm zu OGH, ÖBA 1990, 838, Fink, Anm zu OGH, ÖBA 1991, 289; 
Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 18; Widhalm, 
Kontokorrentkredit Rz 38; König, Anfechtung³ Rz 10/1.
1031 OGH 1 Ob 88/73, SZ 46/57 = EvBl 1973/298; 2 Ob 128/99h, ecolex 1999, 691 = ÖBA 
2000, 152 = ZIK 1999, 134; vgl auch Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 103.
1032 Ehrenzweig, Kommentar 231; Bartsch/Pollak, KO³ I 202; Petschek/Reimer/Schiemer, 
Insolvenzrecht 327;  Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30  Rz 13; 
Widhalm, Kontokorrentkredit 30; König, Anfechtung³ Rz 10/15; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 30 Rz 55; zuletzt OGH 2 Ob 177/06b, EvBl 2007/115 = ZIK 2007, 203.
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Konkursgläubiger sein. Vielmehr sind auch Deckungshandlung, sofern auch das 
Element der Befriedigungstauglichkeit bzw Gläubigerbenachteiligung vorliegt,1033 an 
Aussonderungs-, Absonderungs- oder Massegläubiger anfechtbar. Gerade im Bereich 
der Anfechtung des Factoring ist dies von Bedeutung, da dies die 
Anfechtungsmöglichkeit im Vergleich zu § 31 Fall 1 KO erweitert. Nicht nur im Fall 
von Zessionen, durch die ein bereits unterbesicherter Factor Sicherstellung erhält, ist 
demnach prinzipiell eine Anfechtung möglich, sondern bei jeder Sicherstellung bzw. 
Befriedigung des Factors durch ein einzelnes Factoringgeschäft. Dies gilt
unabhängig vom Verhältnis der Höhe der noch ausstehenden Forderungen oder zur 
Sicherheit einbehaltenen Restzahlungen zu den kreditierten Bevorschussungen.1034
2.2 Vorleistung bzw Zug-um-Zug Geschäft beim Factoring im Fall der 
Anfechtung nach § 30 KO
Da eine Gläubigerstellung des Factors im Zeitpunkt der Deckung 
Anfechtungsvoraussetzung nach § 30 KO ist, ist auch für § 30 KO wie für § 31 Fall 1 
KO1035 fraglich, ob beim Factoring der Zug-um-Zug Charakter von 
Factoringeinzelgeschäften bzw die Vorleistung des Factoringkunden durch die 
Zession die Anfechtung unzulässig macht. Anerkannt ist, dass auch bei § 30 KO eine 
Anfechtung ausscheidet, wenn eine Forderung durch eine Rechtshandlung begründet 
wird und diese sofort sichergestellt oder befriedigt wird, da der Anfechtungsgegner 
bei einer solchen Zug-um-Zug Abwicklung nicht Gläubiger des Gemeinschuldners 
war.1036 Iro1037 führt folglich zum Factoring aus, dass eine Anfechtung im Regelfall 
deshalb scheitern soll, weil der Factor die Bevorschussung erst zahlt, nachdem der 
                                               
1033 Siehe dazu im Zusammenhang mit der Deckung des Factors als Absonderungsgläubiger 
unten 2.3.
1034 Vgl dagegen zur Anfechtbarkeit nach § 31 Fall 1 KO Kapitel V 4.2.1.
1035 Siehe zum Zug-um-Zug Geschäft näher Kapitel V 4.1.
1036 Lehmann, Kommentar I 283; Ehrenzweig, Kommentar 231; Bartsch/Pollak, KO³ I 202; Iro
in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/136; König, Anfechtung³ Rz 10/3; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 61; OGH 4 Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 
1985, 494 = RdW 1984, 242; 3 Ob 573/90, EvBl 1990/168 = ÖBA 1991, 286 ; 2 Ob 140/99y, ecolex 
1999, 692 = ÖBA 2000, 238 (Schumacher) = ZIK 1999, 136; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 
238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165; 2 Ob 330/00v, ÖBA 2001, 731 = ZIK 2001, 
211; 7 Ob 246/01d, ZIK 2002, 91; 9 Ob 52/06x, ZIK 2007, 167.
1037 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/136 zu § 30 Abs 1 Z 3 KO, der eine 
Anfechtung aufgrund § 30 KO nur zulassen will, wenn eine bevorschusste Forderung selbst noch 
nicht werthaltig war und erst später durch Leistung des Factoringkunden werthaltig gemacht wird, da 
ein „Factor [nur] durch die Bevorschussung einer nicht werthaltigen Forderung ein vorleistender 
Gläubiger geworden [ist], der nicht vor den anderen Konkursgläubigern begünstigt werden soll“.
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Factoringkunde die Leistung an den Drittschuldner erbracht hat und die Forderung 
damit endgültig abgetreten wurde. Da dadurch der Factor nicht in die Lage eines 
vorleistenden Gläubigers komme, würde eine Anfechtung ausscheiden. Dem ist mE 
nicht zuzustimmen. Der Factor ist im Regelfall sehr wohl Gläubiger des Schuldners 
aufgrund anderer bereits bevorschusster Forderungen, die durch die gegebene 
Sicherstellung zusätzlich abgesichert werden. Zwar ist der Factor idR aufgrund  
anderer bereits abgetretener Forderungen in einer Überbesicherungssituation und 
daher nicht Konkursgläubiger, sondern Absonderungsgläubiger, allerdings fallen 
eben auch – anders als nach § 31 KO – Absonderungsgläubiger unter den 
Gläubigerbegriff des § 30 KO. Aus den Überlegungen zum Zug-um-Zug Charakter, 
die sich aus der gesetzlichen Anordnung einer Gläubigerstellung des 
Anfechtungsgegners ergeben, lässt sich somit eine Unanfechtbarkeit aufgrund der 
Vorleistung des Factoringkunden in einem einzelnen Factoringgeschäft mE nicht 
ableiten. Nur falls, abweichend von den in Österreich verwendeten 
Factoringbedingungen, ein Factoringvertrag vertraglich so ausgestaltet wäre, dass 
eine Forderung jeweils nur die gerade auf diese Forderung vom Factor bezahlte 
Bevorschussung besichern würde,1038 muss die Anfechtung nach § 30 KO an der 
fehlenden Gläubigerstellung des Factors im Zeitpunkt der Zession der Forderung 
scheitern. 
2.3 Befriedigungstauglichkeit und Gläubigernachteiligkeit
Nach der hM1039 ist neben der Befriedigungstauglichkeit der Anfechtung 
auch für § 30 KO das Element der Gläubigerbenachteiligung eine allgemeine
Anfechtungsvoraussetzung. Da gemäß § 30 KO der Factor nach Zahlung der 
Bevorschussung als durch die zedierte Forderung sichergestellter 
Absonderungsgläubiger noch Gläubiger iS des § 30 KO ist, ist fraglich, ob eine 
Befriedigung des Factors durch Zahlung aus der Sicherheit, also des Drittschuldners 
– unter Voraussetzung der anderen spezifischen Tatbestände des § 30 KO –
                                               
1038 Der Factoringvertrag müsste zusätzlich atypischerweise ein Aufrechnungsverbot des 
Factors enthalten.
1039 König, Anfechtung³ Rz 10/52; vgl zur Gläubigernachteiligkeit als allgemeines Element der 
Anfechtung Kapitel IV 4.
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anfechtbar ist. Nach der hA1040 scheidet die Anfechtung der Deckung des (beim 
Factoring subsidiären) Anspruchs gegen den Factoringkunden auf die Rückzahlung 
der Bevorschussung aus der Drittschuldnerforderung nach § 30 KO aus. Bereits 
Ehrenzweig1041 führte dazu aus, dass den Gläubigern dadurch keine neue 
Befriedigungsquelle eröffnet wird, damit die „Benachteiligung“, dh nach der neueren 
Lehre die Befriedigungstauglichkeit der Anfechtung fehlt. Bollenberger1042 kritisiert 
diese Ausführung dahingehend, dass eine Pfandsache, aus der sich der Gläubiger 
befriedigt, nachträglich im Wert steigen könnte und somit eine Anfechtung der 
Befriedigung aus der Pfandsache durchaus die Befriedigungsaussichten der 
Gläubiger zu erhöhen vermag. Widhalm1043 hält der hM entgegen, dass bei einer 
zeitlich früheren Verwertung der Sicherung eines Absonderungsgläubigers eine 
potentielle Wertsteigerung der Sicherung und damit ein potentieller Restwert der 
Sicherung für die Konkursmasse verloren gehen könnte. Es muss nach Widhalm eben 
auf die Möglichkeit einer mittelbaren Nachteiligkeit der (früheren) Befriedigung des 
Absonderungsgläubigers aus der Sicherheit abgestellt werden. Beim Zessionskredit 
wie auch beim Factoring ist allerdings sowohl der Einwand Bollenbergers als auch 
Widhalms nicht stichhaltig.1044 Die an die Bank bzw an den Factor zur Sicherheit 
abgetretenen Forderungen können (mit Ausnahme von Verzugszinsen bei 
Nichtbezahlung) keine nachträgliche Wertsteigerung erfahren. Eine Anfechtung der 
Befriedigung des Anspruchs auf Rückzahlung der Bevorschussung einer Forderung 
aus einer zedierten Forderung nach § 30 KO scheidet demnach mE der hM folgend,
bereits mangels Befriedigungstauglichkeit aus. 
Die an den Factor abgetretenen Forderungen dienen beim (unechten) 
Factoring allerdings auch der Sicherung anderer bereits bevorschusster, aber noch 
nicht von Drittschuldnern bezahlter Forderungen. Rechnet der Factor mit den
Restzahlungsansprüchen des Factoringkunden aus anderen Forderungen gegen seine
Rückzahlungsansprüche aus anderen Bevorschussungen von mangelhaften 
                                               
1040 Ehrenzweig, Kommentar 259; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 315; Rebernig, 
Konkursanfechtung Rz 16; König, Anfechtung³ Rz 11/56; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 30 Rz 78.
1041 Ehrenzweig, Kommentar 259.
1042 Bollenberger, OGH, ÖBA 1998, 50f; vgl auch Widhalm, Kontokorrentkredit 13f und 173.
1043 Widhalm, Kontokorrentkredit 14.
1044 Vgl zum Zessionskredit, Widhalm, Kontokorrentkredit 173.
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Forderungen oder mit seinen anderen Forderungen aus dem Factoringverhältnis 
(Zinsen, Gebühren) auf, oder wird der Factor durch den Factoringkunden durch 
Zahlungen aus dem restlichen Haftungsfonds der Konkursgläubiger direkt befriedigt, 
so könnte eine Anfechtung dieser Befriedigung uU nach § 30 KO in Betracht 
kommen. Widhalm1045 verweist für Kontokorrentkredite in diesem Zusammenhang 
auf fehlende Gläubigernachteiligkeit bei Aufrechnung der Bank mit ihren 
Ansprüchen gegen zur Sicherung zedierte Forderungen. Rebernig1046 führt aus, dass 
es an der Gläubigerbenachteiligung fehle, wenn bei bestehender Sicherstellung der 
Gläubiger Befriedigung aus dem übrigen Vermögen des Schuldners erfolgt, aber die 
Gläubiger auch im Konkurs Befriedigung erlangt hätte. Dies deshalb, weil soweit der 
Gläubiger befriedigt wurde auch die Sicherstellung frei werde und daher in der 
Haftungsmasse falle. 
Für das Factoring sind diese Ausführungen nicht stichhaltig. Durch die 
Befriedigung von Forderungen des Factors, etwa aus Rückzahlungsansprüchen auf 
Bevorschussungen mangelhafter Forderungen, fällt nicht automatisch eine zur 
Sicherheit zedierte Forderung in den Haftungfonds zurück. Vielmehr wird eine 
bestehende Übersicherungssituation des Factors lediglich dadurch verbessert, dass 
ein Anspruch des Factors getilgt wird und ihm für verbleibende Ansprüche gegen 
den Factoringkunden dieselben noch ausstehenden Forderungen zur Sicherheit 
weiterhin verbleiben. Dh eine weitere Sicherstellung oder Befriedigung des Factors 
führt am Ende zu einer höheren Überbesicherungssituation. Insoweit ist für das 
Factoring auch das Argument von König1047 nicht anwendbar. Dieser führt ausführt,
nach § 30 Abs 1 Z 1 KO wäre bei Vorliegen einer inkongruenten Deckung diese nur 
dann anfechtbar, wenn der gesicherte Gläubiger nicht nachweisen könnte, dass im 
Zeitpunkt der Befriedigung seine Forderung nicht mehr vollständig von der 
Sicherung gedeckt wäre. König zielt hier nicht auf fehlende Gläubigernachteiligkeit, 
sondern auf § 30 Abs 1 Z 1, letzter Satzteil KO ab, nach dem bei fehlender 
Begünstigung des Gläubigers im Zeitpunkt der Befriedigung keine Anfechtung 
                                               
1045 Widhalm, Kontokorrentkredit 173 und allgemein 14f.
1046 Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 78.
1047 König, Anfechtung³ Rz 11/57; vgl auch Schumacher, Anm zu OGH, ÖBA 1995, 899f; 
Bollenberger, ÖBA 1998, 51.
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aufgrund Inkongruenz möglich ist (Einredebeweis des Gläubigers).1048 König1049
stellt für § 30 Abs 1 Z 2 und 3 KO dagegen auf die mittelbare Benachteiligung einer 
Befriedigung des Absonderers aus dem übrigen Vermögen ab. Demnach soll eine 
Anfechtbarkeit dann bestehen, wenn die Sicherung bzw die Pfandsache im Zeitpunkt 
der Konkurseröffnung noch vollständig in der Konkursmasse vorhanden ist. Da bei 
einer Anfechtung der Befriedigung des Absonderers durch das übrige 
Haftungsvermögen die (anfechtungsfeste) Sicherung wieder aufleben würde, könnte 
sich der Gläubiger somit vollständig aus der noch vorhanden Sicherheit bzw
Pfandsache befriedigen. Es würde demnach am Erfordernis der 
Befriedigungstauglichkeit fehlen. Widhalm1050 will gegen die Ansicht Königs die 
Anfechtungsmöglichkeit idR nicht einmal dann absprechen, wenn die Sicherheit 
noch unbeschadet in der Masse vorfindbar ist. Dies einerseits mit dem Argument, 
dass ein Gegenforderungsanspruch nach § 41 Abs 1 KO möglicherweise nicht 
kompensabel ist, andererseits im Fall eines Wertverlusts der Sicherheit in der 
Konkursmasse ohnehin der anfechtungsrechtliche Leistungsanspruch der 
Konkursmasse nur teilweise getilgt würde. 
Für das Factoring macht es für die Anfechtbarkeit der Befriedigung des 
Factors durch den Factoringkunden, sei es durch direkte Bezahlung oder durch 
Aufrechnung des Factors mit Restzahlungsforderungen des Factoringkunden, keinen 
Unterschied, ob man König oder Widhalm folgt. IdR wird der Factor zwar auch im 
Zeitpunkt der Konkurseröffnung noch durch die Summe aller noch ausständigen 
abgetretenen Forderungen überbesichert sein, die konkret im Zeitpunkt der 
Befriedigung bestehenden Sicherheiten werden sich aber nicht mehr unterscheidbar 
in der Masse befinden. Dh der wiederauflebende Anspruch des Factors wäre 
demnach mangels Nachweis einer konkreten Bereicherung der Konkursmasse, nach 
§ 41 Abs 2 KO lediglich Konkursforderung. Befriedigungstauglich wäre eine solche 
Anfechtung allerdings trotzdem nicht, wenn die bei Konkurseröffnung bestehende 
Überbesicherungssituation des Factors auch den auflebenden Anspruch abdeckt, was 
bei den in Österreich vorherrschenden AFB der Fall ist. Erst wenn die Höhe der unter 
§ 30 KO fallenden anfechtbaren Befriedigungen über die Überbesicherung im 
                                               
1048 Vgl zum Einredebeweis und wann dieser für das Factoring relevant ist, unten 3.6.
1049 König, Anfechtung³ Rz 11/57; vgl auch Schumacher, ÖBA 1995, 890.
1050 Widhalm, Kontokorrentkredit 16.
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Zeitpunkt des späteren Konkurses hinausgehen, leben Forderungen des Factors auf, 
die er nicht mehr durch seine noch bestehenden Sicherheiten abdecken kann. In Höhe 
des nicht gesicherten Teils ist der Factor Konkursgläubiger, wodurch in dieser Höhe 
Befriedigungstauglichkeit der Anfechtung besteht. Ein Beispiel mag dies 
verdeutlichen: Bestehen im Zeitpunkt der Konkurseröffnung noch drei ausständige 
Forderungen à 100 und hat der Factor jeweils 80 bevorschusst, so ist er in Höhe von 
60 für seine Bevorschussungen überbesichert. Kann der Masseverwalter nachweisen, 
dass in der Anfechtungsfrist zwei inkongruente Deckungen des Factors jeweils in 
Höhe von 40 vorgenommen wurden, so wäre die Anfechtung eine Deckung allein –
aufgrund der noch bestehenden Überbesicherung von 60 befriedigungsuntauglich. 
Der Factor könnte sein wiederauflebender Befriedigungsanspruch aus der noch 
bestehenden Überbesicherung decken. Werden beide inkongruente Deckungen 
zusammen angefochten (also in Höhe von 80) besteht eine Unterbesicherung von 20, 
in welcher Höhe die Anfechtung auch befriedigungstauglich für die Masse ist.
Nach der in dieser Arbeit in Kapitel IV herausgearbeiteten Meinung, liegt 
die Gläubigerbenachteiligung im Fall von § 30 KO, da sie nicht explizit im Gesetz 
als Voraussetzung angeordnet ist, bereits in der Deckungshandlung selbst und ist 
immer gegeben, wenn auch Befriedigungstauglichkeit vorliegt. Auf mittelbare 
Gläubigerbenachteiligung bei der Anfechtung nach § 30 KO für das Factoring muss 
damit nicht abgestellt werden. 
2.4 Zeitlicher Anfechtungsrahmen
Die maximale Anfechtungsfrist beträgt nach § 30 Abs 2 KO ein Jahr vor 
Konkurseröffnung. Zusätzliches Begrenzungsmerkmal ist nach dem 
Gesetzeswortlaut, dass die anzufechtende Rechtshandlung nicht mehr als 60 Tage 
vor dem Tag der Konkursantragstellung vorgenommen wurde.1051 Aus dem Gesetz 
nicht ganz klar ist, ob sich die 60-Tagefrist für die Anfechtung nicht nur auf den 
Zeitpunkt der Konkursantragstellung bezieht, sondern auch auf den Eintritt der 
Zahlungsunfähigkeit bzw die Überschuldung. Nach der hA1052 ist Zweiteres der Fall. 
                                               
1051 Zur Berechnung näher Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 14f; vgl
auch Hoyer, wbl 1988, 39; Widhalm, Kontokorrentkredit 38; König, Anfechtung³ Rz 10/20.
1052 Vgl auch Bartsch, Gutachten 425; Ehrenzweig, Kommentar, 214, 236; König, Anfechtung³
Rz 10/32; König, Anm zu OGH, JBl 2006, 125; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 
Rz 13; König, Konkursanfechtungsrecht, in Kodek/Konecny, Insolvenz-Forum 2007 A.1; so auch die 
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Die Denkschrift1053 erläutert dazu, dass die 60-Tagesfrist insbesondere deshalb 
eingeführt wurde, um Begünstigungshandlungen anfechtbar zu stellen, die zwar 
zeitlich vor der materiellen Insolvenz des Gemeinschuldners erfolgten, allerdings 
diese aufgrund der zeitlichen Drängung von Zahlungen gegen Ende eines 
Kalendermonats zustande kommt. Koziol/Bollenberger1054 kritisieren diese 
Auffassung, da das Gleichbehandlungsprinzip nur während der formellen oder 
materiellen Insolvenz anwendbar sein soll, und weil die Begünstigungsanfechtung 
gerade darauf abstellen will, objektiv verdächtigen Handlungen während der Krise 
und nicht vor der Krise entgegenzutreten. Entgegen der hA und den Ausführungen in 
der Denkschrift ist dieser Meinung mE zu folgen. Das Abstellen auf eine 60-
Tagesfrist vor Konkursantrag ist sinnvoll, weil in dieser Zeit Zahlungsunfähigkeit 
idR angenommen werden kann.1055 Will man andererseits die 60-Tagesfrist auch auf 
den Eintritt der Zahlungsunfähigkeit selbst beziehen, ergeben sich in der Anfechtung 
nach § 30 KO zu § 31 Fall 1 KO nicht begründbare Widersprüche. Diese Tatbestände 
kennen eine solche 60-Tagesfrist nicht und lassen eine Anfechtbarkeit nur im 
Zeitraum der tatsächlichen materiellen Insolvenz zu. Die Ansicht, die 60-Tagefrist 
als „imminenten“ Konkurs vor tatsächlicher Zahlungsunfähigkeit zu behandeln1056
bei dem eine solche lediglich droht, aber noch nicht eingetreten ist, läßt ferner die 
flexible Definition der Zahlungsunfähigkeit (bzw Überschuldung) außer Acht.1057
Bei voraussehbarer, unabwendbarer materiellen Insolvenz besteht 
Zahlungsunfähigkeit bereits in diesem früheren Zeitpunkt. Das Abstellen auf eine 
Periode eines „imminenten“ Konkurses ist mE daher nicht nowendig.
                                                                                                                                    
hRsp OGH 8 Ob 608/87, SZ 61/122 = JBl 1989, 53 (Schumacher)  = ÖBA 1989, 195; zuletzt OGH 1 
Ob 156/05f, ecolex 2006, 285 = JBl 2006, 326 = ZIK 2006, 97.
1053 Denkschrift 39.
1054 Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 7; so auch 
bereits Hoyer, wbl 1988, 39.
1055 Ähnlich auch Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 
7 die darauf hinweisen, dass nach § 39 Abs 2 KO erst innerhalb von sechzig Tagen nach Eintritt der 
Zahlungsunfähigkeit ein Konkursantrag gestellt werden muss und daher angenommen werden kann, 
dass die Zahlungsunfähigkeit schon sechzig Tage vorher eintrat.
1056 Vgl Bartsch/Pollak, KO³ I 199; König, Anfechtung³ Rz 10/32 FN 93.
1057 Vgl näher Kapitel V 2.1.
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2.5 Anfechtbare Rechtshandlung
Die anfechtbare Rechtshandlung ist wie für den Anfechtungstatbestand des 
§ 31 Fall 1 KO, die Sicherstellungs- bzw Erfüllungshandlung. Dabei ist nicht der 
Zeitpunkt der Globalzession, also des Grundvertrags, der Anfechtungszeitpunkt, 
sondern die letzte für die Gültigkeit der Zession entscheidende Rechtshandlung.1058
Nach der hA, die im Factoringvertrag einen Kaufvertrag sieht und dadurch die 
Globalzession nicht als Sicherungszession anerkennt, ist wie für § 31 Fall 1 KO 
ausgeführt, die Gesamtsachverhaltstheorie ausschlaggebend nach der der letzte 
Erfüllungsakt, der zur Sicherstellung oder Erfüllung geführt hat, für die Wahrung der 
Anfechtungsfrist des § 30 Abs 2 KO entscheidend ist.1059 Die anfechtbare 
Rechtshandlung beim Factoring kann demnach die Globalzession der künftigen 
Forderungen sein, sofern diese in der Anfechtungsfrist liegt, bzw der letzte Akt, der 
für das gültige Entstehen und Abtreten einer Forderung notwendig.1060 Gleich wie für 
§ 31 KO ist, neben der Globalzession und damit die Sicherstellung des Factors, die 
Herbeiführung einer Aufrechnungslage des Factoringvertrags anfechtbar, wobei sich 
hierfür für § 30 KO keine abweichenden rechtlichen Probleme als die für § 31 KO 
erörterten ergeben.1061 Eine Sicherstellung oder Erfüllungshandlung durch 
Unterlassung ist ebenso denkbar. So etwa falls der Schuldner es unterlässt sich gegen 
unzulässige Exekutionen eines Gläubigers zu wehren.1062 Die Anfechtung der 
Unterlassung der Kündigung des Factoringvertrags scheitert dagegen aus denselben 
Gründen wie bei § 31 Fall 1 KO.1063
                                               
1058 Vgl Kapitel V 3.5; König, Anfechtung³ Rz 10/40.
1059 Bartsch/Pollak, KO³ I 160; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 295; Schumacher
ÖBA 1989, 491f; Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/134; König, Anfechtung³ Rz 
3/47 und Rz 10/40; vgl zuletzt OGH 2 Ob 302/99x, ÖBA 2001, 989 (Fink) = ZIK 2000, 22; 2 Ob 
114/99z, ecolex 2000, 113 (Jaksch-Ratajczak) = ÖBA 2000, 77 = ZIK 1999, 164; 7 Ob 140/00i, 
ecolex 2001/340 (Kajaba) = ÖBA 2002, 405 = ZIK 2002, 21; 6 Ob 17/02x, ÖBA 2003, 612 = RdW 
2003, 262 = ZIK 2003, 96.
1060 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/136.
1061 Siehe oben Kapitel V 6 und 7; vgl auch Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 
2/137.
1062 Vgl Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 45; 
König, Konkursanfechtungsrecht, in Kodek/Konecny, Insolvenz-Forum 2007 A.2.
1063 Siehe dazu näher Kapitel V 7.3.1.
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3 Anfechtung wegen inkongruenten Deckungshandlungen nach § 30 Abs 1 Z 
1 KO
3.1 Allgemeines zur Inkongruenz
Spezielles Tatbestandsmerkmal des § 30 Abs 1 Z 1 KO ist die Inkongruenz 
der Deckungshandlung des Gemeinschuldners. Inkongruenz bedeutet, dass nach 
einem rein objektiven Standard, dem Gläubiger eine nicht gebührende, dh vom 
Gemeinschuldner so nicht geschuldete abweichende Deckung gewährt wird.1064  Die 
Abweichung kann nach dem Wortlaut des § 30 Abs 1 Z 1 KO eine nicht der Art, eine 
nicht in der Zeit oder eine gar nicht gebührende Sicherstellung oder Befriedigung 
sein. Die Art und die Zeit der Deckungshandlung richten sich nach dem, was dem 
Gläubiger kraft seines Vertragsverhältnisses mit dem späteren Gemeinschuldner bzw
nach dem Gesetz gebührt.1065 Nach der Rsp1066 soll das Element der Inkongruenz 
streng ausgelegt werden. Dabei wurde allerdings auch anerkannt, dass trotz strenger 
Auslegung, wann eine inkongruente Deckungshandlung vorliegt, immer auf den 
Hintergrund für die Anfechtung nach § 30 KO, also auf die Verdächtigkeit der 
Deckungshandlung abgestellt werden muss.1067 Es geht bei der Anfechtung nach § 30 
Abs 1 Z 1 KO eben um die Anfechtung von Handlungen, die so wesentlich vom 
Üblichen abweichen, dass sie (auf Seiten des Anfechtungsgegners) Verdacht erregt 
haben müssten.1068 Hierzu prüft die Rsp,1069 ob sich die Deckungshandlung des 
späteren Gemeinschuldners wesentlich oder über das übliche Maß hinaus von der 
geschuldeten Leistung entfernt hat. Bei einer objektiven Abweichung von der 
                                               
1064 Vgl Bartsch/Pollak, KO³ I 203; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 327; 
Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 23; Widhalm, 
Kontokorrentkredit 38; König, Anfechtung³ Rz 10/54; so bereits Ehrenzweig, Kommentar 238. 
1065 OGH 2 Ob 128/99h, ecolex 1999, 691 = ÖBA 2000, 152 = ZIK 1999, 134; 7 Ob 315/98v, 
ecolex 1999, 691 = ÖBA 2000, 90 = ZIK 1999, 163; 6 Ob 280/00w, ÖBA 2001, 726 = ZIK 2001, 
207; 6 Ob 157/01h, ÖBA 2002, 150; 7 Ob 231/01y, ÖBA 2002, 819 = RdW 2002, 600 = ZIK 2002, 
89; 8 Ob 236/02t, ZIK 2003, 206 ua.
1066 OGH 5 Ob 692/79, SZ 52/147 = JBl 1980, 595; 8 Ob 608/87, SZ 61/122 = JBl 1989, 53
(Schumacher)  = ÖBA 1989, 195; 6 Ob 665/95, ÖBA 1997, 208 = RdW 1997, 404 = ZIK 1997, 223; 
2 Ob 128/99h, ecolex 1999, 691 = ÖBA 2000, 152 = ZIK 1999, 134; zuletzt OGH 8 Ob 236/02t, ZIK 
2003, 206.
1067 OGH 1 Ob 112/01d, ÖBA 2002, 661 = RdW 2002, 346 = ZIK 2002, 63; 7 Ob 231/01y, 
ÖBA 2002, 819 = RdW 2002, 600 = ZIK 2002, 89; vgl auch König, Anfechtung³ Rz 10/54; Rebernig
in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 103f.
1068 Vgl Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 18 mwN.
1069 StRsp OGH 7 Ob 671/84, SZ 58/213 = RdW 1985, 153; 6 Ob 665/95, ÖBA 1997, 208 = 
RdW 1997, 404 = ZIK 1997, 223; 6 Ob 32/98v, SZ 71/74 = JBl 1999, 197 = ÖBA 1998, 977; 1 Ob 
112/01d, ÖBA 2002, 661 = RdW 2002, 346 = ZIK 2002, 63.
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vereinbarten Deckungsweise, welche lediglich unwesentlich ist, liegt demnach keine 
Inkongruenz vor. Die Verdächtigkeit einer Sicherstellung und Befriedigung stellt 
jeweils ein zusätzliches Merkmal der Anfechtung nach § 30 Abs 1 KO dar und muß
bei der Beurteilung ob eine Handlung unüblich und wesentlich war, laut OGH 
jeweils mitberücksichtigt werden.1070
Klar ist demnach, dass ein Anspruch eines Gläubigers, der vor der 
Anfechtungsfrist des § 30 Abs 1 KO entstanden ist und nach Eintritt der Fälligkeit 
innerhalb der Anfechtungsfrist vereinbarungsgemäß sichergestellt oder befriedigt 
wird, nicht inkongruent ist.1071  Entscheidend ist demnach, dass der Gläubiger bereits 
aufgrund des Inhalts seiner vor der Frist entstandenen ursprünglichen Vereinbarung 
eine Leistung fordern konnte, wodurch der Gläubiger nur das erhält, was ihm nach 
der damals getroffenen Abmachung gebührt.1072 Anders im Fall, wenn der Anspruch 
des Gläubigers erst in der Anfechtungsfrist entsteht bzw die ursprüngliche 
Abmachung, inwiefern Deckung eines vor der Anfechtungsfrist begründeten 
Anspruchs vorgenommen werden soll, abgeändert wird, und später vom Schuldner 
eine Deckungshandlung gemäß der neuen Abmachung erfolgt. Für das Factoring 
wichtigster Anfechtungsfall einer inkongruenten Deckung ist ein in der kritischen 
Frist begründeter oder gesetzlicher Anspruch, der sichergestellt wird, obwohl eine 
Sicherstellung nicht vorgesehen war.1073 Eine inkongruente Deckungshandlung kann 
auch in der Schaffung einer Aufrechnungslage liegen.1074
                                               
1070 Vgl 1 Ob 112/01d, ÖBA 2002, 661 = RdW 2002, 346 = ZIK 2002, 63; vgl auch König, 
Anfechtung³ Rz 10/54. Zu beachten ist, dass die Verdächtigkeit als zusätzliches 
Anfechtungskritierium problematisch ist, insbesondere bei Deckungshandlungen welche an sich vom 
Gesetz legitimiert sind, wie zB exekutive Pfändungen.
1071 OGH 4 Ob 560/88, wbl 1988, 375; 2 Ob 128/99h, ecolex 1999, 691 = ÖBA 2000, 152 = 
ZIK 1999, 134; 6 Ob 157/01h, ÖBA 2002, 150.
1072 Fink, ÖJZ 1985, 441; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 110; so 
auch OGH 4 Ob 559/83, SZ 57/87 = EvBl 1985/92 = JBl 1985, 494 = RdW 1984, 242; 2 Ob 128/99h,
ecolex 1999, 691 = ÖBA 2000, 152 (Bollenberger) = ZIK 1999, 134.
1073 OGH 8 Ob 608/87, SZ 61/122 = JBl 1989, 53 (Schumacher)  = ÖBA 1989, 195; 1 Ob 
684/89, SZ 63/16 = ÖBA 1990, 564; vgl auch König, Anfechtung³ Rz 10/54; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 110.
1074 OGH 7 Ob 690/83, SZ 56/168 = EvBl 1984/64; 8 Ob 646/87, EvBl 1989/41 = ÖBA 1988, 
1117 = RZ 1989, 5 (Delle-Karth); 1 Ob 2231/96m, SZ 69/236 = JBl 1997, 323 = ÖBA 1997, 389; 10
Ob 2342/96a, ZIK 1998, 198; Koziol, Anm zu OGH, JBl 1982, 384; Koziol, ÖBA 1988, 1115f; 
Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 37.
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3.2 Der Factor ändert Factoringbedingungen in der Anfechtungsfrist – gar 
nicht gebührende Deckungshandlungen
Die wichtigste Anfechtungsmöglichkeit wegen inkongruenter Deckung nach 
§ 30 Abs 1 Z1 KO beim Factoring ergibt sich aus vertraglichen Änderungen der 
Factoringbedingungen innerhalb der Anfechtungsfrist. Situationen, in denen die 
Deckung zum Zeitpunkt der Leistung zwar geschuldet ist, aber eine nachträgliche 
Vereinbarung die ursprünglichen Leistungspflichten abändert, sind klassische Fälle
der Inkongruenz.1075 Gebührende Deckung liegt demnach nur vor, wenn die 
Deckungshandlung trotz vertraglicher Abänderung der Leistungspflicht innerhalb der 
Anfechtungsfrist trotzdem so vorgenommen wurde, wie sie bereits vor 
Anfechtungsfirst durch Vertrag oder Gesetz möglich war.1076 Andernfalls war die 
Deckungshandlung vom Gläubiger nicht zu beanspruchen und ist deswegen 
inkongruent.
Vom OGH entschieden wurde in diesem Zusammenhang etwa, dass bei der 
Ausweitung eines Kredits mit gleichzeitiger Sicherheitsbestellung, die lediglich als 
(weitere) Sicherung von Altforderungen vorgenommen wurde, eine inkongruente 
Deckung vorliegt.1077 Ähnlich sollen auch Fälle behandelt werden, in denen eine zur 
Sicherung zedierte Forderung nun auch andere Forderungen des Gläubigers 
besichern soll.1078 Für das Factoring bedeuten diese Entscheidungen demnach, dass 
falls der Factor zB vertraglich innerhalb der Anfechtungsfrist mit dem 
Factoringkunden vereinbart, einige Forderungen lediglich zur Erhöhung seines 
Sicherheitspools für bereits getätigte Bevorschussungen zu zedieren, ohne auf diese 
Forderungen Bevorschussungen zu leisten, diese zusätzliche Sicherung eine 
inkongruente Deckung darstellen. Gleichfalls müssen mE aber auch die Fälle 
angesehen werden, bei denen in der Anfechtungsfrist vertraglich die Höhe der 
Bevorschussungen reduziert wird, zB von 80% auf 60%, um dem Factor, angesichts 
der wirtschaftlichen Krise des Factoringkunden, einen größeren Sicherheitspool zu 
                                               
1075 Vgl Widhalm, Kontokorrentkredit 39; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 24; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 108.
1076 OGH 8 Ob 594/86, ÖBA 1988, 284 = wbl 1987, 212; 7 Ob 315/98v, ecolex 1999, 691 = 
ÖBA 2000, 90 = ZIK 1999, 163; vgl auch Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 
108.
1077 OGH 5 Ob 303/83, RdW 1984, 277; 8 Ob 608/87, SZ 61/122 = JBl 1989, 53 (Schumacher)  
= ÖBA 1989, 195.
1078 OGH 1 Ob 54/61, SZ 34/110 = EvBl 1961/489; vgl auch näher Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 116.
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schaffen. In diesem Fall wäre eine inkongruente Sicherstellung von zu diesem 
Zeitpunkt bereits bestehenden anderen Forderungen des Factors gegen den 
Factoringkunden erfolgt. Die erhöhte Sicherheit steht dem Factor nicht zu, die 
„verdächtige“ und daher ungebührliche zusätzliche Sicherung über die vor der 
Anfechtungsfrist vertraglich vereinbarte Höhe des „Sicherungseinbehalts“ kann 
demnach nach § 30 KO angefochten werden. 
Gleiches kann uU auch gelten, wenn der Factor die Frist für seine 
Bevorschussung verlängert, dh zB die in den Österreich vorkommenden 
Factoringbedingungen von 14 Tagen auf einen Monat ausdehnt. Dadurch würde die 
zur Sicherheit abgetretene Forderung dem Factor über längere Zeit im vollen 
Umfang andere Bevorschussungen in ihn begünstigender Weise sichern. 
3.3 Zeitlich ungebührende Deckungshandlungen 
Eine Deckung eines Gläubigers ist dann „nicht in der Zeit“ zu 
beanspruchen, wenn der Anspruch noch nicht fällig ist bzw der Gemeinschuldner 
noch die Möglichkeit hat, seine Leistung zu verweigern.1079 Nicht inkongruent ist 
dagegen die zeitliche Vorleistung des Gemeinschuldners, wenn die Zahlung nur 
geringfügig von der festgelegten Zeit abweicht und dies die Vermögensverhältnisse 
des Gemeinschuldners nicht beeinträchtigt hat.1080 Ob der Anspruch des Gläubigers 
nun vor oder nach der kritischen Frist des § 30 Abs 1 KO entstanden ist, ist nicht 
entscheidend. Vielmehr ist ein Anspruch, der vor der Frist entstanden ist und dann 
nach dem Vertragsinhalt zeitlich korrekt befriedigt wird, kongruent. Aber auch ein 
Anspruch der nach der kritischen Frist begründet wird und wie vorgesehen,
befriedigt wird, ist kongruent.1081
Demnach kann für das Factoring bei der Anfechtung nach § 30 Abs 1 Z1 
KO nicht relevant sein, ob das Verpflichtungsgeschäft, dh der Factoringvertrag vor 
oder in der kritischen Frist abgeschlossen wurde. Für die Anfechtung des Factorings 
                                               
1079 Vgl Ehrenzweig, Kommentar 243; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 28; König, Anfechtung³ Rz 10/60ff; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 30 Rz 124.
1080  Vgl OGH 6 Ob 540/88, SZ 62/199 = ÖBA 1990, 836 (Fink) = RdW 1990, 158; 7 Ob 
231/01y, ÖBA 2002, 819 = RdW 2002, 600 = ZIK 2002, 89.
1081 Vgl König, Anfechtung³ Rz 10/60, der als Beispiel einer kongruenten Deckungshandlung 
einen nach der kritischen Frist abgeschlossenen Kaufvertrag, aufgrund dessen vereinbarungsgemäß 
Ware geliefert wird und später wie vereinbart Bezahlung erfolgt, anführt; so auch OGH 3 Ob 575/86,
JBl 1987, 48 = ÖBA 1987, 186; 2 Ob 128/99h, ecolex 1999, 691 = ÖBA 2000, 152 = ZIK 1999, 134.
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nach § 30 KO aufgrund zeitlicher Abweichung einer Deckung kann deshalb idR 
nicht auf die einzelnen Factoringzessionen als Sicherstellungen abgestellt werden, da 
eine zeitliche Komponente, wann diese Zessionen ungebührlich wären, im 
Factoringvertrag nicht vorhanden ist. So führt Iro1082 aus, dass nach dem 
Factoringvertrag vereinbart ist, der Factor erhalte Forderungen gegen einen 
Drittschuldner des Factoringkunden im frühestens möglichen Zeitpunkt, dh (bei nach 
Iro kaufvertraglicher Einordnung des Factorings) mit Entstehen der Forderung. Im 
Regelfall sei deshalb nach Iro eine Abweichung von der Zeit der Befriedigung nicht 
möglich. Ordnet man das Factoring als Kreditvertrag ein, wodurch die Begleichung 
der Kreditsumme, dh die Befriedigung des Factors somit erst die Bezahlung durch 
den Drittschuldner ist, könnte eine nicht in der Zeit zu beanspruchende Leistung an 
den Factor durchaus der Fall sein: Wenn dem Drittschuldner ein Zahlungsziel 
eingeräumt wurde, allerdings bereits vor Einklagbarkeit des Anspruchs gegen ihn, zB
aufgrund einer Intervention des Factoringkunden beim Drittschuldner – an den 
Factor geleistet wird. Allerdings ist strittig, ob eine inkongruente Deckungshandlung 
vorliegt, wenn die Schuld an den Gläubiger zwar geleistet werden durfte, aber nicht 
geleistet werden musste. Die hL1083 geht davon aus, dass es entscheidend darauf 
ankommt, ob Erfüllbarkeit gegeben ist, nicht ob eine Einklagbarkeit besteht. 
Insbesondere im Zusammenhang mit Kontokorrentkrediten wurde ausgeführt, dass 
eine Rückführung innerhalb des Kredits, die zwar von der Bank nicht einklagbar 
war, aber vereinbarungsgemäß im Rahmen des Kontokorrentverhältnisses erfolgte, 
nicht verdächtig ist, sofern der Vertrag nur die ständig mögliche Rückführbarkeit des 
Kreditbetrags vorgesehen hat.1084 Der OGH hat diese Ansicht bisher in stRsp1085
abgelehnt und ging davon aus, dass ohne Einklagbarkeit des Anspruchs eine 
inkongruente Deckung bestand. ME ist den Ausführungen der hL hierzu zu folgen, 
                                               
1082 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/135.
1083 Ehrenzweig, Kommentar 244; König, ÖJZ 1982, 458; Koziol, JBl 1982, 382; Schumacher, 
ÖBA 1982, 330; Fink, ÖBA 1991, 288; Koziol, Haftpflichtrecht³ I Rz 15/1; Koziol/Bollenberger in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 29; König, Anfechtung³ Rz 10/60; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 127.
1084 Vgl Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 29, die 
die Ausführungen zum Kontokorrentkredit auch auf andere Fälle anwendbar sehen.
1085 OGH 5 Ob 312/81, EvBl 1982/143 = JBl 1982, 380 (Koziol) = ÖBA 1982, 332; 7 Ob 
690/83, SZ 56/168 = EvBl 1984/64; 2 Ob 128/99h, ecolex 1999, 691 = ÖBA 2000, 152 
(Bollenberger) = ZIK 1999, 134.
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insbesondere da man aus einer vor dem Eintritt eines Zahlungsziels erfolgten 
Befriedigung, welche aber zumindest vertragsgemäß möglich war, keine 
Verdächtigkeit der Deckung ableiten kann. Folglich kann aufgrund früherer Leistung 
von Drittschuldnern, denen längere Zahlungsziele eingeräumt wurden, mE keine 
inkongruente Deckungshandlung aufgrund zeitlicher Vorleistung abgeleitet werden.
3.4 Nicht in der Art zu beanspruchende Befriedigung
Nicht in der Art befriedigt wird ein Gläubiger dann, wenn dessen Anspruch 
zwar einredefrei und auch einklagbar besteht, die Schuld aber auf eine andere Weise 
als die vertraglich vereinbarte Weise getilgt wird. Auch in diesem Zusammenhang 
werden unwesentliche, geringfügige Abweichungen mangels Verdächtigkeit einer 
solchen Deckungshandlung nicht als inkongruent behandelt.1086 Wichtigster Fall der 
inkongruenten Leistung in einer anderen Art ist die Leistung an Zahlungs statt. So 
hat der OGH1087 anerkannt, dass ein Gläubiger dann eine Befriedigung erhält, die er 
nicht der Art nach zu erhalten hatte, wenn ihm anstatt der geschuldeten Zahlung eine 
Forderung abgetreten wurde, auf die er in dieser Art keinen Anspruch hatte. Für das 
Factoring kann dies insbesondere dann Bedeutung haben, wenn eine Forderung vom 
Drittschuldner nicht bezahlt wird, etwa da der Factoringkunde nicht mangelfrei an 
den Drittschuldner geleistet hat oder dieser zahlungsunfähig wurde. Vereinbart der 
Factor nun mit dem Factoringkunden seine durch die Drittschuldnerforderung nicht 
getilgte Bevorschussung – gegen den Inhalt des Factoringvertrags1088 – durch die 
Abtretung einer neuen Forderung, die dieser nicht zu bevorschussen hat, oder einer 
Forderung, die gar nicht aus dem Geschäftsbetrieb des Factoringkunden stammt und 
somit nicht in den Umfang der Globalzession des Factoringvertrags fällt, so besteht 
eine nicht in der Art zu beanspruchende Befriedigung des Factors. Da der Factor 
allerdings seine Rückzahlungsansprüche aufgrund von Bevorschussungen von 
mangelhaften Forderungen bzw seine Ansprüche auf Gebühren idR direkt vom 
                                               
1086 Vgl Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 120 mwN für ein Beispiel
von geringfügigen Abweichungen  bei Zahlungen im Wege der Anweisung; vgl auch Denkschrift 40,
nach der bei einer Abweichung von Warenleistungen in der Beschaffenheit, Farbennuance, Größe 
oder Qualitätsnummer keine Begünstigung des Käufers vorliegt.
1087 OGH 7 Ob 315/98v, ecolex 1999, 691 = ÖBA 2000, 90 = ZIK 1999, 163.
1088 Nach den Factoringbedingungen (vgl Anhang A.II.19; B.II.1; C.II.2) hat der Factor 
„Gewährleistungsansprüche“ bei mangelhaften Forderungen, dagegen keinen Anspruch auf 
zusätzliche Sicherungen bzw Erhöhung seines Sicherheitspools für andere Forderungen.
KAP VI/242
Factoringkunden vertragskonform bezahlt erhält oder aus dem Sicherheitspool 
anderer bereits abgetretener Forderungen des Factoringkunden durch Aufrechnung 
ebenso vertragskonform erlangt, ist eine Abweichung von der Art der Deckung 
zugunsten des Factors daher für die Regelabwicklung kaum vorstellbar.1089
3.5 Inkongruenz bei Unwirksamkeit des Publizitätsakts der 
Sicherungszession?
Der OGH hat in einer älteren Entscheidung1090 angenommen, dass 
Zahlungen an einen Kreditgeber inkongruent sind, die von einem Drittschuldner 
aufgrund von zur Sicherheit zedierten Forderungen geleistet wurden, wenn der 
Publizitätsakt für die Sicherungszession unwirksam war. Bydlinski1091 kritisierte 
diese Entscheidung. Zwar wäre die Abtretung der Forderung gegenüber dem 
Drittschuldner nicht wirksam, aber es bestünde durchaus ein gültiger Anspruch auf 
Zahlung gegenüber dem Kreditnehmer. Daher soll auch bei unwirksamer Zession 
keine Inkongruenz entstehen, wenn zumindest die Schuld des Kreditnehmers fällig 
war und somit eine Befriedigung des Kreditgebers nicht verdächtig erschien. Hier ist 
mE wie in Fällen der Anweisung der Zahlung an Dritte eine Lösung zu finden: Die 
Anfechtbarkeit bei Einschaltung eines Dritten ist lediglich dann gegeben, wenn 
versucht wird, eine inkongruente Befriedigung an Zahlungs statt durchzuführen.1092
Dh eine Anfechtbarkeit wäre gegeben, wenn die Forderung, die aufgrund des 
fehlenden Publizitätsakts nicht wirksam abgetreten war, als Umgehung einer 
Hingabe an Zahlungs statt diente.1093 Für das Factoring ist dies idR nicht der Fall. 
Der Factoringkunde tritt Forderungen ab, um gerade dadurch die Bevorschussung 
des Factors zu erhalten und tut dies nicht, um den Factor als Gläubiger aufgrund 
vorhergehender Bevorschussungen durch eine andere Art der Befriedigung zu 
bevorzugen. Dadurch ist die Befriedigung des Anspruchs des Factors auf die 
Bevorschussungssumme auf eine Forderung durch die Bezahlung des Drittschuldners 
dieser Forderung, auch bei einem unwirksamen Publizitätsakt nicht inkongruent.
                                               
1089 So Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/135.
1090 OGH 6 Ob 561/85, ÖBA 1987, 58 = wbl 1987, 95.
1091 Bydlinski, ÖBA 1987, 59f; vgl auch Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 31.
1092 Vgl zur Inkongruenz bei Befriedigung an Zahlungs Statt gerade oben 3.4.
1093 Vgl Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 26; 
König, Anfechtung³ Rz 10/58.
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3.6 Kongruenz bei fehlender Begünstigung des Gläubigers
Nach der hL1094 kann die Anfechtung nach § 30 Abs 1 Z 1 KO dann vom 
Anfechtungsgegner wegen mangelnder Inkongruenz vereitelt werden, wenn dieser 
darlegen kann, dass er durch die inkongruente Deckungshandlung nicht begünstigt 
wurde. Die Möglichkeit des Einredebeweises einer fehlenden Begünstigung ergibt 
sich aus dem letzten Satzteil des § 30 Abs 1 Z 1 KO, nach dem die Anfechtung 
ausscheidet, wenn der Anfechtungsgegner „durch die Rechtshandlung vor den 
anderen Gläubigern nicht begünstigt worden ist.“ Der OGH1095 führte dazu aus, eine 
Sicherstellung bzw Befriedigung des Anfechtungsgegners könne dann nicht zu einer 
Anfechtung nach § 30 Abs 1 Z 1 KO führen, wenn dieser als Gläubiger nur soviel 
und genau das bekommen hat, was er im Konkurs erhalten hätte. König1096 sieht als 
wichtigstes Beispiel einer fehlenden Begünstigung an, dass ein 
Absonderungsgläubiger inkongruent befriedigt wurde und er deshalb sein im 
Zeitpunkt der Befriedigung voll werthaltiges Absonderungsrecht aufgegeben hat. 
Dabei geht König davon aus, der Einredebeweis sei eine Widerlegung der objektiv 
vom Gesetz festgestellten Inkongruenz, wobei zu beweisen sei, dass die Deckung 
den Gläubiger deswegen nicht begünstigt hat, da ihm damals ein wertmäßig 
entsprechender, tatsächlich auch durchsetzbar gewesener Anspruch zustand. In der 
älteren Lehre1097 wurde insbesondere auf den Umstand des Einredebeweises 
hingewiesen, wenn der Gläubiger nicht genau dasselbe erhalten hat, aber zumindest 
ein gleichwertiges und gleich umsatzfähiges Objekt. Kritisiert wurde der vom Gesetz 
eingeführte Einredebeweis insbesondere von Ehrenzweig,1098 der einerseits 
richtigerweise die irreführend angeführten Fälle in der Denkschrift als nicht 
                                               
1094 Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 333; Koziol/Bollenberger in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 42; Widhalm, Kontokorrentkredit 40f; König, 
Anfechtung³ Rz 10/83ff; unklar dagegen die Denkschrift 40.
1095 OGH 6 Ob 288/66, SZ 40/35 = JBl 1968, 263; 5 Ob 701/79, JBl 1981, 157; 19.10.1978, 7 
Ob 698/78; 1 Ob 2297/96t, ÖBA 1998, 798 (Bollenberger) = ZIK 1999, 23; vgl auch Widhalm, 
Kontokorrentkredit 41; König, Anfechtung³ Rz 10/83; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 30 Rz 162ff.
1096 König, Anfechtung³ Rz 10/85.
1097 Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 333; vgl bereits früher Rintelen, Handbuch 243; 
Lehmann, Kommentar I 272; Bartsch/Pollak, KO³ I § 30 Rz 30.
1098 Ehrenzweig, Kommentar 240f.
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stichhaltig darlegt,1099 sich aber nicht mit den in der späteren Lehre dargelegten 
Beispiel von Nicht-Begünstigungen befasst.
Für den Einredebeweis nach § 30 Abs 1 Z 1 KO beim Factoring ist 
entscheidend, dass dem Factor idR eine Überbesicherung durch den Sicherungspool 
der Summe der nicht bevorschussten Teile von zedierten Forderungen zusteht. Damit 
könnte der Factor im Zeitpunkt einer inkongruenten weiteren Sicherstellung oder 
Befriedigung seiner Ansprüche gegen den Factoringkunden einwenden, er hätte sich 
ohnehin im Konkurs aus seinem unanfechtbaren Absonderungsrecht befriedigen
können.1100 Insbesondere für die inkongruente Sicherstellung des Factors bei 
Änderung zB der im Factoringvertrag vereinbarten Bevorschussungshöhe ist dies mE 
für einen Einredebeweis der Nicht-Begünstigung nicht ausreichend. Wäre der Factor 
etwa bei gleich bleibender Bevorschussungshöhe von 80% in der Folge vor 
Konkurseröffnung zu einem Zeitpunkt unterbesichert gewesen und damit potentieller 
Konkursgläubiger, dagegen nach Abänderung der Bevorschussungshöhe auf 60% 
nicht, so besteht sehr wohl eine Begünstigung durch die inkongruente Sicherstellung 
vor den anderen Gläubigern. Gleiches gilt bei Erhöhung des Sicherungspools durch 
Zession von neuen Forderungen, auf die der Factor nach vertraglicher Vereinbarung
innerhalb der Anfechtungsfrist keine Bevorschussungen zu leisten hat. Der Factor 
muss demnach in seinem Einredebeweis nicht nur beweisen, dass er im Zeitpunkt der 
inkongruenten Deckungshandlung durch einen gleichwertigen durchsetzbaren 
Anspruch Deckung erfahren hätte,1101 sondern dem OGH1102 folgend, dass er ohne 
die inkongruente Deckungshandlung (bzw einer Summe von inkongruenten 
Deckungen) im Konkurs trotz allem dasselbe erhalten hätte. Es muss demnach, wie 
bereits oben unter 2.3 ausgeführt, für die Anfechtbarkeit wegen Begünstigung nach 
§ 30 Abs 1 Z 1 KO nicht nur auf den Zeitpunkt der Vornahme der Befriedigung bzw 
Sicherstellung zur Beurteilung der Nicht-Begünstigung ankommen, sondern auch auf 
eine hypothetische ex-post Betrachtung im Zeitpunkt des Konkurses.
                                               
1099 So auch König, Anfechtung³ Rz 10/83.
1100 Vgl dazu bereits die Ausführungen zur Befriedigungstauglichkeit bzw
Gläubigernachteiligkeit oben 2.3.
1101 So aber König, Anfechtung³ Rz 10/84.
1102 Vgl insbesondere OGH 5 Ob 701/79, JBl 1981, 157.
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4 Anfechtung wegen Kenntnis bzw fahrlässiger Unkenntnis der 
Begünstigungsabsicht nach § 30 Abs 1 Z 3 KO
4.1 Allgemeines
Die Verdächtigkeit von Rechtshandlungen, welche nach § 30 Abs 1 Z 3 KO 
anfechtbar sind, ergibt sich anders als für § 30 Abs 1 Z 1 KO nicht aus einer objektiv 
erkennbaren inkongruenten Deckungshandlung, sondern aus einem subjektiven 
Element auf Seiten des begünstigten Gläubigers.1103 Voraussetzung der Anfechtung 
ist, neben einer anfechtbaren Deckungshandlung in der Anfechtungsfrist, die 
Kenntnis oder die fahrlässige Unkenntnis des Gläubigers von der Absicht des 
Gemeinschuldners diesen mit der Sicherstellung oder Befriedigung zu begünstigen. 
Sowohl gebührende, als auch nicht gebührende, inkongruente Sicherstellungen und 
Befriedigungen sind nach § 30 Abs 1 Z 3 KO anfechtbar.1104 Hilfreich ist die 
Anfechtung auch inkongruenter Deckungen bei Kenntnis oder fahrlässiger 
Unkenntnis von der Begünstigungsabsicht dann, wenn die Inkongruenz schwerer zu 
beweisen ist als das subjektive Element nach diesem Tatbestand,1105 oder wenn dem 
Anfechtungsgegner der Einredebeweis der Nicht-Begünstigung gelungen ist.
4.2 Begünstigungsabsicht des Gemeinschuldners
Für die Begünstigungsabsicht des Gemeinschuldners müssen mehrere 
subjektive Elemente vorliegen. Zum ersten muss der Gemeinschuldner bei 
Vornahme der Deckungshandlung in der Absicht handeln, seinen Gläubiger vor den 
anderen Gläubigern zu bevorzugen.1106 Der OGH1107 hat anerkannt, dass ein dolus 
                                               
1103 Vgl Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 44; 
König, Anfechtung³ Rz 10/86; zur Geschichte der Einführung der subjektiven 
Begünstigungsanfechtung Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 136.
1104 Lehmann, Kommentar I 275; Ehrenzweig, Kommentar 255; Bartsch/Pollak, KO³ I 210; 
Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 335; König, Anfechtung³ Rz 10/87; so auch stRsp OGH 
19.10.1978, 7 Ob 698/78; 3 Ob 514/86, ÖBA 1987, 193 = wbl 1987, 96 = RdW 1987, 124; 8 Ob 
511/88, SZ 61/150 = ÖBA 1989, 81; 6 Ob 2086/96z, ecolex 1997, 83 = ÖBA 1997, 205 (Koziol) = 
RdW 1997, 404 = ZIK 1997, 225.
1105 Vgl Ehrenzweig, Kommentar 255f; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 334f; 
König, Anfechtung³ Rz 10/87; so auch OGH 2 Ob 519/94, ÖBA 1996, 385 (Bollenberger) = RdW 
1996, 206 = ZIK 1996, 211.
1106 Ehrenzweig, Kommentar 257; Bartsch/Pollak, KO³ I 207; Koziol/Bollenberger in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I 30 Rz 45; König, Anfechtung³ Rz 10/88; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 137; so auch bereits OGH 8 Ob 528/85, SZ 58/205.
1107 OGH 6 Ob 2086/96z, ecolex 1997, 83 = ÖBA 1997, 205 (Koziol) = RdW 1997, 404 = ZIK 
1997, 225; 4 Ob 99/97f, ÖBA 1997, 1020 = ZIK 1998, 128; 8 Ob 28/00a, ÖBA 2000, 1107 = ZIK 
2000, 136; vgl Widhalm-Budak, Praxishandbuch 51 mwN.
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eventualis für die Absicht des Gemeinschuldners genügt. Zusätzlich zur 
Begünstigungsabsicht des Gemeinschuldners muss dieser von der eigenen 
materiellen Insolvenz bzw zumindest der eigenen schlechten Vermögenslage 
wissen.1108 Aus der Kenntnis von der eigenen materiellen Insolvenz ergibt sich 
außerdem ein wichtiges Argument, dass der Gemeinschuldner bei der Sicherstellung 
oder Befriedigung eines Gläubigers in Begünstigungsabsicht handelt.1109 Abgrenzen 
will der OGH die Begünstigungsabsicht von der Benachteiligungsabsicht nach § 28 
KO1110 insbesondere dadurch, dass der Schuldner bei bloßer Begünstigungsabsicht 
noch auf eine mögliche Sanierung seiner wirtschaftlichen Verhältnisse hofft,1111
wogegen bei Benachteiligungsabsicht die Vermögenslage derart beschaffen ist, dass 
eine wirtschaftliche Sanierung aussichtlos erscheint und der Schuldner davon 
weiß.1112
Für die Begünstigungsabsicht des Factoringkunden entscheidend ist, dass es 
sich beim Factor idR um einen voll gesicherten Absonderungsgläubiger handelt.1113
Will man aber eine Begünstigung des Factors durch eine weitere Sicherstellung, dh
Schaffung einer neuen Forderung aus dem Geschäftsbetrieb des Factoringkunden, 
annehmen, so muss für die Begünstigungsabsicht eine über die eigene materielle 
Insolvenz hinausgehende Kenntnis des Factoringkunden vorhanden sein. König1114
führt aus, dass der Schuldner sich über die mangelnde Deckung des 
Absonderungsgläubigers aus dem Sicherungsobjekt bewusst sein oder eine solche 
wenigstens in Kauf nehmen müsste. Diesen Ausführungen ist zuzustimmen. Im 
                                               
1108 Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30  Rz 45; König, 
Anfechtung³ Rz 10/91f; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 137; stRsp OGH 6 
Ob 641/93, SZ 67/20 = JBl 1994, 694 = ÖBA 1994, 637 (Doralt); 2 Ob 345/98v, NZ 2000, 85 = ÖBA 
1999, 742 = ZIK 1999, 164; 1 Ob 156/05f, ecolex 2006, 285 = JBl 2006, 326 = ZIK 2006, 97.
1109 Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 30 Rz 45; König, 
Anfechtung³ Rz 10/91.
1110 Vgl zur Benachteiligungsabsicht eingehender Kapitel VII 3.
1111 OGH 1 Ob 541/91, SZ 64/37 = ÖBA 1991, 826 (Koziol) = RdW 1991, 360; 2 Ob 345/98v,
NZ 2000, 85 = ÖBA 1999, 742 = ZIK 1999, 164; OGH JBl 1994, 698 = ÖBA 1994/445 = RdW 1994, 
247 = ecolex 1994, 388; 1Ob156/05f; 2Ob177/06b.
1112 6 Ob 641/93 SZ 67/20 = JBl 1994, 694 = ÖBA 1994, 637 (Doralt); 6 Ob 52/99m ÖBA 
2000, 1104 = RdW 2000/324, 355 = ZIK 2000/161, 135; 4Ob151/03i; 3Ob68/02z; 6 Ob 217/03k, 
ÖBA 2004, 477 = RdW 2004, 473 = ZIK 2004, 208; 2Ob185/03z; 2Ob177/06b; vgl zur kritischen 
Analyse dieser Annahme Kapitel VII 3.
1113 Vgl auch oben 2.3.
1114 König, Anfechtung³ Rz 10/93.
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Regelfall ist der Factor durch seine Bevorschussungen überbesichert. Der 
Factoringkunde kann seine anderen Gläubiger durch Schaffung neuer Forderung für
den Sicherungspool des Factors nicht begünstigen. Die Ausnahme ergibt sich dann, 
wenn der Factoringkunde davon weiß, dass zB durch eine Reihe von nicht 
einbringlichen Forderungen der Factor tatsächlich bereits unterbesichert ist bzw unter 
Umständen unterbesichert werden könnte und er nun in Kenntnis davon und von der 
eigenen (drohenden) materiellen Insolvenz neue Geschäfte abschließt und erfüllt, um 
somit dem Factor neue Forderung zur Sicherung schafft. Allerdings wird der 
Nachweis einer auf solchen Umständen basierenden Begünstigungsabsicht im Fall 
des Factorings mE kaum gelingen.
5 Ausmaß der Anfechtung
Der OGH1115 hat für die Anfechtung nach § 30 Abs 1 Z 1 KO aus der eine 
inkongruente Deckungshandlung ausschließende Nicht-Begünstigung für diesen 
Anfechtungstatbestand des § 30 KO, wie für § 31 Fall 1 KO eine Begrenzung mit der 
Saldosenkung bei einem Kontokorrentkredit angenommen. Bei einem revolvierenden 
Kontokorrentkredit sei der aushaftende Kredit durch jeden Kontoeingang wieder 
getilgt und dann wieder in Anspruch genommen, wodurch die Bank als Kreditgeber 
in Wahrheit nur in Höhe der Senkung des Saldos begünstigt sein könnte. Widhalm1116
kritisiert diese Rsp insbesondere mit Verweis auf König, der für die Begünstigung 
auf den Zeitpunkt der Vornahme der Befriedigung bzw Sicherstellung abstellt. In 
diesem nach Widhalm maßgeblichen Zeitpunkt einer Rückführung des 
Kontokorrentkredits hat eine Wiederausnutzung noch nicht stattgefunden und daher 
wäre eine Begünstigung der Bank gegeben.1117 ME ist der Kritik Widhalms nicht zu 
folgen. Nach der Rsp des OGH1118 zum Einredebeweis der Nicht-Begünstigung soll 
der Anfechtungsgegner beweisen, dass er nur soviel und gerade das erhielt, was er 
                                               
1115 OGH SZ 58/213 = RdW 1985, 153 = HS 14.182 = HS 15.158, allerdings nur als eine 
Begründung neben anderen.
1116 Widhalm, Kontokorrentkredit 191; vgl König, ÖJZ 1982, 458; König, Anfechtung³ Rz 
10/84.
1117 Ferner führt Widhalm, Kontokorrentkredit 191, lediglich mit Verweis auf allgemeine 
Anfechtungsvoraussetzungen aus, dass auch bei Abstellen auf eine spätere Wiederausnutzung bzw
Kreditgewährung der Bank, eine Begünstigung des ersten angefochtenen Rechtsgeschäfts, nämlich der 
Rückführung des Kredits, nichts an der Begünstigung ändern würde.
1118 OGH 6 Ob 288/66, SZ 40/35 = JBl 1968, 263; 5 Ob 701/79, JBl 1981, 157; 19.10.1978, 7 
Ob 698/78; 8 Ob 520/78; 1 Ob 2297/96t, ÖBA 1998, 798 (Bollenberger) = ZIK 1999, 23; vgl gerade 
oben 3.6.
KAP VI/248
auch im Konkurs erhalten hätte. Für eine fehlende Begünstigung ist damit aber 
gerade auf die hypothetische Situation im Konkurs für den Fall von nicht 
kongruenten Deckungshandlungen abzustellen. Im vereinfachten Fall eines 
Kontokorrentkredits bei dem eine Rückführung in Höhe von 100 erfolgt ist und dann 
eine Wiederausnutzung von 100, hätte die Bank im Konkurs eben genau soviel und 
gerade das erhalten, als wenn die inkongruente Befriedigung aufgrund der 
Rückführung nicht stattgefunden hätte.  Ist die Wiederausnutzung nur in Höhe von 
80 erfolgt, so ist es daher nur logisch die Begünstigungsanfechtung nach § 30 KO 
mit 20 zu begrenzen und in diesem Fall nicht die vollen 100 von der Bank zu 
verlangen. Die gleichen Überlegungen müssen auch für das Factoring gelten. Dh, 
dass zumindest für den Fall des § 30 Abs 1 Z 1 KO die Anfechtung des Factorings
wie bei § 31 Fall 1 KO auch mit der „Saldosenkung“, beim Factoring damit durch 
die Erhöhung des Volumens der Bevorschussungen des Factors begrenzt sein muss.
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KAPITEL VII
ANFECHTUNG NACH § 28 KO
1 Vorbemerkungen
Die Anfechtung wegen Benachteiligungsabsicht nach § 28 KO spielt 
aufgrund der Beweisschwierigkeiten für die sowohl auf Seiten des Gemeinschuldners 
als auch auf Seiten des Gläubigers vorliegenden subjektive Elemente in der Praxis
für die Anfechtung beim Factoring eine weniger entscheidende Rolle.1119 Der OGH 
musste sich in keiner der bisher zum Factoring ergangenen Entscheidungen mit einer 
Anfechtung nach § 28 KO näher auseinandersetzen. Zwar sind die Voraussetzungen 
für die Anfechtung nach § 28 Z 1 KO schwer zu beweisen, doch kann in besonderen 
Situationen schwerwiegender wirtschaftlicher Probleme eines Factoringkunden und 
mangelnder Aufsicht bzw Überprüfung des Factoringkunden durch den Factor
durchaus eine Anfechtung gemäß § 28 Z 2 KO möglich sein. Grundvoraussetzung 
der Anfechtung nach § 28 KO ist die Benachteiligungsabsicht des 
Gemeinschuldners, dh die konkrete Absicht den Grundsatz der 
Gläubigergleichbehandlung zu umgehen.1120 Hinzu kommt als entscheidendes, die 
Anfechtung rechtfertigendes Element die mangelnde Schutzwürdigkeit des 
Anfechtungsgegners, dh Kenntnis oder fahrlässige Unkenntnis von der 
Benachteiligungsabsicht. § 28 Z 1 und Z 2 KO unterscheiden sich lediglich in diesem 
Wissen des Anfechtungsgegners. Nach § 28 Z 1 KO besteht eine zehnjährige 
Anfechtungsfrist, wenn der Anfechtungsgegner von der Benachteiligungsansicht 
Kenntnis hatte. Aufgrund des idR schwierigen Beweises der Kenntnis von der 
Benachteiligungsabsicht beim Factor1121 ist der für das Factoring relevantere
                                               
1119 Iro in Avancini/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht II Rz 2/133, der nur von theoretischer 
Anfechtung des Factoringvertrags nach § 28 KO spricht; vgl allerdings als Anwendungsbeispiel einer 
§ 28 KO Anfechtung im Zusammenhang mit Krediten und einem Kontokorrentverhältnis bei 
Umstellung auf eine Factoring-Finanzierung, OGH 19.11.2008, 3 Ob 116/08t.
1120 Da allerdings die materielle Insolvenz keine Voraussetzung für § 28 KO ist, muss dieser 
Grundsatz weiter verstanden werden, als bloße vorsätzliche Verminderung des Haftungsfonds des 
späteren Gemeinschuldners, vgl OGH 10 Ob 54/03v, ZIK 2005, 32.
1121 Vgl für den Kontokorrentkredit Widhalm, Kontokorrentkredit 20 FN 108.
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Tatbestand § 28 Z 2 KO.1122 Nach § 28 Z 2 KO sind alle Rechtshandlungen 
anfechtbar, die in Benachteiligungsabsicht in den letzten zwei Jahren vor 
Konkurseröffnung vom Gemeinschuldner vorgenommen wurden und dem Gläubiger 
die Benachteiligungsabsicht bekannt sein hätte müssen. 
2 Allgemeine objektive Tatbestandsmerkmale
2.1 Vom Gemeinschuldner vorgenommene Rechtshandlung
Wie im Fall der Anfechtung nach § 30 KO und nach § 31 Fall 1 KO ist für 
§ 28 Z 1 und Z 2 KO kein zweiseitiges Rechtsgeschäft, sondern lediglich eine 
Rechtshandlung als Anfechtungssubjekt in der Anfechtungsfrist notwendig. Die 
Rechtshandlung muss vom Gemeinschuldner vorgenommen worden sein.1123 Für das 
Factoring ist diese Anforderung einer Gemeinschuldnerrechtshandlung allerdings 
unproblematisch, weil die anfechtbaren Rechtshandlungen wie nach § 30, 31 KO die 
Zessionen der Forderungen des Gemeinschuldners an den Factor sind. Insbesondere 
exekutiv erwirkte Befriedigungen und Sicherstellungen des Factors werden durch 
§ 28 KO nicht erfasst.1124 Gleich wie für die Tatbestände nach §§ 30, 31 KO kann 
auch die Herbeiführung einer Aufrechnungslage1125 oder eine Unterlassung des 
späteren Gemeinschuldners1126 die anfechtbare Rechtshandlung darstellen. Bei 
Unterlassungen ergibt sich für die Anfechtung nach § 28 KO gegenüber §§ 30, 31 
KO insbesondere dahingehend ein „Mehr“ als die Unterlassung der Kündigung des 
Factoringvertrags anders als nach § 31 Fall 2 KO angefochten werden kann, da ein 
                                               
1122 § 28 Z 3 KO kommt beim Factoring aufgrund fehlender Angehörigenstellung des Factors 
nicht in Betracht, vgl zur Angehörigenstellung nach § 32 KO Kapitel V 8. Mangels praktischer 
Relevanz für das Factoring wird auf § 28 Z 4 KO, der Anfechtung aufgrund 
Vermögensverschleuderung anfechtbar stellt, ebenfalls nicht näher eingegangen.
1123 Vgl so zuletzt OGH 1 Ob 45/03d, EvBl 2004/202 = ÖBA 2004, 974. Eine Stellvertretung 
des Gemeinschuldners ist diesem allerdings zuzurechnen und schließt die Anfechtung nicht aus, vgl
Lehmann, Kommentar I 213; Ehrenzweig, Kommentar 84; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht
360; Wegan, Insolvenzrecht 66; König, Anfechtung³ Rz 7/5; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 28 Rz 5.
1124 Lehman 213; Ehrenzweig, Kommentar 84, 113; Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht
360; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 28 Rz 4; Widhalm, 
Kontokorrentkredit 21; König, Anfechtung³ Rz 7/6; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze
§ 28 Rz 5.
1125 König, Anfechtung³ Rz 7/6; vgl auch Kapitel V 6.
1126 Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 28 Rz 5.
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zweiseitiges Rechtsgeschäft für die Anfechtung nach § 28 KO nicht Voraussetzung 
ist.1127
2.2 Konkrete Benachteiligung der Gläubiger
In § 28 Z 2 KO verwendet der Gesetzgeber die Formulierung „durch welche 
die Gläubiger des Gemeinschuldners benachteiligt werden“ und verlangt demnach 
bereits direkt im Gesetz, dass Gläubigernachteiligkeit allgemeine Voraussetzung der 
Anfechtbarkeit ist. Obwohl sich das Element einer Benachteiligung der Gläubiger in 
§ 28 Z 1 KO nicht findet, will die hM1128 auch für diesen Tatbestand rein subjektive 
Benachteiligungsabsicht des Gemeinschuldners allein nicht als Voraussetzung der 
Anfechtung gelten lassen, sondern verlangt auch nach diesem Tatbestand eine 
tatsächliche Gläubigerbenachteiligung. Dass das Erfordernis der Nachteiligkeit der 
Rechtshandlung für die Gläubiger nicht im Gesetz genannt wird, soll lediglich die 
Beweislast für dieses Element vom Masseverwalter auf den Anfechtungsgegner 
verlagern.1129 Wie in Kapitel IV 4.3 ausgeführt, ist dieser Ansicht mE nicht zu 
folgen. Bereits die Denkschrift1130 will den Rechtsgrund der Anfechtung in der 
Absicht, die Gläubiger zu schädigen und nicht im Erfolg der von dieser Absicht 
geleiteten Handlung der Beteiligten erkennen. Richtig ist, dass die mittelbare1131
Gläubigerbenachteiligung nur Bestandteil der Voraussetzungen für die Anfechtung 
                                               
1127 Vgl dazu Kapitel V 7.
1128 Gläubigernachteiligkeit als allgemeine Anfechtungsvoraussetzung in allen Tatbeständen: 
OGH 2 Ob 532/86, ÖBA 1987, 341; 1 Ob 686/88, SZ 62/97 = ÖBA 1989, 1008 (Doralt) = RdW 
1989, 202; 6 Ob 590/89, ecolex 1990, 21 (Wilhelm) = JBl 1990, 666 = ÖBA 1990, 310; 4 Ob 
259/98m, SZ 71/209 = ÖBA 1999, 652 = ÖBA 2000, 932 = ZIK 1999, 97; 4 Ob 39/99k, NZ 2001, 
158 = ÖBA 2000, 329 (Bollenberger) = ZIK 1999, 211; 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 
(Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165; 6 Ob 217/03k, ÖBA 2004, 477 = RdW 2004, 473 = 
ZIK 2004, 208; 3 Ob 68/02z, ecolex 2003, 838 = JBl 2004, 56 = ÖBA 2003, 865 = ZIK 2003, 165; 4 
Ob 91/06w, ecolex 2007, 104 = ÖBA 2007, 562 = RdW 2007, 32 = ZIK 2007, 57; 6 Ob 127/07f, 
ÖBA 2008, 284 (Koziol) = ZIK 2008, 65; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, 
Insolvenzrecht4 I § 27 Rz 43; Rebernig, Konkursanfechtung Rz 9ff; Widhalm, Kontokorrentkredit 8; 
König, Anfechtung³ Rz 5/1; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 27 Rz 68; vgl Kapitel 
IV 4.3.
1129  Vgl etwa OGH 8 Ob 48/00t, ÖBA 2001, 994 = ZIK 2001, 210; 6 Ob 1/01t, ZIK 2002, 63.
1130 Denkschrift 34f.
1131 Zur Mittelbarkeit der Benachteiligung siehe Kapitel IV 4.2.1; in der Denkschrift (35) wird 
mittelbare Nachteiligkeit für § 28 Z 2 KO explizit „im Gegensatz zu Z 1“ anerkannt.
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nach § 28 Z 2 KO ist, wobei der Masseverwalter auch die Beweislast für dieses 
Erfordernis trägt.1132
2.3 Materielle Insolvenz nicht erforderlich
Der Gesetzeswortlaut des § 28 KO bindet, anders als die Tatbestände §§ 30, 
31 KO, die Anfechtbarkeit nicht an die materielle Insolvenz des 
Gemeinschuldners.1133 Dass die materielle Insolvenz kein Tatbestandsmerkmal ist, 
hat lediglich eine theoretische Ausweitung der Anfechtungsmöglichkeit zur Folge. 
Begrenzt werden Anfechtungen von Rechtshandlungen vor Eintritt der 
Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung nämlich dadurch, dass es ohne materielle 
Insolvenz des Gemeinschuldners sehr schwierig ist, den Nachweis für die 
Benachteiligungsabsicht des Gemeinschuldners zu führen. In diesen Fällen ist es 
naheliegend, dass der Gemeinschuldner ohne den objektiven Eintritt der materiellen
Insolvenz lediglich seine vertraglichen Pflichten nachkommen und nicht vorsätzlich 
den Haftungsfonds seiner Gläubiger schmälern wollte.1134
2.4 Anfechtung auch kongruenter Deckungshandlungen
Teilweise wird eine Einschränkung der Anfechtung nach § 28 KO auf 
inkongruente Leistungen des Gemeinschuldners angenommen.1135 Koziol1136 will die 
Absichtsanfechtung nur zulassen, wenn ein vertragliches Verhältnis speziell 
zwischen Schuldner und Gläubiger geschlossen wurde, um andere Gläubiger zu 
schädigen. Ferner wenn der Anfechtungsgegner eine inkongruente Deckung erhält. 
Die Anfechtung kongruenter Deckungshandlung nach § 28 KO sei nicht vom 
Gesetzgeber intendiert gewesen, da ansonsten für eine Anfechtung wegen 
                                               
1132 OGH 4 Ob 306/98y, SZ 71/210 = ÖBA 1999, 409 (Bollenberger) = RdW 1999, 317 
(König) = ZIK 1999, 24; 3 Ob 68/02y, ecolex 2003, 838 = JBl 2004, 56 = ÖBA 2003, 865 = ZIK 
2003, 165.
1133 StRsp OGH 6 Ob 110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = 
ZIK 2001, 165; 1 Ob 156/05f, ecolex 2006, 285 = JBl 2006, 326 = ZIK 2006, 97; vgl auch Widhalm, 
Kontokorrentkredit 21; König, Anfechtung³ Rz 7/11; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze
§ 28 Rz 1.
1134 Vgl König, Anfechtung³ Rz 7/11.
1135 Koziol, Anm zu OGH, ÖBA 1991, 828f; Doralt, Anm zu OGH, ÖBA 1994, 639ff; Doralt, 
ÖBA 1995, 346ff; Bachmann, ZIK 1996, 8ff; Doralt, Anm zu OGH, ÖBA 1997, 1023ff; Schummer, 
Eigenkapitalersatzrecht 381f; Rebernig, Konkursanfechtung Rz 186; Koziol/Bollenberger in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 28 Rz 5.
1136 Koziol, Gläubigeranfechtung 84; vgl auch Doralt, ÖBA 1994, 639; Koziol/Bollenberger in 
Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 28 Rz 5.
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Begünstigungsabsicht nach § 30 Abs 1 Z 3 KO kein Raum mehr sei. Vor Eintritt der 
materiellen Insolvenz greife der Gleichbehandlungsgrundsatz nicht, somit kann auch 
die Gleichbehandlung der Gläubiger demnach nach § 28 KO nicht Ziel sein, sondern 
soll lediglich von §§ 30 und 31 verwirklicht werden.1137  Ein anderer Teil der 
Lehre1138 geht dagegen davon aus, dass es keine derartigen Einschränkungen bei der 
Anfechtung nach § 28 KO gibt. Kongruente Leistungen seien anfechtbar, auch wenn 
diese vor Eintritt der materiellen Insolvenz vorgenommen wurden. Für diese Ansicht 
spricht mE, dass § 30 Abs 1 Z 3 KO sehr wohl einen unabhängigen 
Anwendungsbereich bei Zulassung kongruenter Leistungen nach § 28 KO hat, da 
sich die Begünstigungsabsicht und Benachteiligungsabsicht eben unterscheidet und 
der Gesetzgeber auch unterschiedliche Fristen an die Anfechtungstatbestände knüpft. 
Ebenso ist der Gläubigergleichbehandlungsgrundsatz mE trotz nicht eingetretener 
Insolvenz, für die Absichtsanfechtung durchaus als grundlegendes Ziel der Norm, 
wenn auch nicht im Zeitpunkt der Rechtshandlung, dann doch aufgrund der Absicht 
des Gemeinschuldners, seine Gläubiger gerade für einen potentiellen Konkurseintritt 
zu schädigen, zu werten. Den Bedenken Koziols1139 gegen eine ausufernde 
Anwendung des § 28 KO können mE bei Schutzwürdigkeit des Anfechtungsgegners
bei kongruenten Deckungen besser im Rahmen der Anforderungen an die 
Benachteiligungsabsicht begegnet werden.1140
3 Benachteiligungsabsicht
3.1 Art der Absicht des Schuldners – Kenntnis der materiellen Insolvenz
Unstrittig muss der Schuldner Kenntnis davon haben, dass durch die 
Deckung eines einzelnen Gläubigers die Befriedigung seiner Gläubiger zumindest 
teilweise unmöglich gemacht, verzögert oder in anderer Weise erschwert wird.1141
                                               
1137 Koziol, Gläubigeranfechtung 84; Doralt, ÖBA 1994, 639ff; Bachmann, ZIK 1996, 8ff; 
Doralt, ÖBA 1997, 1024ff; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 28 
Rz 5; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 28 Rz 1; vgl. auch OGH 10 Ob 54/03v ZIK 
2005/20, 32.
1138 Lehmann, Kommentar I 214f; Ehrenzweig, Kommentar 103ff; Petschek/Reimer/Schiemer, 
Insolvenzrecht 361f; Wegan, Insolvenzrecht 66; König, Anfechtung³ Rz 7/10.
1139 Koziol, Gläubigeranfechtung 81ff.
1140 Vgl Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 28 Rz 14.
1141 Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 28 Rz 10; Widhalm, 
Kontokorrentkredit 22; König, Anfechtung³ Rz 7/15; Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze
§ 28 Rz 11; so auch OGH 1 Ob 541/91, SZ 64/37 = ecolex 1991, 532 = ÖJZ 1991/151 = ÖBA 
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Eine ältere Mindermeinung1142 hatte für die Absicht des Schuldners nach § 28 KO 
direkten Vorsatz iSd § 5 Abs 3 StGB gefordert. Von der hM1143 wird dies allerdings 
abgelehnt und vielmehr lediglich ein dolus eventualis als Vorsatzelement für die 
Anfechtung verlangt.  Dh der Schuldner muss im Zeitpunkt der Vornahme der 
Rechtshandlung es nur ernstlich für möglich halten und sich damit abfinden, dass es 
zu einer Gläubigerbenachteiligung kommen könnte. Für den Eventualvorsatz kann
eine Reihe von Indizien als Nachweis dienen. Ist der Schuldner zB bereits materiell 
insolvent und weiß er davon, so könnte dies bei einer Deckungshandlung eines 
Gläubigers als Indiz für eine Benachteiligungsabsicht angesehen werden. Der 
OGH1144 hat die Kenntnis von der schlechten wirtschaftlichen Lage und dem Wissen 
des Schuldners, dass eine künftige Sanierung nicht möglich ist, in einigen 
Entscheidungen als Voraussetzung für die Benachteiligungsabsicht gewertet. In der 
hL1145 wird das Wissen des späteren Gemeinschuldners von dessen materieller 
Insolvenz nicht als ausreichend angesehen und außerdem kritisiert, dies sei auch 
keine unbedingte Voraussetzung für die Benachteiligungsabsicht. Der Kritik am 
OGH ist mE zu folgen, insbesondere kommt es für § 28 KO nicht auf die materielle 
Insolvenz des Schuldners an, sondern lediglich darauf, dass er vorsätzlich den 
Haftungsfonds für seine (zukünftigen) Gläubiger schmälern will und sie damit 
gegenüber einem anderen Gläubiger benachteiligt. Umgekehrt ist auch der Glaube, 
dass eine Sanierung des Unternehmens nicht mehr möglich sei, im Zeitpunkt von 
Leistungen an einen Gläubiger nicht entscheidend. Es kann durchaus der Fall 
eintreten, dass der Schuldner trotz materieller Zahlungsunfähigkeit nur eine 
                                                                                                                                    
1991/299 (Koziol) = RdW 1991, 360; OGH 6 Ob 641/93, ecolex 1994, 388 = JBl 1995, 698 = ÖBA 
1994, 637 (Doralt) = RdW 1994, 247; 3 Ob 36/02z, ecolex 2003, 838 = JBl 2004, 56 = ÖBA 2003, 
865.
1142 Wegan, Insolvenzrecht 66f; Burgstaller, ÖJZ 1979, 150.
1143 Ehrenzweig, Kommentar 84ff; Bartsch/Pollak, KO³ I 177; Petschek/Reimer/Schiemer, 
Insolvenzrecht 361; Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 28 Rz 2; 
Widhalm, Kontokorrentkredit 21; König, Anfechtung³ Rz 7/17; Rebernig in Konecny/Schubert, 
Insolvenzgesetze § 28 Rz 11; zuletzt OGH 4 Ob 99/97f, ÖBA 1997, 1020 = ZIK 1998, 128; 6 Ob 
110/00w, SZ 73/182 = ÖBA 2002, 238 (Schummer) = RdW 2001, 287 = ZIK 2001, 165; 5 Ob 
232/04k, ÖBA 2005, 363 = ZIK 2005, 110; 19.11.2008, 3 Ob 116/08t.
1144 OGH 6 Ob 641/93, SZ 67/20 = JBl 1994, 698 = ÖBA 1994, 637 (Doralt); 4 Ob 151/03i 
ZIK 2004, 58; 6 Ob 217/03k, ÖBA 2004, 477 = RdW 2004, 473 = ZIK 2004, 208; 19.11.2008, 3 Ob 
116/08t.
1145 Bartsch/Pollak, KO³ I 177f; Koziol, ÖBA 1991, 829; Schummer, ÖBA 2002, 184ff; König, 
Anfechtung³ Rz 7/18.
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vertragliche Pflicht erfüllt und er subjektiv davon ausgeht, dass dadurch keine 
Benachteiligung seiner anderen Gläubiger erfolgt, zB die Tilgung einer Schuld eines 
Gläubigers als Voraussetzung des Eingehens eines Neugeschäfts, welches sich 
offensichtlich positiv auf den Haftungsfonds auswirken wird. IdR wird die Kenntnis 
des Schuldners von der materiellen Insolvenz und davon, dass eine künftige 
Sanierung nicht möglich ist, allerdings ein starkes Indiz für die 
Benachteiligungsabsicht sein. 
3.2 Abgrenzung zur Begünstigungsabsicht nach § 30 Abs 1 Z 3 KO
Anders als für die Anfechtung aufgrund Benachteiligungsabsicht ist für die 
Begünstigungsabsicht nach § 30 Abs 1 Z 3 KO die objektive Zahlungsunfähigkeit 
des späteren Gemeinschuldners Voraussetzung.1146 Begünstigungsabsicht besteht 
dann, wenn ein Gläubiger vom Schuldner vor seinen anderen Gläubigern gedeckt 
werden soll. Mit der Begünstigungsabsicht ist häufig, aber nicht zwingend eine 
Absicht verbunden, andere Gläubiger zu benachteiligen.1147 Der OGH1148 will für die 
Begünstigungsabsicht insbesondere darauf abstellen, ob der Schuldner von der 
eigenen drohenden Insolvenz weiß, aber glaubt, sie noch abwenden und alle 
Gläubiger voll befriedigen zu können. Wie oben unter 3.1 ausgeführt, reduziert der 
OGH dagegen die Anfechtung nach § 28 KO auf eine Deckungshandlung in 
Kenntnis der drohenden Insolvenz und Glauben an die Unsanierbarkeit des 
Unternehmens. Dem ist mE in dieser Schärfe nicht zu folgen. Wie ausgeführt, reicht 
für die Benachteiligungsabsicht dolus eventualis, dh der Schuldner muss eine konkret 
eintretende Benachteiligung seiner Gläubiger aufgrund der Schmälerung seines 
Haftungsfonds durch eine Deckungshandlung nur billigend in Kauf nehmen. Dh, es 
kann nicht darauf ankommen, dass er von der eigenen materiellen Insolvenz weiß,1149
sondern es kommt allein darauf an, ob er es im Zeitpunkt der Deckungshandlung für 
möglich hält, dass die wirtschaftliche Entwicklung seines Unternehmens zum 
Konkurs und zu einem Ausfall für seine Gläubiger führen könnte. Nimmt er dies 
                                               
1146 Vgl Kapitel VI 4.2.
1147 OGH 10 Ob 512/95, ÖBA 1996, 645 = ZIK 1996, 133; vgl auch König, Anfechtung³ Rz 
7/19.
1148 OGH 1 Ob 541/91, SZ 64/37 = ÖBA 1991, 826 (Koziol) = RdW 1991, 360; 2 Ob 345/98v,
NZ 2000, 85 = ÖBA 1999, 742 = ZIK 1999, 164; OGH 6 Ob 641/93, SZ 67/20 = JBl 1994, 698 = 
ÖBA 1994, 637 (Doralt); zuletzt OGH 4 Ob 151/03i, ZIK 2004, 58.
1149 Diese ist nicht einmal objektive Anfechtungsvoraussetzung des § 28 KO; vgl oben 2.3.
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billigend in Kauf und schmälert er bewusst trotzdem den Haftungsfonds seiner 
Gläubiger, so besteht Benachteiligungsabsicht. 
3.3 Billigkeitsüberlegungen im Rahmen von kongruenten und inkongruenten
Deckungen eines Gläubigers
Die eben ausgeführte weite Auslegung der Benachteiligungsabsicht kann zu 
unbilligen Ergebnissen führen, würde sie undifferenziert für sämtliche Deckungen 
von Gläubigern angewendet. Bei Kenntnis einer potentiellen Unsanierbarkeit eines 
Geschäfts wären jegliche zweiseitigen Geschäfte, etwa auch kongruente 
Bargeschäfte anfechtbar.1150 Nach der Lehre werden die Voraussetzungen für die 
Anfechtung nach § 28 KO je nachdem, ob es sich um kongruente oder inkongruente 
Deckungen handelt, unterschiedlich streng behandelt. Eine inkongruente Deckung 
eines Gläubigers stellt nach der hM1151 ein wichtiges Indiz für die 
Benachteiligungsabsicht dar. Nach König1152 ist Benachteiligungsabsicht bei 
inkongruenten Deckungen schon dann anzunehmen, wenn erste ernsthafte Zweifel an 
der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners auftreten. In einer solchen Situation werden 
oftmals einige gut informierte Gläubiger versuchen, sich Vorteile bei der
Befriedigung zu schaffen. Dies hat insbesondere bei inkongruenten 
Deckungshandlungen beim Factoring Bedeutung. Ist der Factoringkunde noch nicht 
materiell insolvent, könnte der Factor aufgrund seiner Einsicht in die wirtschaftliche 
Unternehmenslage, da ihm die Verschlechterung der Zahlungssituation beim 
Factoringkunden bekannt war, versuchen, seine Besicherungsposition zu verbessern. 
Im Zuge der Abänderung der Factoringbedingungen innerhalb der zweijährigen 
Anfechtungsfrist des § 28 Z 2 KO wäre es dem Factor somit möglich, eine besser 
abgesicherte Position zu erlangen. Forderungsabtretungen nach Abänderung der 
Bedingungen des Factorings, zB geringere Bevorschussungen,1153 würden als 
inkongruente Deckungshandlungen in diesem Fall eine Benachteiligungsabsicht des 
Schuldners auslösen, wenn auch dieser von seiner schlechter werdenden 
                                               
1150 Vgl krit hierzu näher Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 30 Rz 139.
1151 Koziol/Bollenberger in Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenzrecht4 I § 28  Rz 10; König, 
Anfechtung³ Rz 7/18 mwN in der dRsp und dLehre; OGH 1 Ob 521/95, SZ 68/221 = EvBl 1996/71 = 
JBl 1996, 589 (Riedler) = Anwbl 1996, 626.
1152 König, Anfechtung³ Rz 7/18.
1153 Vgl auch zur inkongruenten Deckung nach § 30 KO Kapitel VI 3.2.
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wirtschaftlichen Lage weiß und eine Unsanierbarkeit seines Unternehmens 
zumindest für möglich hält und diese billigend in Kauf nimmt.
Bei kongruenten Deckungshandlungen sind die 
Anfechtungsvoraussetzungen dagegen strenger. Die hLehre und hRsp1154
differenziert hier, ob die materielle Insolvenz des Schuldners bereits gegeben ist oder 
nicht.  In der älteren Rsp1155 wurde insbesondere dann angenommen, dass eine 
Benachteiligungsabsicht trotz kongruenter Deckung besteht, wenn gegenüber 
anderen Gläubigern im Zeitpunkt der Deckung eines Gläubigers „Umtriebe“ und 
„Ränke“ vorlagen. Ein praktisches Beispiel geben Petschek/Reimer/Schiemer,1156 die 
ausführen, spezielle Umstände lägen vor, wenn andere Gläubiger durch List dazu 
gebracht werden, ihre eigenen Rechte nur langsamer gegen den Schuldner 
durchzusetzen, während der Schuldner einen Gläubiger befriedigt. Ehrenzweig1157
führte zur Benachteiligungsabsicht bei kongruenten Deckungen aus, diese bestehen, 
wenn ein Schuldner seine Zahlungspflicht gegenüber anderen Gläubigern „durch 
allerlei Ausflüchte, eventuell durch Prozessführungen bis zu dem Zeitpunkte 
hinauszieht, in welchem eine bestimmte, wenn auch richtige Schuld fällig wird,“ um 
eben gerade diese zu berichtigen. Ohne weiter Umstände, die auf eine 
Benachteiligungsabsicht schließen lassen, wird vor Eintritt der materiellen Insolvenz 
König1158 folgend, allerdings idR angenommen werden müssen, dass ein Schuldner 
bei kongruenten Deckungen lediglich seinen Vertragspflichten nachkommen wollte. 
Bei kongruenten Deckungshandlungen nach Eintritt der materiellen Insolvenz ist 
dagegen lediglich auf die Willensrichtung des Gemeinschuldners abzustellen. Hier 
ist das vom OGH1159 zur Begünstigungsabsicht entwickelte Abgrenzungskriterium 
                                               
1154 Koziol, Gläubigeranfechtung 24; König, Anfechtung³ Rz 7/11f; Rebernig in 
Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 28 Rz 14; OGH 6 Ob 641/93, SZ 67/20 = JBl 1994, 698 = 
ÖBA 1994, 637 (Doralt); 2 Ob 185/03z, ZIK 2005/199, 174; 1 Ob 156/05f, ecolex 2006, 285 = JBl 
2006, 326 = ZIK 2006, 97.
1155 OGH 1 Ob 696/88, SZ 61/237 = RdW 1989, 118 (Gruber) = wbl 1989, 68; 4 Ob 1549/95, 
ZIK 1995, 153; König, Anfechtung³ Rz 7/11; vgl auch differenzierend OGH 8 Ob 28/00a, ÖBA 2000, 
1107 = ZIK 2000, 136 und Widhalm, Kontokorrentkredit 22.
1156 Petschek/Reimer/Schiemer, Insolvenzrecht 362.
1157 Ehrenzweig, Kommentar 105.
1158 Vgl König, Anfechtung³ Rz 7/11.
1159 OGH 1 Ob 541/91, SZ 64/37 = ÖBA 1991, 826 (Koziol) = RdW 1991, 360; 2 Ob 345/98v,
NZ 2000, 85 = ÖBA 1999, 742 = ZIK 1999, 164; OGH 6 Ob 641/93, SZ 67/20 = JBl 1994, 698 = 
ÖBA 1994, 637 (Doralt); zuletzt OGH 4 Ob 151/03i, ZIK 2004, 58, vgl oben 3.2.
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für die Benachteiligungsabsicht entscheidend: Glaubt der Gemeinschuldner nicht 
mehr an die Sanierung seines Unternehmens und weiß er von der eigenen 
Zahlungsunfähigkeit bzw Überschuldung, dann liegt Benachteiligungsabsicht 
gegenüber den anderen Gläubigern vor.1160
Für die Anfechtung beim Factoring bei kongruenter Deckung des Factors, 
ergibt sich aus dem Ausgeführten, dass nach Eintritt der materiellen Insolvenz durch 
§ 28 KO im Regelfall kein Mehrwert1161 für die Anfechtung geschaffen wird. Bei 
einem kongruent gedeckten Gläubiger beinhaltet die Benachteiligungsabsicht auch 
eine Begünstigungsabsicht gegenüber dem Factor. Für den Fall einer Anfechtung 
nach § 28 KO vor Eintritt der materiellen Insolvenz des Factoringkunden müssten zu 
der kongruenten Sicherstellung des Factors noch besondere Umstände 
hinzukommen, bei denen der Factoringkunde versucht hat, den Factor vor anderen 
Gläubigern zu bevorzugen, wodurch diese benachteiligt wurden. Dies wird nur in 
besonderen Situationen der Fall sein, welche sich aber von anderen 
Schuldverhältnissen, bei denen ein Gläubiger bevorzugt wird und 
Benachteiligungsabsicht auf Seiten des Gemeinschuldners besteht, nicht 
unterscheiden.
4 Vorwerfbare Unkenntnis der Benachteiligungsabsicht beim Factor
Für die Anwendbarkeit des § 28 Z 2 KO muss der Factor fahrlässig von der 
Benachteiligungsabsicht Unkenntnis haben. In der Praxis wird daher die 
Anfechtbarkeit deswegen scheitern, weil einem Gläubiger kein Wissenmüssen von 
der wirtschaftlichen Lage vorgeworfen werden kann.1162 Für den Factor als beim 
unechten Factoring kreditgebende Bank muss hingegen ein hoher Maßstab für die 
fahrlässige Unkenntnis angesetzt werden.1163 IdR wird dem Factor die wirtschaftlich 
angespannte Situation des Factoringkunden bekannt sein müssen. Eine 
Vorwerfbarkeit wird hingegen bei kongruenter Befriedigung vor Eintritt der 
materiellen Insolvenz nicht der Fall sein, es sei denn, der Factor hat aktives Wissen 
                                               
1160 Vgl auch König, Anfechtung³ Rz 7/12; so auch OGH 4 Ob 99/97f, ÖBA 1997, 1020 = ZIK 
1998, 128.
1161 Bis auf die Erweiterung der absoluten Anfechtungsfristen auf zwei Jahre.
1162 Vgl Rebernig in Konecny/Schubert, Insolvenzgesetze § 28 Rz 17.
1163 Vgl dazu auch zur fahrlässigen Unkenntnis von der Zahlungsunfähigkeit oder 
Überschuldung bei der Anfechtung nach § 31 KO, Kapitel V 2.2.3.
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von den besonderen Umständen, die in diesem Fall eine Benachteiligungsabsicht des 
Factoringkunden ergeben.
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KAPITEL VIII
SCHLUSS
1 Zusammenfassung der Ergebnisse
I. Der Factoringvertrag ist ein auf mehrere Funktionen ausgerichteter 
gemischter Vertrag. Aufgrund der drei verschiedenen Funktionen, der 
Servicefunktion, der Finanzierungfunktion und der Delcrederefunktion 
lassen sich verschiedene Ausgestaltungen des Factorings unterscheiden. Die 
häufigsten zwei Formen sind das unechte und echte Factoring, welche sich 
in der Delcrederefunktion unterscheiden. Beim unechten Factoring 
übernimmt der Factor die Delcrederefunktion, dh das Risiko für die Bonität 
eines Drittschuldners, nicht, beim echten Factoring dagegen schon.
II. Eine Einordnung zu einem speziellen Vertragstypus wurde in Österreich 
gesetzlich nicht vorgenommen. Die in Österreich vorherrschenden 
Factoringverträge verwenden kaufvertragliche Terminologie, was allerdings 
für die Einordnung zu einem Vertragstyp nicht entscheidend sein kann. Die 
öst hM geht bei unechten Factoringverträgen von einer kaufvertraglichen 
Einordnung aus. Dieser Ansicht ist aufgrund der Nähe zum durch Zessionen 
besicherten Kontokorrentkredit, aus der auf die Kreditierung gerichteten 
wirtschaftlichen Bedeutung beim Factoring und insbesondere auch aufgrund 
der Interessenslage des Factors, der auf die Bonität des Factoringkunden 
und weniger auf die Bonität der Drittschuldner abstellt, nicht zu folgen. 
Vielmehr ist der hM in Deutschland zuzustimmen, die bei unechtem
Factoring ein Überwiegen der kreditvertraglichen Elemente annimmt. 
Echtes Factoring ist dagegen als Kaufvertrag einzuordnen.
III. Neben der kaufvertraglichen bzw kreditvertraglichen Einordnung des 
Factorings kommt iSd Kombinationstheorie mit der Servicefunktion des 
Factorings ein geschäftsbesorgungsrechtliches Element hinzu. In atypischen 
Fällen bei lediglich geringfügiger Ausgestaltung der Servicefunktion kann 
dieses Element allerdings auch im Sinne der Absorptionstheorie 
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unbeachtlich bleiben und das Factoring als reiner Kauf- oder Kreditvertrag 
angesehen werden.
IV. Bei rein kaufvertraglicher Ausgestaltung des Factorings hat der 
Masseverwalter nach Konkurseröffnung ein außergewöhnliches 
Kündigungsrecht gemäß § 21 KO in bezug auf den Factoringvertrag. Nach 
der hRsp führt § 21 KO lediglich zu einer ex-nunc Auflösung des 
Factoringverhältnisses.
V. Der dt hLehre folgend, fällt sowohl das für Österreich typische unechte als 
auch echte Factoring aufgrund dessen geschäftsbesorgungsrechtlichen
Elemente nach § 26 KO im Ganzen automatisch mit Konkurseröffnung weg. 
Tritt beim unechten Factoring die Servicefunktion so weit zurück, dass 
dieses als reiner Kreditvertrag ohne geschäftsbesorgungsrechtliche 
Elemente zu werten ist, ist analog zur Rsp zum Kontokorrentvertrag der 
Factoringvertrag ebenfalls bereits mit Konkurseröffnung aufgrund dessen 
Unvereinbarkeit mit dem Konkurszweck als beendet anzusehen.
VI. Vor Konkurseröffnung vollständig zedierte und vom Drittschuldner an den 
Factor bezahlte Forderungen bleiben von der Konkurseröffnung unberührt. 
VII. Bei Factoringeinzelzessionen, die im Rahmen des echten Factorings vor 
Konkurseröffnung vollständig entstanden sind, besteht kein Wahlrecht des 
Masseverwalters nach § 21 KO, sondern ein regulärer Anspruch auf 
Bevorschussung und Restzahlung aus dem Factoringverhältnis gegen den 
Factor. Bei Einzelzessionen im Rahmen von unechtem Factoring ist 
hingegen ein Rücktritt nach § 21 KO bis zur Bezahlung des Factors durch 
den Drittschuldner bzw vollständige Bezahlung der Bevorschussung und 
Restzahlung möglich.
VIII. Bei einer rein kaufvertraglichen Ausgestaltung des Factoringvertrags, die 
nicht zu einem automatischen Wegfall des Vertrags führt, müssen nach 
Konkurseröffnung erst dem Grunde nach entstehende Forderungen trotzdem 
aufgrund von konkursrechtlichen Überlegungen in jedem Fall in die Masse 
fallen.
IX. Bei Forderungen, die dem Grunde nach vor Konkurseröffnung entstehen, 
allerdings erst nach Konkurseröffnung vollständig werthaltig werden und 
die Zession somit erst in diesem Zeitpunkt vollständig erfüllt ist, ist zu 
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differenzieren, in wieweit eine potentielle Bevorschussung des Factors den 
Wert der mangelhaften Forderung übersteigt oder darunter liegt. Hat der 
Factor die Forderung noch nicht bevorschusst oder übersteigt der Wert der 
mangelhaften Forderung, die Bevorschussung, so besteht ein Wahlrecht des 
Factors nach § 21 KO. Übersteigt hingegen die Bevorschussung den Wert 
der mangelhaften Forderung muss die Leistung nach § 21 Abs 4 KO bis zur 
Höhe der Forderung als teilerfüllt angesehen werden, für den 
übersteigenden Teil hat der Masseverwalter ein Wahlrecht nach § 21 KO.
X. Anfechtbare Rechtshandlungen können beim Factoring sowohl die 
Einzelzessionen, die Erfüllungen des Factors gegenüber dem 
Factoringkunden, der Factoringvertrag selbst, die Herbeiführung einer 
Aufrechnungslage als auch die Unterlassung der Kündigung des 
Factoringvertrags sein. 
XI. Neben Befriedigungstauglichkeit muss für diejenigen 
Anfechtungstatbestände, welche Gläubigernachteiligkeit explizit im Gesetz 
erwähnen, entweder unmittelbare oder mittelbare Nachteiligkeit geprüft 
werden. Bis auf § 28 Z 1 KO, beinhalten sämtliche anderen 
Anfechtungstatbestände der KO, welche die Gläubigernachteiligkeit nicht 
erwähnen, dieses Erfordernis schon als logische Folgerung der anfechtenden 
Rechtshandlung. Gegen die hM ist die Gläubigernachteiligkeit demnach 
keine allgemeine Anfechtungsvoraussetzung und ist überdies für den 
Tatbestand des § 28 Z 1 KO keine Voraussetzung. Mittelbare Nachteiligkeit 
ist demnach nur für Tatbestände, bei denen der Gesetzgeber diese 
direktgesetzlich normiert hat, relevant.
XII. Für die Kenntnis bzw fahrlässige Unkenntnis von der Zahlungsunfähigkeit 
oder Überschuldung ist für die Anfechtung beim Factoring entscheidend, 
dass der Factor eine dem Factoringkunden Kreditmittel bereitstellende Bank 
ist. Dadurch ist der Sorgfaltsmaßstab für die fahrlässige Unkenntnis im 
Vergleich zu anderen Anfechtungsgegnern wesentlich erhöht.
XIII. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Anfechtung der einzelnen 
Factoringzessionen ist beim echten, kaufvertraglichen Factoring nach der 
Gesamtsachverhaltstheorie der letzte Akt, der die Zession gültig zustande
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kommen lässt. IdR ist dies der Zeitpunkt der Leistung des Factors an den 
Drittschuldner. 
XIV. Beim unechten, kreditvertraglichen Factoring ist idR der Zeitpunkt des 
Publizitätsakts der Sicherungszession der maßgebliche 
Anfechtungszeitpunkt. Bei einem Generalzessionsvermerk erlangt dieser 
Publizitätsakt erst bei endgültigem Entstehen der vorauszedierten 
Forderungen Geltung. Gegen die hM ist bei der Zession von 
Buchforderungen, wie im Fall des Factorings die Regel, lediglich der 
Buchvermerk in den Büchern des Factors ein gültiger, nach außen die 
Sicherungszession ausreichend kundtuender Publizitätsakt. 
Drittschuldnerverständigung bzw Vorausverständigung lediglich 
potentieller Drittschuldner ist dagegen für die Gültigkeit der 
Sicherungszessionen beim unechten Factoring nicht ausreichend.
XV. Isoliert betrachtet, ist eine einzelne Factoringabwicklung, dh eine Zession 
gegen eine Bevorschussung und anschließende Restzahlung, aufgrund der 
Vorleistung des Factoringkunden und daher der mangelnden
Konkursgläubigerstellung des Factors nach § 31 Fall 1 KO nicht anfechtbar. 
Anfechtbar ist dagegen die Zession einer neuen Forderung, sofern der 
Factor im Zeitpunkt der Zession aufgrund bevorschusster mangelhafter 
Forderungen in einer Unterbesicherungssituation ist.
XVI. Die hM nimmt für die Anfechtung des Kontokorrentkredits nach § 31 Fall 1 
KO eine Beschränkung in Höhe der maximalen Kreditausweitung innerhalb 
der Anfechtungsfrist an. Gleichfalls muss auch für die Anfechtung des 
Factorings eine Beschränkung mit der maximalen Unterbesicherung 
innerhalb der Anfechtungsfrist vorgenommen werden.
XVII. Nach § 31 Fall 2 KO können entgegen der hM nicht bloß 
Verpflichtungsgeschäfte, sondern auch Verfügungsgeschäfte angefochten 
werden. Der im Gesetz gebrauchte Begriff „Rechtsgeschäft“ stellt lediglich 
vollständig einseitige Rechtshandlungen unanfechtbar, zB exekutive 
Befriedigungen eines Gläubigers oder Unterlassungen ohne
Kontrahierungswillen. Daher sind theoretisch nicht nur der 
Factoringvertrag, sondern auch die einzelnen Factoringabwicklungen,
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sofern der Factoringvertrag außerhalb der Anfechtungsfrist abgeschlossen 
wurde, anfechtbar.
XVIII. Der hM folgend, sind nach § 31 Fall 2 KO auch mittelbar nachteilige
Rechtsgeschäfte anfechtbar. Um eine Ausuferung der Anfechtbarkeit 
aufgrund bloß mittelbarer Nachteiligkeit hintanzuhalten, ist der Rsp folgend,
das Korrektiv der objektiven Vorhersehbarkeit der Nachteiligkeit aus 
Gründen einer dem Anfechtungsgegner subjektiven Vorwerfbarkeit des 
Eingehens eines voraussehbar typisch nachteiligen Geschäfts als 
Voraussetzung der Anfechtbarkeit zu fordern. Für den Factor gilt für die 
objektive Vorhersehbarkeit der (potentiellen) Gläubigernachteiligkeit des 
Factoringvertrags aufgrund seiner Einsichtsmöglichkeit in die 
wirtschaftliche Lage seines Factoringkunden ein höherer Maßstab.
XIX. Begrenzt werden muss die Anfechtung nach § 31 Fall 2 KO beim Factoring 
wie beim revolvierenden Kontokorrentvertrag auf die tatsächliche 
Gläubigerbenachteiligung, deren Ausmaß nach der von Bollenberger
modifizierten Weissel-Formel zu berechnen ist. Allerdings ist diese Formel 
iSd Kausalitätskriteriums für die Nachteiligkeit in Sonderfällen zu 
modifizieren. Hintergrund der Begrenzung sind die der kumulativen Summe 
aller Einzelanfechtungen nach § 39 KO gegenüberstehenden (der Höhe 
nachweisbaren) Bereicherungsansprüche des Factoringkunden nach § 41 
Abs 1 Fall 2 KO.
XX. Für die Berechnung der Gläubigernachteiligkeit beim Factoring ist der 
Quotenvergleich der modifizierten Weissel-Formel dahingehend zu 
berechnen, dass die erste Quote im Zeitpunkt der ersten in die 
Anfechtungsfrist fallenden anfechtbaren Zession berechnet wird und die 
zweite Quote im Zeitpunkt der Konkurseröffnung. Der 
Bereicherungsanspruch des Factoringkunden nach § 41 Abs 1 Fall 2 KO 
wird allerdings auch durch nach Konkurseröffnung eintretende Faktoren 
beeinflusst, wodurch sich die Anfechtungshöhe verändern kann.
XXI. Gegen die Ansicht eines Teils der Lehre ist die Anfechtung beim Factoring 
nach § 31 Fall 2 KO nicht mit der objektiv vorhersehbaren Nachteiligkeit zu 
begrenzen.
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XXII. Ferner ist entgegen der hM, anders als nach § 31 Fall 1 KO, die Anfechtung 
beim Factoring nach § 31 Fall 2 KO auch nicht mit der weitestgehenden
Kreditausnutzung, dh beim Factoring die Differenz zwischen Höchststand 
der Bevorschussungen und Niedrigstand derselben zu begrenzen.
XXIII. Mehrere Anfechtungsgegner haften für den von ihnen mitverschuldeten 
Quotenschaden der Gläubiger idR solidarisch. Bestehen sowohl ein 
Factoringvertrag und parallel dazu auch ein anderes für die Nachteiligkeit 
mitkausales Kreditverhältnis, etwa ein Kontokorrentkredit, so ist der innere 
Ausgleich zwischen Factor und Bank nach der jeweiligen maximal 
gewährten Kreditausweitung innerhalb der Anfechtungsfrist zu bestimmen.
XXIV. Das Factoring ist ähnlich einem durch Zessionen besicherten 
Kontokorrentkredit idR ein objektiv vorhersehbar nachteiliges Geschäft, 
welches zum „Weiterwurtschteln“ des späteren Gemeinschuldners beiträgt.
Es ist demnach für die Quotenverschlechterung der Gläubiger zumindest 
mitkausal. Das Factoring ist demgemäß nach § 31 Fall 2 KO in der Höhe
der modifizierten Weissel-Formel berechneten Gläubigernachteiligkeit 
anfechtbar, sofern die objektive Vorhersehbarkeit der Nachteiligkeit des
Factoringvertrags auch für einen durchschnittlichen, sorgfältigen Factor bzw 
eine vergleichbare, sorgfältige Bank in der konkreten Situation vorhersehbar 
war.
XXV. Eine nach §§ 19f KO erlaubte Aufrechnung des Factors im Konkurs, die 
auch bereits vor Konkurseröffnung möglich war, schließt eine Anfechtung 
der Herbeiführung dieser Aufrechnungslage vor Konkurseröffnung nicht 
aus. Sowohl nach § 31 Fall 1 KO als auch nach § 31 Fall 2 KO ist die 
Anfechtung der Herbeiführung einer Aufrechnungslage prinzipiell 
anfechtbar. Nach Fall 1 ergibt sich daraus allerdings kein über die 
Anfechtung der Einzelzessionen hinausgehender Umfang der Anfechtung. 
Nach Fall 2 ist aufgrund fehlender Gläubigerbenachteiligung eine 
Anfechtung der Herbeiführung einer Aufrechnungslage (die auch noch nach 
Konkurseröffnung besteht) vor Konkurseröffnung nicht möglich.
XXVI. Die Unterlassung der Kündigung des Factoringvertrags in der 
Anfechtungsfrist ist gemäß § 31 Fall 1 KO nicht anfechtbar. Zwar besteht
die Möglichkeit der Anfechtung einer Unterlassung gemäß § 31 Fall 2 KO 
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bei Vorhandensein eines Kontrahierungswillens durch die bewusste 
Unterlassung. Anders als bei Anfechtung von Kontokorrentkrediten, bei 
denen jede Wiederausnutzung als eigenes Rechtsgeschäft angesehen wird 
und somit indirekt die Unterlassung der Kündigung des Vertrags auf Seiten 
des Kreditgebers angefochten wird, kann dagegen beim Factoring die 
Unterlassung der Aufkündigung des Factoringvertrags mangels 
Zweiseitigkeit einer solchen Unterlassung nicht angefochten werden. Allein 
nach § 28 KO kann die Unterlassung der Kündigung des Factoringvertrags 
angefochten werden. 
XXVII. Auch Deckungshandlungen gegenüber Nicht-Konkursgläubigern sind nach 
§ 30 KO anfechtbar. Bei Deckungen aus der Sicherung, beim Factoring 
durch Zahlung des Drittschuldners an den Factor, besteht keine 
Befriedigungstauglichkeit und eine Anfechtung scheidet aus. Bei Deckung 
eines Anspruchs des Factors aus dem übrigen Vermögen des 
Factoringkunden ist hingegen die Anfechtung nach § 30 KO nur insoweit 
nicht möglich, als die Summe der potentiellen anfechtbaren Deckungen in 
der Anfechtungsfrist die Höhe der Überbesicherung des Factors nach 
Konkurseröffnung nicht übersteigt. Nur bis dahin ist keine 
Befriedigungstauglichkeit gegeben. 
XXVIII. Anfechtbare inkongruente Deckungen des Factors liegen vor, wenn die 
Factoringbedingungen, den Factor begünstigend, in der Anfechtungsfrist 
verändert werden und der Factor dadurch eine höhere Besicherung erhält. 
Ferner, wenn der Factoringkunde Ansprüche des Factors nicht in der 
vereinbarten Art, sondern zB durch Zession zusätzlicher nicht im Rahmen 
des Factorings vorauszedierter Forderungen deckt. Dagegen sind Leistungen 
eines Drittschuldners vor dem Ende seines Zahlungszieles an den Factor 
nicht wegen in der Zeit ungebührender Befriedigung nach § 30 Abs 1 Z 1 
KO anfechtbar. Dem Factor steht gegen die Anfechtung der Einredebeweis 
einer fehlenden Begünstigung offen.
XXIX. Eine Anfechtung nach § 30 Abs 1 Z 3 KO wegen Begünstigungsabsicht 
wird nur in Ausnahmefällen in Betracht kommen. Dann zB, wenn der 
Factoringkunde – etwa auf Drängen des Factors – eine Reihe neuer 
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Geschäfte mit Drittschuldnern abschließt, nur um die Besicherungssituation 
des Factors zu verbessern.
XXX. Die Anfechtung des Factorings nach § 30 KO ist wie nach § 31 KO mit der 
Gläubigerbenachteiligung begrenzt. Zusätzlich ist nach § 30 Abs 1 Z 1 KO 
aufgrund des Einredebeweises der fehlenden Begünstigung für diesen 
Tatbestand eine Begrenzung auf die „Saldosenkung“, dh beim Factoring auf 
die höchste Bevorschussungssummenausweitung anzunehmen.
XXXI. Nach § 28 KO sind bei bestehender Benachteiligungsabsicht der 
Factoringvertrag oder die einzelnen Factoringabwicklungen anfechtbar. 
Aufgrund der strengen Anfordernisse an die Benachteiligungsabsicht ist 
dies nur in außergewöhnlichen Sonderfällen beim Factoring möglich.
2 Schlussfolgerung
Die konkursrechtliche Behandlung und die Anfechtung des 
Factoringvertrags bzw der einzelnen Factoringgeschäfte wird trotz der 
wirtschaftlichen und rechtlichen Nähe zum durch Zessionen besicherten 
Kontokorrentkredit in Rsp und Lehre widersprüchlich behandelt. Anhand der in 
dieser Arbeit vorgenommenen konkursrechtlichen Analysen und der zivilrechtlichen
Einordnung des in Österreich typischen unechten Factorings ist dagegen eine 
unterschiedliche konkursrechtlichen und anfechtungsrechtlichen Behandlung des 
Factorings mE nicht zu rechtfertigen. Das Factoring ist demnach nicht 
„anfechtungsfester“ als ein besicherter revolvierender Kontokorrentkredit. 
Insbesondere die Anfechtbarkeit der einzelnen Factoringabwicklungen nach 
§ 31 Fall 2 KO bei Abschluss des Factoringvertrags außerhalb der Anfechtungsfrist,
gibt dem Masseverwalter entgegen der bisherigen Rsp eine weit umfangreichere
Möglichkeit, den Nachteil aus der Konkursverschleppung aufgrund der 
Liquiditätsbereitstellung aus dem Factoringverhältnis mit der Anfechtung zu 
beseitigen. Aufgrund der hier erarbeiteten Grundsätze sollten die Factoringinstitute 
in Österreich, ähnlich wie Kontokorrentkredite bereitstellende Banken, stärker in die 
Pflicht genommen werden. Sie müssen die wirtschaftliche Entwicklung ihrer Kunden 
genau verfolgen und in Situationen, in denen für sie erkennbar die materielle 
Insolvenz des Factoringkunden droht oder bereits eingetreten ist, handeln um spätere 
im Konkurs des Factoringkunden gegen sie geführte Anfechtungsprozesse zu 
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vermeiden. Gerade durch diesen vom Anfechtungsrecht aufgebauten Druck auf die 
Factorbanken können weitere Zahlungsausfälle und ein noch größerer 
wirtschaftlicher Ausfall der andere Gläubiger des Factoringkunden vermieden 
werden. Angeschlagene Unternehmen würden demnach aufgrund strengerer 
Kontrolle von Liquidität bereitstellenden Factoringbanken wesentlich früher 
gezwungen werden, ein gerichtliches Reorganisationsverfahren oder 
Ausgleichsverfahren zu eröffnen. Dies könnte damit gerade die Quote von 
Unternehmensinsolvenzen heben, bei denen noch eine Aussicht auf erfolgreiche –
wenn auch gerichtlich überwachte – Sanierung des Unternehmens mit einem 
geringeren Ausfall der Konkursgläubiger besteht.
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ANHANG A
FACTORBANK AG
I. Factoringvertrag
1. Die Firma         – im folgenden Lieferant genannt – verkauft der FactorBank 
Aktiengesellschaft alle Forderungen aus Warenlieferungen und Leistungen die 
im Betrieb ihres Unternehmens ab dem           entstehen.
In Erfüllung des Kaufvertrages tritt der Lieferant diese Forderungen hiermit der 
FactorBank Aktiengesellschaft ab.
2. Der Kaufpreis für die einzelnen Forderungen bemisst sich nach dem 
Fakturenbetrag, vermindert um          % zuzüglich MwSt. (Das Factoringentgelt). 
Sind zwischen dem Lieferanten und seinen Abnehmern Nachlässe, zum Beispiel 
Skonti, vereinbart und werden sie in Anspruch genommen, so vermindert sich der 
Kaufpreis weiter um diese Beträge
Der Kaufpreis wird mit dem Eingang der Zahlung des Abnehmers bei der 
FactoringBank AG fällig. Die FactorBank AG leistet jedoch binnen 14 Tagen 
nach Übergabe der die Forderung ausweisenden Fakturenkopie einen Vorschuss 
(Vorauszahlung auf den Kaufpreis) in der Höhe von höchstens       % für alle 
Forderungen, jedoch insgesamt nicht mehr als €  . Dieser 
Bevorschussungsrahmen wird zunächst bis              eingeräumt.
Für den Vorschuss verrechnet die FactorBank AG einen Abschlag, der bis zur 
Kaufpreisfälligkeit jeweils zum Monatsende auf der Basis einer 
kontokorrentmäßigen Verzinsung in der Höhe von     % per annum ermittelt wird. 
Bei Änderung der Marktlage, insbesondere bei Änderung der Bankrate, ist die 
FactorBank AG berechtigt, diesen Zinssatz neu festzusetzen.
3. Der Lieferant verpflichtet sich
a. seinen Abnehmern in einem Einführungsschreiben mitzuteilen, dass alle ab 
dem im Factoring-Vertrag genannten Zeitpunkt entstehenden Forderungen 
zediert wurden und Zahlungen mit schuldbefreiender Wirkung somit nur 
mehr an den Factor geleistet werden können,
b. auf jeder Rechnung und Rechnungskopie gut sichtbar den Vermerk über die 
Abtretung der betreffenden Forderung an den Factor anzubringen.
4. Eine Einschränkung der Gewährleistung des Lieferanten für die abgetretenen 
Forderungen im Sinne der Punkte 20ff der Allgemeinen Factoringbedingungen 
(„Übernahme des Delcredere-Risikos“) erfolgt nur aufgrund besonderer 
schriftlicher Vereinbarung.
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5. Diese Factoringvereinbarung kann von jedem der beiden Vertragsteile unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten/sechs Monaten zum 30.6. oder 31.12. 
eines jeden Jahres gekündigt werden.
6. Für die Geschäftsverbindung mit dem Factor gelten die Allgemeinen 
Factoringbedingungen und subsidiär die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der 
österreichischen Kreditunternehmungen in der jeweils geltenden Fassung.
7. Vertragsänderungen und Zusatzvereinbarungen bedürfen der Schriftform 
(Schriftlichkeitsgebot).
8. Alle mit der Errichtung und Abwicklung des Vertrages anfallenden Gebühren 
und sonstigen Kosten trägt der Lieferant.
9. Dieser Vertrag wird mit der firmenmäßigen Unterzeichnung durch die beiden 
Vertragspartner und mit der Zustimmung des Aufsichtsrates der FactorBank AG 
wirksam. Der Factor wird den Lieferanten von der Zustimmung oder ihrer 
Verweigerung unverzüglich verständigen.
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II. Allgemeine Factoring-Bedingungen
Vertragsgegenstand
1. Gegenstand der Factoring-Vereinbarung sind alle im Vertrag genannten 
Forderungen aus Warenlieferungen und Leistungen aus dem Geschäftsbetrieb des 
Lieferanten samt allen Nebenrechten und dem vorbehaltenen Eigentum. 
Allgemeine Rechte und Pflichten der Vertragspartner
2. Durch die Unterzeichnung des Factoring-Vertrages erklärt sich der Lieferant 
damit einverstanden, dass die FactorBank Aktiengesellschaft – im folgenden 
Factor genannt – über ihn im Zusammenhang mit der Factoring-Vereinbarung ihr 
notwendig erscheinende Auskünfte von öffentlich- und privatrechtlichen 
Rechtsträgern einholt; insbesondere Einsicht in Akten der Finanzbehörden, 
Gerichte, sonstiger Behörden, Körperschaften und Sozialversicherungsanstalten 
nimmt. 
Der Lieferant hat dem Factor jederzeit Einblick in seine Geschäftsbücher zu 
gewähren und ihm innerhalb von sechs Monaten ab Bilanzstichtag eine 
ordnungsgemäß gefertigte Steuerbilanz mit Gewinn- und Verlustrechnung zu 
übersenden.
3. Der Lieferant hat sich gegenüber seinen Abnehmern bis zur vollständigen 
Kaufpreiszahlung das Eigentum an den zu leistenden Waren vorzubehalten. 
Insbesondere haben die Geschäftsbedingungen des Lieferanten die Bestimmung 
zu enthalten, dass Lieferungen unter Eigentumsvorbehalt erfolgen. 
Der Lieferant hat auf seine Kosten alle Handlungen zu setzen, die zur 
Übertragung des vorbehaltenen Eigentums und der die Forderungen sichernden 
Nebenrechte an den Factor erforderlich sind. Er hat insbesondere den 
Vorbehaltskäufer anzuweisen, die unter Eigentumsvorbehalt gekaufte Sache für 
den Factor innezuhaben. Der Factor wird hiermit ermächtigt, diese 
Besitzanweisung namens des Lieferanten vorzunehmen.
4. Der Lieferant hat sich bei dem an die Abnehmer zu versendenden 
Einführungsschreiben an das vom Factor zur Verfügung gestellte Textmuster zu 
halten 
5. Auf den Fakturen ist ein Abtretungsvermerk anzubringen, der die Bekanntgabe 
der Abtretung aller Forderungen an den Factor und die Mitteilung zu enthalten 
hat, auf welches Konto Zahlungen zu leisten sind.
6. Zahlt ein Abnehmer zur Tilgung verkaufter Forderungen dennoch an den 
Lieferanten, so hat dieser die eingegangenen Beträge abgesondert zu verwahren 
und sie unverzüglich an den Factor abzuführen. Zur Tilgung oder Sicherung der 
Forderungen von den Abnehmern erhaltene Wechsel oder Schecks hat der 
Lieferant unverzüglich dem Factor zu übergeben.
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7. Der Lieferant ist verpflichtet, dem Factor die über die verkauften Forderungen 
ausgestellten Fakturen unverzüglich in Kopie zu übermitteln. Sie haben den 
Namen (die Firma) des Lieferanten, des Debitors, die Rechnungsnummer, die 
Fälligkeit der Forderung und den Fakturenbetrag zu enthalten. Auf Verlangen des 
Factors hat ihnen der Lieferant die Liefer- und Leistungsnachweise beizufügen. 
Der Factor kann die vom Lieferanten ausgestellten Fakturen auch selbst 
versenden. Wünscht er dies, so hat ihm der Lieferant die kuvertierte 
Originalfaktura samt zwei Kopien zu übergeben.
Der Lieferant hat den Factor unverzüglich über alle bis zur Verständigung von 
der Abtretung entstandenen Gegenforderungen der Abnehmer zu unterrichten 
und ihm zwischen dem Lieferanten und den Abnehmern vereinbarte 
Zessionsverbote sowie zwischen diesen Personen bestehende 
Kontokorrentverhältnisse mitzuteilen. 
Der Lieferant ist verpflichtet, dem Factor auf Verlangen alle für die 
Geltendmachung der angekauften Forderungen nötigen Informationen zu erteilen 
und die für die Durchsetzung erforderlichen sonstigen Unterlagen unverzüglich 
zu übergeben.
8. Der Lieferant hat den Factor von Vertragsanfechtungen, Rücktrittserklärungen, 
Mängelrügen und der Geltendmachung von Gewährleistungsansprüchen durch 
die Abnehmer sowie von erteilten Gutschriften und Warenretouren sofort zu
verständigen und einem berechtigten Begehren des Abnehmers auf Verbesserung 
oder Nachtrag des Fehlenden unverzüglich zu entsprechen.
9. Der Factor ist jederzeit berechtigt, sich von den Abnehmern die ordnungsgemäße 
Lieferung oder Leistung bestätigen zu lassen und von ihnen Saldenbestätigungen 
einzuholen.
10. Der Lieferant nimmt zur Kenntnis, dass der Factor als Käufer der Forderungen 
berechtigt ist, alle zur Eintreibung nützlichen und notwendigen Maßnahmen zu 
setzen und auch den Rechtsweg zu beschreiten. Eine Pflicht des Factors zur 
Klags- und Exekutionsführung gegen die Abnehmer besteht jedoch nicht.
11. Auf Verlangen des Factors hat der Lieferant bei Zahlungsverzug eines 
Abnehmers diesem gegenüber im Namen des Factors vom Vertrag 
zurückzutreten, die unter Eigentumsvorbehalt gelieferten Waren für den Factor 
zurückzufordern, ihn unverzüglich von der Rückstellung zu benachrichtigen und 
die Waren unter Kennzeichnung des Eigentums des Factors abgesondert zu 
verwahren oder dem Factor - nach dessen Wahl - den Fakturenwert zu ersetzen.
12. Der Factor erklärt sich unverbindlich bereit, dem Lieferanten Daten aus der 
Debitorenbuchhaltung, die sich auf verkaufte Forderungen beziehen, gegen 
gesonderte Verrechnung zur Verfügung zu stellen.
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13. Vom Lieferanten dem Factor bestellte Sicherheiten, z.B. Pfänder, haften für alle 
Ansprüche des Factors aus der Factoring-Vereinbarung.
14. Der Lieferant darf seine Ansprüche gegen den Factor aus der Factoring-
Vereinbarung ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Factors weder 
abtreten noch verpfänden. Das Abtretungsverbot erstreckt sich nicht auf 
Ansprüche gegen die Factor-Bank für Forderungen, die aus dem Verkauf von 
Waren entstehen, die unter verlängertem Eigentumsvorbehalt erworben werden.
15. Der Lieferant darf seine Forderungen nicht gegen Forderungen des Factors 
aufrechnen.
16. Der Factor ist berechtigt, für seine Forderungen gegen den Lieferanten vom Tage 
der Fälligkeit an Zinsen zu fordern. Diese Zinsen entsprechen dem im 
Gesetzfestgelegten Zinssatz für Verzugszinsen.
Vorschüsse auf den Kaufpreis
17. Die Leistung des Vorschusses nach Pkt 2 Abs 2 des Factoring-Vertrages erfolgt 
binnen 14 Tagen nach Übergabe der die Forderung ausweisenden Faktura an den 
Factor. Soll eine Faktura die Grundlage für eine Bevorschussung bilden, so darf 
sie der Lieferant dem Factor erst dann vorlegen, wenn die ausgewiesene Leistung 
oder Lieferung zur Gänze erfolgt ist. 
Der Lieferant ist verpflichtet, den Factor von allen Umständen unverzüglich zu 
benachrichtigen, die auf eine Verschlechterung der Zahlungsfähigkeit von 
Abnehmern schließen lassen.
Bei drohender Insolvenz eines Abnehmers oder aus sonstigen wichtigen Gründen 
ist der Factor berechtigt, bis zur Auszahlung des Vorschusses von der davon 
betroffenen Vorschussvereinbarung zurückzutreten.
Fremdwährungsforderungen
18. Auch für Forderungen, die auf fremde Währungen lauten, ist der Kaufpreis in 
Euro zu entrichten. Zur Ermittlung der Höhe des Vorschusses gemäß Pkt 2 Abs 2 
des Factoring-Vertrages wird der Fakturenbetrag zum Kurs des Tages der 
Vorschusszahlung in Euro umgerechnet und um den Prozentsatz gemäß Pkt 2 
Abs 1, Satz 1 des Factoring-Vertrages – bei Inanspruchnahme vereinbarter 
Nachlässe durch den Abnehmer (Pkt 2 Abs 1, Satz 2 des Factoring-Vertrages) 
auch um diese – vermindert. Für die Berechnung der endgültigen Kaufpreishöhe 
und ihre Berichtigung ist jedoch auf den Kurs des Tages abzustellen, an dem die 
Zahlung des Abnehmers beim Factor eingeht.
Gewährleistung
19. Der Lieferant haftet bis zur Höhe des Kaufpreises für die Richtigkeit und 
Einbringlichkeit der verkauften Forderungen. Er trägt aus dem Titel der 
Gewährleistung auch alle prozessualen und außerprozessualen Kosten der 
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Rechtsverfolgung. Eine Forderung gilt jedenfalls dann als mangelhaft, so dass 
der Factor zur Aufhebung des Kaufvertrages über sie berechtigt ist, wenn der 
Abnehmer innerhalb von 90 Tagen ab Fälligkeit nicht leistet. Leistet er nur 
teilweise, so kann der Factor eine angemessene Minderung des Kaufpreises 
fordern. Er kann weiters bereits dann Gewährleistung verlangen, wenn ihm der 
Abnehmer mitteilt, dass der Lieferant die Leistung nicht vereinbarungsgemäß 
erbracht hat. 
Die Aufhebung oder Preisminderung wird auch ohne gerichtliche 
Geltendmachung wirksam, wenn der Lieferant der darauf gerichteten Erklärung 
des Factors nicht binnen 14 Tagen ab ihrem Zugang schriftlich widerspricht. 
Bei Aufhebung des Kaufvertrages oder Minderung des Kaufpreises hat der 
Factor für den auf die Forderung gemachten Aufwand Anspruch auf Ersatz wie 
ein redlicher Besitzer (§331 ABGB). Der Lieferant haftet überdies für jeden 
verschuldeten Schaden.
Beschränkung der Gewährleistung (Risikoübernahme)
20. Übernimmt der Factor durch besondere schriftliche Vereinbarung das Risiko der 
Zahlungsunfähigkeit der Abnehmer (Delcredererisiko), so trifft für die davon 
erfassten Forderungen den Lieferanten in den in Pkt 23 angeführten Fällen für die 
Einbringlichkeit der verkauften Forderung nur eine eingeschränkte 
Gewährleistungspflicht nach den folgenden Bestimmungen. Pkt 19 ist nur soweit 
anzuwenden, als die Pkte 21 bis 30 nichts anderes vorsehen.
21. Die Einschränkung der Gewährleistung gilt nur dann, wenn der Lieferant die von 
der Risikoübernahme betroffenen Warenlieferungen und Leistungen zu den in 
der schriftlichen Delcrederevereinbarung und in diesen Allgemeinen Factoring-
Bedingungen festgelegten Bestimmungen vornimmt. 
Der Factor übernimmt das Delcredererisiko nur unter der Voraussetzung, dass
eine von ihm durchgeführte Prüfung die einwandfreie Bonität des Abnehmers 
ergibt. Die Risikoübernahme erstreckt sich nicht auf eine bereits vor Leistung des 
Lieferanten eingetretene Zahlungsunfähigkeit des Abnehmers.
22. Die Beschränkung der Gewährleistung (Übernahme des Risikos) bezieht sich nur 
auf Forderungen, deren Zahlungsziel unter 60/90 Tagen liegt. Sie gilt nicht für 
Forderungen, die auf die Zahlung von Zinsen, Reugeld, Vertragsstrafen oder 
Schadenersatz gerichtet sind. 
Die Übernahme des Risikos erfolgt nur bis zu einem Höchstbetrag, der entweder 
für den Abnehmer oder für alle bis zu einem bestimmten Zeitpunkt (innerhalb 
eines bestimmten Zeitraumes) aus Warenlieferungen und Leistungen an einen 
bestimmten Abnehmer entstehenden Forderungen festgelegt wird. 
In allen Fällen haftet der Lieferant für % des sich aus der Zahlungsunfähigkeit 
des Abnehmers ergebenden Ausfalls. 
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Hat der Factor wegen Übernahme des Delcredererisikos keinen Anspruch auf 
Gewährleistung, so trägt er auch alle Kosten der prozessualen und 
außerprozessualen Rechtsverfolgung. Hat der Factor das Risiko der 
Zahlungsunfähigkeit nicht bis zur Höhe des ganzen Nominales der Forderung 
übernommen, so werden die Kosten der Rechtsverfolgung zwischen ihm und 
dem Lieferanten verhältnismäßig geteilt.
23. Der Factor übernimmt das Delcredererisiko für den Fall, dass der Abnehmer die 
Forderung anerkannt hat und 
1) über das Vermögen des Abnehmers oder seinen Nachlass ein 
Insolvenzverfahren rechtskräftig eröffnet wird, oder der Konkurs mangels 
eines die Kosten des Verfahrens deckenden Vermögens nicht eröffnet wird, 
oder 
2) der Abnehmer mit seinen Gläubigern einen außergerichtlichen Ausgleich 
abgeschlossen hat, oder 
3) eine Zwangsvollstreckung in das Vermögen des Abnehmers nicht zur vollen 
Befriedigung führt, oder 
4) die Forderung wegen Zahlungsunwilligkeit des Abnehmers 90/180* Tage 
nach Fälligkeit nicht bezahlt wird. 
Die Risikotragung durch den Factor setzt voraus, dass das Bestehen der 
Forderung gegen den Abnehmer im Insolvenzverfahren festgestellt, in allen 
übrigen Fällen die Forderung anerkannt ist. 
*) 180 Tage = Italien
24. Richtet sich die Forderung des Lieferanten gegen einen Abnehmer, der seinen 
Sitz oder seine Geschäftsniederlassung im Ausland hat, oder ist sie im Betriebe 
einer ausländischen Geschäftsniederlassung des Lieferanten begründet, so 
erstreckt sich die Gewährleistungsbeschränkung auch bei Vorliegen der 
Voraussetzungen des Pkt 23 nicht auf folgende Ursachen der 
Zahlungsunfähigkeit: 
1) Krieg oder kriegsähnliche Ereignisse, 
2) Aufruhr oder Revolution, 
3) behördliche Maßnahmen, durch die der Transfer oder die freie Verfügung 
über die vom Abnehmer zu erbringende Gegenleistung beschränkt oder 
gehindert wird, 
4) Unmöglichkeit der Erfüllung auf Grund sonstiger politischer Ereignisse, oder 
aus Umständen, die im Ausland eingetreten und vom Lieferanten nicht zu 
vertreten sind, 
5) Naturkatastrophen und atomare Ereignisse.
25. Zahlungen von Abnehmern sind ungeachtet ihrer Widmung zunächst auf jene 
Beträge anzurechnen, die von der Risikoübernahme erfasst sind (Pkt 22 Abs 2 
und 3).
26. Unterlässt der Factor auf Ersuchen des Lieferanten eine Maßnahme zur 
Rechtsverfolgung nach Pkt 10, so entfällt für die davon betroffene Forderung die 
Gewährleistungsbeschränkung. Es gilt Pkt 19. 
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Erbringt der Lieferant an einen Abnehmer Leistungen, obwohl dieser mit der 
Berichtigung noch offener Forderungen mehr als 60 Tage in Verzug ist, so 
entfällt für die diesen Leistungen entsprechenden Forderungen die 
Risikoübernahme. Es gilt Pkt 19.
27. Sind die Voraussetzungen der Risikotragung, insbesondere jene des Pkt 23 
erfüllt, so hat der Factor dem Lieferanten auf Verlangen den Kaufpreis, 
vermindert um den von ihm selbst zu tragenden Ausfall (Pkt 22 Abs 3), 90/180* 
Tage nach Fälligkeit der Forderung zu entrichten. 
Der Factor ist nicht zur Zahlung verpflichtet, wenn der Abnehmer (ohne 
Rücksicht auf seine Zahlungsunfähigkeit nach Pkt 23) behauptet, seinerseits von 
der Leistungspflicht befreit oder zur Zurückhaltung seiner Leistung berechtigt zu 
sein. 
Der Factor ist auch nicht zur Zahlung verpflichtet, wenn ihm der Lieferant bei 
Abschluss der Delcrederevereinbarung Tatsachen vorenthalten hat, die ihm 
bekannt waren oder bekannt sein mussten und die der erfolgreichen 
Geltendmachung einer Forderung entgegenstehen. 
*) 180 Tage = Italien
28. Hat der Factor den Kaufpreis bereits entrichtet und beruht die Nichterfüllung des 
Abnehmers auf anderen Gründen als jenen der Zahlungsunfähigkeit gemäß Pkt 
23, so ist der Factor berechtigt, die Aufhebung des Kaufvertrages über die davon 
betroffene Forderung zu begehren und den Kaufpreis samt Zinsen in der Höhe 
des in Pkt 2 Abs 2 des Factoring-Vertrages festgelegten Zinssatzes 
zurückzufordern. 
Für die Vorgangsweise bei der Aufhebung gilt Pkt 19 Abs 3.
29. Die Vereinbarung der Risikoübernahme kann von jedem Vertragsteil jederzeit 
zur Gänze oder hinsichtlich einzelner Abnehmer gekündigt werden. Die 
Kündigung wirkt für alle ab ihrem Zugang entstehenden Forderungen. 
Bezieht sich die Übernahme des Risikos nur auf einzelne Forderungen, so kann 
jeder Vertragsteil von der Risikovereinbarung für eine Forderung zurücktreten, 
solange die der Forderung entsprechende Warenlieferung oder Leistung noch 
nicht erbracht ist. Die Ware gilt in dem Zeitpunkt als geliefert, in dem sie die 
Verfügungsgewalt des Lieferanten verlässt.
30. Der Factor ist zum Rücktritt von der Delcrederevereinbarung hinsichtlich einer 
Forderung berechtigt, wenn ihm der Lieferant die für ihre prozessuale oder 
außerprozessuale Durchsetzung notwendigen Unterlagen nicht binnen 30 Tagen 
nach Anforderung übergibt.
Auflösung des Factoring-Vertrages
31. Jeder Vertragsteil kann die Factoring-Vereinbarung unter den in Pkt 5 des 
Factoring-Vertrages genannten Voraussetzungen kündigen. 
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Jeder Vertragsteil kann die Factoring-Vereinbarung mit sofortiger Wirkung 
kündigen, wenn der andere Teil wesentliche vertragliche Pflichten verletzt, die 
Geschäftstätigkeit einstellt, über sein Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet 
wird, die Konkurseröffnung mangels eines die Kosten deckenden Vermögens 
unterbleibt oder ein außergerichtlicher Ausgleich angeboten wird.
32. Bei Übertragung oder Übergang des Unternehmens des Lieferanten auf einen 
Dritten, bei Änderung der Rechtsform des Unternehmens, maßgeblicher 
Änderung in der Zusammensetzung der Gesellschafter, Änderung der 
Geschäftsleitung oder Änderung des Gegenstandes des Unternehmens des 
Lieferanten ist der Factor berechtigt, innerhalb eines Monats ab Kenntnis dieser 
Umstände unter Einhaltung einer Frist von einem Monat die Factoring-
Vereinbarung zu kündigen.
33. Die Kündigung nach Pkt 31 Abs 2 bezieht sich nicht auf die bis zu ihrem Zugang 
entstandenen Forderungen. Ist eine Kündigungsfrist einzuhalten (Pkt 32 und Pkt 
5 des Factoring-Vertrages), so wirkt die Kündigung für alle nach Ablauf der Frist 
entstehenden Forderungen. Ab Zugang der Kündigung ist jedoch der Factor zu 
einer Bevorschussung von Forderungen nicht mehr verpflichtet. 
Der Factor ist berechtigt, für allfällige, vom Unternehmer zu tragende, 
prozessuale und außerprozessuale Kosten der Rechtsverfolgung noch offener, 
von der Kündigung nicht erfasster Forderungen, angemessene Sicherstellung zu 
verlangen oder entsprechende Beträge bis zur Streiterledigung zurückzubehalten.
34. Wird die Factoring-Vereinbarung gekündigt, so ist der Factor berechtigt, binnen 
vier Wochen nach dem Wirksamwerden der Kündigung vom Kauf bereits 
entstandener Forderungen zurückzutreten. 
Der Factor ist berechtigt, vom Kauf einer Forderung zurückzutreten, wenn der 
Lieferant die für die Eintreibung notwendigen Informationen und Unterlagen (Pkt 
7) innerhalb von 30 Tagen ab Anforderung nicht übergibt.
Schlussbestimmungen
35. Änderungen dieser Allgemeinen Factoring-Bedingungen gelten vom Lieferanten 
als genehmigt, wenn er der Neufassung nicht binnen 14 Tagen ab ihrem Zugang 
schriftlich widerspricht.
36. Für Streitigkeiten aus dem Factoring-Verhältnis vereinbaren die Parteien die 
Zuständigkeit des für den Sitz des Factors in Wien sachlich zuständigen 
Gerichtes.
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ANHANG B
VB FACTORING BANK AG
I. Factoringvertrag
1. Der Kunde verkauft und tritt alle seine ab Vertragsbeginn entstehenden 
Forderungen aus Warenlieferungen und/oder Leistungen inklusive aller 
Nebenrechte an VB Factoring ab. VB Factoring kauft und übernimmt diese 
Forderungen.
2. Ein zu Vertragsbeginn bestehender Forderungsbestand wird an VB Factoring 
verkauft und abgetreten.
3. Die Zusammenarbeit erfolgt im Full-Service-Verfahren. Dabei übernimmt VB 
Factoring die Führung der Debitorenbuchhaltung, das Mahnwesen und den 
Forderungseinzug. 
4. Der Kunde erhält das VB Factoring-Kundenhandbuch. Die darin angeführten 
Unterlagen werden dem Kunden regelmäßig überlassen.
5. Der Kunde versendet an alle bestehenden VB und künftig hinzukommenden 
Abnehmer ein Informationsschreiben laut Kundenhandbuch.
6. Alle Rechnungen und Rechnungskopien des Kunden enthalten den im VB 
Factoring-Kundenhandbuch vorgesehenen Abtretungsvermerk. Bei 
Exportforderungen ist der dem Kunden gesondert von VB Factoring  
vorgegebenen Abtretungsvermerk zu verwenden.
7. Die Abtretung der Forderungen ist in den Büchern sowie im entsprechenden 
EDV-Programm des Kunden anzumerken.
8. Auf Anforderung stellt der Kunde vom Abnehmer unterfertigte Auftrags- und 
Lieferscheine zur Verfügung.
9. Anzahlungen auf den Kaufpreis werden bis zum vereinbarten Prozentsatz 
geleistet.
10. Zahlungsziele von mehr als 90 Tagen (bei Wechselzahlungen 120 Tage) 
bedürfen einer schriftlichen Zustimmung durch VB Factoring.
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11. Das Zahlungsausfallsrisiko wird durch VB Factoring übernommen (Delcredere-
Übernahme)
12. Die Kosten für die Delcredere-Übernahme sind in der vereinbarten Factoring-
Gebühr inkludiert.
13. Vor Limiteinräumung bestehende Forderungen werden durch die Delcredere-
Übernahme nicht gedeckt.
14. Für die Bonitäts-/Limitprüfung gelten bis auf weiteres die im Schreiben 
„Zusammenarbeit“ angeführten Preise. Notwendige Preisänderungen werden 
jeweils zum Ende eines Kalenderjahres vorgenommen und bekanntgegeben.
15. Das Mahnwesen wird von VB Factoring geführt. Mit dem weiteren Inkasso der 
Forderungen wird nach Verständigung des Kunden die Eurincasso GesmbH 
beauftragt.
16. Das anwaltliche Inkasso wird durch VB Factoring eingeleitet.
17. Zahlungseingange beim Kunden auf Forderungen sind VB Factoring umgehend 
zu melden und weiterzuleiten. Durch Unterlassung entstehende Kosten (z.B. 
Anwaltsspesen, Gerichtsgebühren, Inkassogebühren) sind durch den Kunden zu 
tragen.
18. Der Kunde erteilt VB Factoring die Zustimmung, im Rahmen des 
Vertragsverhältnisses bekannt werdende Daten zu verarbeiten und in 
banküblicher Form, insbesondere im Interesse des Gläubigerschutzes 
weiterzugeben. Die Ermächtigung gilt auch für Auskunftserteilungen im Rahmen 
gesetzlicher Vorschriften sowie an Konzernfirmen.
19. Die Vereinbarungen aus diesem Vertrag gelten auch für Rechtsnachfolger. Der 
Kunde ist verpflichtet, die Vereinbarungen aus diesem Vertrag auf allfällige 
Rechtsnachfolger zu überbinden. VB Factoring ist jedoch in diesen Fallen sowie 
im Falle einer maßgeblichen Änderung in der Zusammensetzung der 
Gesellschafter oder des Wechsels bzw. einer Änderung in der Geschäftsleitung 
oder bei Änderung des Gegenstandes des Unternehmens innerhalb von sechs 
Wochen nach Kenntnisnahme berechtigt, die Vereinbarung unter Einhaltung 
einer Monatsfrist zu kundigen.
Der Kunde wird VB Factoring von den vorgenannten Umstanden unverzüglich 
unterrichten.
20. Wesentliche Bestandteile der gesamten Factoring-Vereinbarung sind
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• Factoringvertrag
• das Schreiben „Zusammenarbeit“, in dem u.a. die Laufzeit der Vereinbarung, 
Zinsen und Gebühren, die Anzahlung auf den Kaufpreis und die bestellten 
Sicherheiten geregelt sind
• die Allgemeinen VB Factoring-Geschäftsbedingungen und die 
Sonderbestimmungen Delcredere in der jeweils gültigen Fassung 
 die Allgemeinen Geschäftsbedingungen für Bankgeschäfte in der jeweils gültigen 
Fassung.
• Die auf diese Vereinbarung anfallen den Gebühren gehen zu Lasten des Kunden. 
Diese Vereinbarung wurde in einem Original errichtet, das bei VB Factoring 
verbleibt. Zweitschriften wurden nicht ausgefertigt, eine Kopie des Originals 
sowie die Geschäftsbedingungen erhält der Kunde.
21. Änderungen und Ergänzungen der gesamten Factoring-Vereinbarung bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Schriftform, ebenso das Abgehen von der Schriftform.
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II. Allgemeine Factoring-Bedingungen
§ 1. Gewährleistung
(1) Der Kunde haftet für die Richtigkeit und Einbringlichkeit der angekauften 
Forderungen und die Rechtswirksamkeit der Abtretung.
§ 2. Übernahme der Forderungen
(1) Gleichzeitig mit oder sofort nach Lieferung der Ware bzw. Erbringung der 
Leistung hat der Kunde eine Kopie der an den Abnehmer gehenden 
Originalrechnung an VB Factoring zu übersenden.
(2) Der Verkauf und die Abtretung der bei Vertragsbeginn aushaftenden 
Altforderungen erfolgt anhand einer aktuellen Offenen-Posten-Liste. Die 
entsprechenden Rechnungskopien sind bei Bedarf VB Factoring zu überlassen.
(3) Nachnahme- und Bargeschäfte sind nicht Gegenstand des Vertrages.
§ 3. Kaufpreis
(1) Der Kaufpreis für die angekauften Forderungen entspricht der Höhe der 
jeweiligen Rechnungsbeträge abzüglich von Abnehmern in Anspruch 
genommener Skonti und Nachlasse.
(2) Der Kaufpreis abzüglich der vereinbarten Gebühren und Spesen ist nach Eingang 
der Zahlung durch den Abnehmer bei VB Factoring fällig.
§ 4. Anzahlungen auf den Kaufpreis
(1) Der Ankauf von Forderungen bzw. die Leistung von Anzahlungen auf 
Kaufpreise, denen Forderungen
• die unter ein gültiges Abtretungsverbot fallen
• die mit aufrechten Kompensationsvereinbarungen behaftet sind
• aus Kommissions- bzw. Provisionsgeschäften
• die aus weiterverrechneten Wechselspesen bzw. Zinsen stammen
• gegen öffentliche Stellen, sofern keine gültige 
Unbedenklichkeitsbescheinigung oder keine Aufrechnungsverzichtserklärung 
des Finanzamtes vorliegt
• an verbundene Unternehmen des Kunden
• gegen Abnehmer mit mehr als 90 Tage überfälligen Forderungen
• gegen Abnehmer, deren Saldo 20 % des Gesamtforderungsstandes übersteigt
• gegen Abnehmer, deren Bonität nach Beurteilung durch VB Factoring 
zweifelhaft ist
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zugrunde liegen, kann von VB Factoring ohne Angabe von Gründen abgelehnt 
werden. Hat VB Factoring dennoch solche Forderungen angekauft und 
Anzahlungen geleistet, so ist VB Factoring berechtigt, die Aufhebung des 
Kaufvertrages, insbesondere aus den oben genannten Gründen, zu erklären. Mit 
der Erklärung der Aufhebung durch VB Factoring und der unverzüglichen 
Ruckzahlung der auf solche Forderungen entfallenden Anzahlungen sowie der 
vereinbarten Zinsen gilt die Rückübertragung der Forderung als durchgeführt.
(2) Der vertraglich vereinbarte Prozentsatz für Kaufpreisanzahlungen kann von VB 
Factoring herabgesetzt werden, wenn die Erfahrungen von VB Factoring die 
Befürchtung rechtfertigen, dass durch die Zahlungen der Abnehmer die von VB
Factoring geleisteten Kaufpreisanzahlungen bzw. die Kaufpreise nicht oder nicht 
zur Ganze abgedeckt werden können und/oder der Kunde seinen Verpflichtungen 
gegenüber VB Factoring nicht nachkommen wird.
§ 5. Abnehmerzahlungen, Direktzahlungen
a. An den Kunden geleistete Zahlungen sowie vom Kunden empfangene Schecks 
und Wechsel sind VB Factoring unverzüglich mitzuteilen und an VB Factoring 
weiterzuleiten. Wechsel sind mit Blanko-lndossament des Kunden zu versehen. 
Der Kunde verzichtet ausdrücklich darauf, allfällige eigene Forderungen gegen 
Forderungen von VB Factoring aufzurechnen.
b. Der Kunde ist verpflichtet, bestehende Inkassovollmachten Dritter (eventuell 
Vertreter) unverzüglich zu widerrufen. Die Erteilung neuer Inkassovollmachten 
kann nur mit schriftlicher Zustimmung von VB Factoring erfolgen.
§ 6. Forderungseinzug, Rechtswegbeschreitung
(1) Das Mahnwesen wird von VB Factoring geführt. Spätestens 90 Tage nach 
Fälligkeit einer Forderung - bei italienischen Forderungen 60 Tage — beauftragt 
VB Factoring die Eurincasso Ges.m.b.H. mit dem weiteren Inkasso.
(2) Kosten und Gebühren, die im Zusammenhang mit dem Einzug von Forderungen 
entstehen, werden dem Kunden verrechnet, sofern sie vom Abnehmer nicht 
einbringlich gemacht werden können.
(3) Für VB Factoring besteht keine Pflicht zur Klags-  und Exekutionsführung gegen 
Abnehmer. Der Kunde kann in diesen Fallen jedoch die Rückübertragung der 
offenen Forderungen fordern.
§ 7. Zinsen und Gebühren
(1) Für die vor Fälligkeit des Kaufpreises geleistete Anzahlung werden 
kontokorrentmäßige Zinsen berechnet, die monatlich im Nachhinein dem 
Kunden belastet werden. Bei Änderungen der für die Refinanzierung von VB 
Factoring maßgeblichen Geld-oder Kapitalmarktverhältnisse ist VB Factoring 
berechtigt, den Zinssatz in angemessener Weise anzupassen.
B/15
(2) Werden dem Kunden auf seinen Wunsch höher als vertraglich vereinbarte 
Anzahlungen gewährt, kann VB Factoring zuzüglich zum jeweils gültigen 
Zinssatz Zinsen in Hone von 6 % p.a. verrechnen.
(3) Für die von VB Factoring zu erbringenden Leistungen wird die vertraglich 
vereinbarte Factoring-Gebühr verrechnet. Ist eine Gebührenstaffel vereinbart, so 
gilt diese jeweils für ein Vertragsjahr. Bei Erreichen der jeweiligen 
Umsatzschwelle wird für weitere Rechnungseinreichungen bis zur nächsten 
Umsatzschwelle der jeweils vereinbarte Satz berechnet.
§ 8. Exportforderungen
(1) Fremdwährungsforderungen werden zu einem internen VB Factoring—Kurs 
umgerechnet und in EURO finanziert. Sämtliche Transferspesen sind vom 
Kunden zu tragen.
(2) Kaufpreisanzahlungen in Fremdwährung werden vertraglich gesondert 
vereinbart. In jedem Fall hat der Kunde die Fremdwährung bei VB Factoring 
anzuschaffen. Dabei anfallende Gebühren und Spesen sind vom Kunden zu 
tragen.
(3) Bei Exportforderungen trägt der Kunde das Transferrisiko und das politische 
Risiko sowie das sich aus einer Zahlung in Fremdwährung ergebende Kursrisiko.
(4) Akkreditive sind bei einer von VB Factoring namhaft gemachte Bank zugunsten 
VB Factoring zahlbar zu stellen. Bei Lieferungen gegen Dokumenteninkasso 
sind die Dokumente bei VB Factoring einzureichen, die das Inkasso durchführt.
§ 9. Vertragskündigung/-auflösung
(1) Der Vertrag endet durch Kündigung zum vereinbarten Zeitpunkt oder durch 
Auflösung.
(2) VB Factoring ist berechtigt, das Vertragsverhältnis mit sofortiger Wirkung 
aufzulösen, insbesondere wenn
(1) der Kunde Verpflichtungen aus diesem Vertrag gröblich verletzt oder
(2) deren Erfüllung gefährdet erscheint oder
(3) bei einer wesentlichen Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation des 
Kunden oder
(4) über den Kunden ein Insolvenzverfahren eröffnet wird.
(3) Bei Vertragsende werden die Kaufverträge über die Forderungen 
ruckabgewickelt. Der Kunde ist verpflichtet, die auf die Forderungen erhaltenen 
Anzahlungen auf die Kaufpreise binnen vierzehn Tagen zurückzuzahlen. VB 
Factoring ist verpflichtet, Zug um Zug gegen Erhalt der Kaufpreisanzahlungen 
die Forderungen an den Kunden durch Abtretung rück zu übertragen.
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(4) Im Falle der Vertragskündigung/-auflösung verpflichtet sich der Kunde, eine 
Abwicklungsgebührt von 2 % der angekauften offenen Forderungen zuzügl. USt. 
zu bezahlten, sofern die auf die Forderungen erhaltenen Kaufpreisanzahlungen 
nicht innerhalb von vierzehn Tagen zur Gänze abgedeckt werden.
§ 10. Allgemeine Bestimmungen
(1) Während der Vertragslaufzeit neu hinzukommende Bankverbindungen sowie  
Kreditvereinbarungen sind VB Factoring unverzüglich bekanntzugeben.
(2) Bei vereinbarten stillen Verfahren ist VB Factoring jederzeit berechtigt, das 
Vertragsverhältnis gegenüber den Abnehmern des Kunden offenzulegen.
(3) Periodisch erhält der Kunde eine Übersicht über seine Konten. Wird nicht 
innerhalb von vier Wochen schriftlich Einspruch erhoben, erkennt der Kunde die 
Richtigkeit der Buchungen und die jeweils ausgewiesenen Salden an.
(4) VB Factoring ist berechtigt, den Betrieb des Kunden, sein Lager, sowie alle 
Schriftstücke und Geschäftsunterlagen gegen gesonderte Verrechnung jederzeit 
zu begehen bzw. einzusehen und zu prüfen. Jährlich erhält VB Factoring binnen 
4 Monaten ab Bilanzstichtag vom Kunden sowie von allfälligen 
Verbundunternehmungen aktuelle Bilanzunterlagen und Gewinn- und 
Verlustrechnung.
(5) Alle für Abnehmer bestimmten Drucksorten haben einzig und allein das 
vertraglich festgelegte Bankkonto zu enthalten.
(6) Es liegt im Ermessen von VB Factoring, über Abnehmer des Kunden 
Limitempfehlungen / Bonitätsprüfungen einzuholen. Eine Haftung von VB 
Factoring für allenfalls entstehende Nachteile aus Nennung eines Höchstsaldos 
für einzelne Abnehmern (Limitempfehlungen) ist ausgeschlossen.
(7) Über Aufforderung von VB Factoring hat der Kunde Saldenbestätigungen seiner 
Abnehmer beizubringen.
(8) Sämtliche Bankspesen und Porti gehen zu Lasten des Kunden.
(9) VB Factoring ist berechtigt, alle Zahlungseingänge und Guthaben ungeachtet 
ihrer Widmung mit Forderungen gegen den Kunden aus welchem Titel immer 
aufzurechnen.
(10)Für den Fall, dass der Kunde fällige Forderungen nicht fristgerecht bezahlt, ist 
VB Factoring  berechtigt, zuzüglich zum jeweils gültigen Zinssatz Zinsen in 
Hohe von 6 % p.a. zu verrechnen.
(11)Änderungen und Ergänzungen aller VB Factoring—Geschäftsbedingungen 
werden dem Kunden schriftlich mitgeteilt und gelten als angenommen, sofern 
der Kunde nicht innerhalb von vierzehn Tagen ab Erhalt schriftlich Widerspruch 
erhebt.
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(12)Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus dem Vertragsverhältnis ist Salzburg. Es 
gilt österreichisches Recht als vereinbart.
(13)Im übrigen gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen für Bankgeschäfte in 
der jeweils gütigen Fassung. Der Kunde bestätigt die Kenntnis dieser 
Bedingungen.  
Sonderbestimmungen Delcredere
§ 1 Gegenstand des Vertrages 
(1) ist der Ausschluss der Gewährleistung des Kunden bei Zahlungsunfähigkeit von 
Abnehmern bis zu einem für den jeweiligen Abnehmer bis auf Widerruf durch 
VB Factoring festgesetzten Limit (Delcredere-Übernahme). Dies jedoch nur für
Forderungen aus Warenlieferungen und Dienstleistungen.  
(2) Der Ausschluss der Gewährleistung des Kunden erstreckt sich nicht auf 
a. die in den Fakturen enthaltene Mehrwertsteuer
b. Forderungen auf Zinsen, Reuegeld, Vertragsstrafen und Schadenersatz
c. Kursverluste
d. Kosten der Rechtsverfolgung und andere nicht in der Faktura enthaltene 
Kosten.
(3) Der Kunde hat von jedem sich ergebenden Ausfall nach Abzug der enthaltenen 
Verkehrssteuern nachstehende Anteile selbst zu tragen, sofern für einzelne 
versicherte Abnehmer kein abweichender Selbstbehalt bei Limiteinräumung 
festgelegt wird: 
a. Inland 25 %
b. Ausland (OECD) 20 % 
(4) Die Zahlungsunfähigkeit des Abnehmers darf erst nach Lieferung und 
Fakturierung entstanden sein.
(5) Zahlungsunfähigkeit eines Abnehmers liegt vor, wenn 
a. über sein Vermögen oder seinen Nachlass ein Insolvenzverfahren 
rechtskräftig eröffnet wird, oder die Eröffnung mangels eines die Kosten des 
Verfahrens deckenden Vermögens rechtskräftig abgelehnt wurde oder 
b. er mit seinen sämtlichen Gläubigern einen außergerichtlichen Ausgleich 
abgeschlossen hat oder
c. eine Zwangsvollstreckung über sein Vermögen nicht zur vollen Befriedigung 
führt. 
Die Auszahlung des Delcredere-Betrages erfolgt, wenn und sobald die 
Forderung durch den Abnehmer anerkannt oder durch ein rechtskräftiges Urteil 
festgestellt wird und obige Voraussetzungen (lit. a — c) vorliegen.
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(6) Sofern nach Auszahlung des Delcredere-Betrages Zahlungen auf die der 
Delcredere-Auszahlung zugrunde liegenden Forderung bei Factoring oder beim 
Kunden eingehen, stehen diese bis zur Höhe des ausbezahlten Delcredere-
Betrages ausschließlich VB Factoring zu. Beim Kunden eingehende  Zahlungen 
sind unverzüglich an VB Factoring weiterzuleiten.
(7) Beruht die Zahlungsunfähigkeit eines Abnehmers auf
a. Krieg oder kriegsähnlichen Ereignissen, Aufruhr, Revolution, Unruhen oder 
Streiks,
b. behördlichen Maßnahmen, durch die der Transfer oder die freie Verfügung 
über die vom Abnehmer zu erbringende Gegenleistung beschränkt oder 
behindert wird 
c. Unmöglichkeit der Erfüllung aufgrund sonstiger politischer Ereignisse oder 
auf Umstanden, die im Ausland eingetreten und vom Lieferanten nicht zu 
vertreten sind 
d. Naturkatastrophen und atomaren Ereignissen 
ist der Haftungsausschluss nicht möglich.
Sofern die Verwaltung der Forderungen nicht durch VB Factoring erfolgt, sind 
im Delcredere-Fall VB Factoring folgende Unterlagen zur Verfügung zu stellen
 Auftrage, Lieferscheine und Rechnungen zu den unter die Delcredere-Zusage 
fallenden Betrage sowie die den Geschäftsfall betreffende Korrespondenz
 Nachweis der fristgerechten Übergabe zur  gerichtlichen Geltendmachung
(8) Bei Forderungen aus Warenlieferungen ist der Ausschluss der Gewährleistung 
des Kunden nur dann möglich, wenn und soweit der Kunde den 
Eigentumsvorbehalt rechtswirksam vereinbart hat. Der Kunde erklärt sich bereit, 
bei drohender oder bereits eingetretener Insolvenz eines Abnehmers dort noch 
vorhandene Ware zurückzunehmen und entsprechende Gutschriften zu erteilen. 
Dasselbe gilt bei erfolgreicher Geltendmachung des Aussonderungsrechtes. Der 
offene Saldo vermindert sich um den Wert der Warenretouren.
(9) Haftungsausschluss ist nicht möglich bei Forderungen gegen Unternehmungen, 
an denen der Kunde beteiligt ist oder die ihrerseits am Unternehmen des Kunden 
beteiligt sind.
(10)
a. Erbringt der Kunde an einen Abnehmer Leistungen, obwohl dieser mit der 
Begleichung noch offener Forderungen mehr als 60 Tage in Verzug ist, so ist 
ein Ausschluss der Haftung für diese weiteren Forderungen nicht möglich.
b. Diesfalls erlischt ein eingeräumtes Limit automatisch und tritt auch nach 
Begleichung der überfälligen Forderung nicht mehr in Kraft.
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(11) Haftungsausschluss ist nicht möglich, wenn auf Ersuchen des Kunden die 
Rechtswegbeschreitung später als 90 Tage nach Fälligkeit erfolgt. Bei 
italienischen Abnehmern verkürzt sich diese Frist auf 60 Tage nach Fälligkeit.
(12) Nach Limitstreichung eingehende Abnehmerzahlungen vermindern zur Gänze 
den VB Factoring betreffenden Haftungsrahmen.
(13) Bei Gesamtzahlungszielen über 90 Tage – bei italienischen Abnehmern 60 Tage 
– ist Haftungsausschluss nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung durch VB 
Factoring möglich.
(14) Ist der Kunde mit der Bezahlung der Delcredere-Gebühr in Verzug, erlischt der  
Haftungsausschluss. Treten nach Auszahlung des Delcredere-Betrages durch 
VB Factoring nachträglich Umstande auf, aus denen sich ergibt, dass diese zu 
Unrecht erfolgte, hat der Kunde den von VB Factoring erhaltenen Delcredere-
Betrag inklusive Zinsen sowie allfälliger Spesen und Kosten für gerichtliche 
Beitreibungen unverzüglich zurückzuerstatten.
§ 2. Selbstlimitvereinbarung
(1) Der Kunde ist berechtigt, unter nachfolgenden Bedingungen jedem inländischen 
Abnehmer ein  Limit bis zum vertraglich vereinbarten Höchstbetrag selbst 
einzuräumen.
a) Der nach Abzug der Mehrwertsteuer vom Kunden zu tragende Selbstbehalt
beträgt 35 %.
b) Dem Kunden dürfen keine Nachrichten vorliegen und keine Umstände 
bekannt sein, welche eine Kreditgewährung ausschIlel3en wurden, 
(Sorgfaltspflicht des ordentlichen Kaufmannes).
c) Es darf dem Kunden auch innerhalb der letzten 12 Monate keine Nachricht 
von VB Factoring zugegangen sein, dass 
d) die Einräumung eines Limits abgelehnt wurde, oder 
e) der Ausschluss der Gewährleistung des Kunden für Folgelieferungen bzw. 
Leistungen aufgehoben wurde
f) Ausgenommen von der Möglichkeit der Selbstlimitvergabe sind Limite an 
Privatpersonen.
Der Kunde hat alle seine Selbstlimitentscheidungen unter Beilage der zugrunde 
liegenden Büroauskunft – siehe unten (2) – VB Factoring unverzüglich 
schriftlich bekanntzugeben. VB Factoring-Limitentscheidungen gehen der 
Selbstlimitvergabe vor.
(2) Im Falle der Inanspruchnahme des Gewährleistungsausschlusses hat der Kunde 
VB Factoring das Vorliegen einer höchstens 12 Monate alten schriftlichen 
Büroauskunft (nicht Quick Report) einer Berufsauskunftei, aus der die Bonität 
des Abnehmers zweifelsfrei gerechtfertigt feststellbar ist, nachzuweisen. Als 
vereinbarte Auskunfteien gelten Kreditschutzverband von 1870, D & B 
Schimmelpfeng, Bürgel und Creditreform.
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§ 3. Allgemeine Bestimmungen
(1) Der Kunde hat für alle seine Abnehmer Limite zu beantragen (ausgenommen 
Selbstlimit-Vereinbarung).
(2) Werden Limite über einen Zeitraum von einem Jahr hinaus benötigt, so wird 
dafür jährlich die im Schreiben ,,Zusammenarbeit" für Limit- und Limite-
Empfehlungsprüfungen vereinbarte Prüfungsgebühr verrechnet.
(3) Der Kunde ist verpflichtet, ihm bekannt werdende Verschlechterungen der 
Bonität seiner Abnehmer unverzüglich VB Factoring mitzuteilen.
(4) Ein Antrag auf Inanspruchnahme des Gewährleistungsausschlusses kann nur bei 
einem € 725,-- übersteigenden Auszahlungsbetrag gestellt werden 
(Bagatellgrenze).
(5) Der Ausschluss der Gewährleistung erlischt jedenfalls für alle Forderungen mit 
Beendigung des Factoring-/Delcrederevertrages, soweit nicht bereits zu diesem 
Zeitpunkt die Voraussetzungen des § 1. (5) lit. a - c „Sonderbestimmungen 
Delcredere“ vorliegen.
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ANHANG C
INTERMARKET BANK AG
I. Factoringvertrag
Sie verkaufen und treten uns alle Ihre Forderungen aus Warenlieferungen und 
Dienstleistungen ab, die Sie im Rahmen Ihres Geschäftsbetriebes per           erbringen 
bzw. erbracht haben.
Wir kaufen und übernehmen diese Forderungen.
Der Kaufpreis für die einzelnen Forderungen entspricht dem jeweiligen 
Bruttofakturenbetrag, vermindert um Skonti und sonstige vereinbarte Abzüge seitens 
Ihrer Abnehmer sowie einen Abschlag von b.a.w.        % zzgl. USt. Dieser Abschlag 
wird ab Fakturenübergabe wöchentlich separat angelastet. Unabhängig vom 
tatsächlich angekauften Forderungsvolumen beträgt die Summe der 
Kaufpreisabschläge mindestens € 3.000,-- zzgl. USt. im Halbjahr. Für das Jahr 200X 
sowie im Falle einer etwaigen Vertragsbeendigung wird dieser Betrag entsprechend 
aliquotiert.
Für jede Faktura, die 60 Tage nach Fälligkeit durch den Abnehmer noch nicht oder 
nicht vollständig bezahlt wurde, wird pro Woche bis zur gänzlichen Bezahlung 
zusätzlich b.a.w. € 0,50 zzgl. USt. verrechnet.
Wie erklären uns bereits, gemäß den Allgemeinen Factoring-Bedingungen bis auf 
weiteres Anzahlungen auf den Kaufpreis bis 80 % der angekauften Forderungen zu
leisten. Für die Inanspruchnahmen solcher Bevorschussungen stellen wir Ihnen 
gemäß Gebührengesetz § 33 TP 19 (3) einen zu vergebührenden Rahmen von €     
zur Verfügung.
Für die vor Fälligkeit des Kaufpreises geleisteten Zahlungen wird b.a.w. ein 
Abschlag auf Basis einer kontokorrentmäßigen Verzinsung von       % zzgl. USt. p.a. 
jeweils zum Monatsende berechnet.
Für Eilüberweisungen wird ein Telefonspesen- und Manipulationsbetrag von € 13,--
zzgl. USt. pro durchgeführter Überweisung in Rechnung gestellt.
Die Abwicklung der Geschäftsbeziehung erfolgt über e-factoring. Für den hierbei 
erforderlichen File-Transfer werden spezielle Nutzungsberechtigungen vergeben, 
wobei wir Ihnen für die ersten drei Berechtigungen eine Nutzungsgebühr von gesamt 
€ 45, -- zzgl. USt. pro Monat, sowie für jede weitere Berechtigung € 10,-- zzgl. USt. 
pro Monat in Rechnung stellen.
Unabhängig davon erklären wir uns für die Dauer dieses Factoring-Vertrages bereit, 
Ihnen insbesondere als weitere Leistungen folgende von uns erstellte Auswertungen 
des Zahlenmaterials aus den angekauften Forderungen zur Verfügung zu stellen:
 Offene Postenliste in regelmäßigen Abständen
 Auflistung aller Buchungsbewegungen
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 Auflistung der uns vom Abnehmer mitgeteilten Differenzen und 
Reklamationen
Nach Vereinbarung erhalten wir von Ihnen eine Kreditorenliste.
Änderungen des Leistungsfächers insbesondere im Rahmen des technischen 
Fortschrittes bleiben vorbehalten.
Der Factoring-Vertrag ist zunächst bis       wirksam. Es steht jedoch beiden 
Vertragspartner das Recht zu, diesen Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 6 
Monaten jeweils zum 31. 12. eines jeden Jahre zu kündigen. Eine Verlängerung 
dieser Vereinbarung um jeweils 5 Jahre ist grundsätzlich möglich, bedarf jedoch 
einer schriftlichen Prolongationserklärung. Ein derartiges Prolongationsschreiben 
wird eingeschrieben von uns an Sie versandt und bedarf keiner gesonderten 
schriftlichten Annahme durch Sie. Sofern Sie nicht innerhalb von 2 Wochen ab 
Erhalt dieses Schreibens widersprechen, gilt die Prolongation als rechtskräftig.
Unabhängig davon gilt jedoch ihre Zustimmung zur Prolongation jedenfalls dann als 
erteilt, wenn Ihrerseits weiterhin Bevorschussungen für an uns verkaufte und 
abgetretene Forderungen in Anspruch genommen werden.
Bei Vertragsauflösung ist eine Abwicklungsgebühr in Höhe von 1 % zzgl. USt. des 
zu Vertragsende aushaftenden Gesamtsaldos aus offenen Kaufpreisanzahlungen zu 
entrichten.
Für den Factoring-Vertrag und dessen Änderung ist Schriftlichkeit gemäß § 884 
ABGB vereinbart. Die Allgemeinen Factoring-Bedingungen sind wesentlicher 
Bestandteil des Factoring-Vertrages.
Dieser Vertrag wird erst mit Ihrer firmenmäßigen Unterfertigung und nach 
Zustimmung unserer Gremien wirksam, von der wir Sie unverzüglich in Kenntnis 
setzen werden.
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II. Allgemeine Factoring-Bedingungen
§ 1 Gegenstand des Vertrages
(1) Gegenstand des Factoring-Vertrages sind alle bestehenden und zukünftig 
entstehenden Forderungen lt. Factoring-Vereinbarung aus Warenlieferungen und 
Leistungen aus dem Geschäftsbetrieb desjenigen, der mit der Intermarket Bank 
Aktiengesellschaft (Intermarket) den Factoring-Vertrag abgeschlossen hat 
(Lieferant), samt allen Nebenrechten insbesondere des Eigentumsvorbehaltes.
(2) Die zur Übertragung der Nebenrechte notwendigen Handlungen hat der Lieferant 
vorzunehmen.
§ 2 Gewährleistung
Der Lieferant haftet bis zur Höhe des Kaufpreises für die Richtigkeit und 
Einbringlichkeit der Forderungen.
§ 3 Fälligkeit
(1) Der Kaufpreis für die einzelnen Forderungen ist nach Eingang der von den 
Abnehmern an Intermarket auf diese Forderungen geleisteten Zahlungen fällig.
(2) Intermarket ist berechtigt, die Aufhebung des Kaufvertrages über bestimmte 
Forderungen zu erklären, wenn diese 60 Tage nach Fälligkeit nicht voll bezahlt 
sind. Mit Erklärung der Aufhebung gilt die Rückabwicklung durch 
Rückübertragung der Forderungen als durchgeführt.
(3) In diesem Falle hat der Lieferant auf solche Forderungen entfallende 
Anzahlungen sowie die vereinbarten Zinsen unverzüglich zu bezahlen.
§ 4 Anzahlungen
(1) Über Antrag des Lieferanten kann von Intermarket auf den Kaufpreis der 
Forderungen die Leistung von Anzahlungen zugesagt werden.
(2) Intermarket ist berechtigt, Anträge auf Anzahlungen abzulehnen sowie jederzeit 
bestimmte Forderungen von dieser Zusage auszunehmen.
§ 5 Verrechnung
(1) Intermarket ist berechtigt, ihre Forderungen gegen den Lieferanten aus welchem 
Titel immer mit ihren Verbindlichkeiten gegen diesen aufzurechnen.
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(2) Beträge, mit denen der Lieferant gegenüber Intermarket in Verzug ist, sind ab 
Fälligkeit zu verzinsen. Diese Verzugszinsen liegen 2% über dem im Vertrag 
vereinbarten Zinssatz.
(3) Für vom Vertrag nicht umfasste Leistungen kann vom Lieferanten ein 
gesondertes Entgelt verlangt werden.
§ 6 Sicherheiten
Vom Lieferanten bestellte Sicherheiten haften für alle Forderungen der Intermarket 
gegen ihn aus dem Factoring-Vertrag.
§ 7 Geschäftsabwicklung
(1) Allgemeines
(a) Der Lieferant hat unverzüglich nach Abschluss dieses Vertrages jeden seiner 
Abnehmer in dessen Landessprache mitzuteilen, dass er alle seine Forderungen 
laut Factoring-Vertrag an Intermarket übertragen hat und Zahlungen nur an 
Intermarket geleistet werden können.
(b) Für diese Zahlungen wird Intermarket ein entsprechendes Konto einrichten. 
Sollte der Lieferant mehr als ein Zahlungseingangskonto benötigen, werden ihm 
zur Abgeltung des dadurch entstehenden Mehraufwandes für jedes zusätzliche 
Konto b.a.w. € 8,-- zzgl. USt. pro Monat in Rechnung gestellt.
Sollte die Zahlung mittels Wechsel oder Scheck erfolgen, wird Intermarket zur 
Abgeltung des zusätzlichen Arbeitsaufwandes eine bankübliche Gebühr in 
Rechnung stellen.
(c) Auf Fakturen und allen Kopien derselben hat gut sichtbar folgender Vermerk in 
der jeweiligen Landessprache des Abnehmers aufzuscheinen:
Alle unsere Forderungen, somit auch die aus dieser Faktura, wurden an die 
INTERMARKET BANK AG übertragen. Zahlungen können daher nur an diese 
Gesellschaft zugunsten Konto Nr. …………………… bei der 
…………………… geleistet werden.
Bitte senden Sie auch sämtliche Schecks und Wechsel sowie ein Kopie allfälliger 
Beanstandungen an die Intermarket Bank AG,…………………… .
Sonstige Drucksorten des Lieferanten sind auf Wunsch der Intermarket 
entsprechend anzupassen.
(d) Der Lieferant verpflichtet sich ausdrücklich, zu jeder Faktura eine Kopie in 
Schriftform den gesetzlichen und steuerrechtlichen Vorschriften entsprechend 
aufzubewahren und der Intermarket in diesem Zeitraum jederzeit auf Wunsch 
vorzulegen.
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(e) Der Lieferant verpflichtet sich, sämtliche auf seinen Konten einlangende 
Zahlungen für Forderungen, die an Intermarket abgetreten sind, einschließlich 
etwaiger Versicherungsleistungen zu diesen Forderungen an die Intermarket 
weiterzuleiten, sowie alle diesbezüglichen Zahlungsmittel an Intermarket zu 
übersenden.
(2) E-factoring
[…]
§ 8 Gemeinsame Bestimmungen
(1) Der Lieferant garantiert, dass er berechtigt ist, über die Forderungen sowie die 
damit zusammenhängenden Rechte zu verfügen, Dritte daran keinerlei Rechte 
haben, die Forderungen vom Abnehmer nicht kontokorrentmäßig verrechnet 
werden und keine zur Kompensation geeigneten Gegenforderungen bestehen.
(2) Der Lieferant hat alle Informationen über die von Intermarket angekauften 
Forderungen sowie über seine Abnehmer insbesondere auch Einwendungen der 
Abnehmer gegen die Forderungen, wie etwa Mängelrügen, Zessionsverbote, u.Ä. 
sogleich nach Bekanntwerden an Intermarket weiterzuleiten, alle benötigten 
Unterlagen und Belege auf Aufforderung unverzüglich herauszugeben und 
sämtliche erforderliche Erklärungen abzugeben.
(3) Der Lieferant hat Intermarket spätestens 6 Monate nach dem für sein 
Unternehmen geltenden Bilanzstichtag eine ordnungsgemäß gefertigte 
Steuerbilanz samt Gewinn- und Verlustrechnung zu übersenden.
(4) Alle mit diesem Vertrag der Übertragung der Forderungen oder der Bestellung 
von Sicherheiten etwa entstehenden Gebühren und Spesen gegen zu Lasten des 
Lieferanten.
(5) Die Abtretung von Forderungen des Lieferanten gegen Intermarket bedarf der 
schriftlichen Zustimmung der Intermarket. In diesem Fall weist der Lieferant die 
Intermarket an, dem Zessionar für die Dauer des Factoring-Vertrages den 
jederzeitigen Zugriff auf die entsprechenden Daten zu ermöglichen und stimmt 
dieser Anwendung im Sinne der datenschutz- und bankrechtlichen 
Bestimmungen damit ausdrücklich zu. Bei Endabrechnung wird vom 
Abrechnungsguthaben eine Gebühr von 1 % dieses Betrages, zumindest jedoch € 
800,-- zzgl. USt. vor Überweisung in Abzug gebracht.
(6) Der Lieferant ist nicht berechtigt, seine Forderungen gegen Intermarket mit 
Verbindlichkeiten gegenüber dieser aufzurechnen.
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§ 9 Auflösung des Vertrages
(1) Kommt der Lieferant seinen vertraglichen Verpflichtungen nicht nach oder 
erscheint deren Erfüllung gefährdet, stellt der Lieferant die Geschäftstätigkeit ein 
oder wird über sein Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet, ist Intermarket 
berechtigt, den Vertrag mit sofortiger Wirkung aufzulösen.
(2) Mit Beendigung dieses Vertrages bietet der Lieferant Intermarket den Rückkauf 
der Forderungen an. Die Rückübertragung wird durch einseitige schriftliche 
Annahmeerklärung der Intermarket rechtswirksam.
(3) Der Lieferant ist verpflichtet, seine Verbindlichkeiten gegenüber Intermarket 
unverzüglich abzudecken oder, soweit dies nicht möglich ist, bankmäßige 
Sicherheiten zu leisten.
§ 10 Schlussbestimmungen
(1) Änderungen dieser Allgemeinen Factoring-Bedingungen werden dem 
Lieferanten schriftlich mitgeteilt. Sie gelten als genehmigt, wenn der Lieferant 
nicht schriftlich Widerspruch erhebt. Der Widerspruch muss binnen zwei 
Wochen nach Bekanntgabe der Neufassung abgesendet werden.
(2) Für allfällige Streitigkeiten aus dem Factoring-Vertrag wird die Zuständigkeit des 
für den Sitz der Intermarket Bank Aktiengesellschaft sachlich zuständigen 
Gerichts in Wien und die Anwendbarkeit österreichischen Rechts vereinbart.
(3) Soweit sich aus dem Factoring-Vertrag und den Allgemeinen Factoring-
Bedingungen nichts anderes ergibt, gelten die Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen der österreichischen Kreditinstitute sinngemäß.
Kurzzusammenfassung 
„Factoring im Konkurs des Factoringklienten“
Die Arbeit befasst sich mit der zivilrechtlichen Einordnung des Factorings, dessen 
konkursrechtlicher Behandlung und schwerpunktmäßig mit der Anfechtung des 
Factoringvertrags bzw. damit in Verbindung stehende einzelne Rechtshandlungen. Dabei 
gliedert sich die Arbeit in die folgenden drei wesentlichen Teile:
Im ersten Teil wird ein Überblick über die Zusammensetzung des Factoringvertrags und 
über den wirtschaftlichen und rechtlichen Hintergrund des Factorings gegeben. Ferner 
wird als Vorfrage für die konkursrechtliche und anfechtungsrechtliche Behandlung die 
zivilrechtliche Einordnung des unechten und echten Factorings als Kaufvertrag, 
Kreditvertrag, Geschäftsbesorgungsvertrag oder einer Mischform davon betrachtet. Der 
zweite Teil der Arbeit analysiert die Auswirkungen einer Konkurseröffnung über das 
Vermögen des Factoringkunden auf den Factoringvertrag und die zu diesem Zeitpunkt 
noch in verschiedenen Abwicklungsstadien befindlichen Factoringeinzelgeschäften. Der 
Fokus der Arbeit ist der letzte Teil, in dem untersucht wird unter welchen Tatbeständen 
der §§ 28ff KO eine Anfechtung des Factoringvertrags und der einzelnen 
Factoringabwicklungen möglich ist. Hierbei liegt der Schwerpunkt der Analye auf den
praxisrelevantesten Tatbeständen für die Anfechtung beim Factoring, nämlich der 
Anfechtung von Sicherstellungen und Befriedigungen von Forderungen des Factors in 
der Anfechtungsfrist nach § 31 Fall 1 KO und der Anfechtung des Factoringsvertrags 
bzw. einzelner Factoringabwicklungen als nachteilige Rechtsgeschäfte nach § 31 Fall 2 
KO. Dabei wird auch auf die Möglichkeit der Anfechtung von Unterlassungen des 
Factoringkunden und der Anfechtung der Herbeiführung einer Aufrechnungssituation
vor Konkurseröffnung eingegangen. Aufgrund der Ähnlichkeit zum Factoring wird 
insbesondere auf die Rechtsprechung und Lehre zur Anfechtung des durch Zessionen 
besicherten Kontokorrentkredits eingegangen.
In der Arbeit werden eine Reihe von Schlussfolgerungen getroffen, die von der 
herrschenden Meinung bzw. herrschenden Rechtsprechung abweichen. Im 
Anfechtungsausmaß als auch bei den Anfechtungsmöglichkeiten ergibt sich aufgrund 
der rechtlichen Analyse in der Arbeit eine Erweiterung der Möglichkeiten des 
Masseverwalters entgangenes Vermögen für die Masse zurückzufordern.
Abstract
„Factoring contracts in bankruptcy proceedings of the factoring client“
The dissertation analyses the civil law classification of factoring contracts, their 
treatment in bankruptcy proceedings and as its primary focus the possibility of claw-
back actions relating to the factoring contract itself or separate transactions thereunder. 
The dissertation is divided into three main parts:
The first part provides an overview of the composition of a factoring contract and of the 
business and legal background relating to factoring. In addition, the first part deals with 
the preliminary question of the civil law treatment of so-called “true” and “false” 
factoring contracts relevant for the bankruptcy and claw-back action treatment of them.  
Factoring contracts may be treated as purchase contracts, credit contracts, agency 
contracts or a composition thereof. 
The second part of the dissertation analyses the implications of a bankruptcy filing of the 
factoring client for the factoring contract between him and the factor as well as the 
implications for transactions carried out under the factoring contract that have not been 
completed at that point. The main focus of the dissertation is the last part, which deals 
among other things with claw-back actions under Sect 28 et seq. of the Austrian 
Bankruptcy Code. The analysis centers at the most important sections for claw-back 
actions, Sect 31 case 1 which deals with securitiy or satisfaction provided to claims of 
the factor against the factoring client within the claw-back period and Sect 31 case 2 
which deals with adverse legal transactions between the factoring client and the factor. 
In this context the dissertation also deals with claw-back actions relating to failures to act 
by the factoring client and actions relating to the avoidance of set-off situations existing 
before the bankruptcy filing. Due to similarities of factoring contracts with revolving 
loan contracts secured by the assignment of receivables, case-law and opinions by 
scholars on this topic are analysed in the dissertation as well.
The dissertation draws several conclusions which depart from the prevalent opinions and 
case-law on the subject matter. As a consequence, both in relation to the possibility to 
bring and the extent of claw-back actions, the analysis in the dissertation shows that the 
bankruptcy trustee may have more extensive possibilities to reclaim property in 
connection with factoring contracts for the benefit of the bankruptcy estate.
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